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1. Einleitung 
 
1.1 Abriss 
 
Die Geschichte der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in der Weimarer Republik ist 
zugleich auch die Geschichte der politischen Entwicklung und Verteidigung der deutschen 
Demokratie. Die allmählich voranschreitende Auflösung des parlamentarischen Systems des 
Deutschen Reiches, die am 30. Januar 1933 mit der Ernennung Adolf Hitlers zum 
Reichskanzler ihren vorläufigen Höhepunkt erreichen sollte, begann in Württemberg bereits 
im Jahre 1928. 
Während die Reichs-SPD 1928 unter Hermann Müller nach der wohl schwierigsten 
Regierungsbildung der Weimarer Republik mit dem „Kabinett der Persönlichkeiten“1 die 
Regierungsgeschäfte übernahm und in den folgenden Jahren die Reichspolitik aktiv 
mitgestaltete, wurden der württembergischen SPD nach den gleichzeitig stattfindenden 
Landtagswahlen „die Grenzen ihrer politischen Möglichkeiten in einem traditionell bürgerlich 
strukturierten Land bewusst“2 gemacht. Zwar erzielten die württembergischen 
Sozialdemokraten mit 23,8% der Stimmen einen beachtlichen Erfolg, jedoch wurden sie – 
obwohl nunmehr stärkste Fraktion im Landtag – bei den sich anschließenden 
Koalitionsverhandlungen völlig ignoriert. Der designierte Staatspräsident Eugen Bolz 
(Zentrum) verweigerte der SPD-Führung bis zur ersten Sitzung des neuen Landtags 
Informationen über die von ihm geführten Koalitionsgespräche mit den bürgerlichen Parteien, 
um sie im entscheidenden Moment vor die Tatsache einer bürgerlich-konservativen 
Regierungskoalition zu stellen. Obwohl die sogenannte Weimarer Koalition eine Mehrheit im 
württembergischen Landtag gehabt hätte, entschied sich das Zentrum für eine konservative 
Minderheitsregierung. Die neue Regierung konnte in keiner der folgenden Abstimmungen ein 
mehrheitliches Vertrauensvotum für sich erlangen, sondern war lediglich im Stande, die von 
den Oppositionsparteien gestellten Misstrauensvoten aufgrund einer besonderen Regelung 
der württembergischen Verfassung mit einer Null-Mehrheit abzuwehren. Die Reaktion der 
sozialdemokratischen Landespartei auf die verfassungsrechtlich fragwürdige 
Regierungskoalition in Württemberg gipfelte schließlich in einer Verfassungsklage beim 
                                                          
1
 Das „Kabinett der Persönlichkeiten“ arbeitete ohne die Unterstützung der einzelnen Fraktionen. 
2
 Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise 1928-1933. Eine Studie zur 
Auflösung der Weimarer Republik, Stuttgart 1959, S.39. 
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Staatsgerichtshof gegen die Regierung Bolz. Da weder die von der SPD gestellten 
Misstrauensvoten noch die Klage beim Staatsgerichtshof zu einem praktischen Ergebnis 
führten, erhielt die württembergische Partei bereits 1928 – also deutlich früher als die 
Reichs-SPD – die Möglichkeit, die Grenzen oppositioneller Maßnahmen auf rein 
parlamentarischer Ebene3 innerhalb eines demokratischen Systems, das zunehmend labiler 
wurde, zu erfassen. Zudem musste die SPD in Württemberg erkennen, dass sie allein durch 
die Koalitionsverweigerung des Zentrums zu einer reinen Oppositionspartei deklassiert 
worden war. Die Verweigerung des Zentrums führte zur politischen Isolation der SPD und 
verhinderte trotz des Wählervotums zugunsten der Weimarer Koalition eine Politik für die 
Republik. 
In den folgenden Monaten und Jahren versuchten die württembergischen Sozialdemokraten 
durch eine engagierte Politik im Landesparlament der bloßen Zuschauerrolle ihrer Fraktion 
entgegenzuwirken, doch die wachsende Isolierung der Partei durch die Haltung des 
Zentrums, durch den Eintritt der Demokraten in die Regierung und später durch die seit 
Herbst 1931 geführte Notverordnungspolitik der Regierung Bolz, drängte die SPD mehr und 
mehr in die politische Einflusslosigkeit. Das Erstarken der nationalsozialistischen Bewegung, 
deren Führer aggressiv  gegen die Sozialdemokraten agitierten, und die Auseinandersetzung 
mit den Kommunisten, die gleichsam in den Sozialdemokraten, den „Sozialfaschisten“, ihren 
Intimfeind sahen, führte die deutsche Sozialdemokratie in einen Mehrfrontenkrieg, dem sie 
nicht gewachsen, und der ihre Kräfte überforderte. 
Die ihr oktroyierte Oppositionsrolle lebte sie innerhalb ihrer parlamentarischen Möglichkeiten. 
Die Weimarer Verfassung blieb Grundlage allen realpolitischen Handelns der Partei. Die 
Tolerierungspolitik gegenüber Brüning zugunsten der preußischen Koalition, die 
Unterstützung Hindenburgs bei der Reichspräsidentenwahl, die Politik für „das kleinere 
Übel“, waren zusammengenommen das Resultat einer politischen Haltung, die allein das 
Wählervotum als das Maß aller Dinge betrachtete. In der Forschung ist diese Haltung als 
Attentismus und Immobilismus beschrieben worden.4 Der Vorwurf, die sozialdemokratischen 
Führer hätten sowohl am 20. Juli 1932, dem „Preußenschlag“, als auch am 30. Januar 1933, 
der Machtübernahme der Nationalsozialisten, die Republik kampflos ihren Gegnern 
überlassen, ist omnipräsent. Tatsächlich hätte an beiden Tagen der Parteivorstand zum 
spontanen Volksaufstand aufrufen können und  dieser hätte möglicherweise den Lauf der 
                                                          
3
 Mit der parlamentarischen Ebene ist an dieser Stelle auch die juristische Ebene gemeint, welche die 
SPD mit dem Anrufen des Staatsgerichtshofes beschritt. 
4
 Siehe beispielsweise Abendroth, Wolfgang: Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie. Das 
Problem der Zweckentfremdung einer politischen Partei durch die Anpassungstendenz von 
Institutionen an die vorgegebenen Machtverhältnisse, 3. Auflage, Mainz 1974; Mommsen, Hans: 
Sozialdemokratie in der Defensive. Der Immobilismus der SPD und der Aufstieg des 
Nationalsozialismus, In: ders.: Arbeiterbewegung und nationale Frage, Göttingen 1979 
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Geschichte entscheidend verändert. Doch auch hier galt den Parteiführern einzig die 
Legitimation durch den Wähler. Der preußische Ministerpräsident Otto Braun wollte im Juli 
1932 nach eigenen Angaben nicht „die Macht usurpieren“ gegen den „irregeleiteten 
Volkswillen“ und auch nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten konzentrierte der 
Parteivorstand der SPD sämtliche Kräfte auf die Märzwahlen.  
Die sozialdemokratischen Führer im Reich und in Württemberg lehnten auch nach den 
Wahlen trotz des aggressiven Vorgehens der Nationalsozialisten gegen die Partei den 
Kampf auf der Straße ab. Die Hoffnung, die neue Regierung werde sich auf dem Boden der 
Verfassung bewegen, und die Furcht, die SPD könne durch aggressive Maßnahmen gegen 
die Nationalsozialisten in die Illegalität gedrängt werden, nahmen der Partei jegliche 
Dynamik für außerparlamentarische Aktionen. Zudem fürchteten ihre Führer die schwere 
Verantwortung, mit der sie sich bei einem parteioffiziellen Aufruf zum Kampf auf der Straße 
belastet hätten. So war der Kampf mit rein verbalen Mitteln gegen die NSDAP, der sich 
durch Reden, Schriften, Versammlungen und Demonstrationen definierte, auch in der Zeit 
zwischen dem 30. Januar und dem 22. Juni, dem Tag da die SPD im Deutschen Reich 
verboten wurde, die alleinige Grundlage des sozialdemokratischen Wirkens gegen Hitler. 
Dabei zeigte sich die württembergische SPD-Führung deutlich ängstlicher als die Reichs-
Führung. Bereits vor dem offiziellen Parteiverbot löste sie sich selbst auf und übernahm so 
die Verantwortung für eine historische Entwicklung, den alleine die Nationalsozialisten zu 
verantworten hatten. Auch bei der Beantragung des Ermächtigungsgesetzes durch die 
Nationalsozialisten stimmte die sozialdemokratische Fraktion im württembergischen Landtag 
nicht gegen das Gesetz wie dies ihre Fraktionskollegen in der Krolloper getan hatten, 
sondern enthielt sich lediglich der Stimme. 
Die dem Parteiverbot bzw. der Selbstauflösung der württembergischen Sozialdemokratie 
folgende Zeit ließ den Genossen laut Wilhelm Keil lediglich drei Optionen offen, den neuen 
Verhältnissen zu begegnen. Man habe, so Keil, drei Möglichkeiten, auf die Machtübernahme 
der Nationalsozialisten zu reagieren: „1. Selbstmord, 2. Emigration, 3. Im neuen Staat zu 
leben und seiner Überzeugung treu zu bleiben.“5  Allerdings vergaß Keil hier zu erwähnen, 
dass viele Genossen die Wahl zwischen den genannten Möglichkeiten nicht hatten, weil sie 
bereits inhaftiert waren oder Gefahr liefen, inhaftiert zu werden. Auch die Möglichkeit, 
Widerstandsarbeit zu leisten, kam für Keil nicht in Betracht und wurde von ihm insgesamt 
verworfen.    
Das besondere Interesse der vorliegenden Arbeit gilt der Frage, wie die sozialdemokratische 
Partei, ihre Führer und ihre Mitgliedschaft im Einzelnen auf die Auflösung des Weimarer 
                                                          
5
 Keil, Wilhelm: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, Bd.2, Stuttgart 1948, S.497f. 
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parlamentarischen Systems und auf den Aufstieg des Nationalsozialismus reagierten. Dabei 
wird anhand der württembergischen Sozialdemokratie, ihrer spezifischen Voraussetzungen 
und der besonderen Umstände, die sie formten, ein differenziertes und zur Reichs-SPD 
divergierendes Bild gezeichnet. Der Immobilismus des württembergischen Parteivorstands 
seit 1928 und der Attentismus der württembergischen Sozialdemokraten nach dem 30. 
Januar 1933, der in dem sie diskreditierenden Legalitätskurs nach der Machtübernahme 
gipfelte – legt das Fundament für die grundsätzliche Fragestellung der vorliegenden 
Untersuchung. 
Die württembergische Sozialdemokratie bietet für eine solche Untersuchung – dies im 
Vergleich zur Reichs-SPD - besondere Voraussetzungen. Als gemäßigte 
sozialdemokratische Partei versuchte sie bereits zu Beginn des Jahrhunderts, konstruktiv in 
der Landespolitik mitzuwirken. Sie gab ihre Blockade gegen die bürgerlich-konservativen 
Landesregierungen auf - man denke an die Billigung des Staatshaushaltes Württemberg 
durch die SPD 1907, dies gegen den Willen des Reichsparteiparteivorstands – und bezeugte 
so frühzeitig ihre Bereitschaft, politische Verantwortung als staatstragende Partei in 
Württemberg zu übernehmen. Männer wie Wilhelm Keil versuchten konsequent, 
revolutionäre Kräfte innerhalb der württembergischen Sozialdemokratie einzudämmen. 
Dennoch gelang es den  Sozialdemokraten nicht, sich zu einem in den Augen des Landes-
Zentrums attraktiven Koalitionspartner zu entwickeln. Während die Reichs-SPD seit 1928 mit 
Hermann Müller als Reichskanzler regierte, wurden die württembergischen 
Sozialdemokraten nach der Landtagswahl, obwohl die Weimarer Koalition hier eine Mehrheit 
gehabt hätte, von sämtlichen Koalitionsverhandlungen ausgeschlossen. So vermochte die 
Partei bereits fünf Jahre vor der Auflösung der Republik und der Gleichschaltung der Länder 
sowie zwei Jahre vor der Kanzlerschaft Brünings und dem Ende der letzten 
sozialdemokratischen Regierung in Berlin keine tragende Rolle im Stuttgarter Parlament zu 
spielen.  
Welche Konzeptionen entwickelte die württembergische Sozialdemokratie in einer Situation, 
in der bürgerlich-konservative Parteien die verfassungsrechtlichen Grundlagen für eine 
verantwortungsbewusste Politik enthebelten6? Wie reagierte eine gemäßigte, zu 
unterschiedlichen Kompromissen bereite Landespartei auf die schleichende Auflösung des 
demokratischen Staatssystems, das für sie die Grundlage ihres politischen Handelns 
darstellte? Wie interpretierte die SPD in Württemberg den gesellschaftlichen Wandel und die 
innergesellschaftlichen Diskrepanzen Weimarers zu ihren Gunsten und zum Vorteil der 
                                                          
6
 Mit der Unterwanderung einer verantwortungsbewussten Politik ist hier das Regieren mit Hilfe von 
Notverordnungen gemeint, deren gesetzmäßige Grundlage im verfassungsrechtlichen Kontext als 
fragwürdig erscheint. 
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Republik? Welche politischen und gesellschaftlichen Themen Weimars machte sie zu ihren 
Themen und welche Akzente setzte sie hier? Welche Möglichkeiten boten sich ihr im Kampf 
gegen den Nationalsozialismus und ihre politischen Gegener insgesamt? 
Da in der wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Geschichte der SPD in den vergangenen 
Jahrzehnten die Betrachtung „von oben“, das heißt die Betrachtung aus der nationalen 
Perspektive dominierte, ist ein solcher Fragenkatalog im Kontext der württembergischen 
Landesparteigeschichte neu. Regional- und lokalgeschichtliche Einzelstudien zur 
württembergischen Sozialdemokratie waren und sind bis heute eine Ausnahme. Die Gründe 
liegen vermutlich in der positiven Beurteilung der Zeitgenossen hinsichtlich der Beziehungen 
zwischen Bund und Ländern in der heutigen Zeit und der somit schwindenden Rolle der 
verschiedenen Landesverbände der einzelnen Parteien innerhalb jenes föderativen Systems: 
„Die Parteien erscheinen in dieser Optik im wesentlichen als monolithische Gebilde ohne 
regionale Differenzierung“7, beschreibt der deutsche Politologe und Parteienforscher Karl 
Schmitt in seiner Untersuchung über die deutschen Parteien und ihre regionalen politischen 
Traditionen die moderne Einschätzung vieler zeitgenössischer Wissenschaftler. Vergessen 
wird bei dieser Einschätzung die historische Komponente, nämlich der Konflikt zwischen 
Reich und Ländern im Deutschen Reich und die damit einhergehende Heterogenität der 
einzelnen Landesverbände der Weimarer Parteien und eben auch der Weimarer 
Sozialdemokratie. Gleichfalls werden die regionalen Disparitäten innerhalb der 
Bundesrepublik ignoriert8, so dass auch die Einschätzung der heutigen Parteien und ihrer 
Lokalorganisationen fehl geht. Heute wie gestern bestehen und bestanden Unterschiede und 
Gegensätze zwischen den Ländern. Dass diese regionalen Unterschiede sich auswirken auf 
die verschiedenen  Lokalorganisationen der Parteien, erklärt den wissenschaftlichen Gewinn 
einer regionalen, komparatistisch angelegten Parteigeschichte.  
Regionale Besonderheiten basieren auf der Existenz verschiedener, sich voneinander 
abgrenzender, sozialer Gruppen und ihre räumliche Verteilung in den historischen Ländern 
und ihren Landesteilen. Zudem spielen historisch gewachsene, auf ökonomischen, 
politischen und kulturellen Faktoren fußende Eigenheiten eine Rolle, die allgemeiner als 
regionale Mentalitäten bezeichnet werden können. Gemeint sind damit regional- und 
lokalspezifische Sprech-, Denk-, Gefühls- und Verhaltensgewohnheiten, denen eine 
                                                          
7
 Schmitt, Karl: Parteien und regionale politische Traditionen. Eine Einführung, In: Parteien und 
regionale politische Traditionen in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. v.  Dieter Oberndörfer und 
Karl Schmitt, Berlin 1991, S.6. 
8
 Dieser Nachweis von der Existenz regionaler Disparitäten kann aufgrund vorliegender Ergebnisse 
erbracht werden. Vgl. Lipp, Wolfgang: Industriegesellschaft und Regionalkultur, Köln 1984; Steinbach, 
Peter: Territorial- und Regionalgeschichte. Wege der modernen Landesgeschichte, In: Geschichte und 
Gesellschaft 11 (1985), S.528-540; Berg-Schlosser; Dirk und Schissler, Jakob (Hrsg.): Politische 
Kultur in Deutschland, Opladen 1987; Wehling, Hans-Georg (Hrsg.): Regionale politische Kultur, Köln 
1985; Schmitt, Karl: Parteien und regionale politische Traditionen. 
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entsprechende Lebensweise folgt, die eventuell auch die Ausbildung eines eigenen 
Regionalbewusstseins9 bedingen.  
Durch die Haltung der Landespartei Württembergs, die sich zwischen Loyalität zum Reichs-
Parteivorstand und eigenverantwortlicher, landesspezifischer Politik engagieren musste, 
sollen die Probleme einer demokratischen Partei mit all ihren regionalen Besonderheiten in 
einer zunehmend die Demokratie ablehnenden Parteienlandschaft und Gesellschaft 
ergründet werden. Die besonderen Bedingungen in Württemberg vermögen die allgemeine 
Fragestellung - Wie war Hitler möglich? Warum blieb die deutsche Sozialdemokratie bis zu 
ihrem Ende in der Defensive? - aus einer neuen Perspektive her zu beleuchten. In 
Württemberg verhielten sich die Sozialdemokraten deutlich moderater als in den anderen 
reichsdeutschen Ländern und hätten von daher als Koalitionspartner für die bürgerlichen 
Parteien an Attraktivität gewinnen müssen. Auch die Tatsache, dass die württembergische 
Gesellschaft weitaus weniger anfällig war für politische radikale Strömungen und daher der 
Sozialdemokratie in der Endphase der Weimarer Republik den Rücken hätte stärken 
müssen, lässt aller Logik folgend die Annahme zu, dass sich insbesondere hier der SPD  
aussichtsreichere Alternativmöglichkeiten boten als vielen anderen Landesorganisationen im 
Kampf für die Republik und gegen Hitler. Diese Annahmen bestätigen sich allerdings bei 
einer intensiven Betrachtung nicht. Ausgerechnet in Württemberg war die SPD sehr viel 
früher isoliert als im Reich. Die Sozialdemokratie konnte sich hier trotz der politisch 
stabileren württembergischen Gesellschaft nicht als die alleinige Stütze und Verteidigerin der 
Demokratie verkaufen. Diese erste Auffälligkeit, die die  landesgeschichtliche Untersuchung 
nachweist,  nimmt bereits an dieser Stelle vorweg, dass manche allgemeine Interpretation 
über die Gründe des Fehlgangs und Versagens der deutschen Sozialdemokratie durch die 
Beschäftigung mit der württembergischen SPD in einem anderen Licht erscheinen. 
Entwickelte die württembergische SPD alternative Formen der Opposition – parlamentarisch, 
außerparlamentarisch, legal oder illegal - gegen Bolz und Brüning sowie gegen Mergenthaler 
10
 und Hitler gegenüber denen ihrer Genossen im Reich? Wenn dies der Fall war, welche 
                                                          
9
 Der Begriff Regionalbewusstsein ist abgeleitet aus dem Terminus Nationalbewusstsein und meint die 
persönliche Identifikation mit den Eigenheiten des Landes (im weitesten Sinne), in dem man heimisch 
ist. 
10
 Christian Mergenthaler, * 8.11.1884 in Waiblingen, + 11.9.1980 in Bad Dürrheim, Studium in 
Stuttgart, Tübingen und Göttingen und Abschluss 1907 für das höhere Lehramt, danach 
Realschullehrer in Leonberg; Kriegsteilnehmer; ab 1920 Gymnasiallehrer in Schwäbisch Hall; hier 
1922 Mitbegründer der NSDAP; nach dem Verbot der NSDAP erst 1927 Wiedereintritt; Mergenthaler 
kritisierte den alleinigen Führungsanspruch Hitlers; wahrscheinlich wurde ihm aus diesem Grund das 
Amt des Gauleiters der NSDAP für Württemberg zugunsten Wilhelm Murrs vorenthalten, was 
bleibende Spannungen hervorrief; zwischen 1928 und 1932 war M. einziger Landtagsabgeordneter 
der NSDAP im württembergischen Landtag; aggressiver Antisemit; 1932 Landtagspräsident, ab 1933 
württembergischer Ministerpräsident und Kultminister; nach 1945 verurteilt, 1949 aus der Haft 
entlassen; lebte bis 1980 zurückgezogen in Korntal-Münchingen, Raberg, Frank: Biographisches 
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Auswirkungen hatten jene alternativen Verteidigungsformen auf die politische Entwicklung? 
Und wenn dem nicht so war, lieferte ein solches Ergebnis nicht den Beweis, dass diese 
anderen Voraussetzungen, welchen die württembergische Sozialdemokratie unterstand, 
keinen ausschlaggebenden Funktionen einnahmen? 
Das Vorgehen der Reichs-SPD gegen den erstarkenden Nationalsozialismus hatte den 
Untergang Weimars nicht aufhalten können. Erhielt die württembergische SPD aufgrund der 
abweichenden strukturellen Bedingungen, denen sie unterstand, neue Möglichkeiten im 
antifaschistischen Kampf und wenn nicht, gab es dann überhaupt eine effektive 
Verteidigungsstrategie gegen Hitler? Der Charakter der Fragestellung, die im Grunde 
Ohnmacht und Unvermögen demokratischer Kräfte allgemein aufzeigt im Kampf gegen 
republikfeindliche politische Strömungen, relativiert den Begriff „Parteigeschichte“. Sie 
unterstreicht dabei zugleich die Aktualität der Problematik: Welcher Konzeptionen bedürfen 
moderne Demokratien zu ihrer Verteidigung gegen radikale Bewegungen? Wie muss eine 
Gesellschaft beschaffen sein, die  sich der Verführung volksverhetzender Agitationen 
entziehen kann? Sind Skrupellosigkeit auf Seiten radikaler Führer und Ohnmacht auf Seiten 
demokratischer Verantwortlicher die spezifischen Merkmale des politischen Handelns jener 
Gruppen, welche Sieger und Verlierer von vornherein benennen? Hemmt die Angst vor 
Gewalt den Aktionsradius demokratischer Parteien? 
Die vorliegende Arbeit wird sicherlich keine Antworten im Sinne einer Benennung pauschaler 
Strategien zur Verteidigung demokratischer Systeme erbringen. Dennoch soll sie anhand der 
zu untersuchenden Themenkreise Ursachen und Gründe für den Untergang der Weimarer 
Republik, ihrer Gesellschaft und ihrer Kultur benennen. Die lokalgeschichtliche 
Untersuchung eröffnet dabei neue Perspektiven. Anhand von Themenkreisen, die zunächst 
nicht oder nur wenig mit der Fragestellung in Verbindung zu stehen scheinen, und die 
darüber hinaus keine Verbindung zur Reichspolitik eingehen, sollen komplexe 
Erklärungsmodelle geschaffen werden. So bezeichnen Themen wie die Einführung des 
achten Schuljahres in Württemberg oder die Stuttgarter Abtreibungsaffäre, das politisch-
kulturelle Stadium der Weimarer Gesellschaft und ihre inneren Problemzonen. Deutlich 
werden anhand der Themen Heterogenität und Homogenität der Gesellschaft zugleich und 
somit Schwachstellen und Anfälligkeiten ihrer politischen Kultur. 
In der Verbindung von  „Parteigeschichte“, „Lokalgeschichte“ und „Mentalitätsgeschichte“ 
verlangt die Arbeit eine sowohl thematische als auch chronologische Einteilung. Zunächst 
werden die Vorbedingungen der württembergischen Sozialdemokratie dargestellt, so die 
                                                                                                                                                                                     
Handbuch der württembergischen Landtagsabgeordneten 1815-1933, Im Auftrag der Kommission für 
geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg, Stuttgart 2001. 
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wirtschaftlichen, strukturellen und soziostrukturellen Voraussetzungen für die Bildung einer 
eigenen regionalen politischen Kultur und ebenso Aufbau und Organisation der Partei. Diese 
Kapitel sind thematisch gegliedert und stützen sich bereits hier vor allen Dingen auf eigene 
Forschungsarbeit und Recherchen. Hiernach wird die zentrale Aufgabenstellung bearbeitet. 
Dabei unterliegt der Themenkatalog sozialdemokratischer Landespolitik der sinnvollen 
chronologischen Ordnung. Beginnend mit dem Jahr 1928 und endend mit dem Jahr 1933 
werden für jedes Jahr die herausragenden Themen dargestellt, deren Auswahl dabei der 
Qualität ihrer Reflektion in der Öffentlichkeit beziehungsweise ihrer Behandlung in der 
sozialdemokratischen Presse oblag und zu einem sehr heterogenen Themenfeld führte, 
welches Landespolitik und Reichspolitik, Aktionen und Reaktionen der sozialdemokratischen 
Führungskader wie der sozialdemokratischen Basis vereint. Dabei stehen die einzelnen 
Kapitel, wie beispielsweise die Stuttgarter Abtreibungsaffäre lediglich Modell für weitere, in 
der Weimarer Republik diskutierte Probleme und sollen ein komplexes Bild der Weimarer 
Gesellschaft und ihrer Denkmuster zeichnen. Das Jahr 1932 erfährt durch die Fülle an 
Ereignissen, welche die Fragestellung dieser Arbeit unmittelbar berühren eine besonders 
intensive Auseinandersetzung. Die Zusammenfassung wird idealerweise das Scheitern der 
Demokratie von innen heraus beleuchten. 
 
1.2 Forschungsstand 
 
Die Geschichte Württembergs ist neben Gesamtdarstellungen wie den Werken von Hans-
Georg Wehling11, Willi A. Boelcke12 und Otto Borst13 inzwischen Gegenstand einer 
wachsenden Anzahl von Einzeldarstellungen und Aufsätzen, die sich mit unterschiedlichen 
regionalgeschichtlichen Themengebieten, Epochen und Zeitabschnitten beschäftigen. So 
bieten die „Beiträge zur geschichtlichen Landeskunde“, die „Beiträge zur südwestdeutschen 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte“, die „Schriften zur südwestdeutschen Landeskunde“, die 
„Veröffentlichungen der Kommission für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg“ 
und die „Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württemberg“ – um nur die 
                                                          
11
 Siehe u.a.: Baden-Württemberg. Eine politische Landeskunde, hrsg. v. Hans-Georg Wehling, Bd.1 
und 2, Stuttgart 1997 (4.erweiterte Auflage) und Stuttgart 1991; Der deutsche Südwesten: regionale 
Traditionen und historische Identitäten. Hans-Georg Wehling zum Siebzigsten, unter Mitarbeit von 
Dieter Langewiesche, Redaktion: Reinhold Weber, Hans-Georg Wehling, Stuttgart 2008;  Weber, 
Reinhold, Wehling, Hans-Georg: Geschichte Baden-Württembergs, München 2007; Wegmarken 
südwestdeutscher Geschichte, hrsg. v. Hans-Georg Wehling, Stuttgart 2007; Wehling, Hans-Georg: 
Regionale politische Kultur. 
12
 Boelcke, Willi A.: Handbuch Baden-Württemberg. Politik, Wirtschaft, Kultur von der Urgeschichte bis 
zur Gegenwart, Stuttgart u.a. 1982. 
13
 Borst, Otto: Württembergs Geschichte und Gestalt eines Landes, Konstanz 1978. 
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wichtigsten zu nennen – eine umfangreiche Auswahl zu den unterschiedlichsten 
Zeitabschnitten und Sachthemen innerhalb der regionalen Geschichtsforschung. 
In den 1970-er, vor allem aber in den 1980-er Jahren erfuhr die regionalgeschichtliche 
Forschung in Württemberg einen deutlichen Aufschwung. Das „Handbuch der baden-
württembergischen Geschichte“14 sowie Boelckes „Sozialgeschichte Baden-Württembergs 
1800-1989“15 liefern einen Überblick über das 19. und 20. Jahrhundert. Die Geschichte 
Württembergs in der Weimarer Republik erfuhr mit Waldemar Bessons Darstellung 
„Württemberg und die deutsche Staatskrise 1928-1933. Eine Studie zur Auflösung der 
Weimarer Republik“16 bereits im Jahre 1959 ihre erste intensive Beschäftigung. Diese 
umfassende Beschreibung der bürokratischen Struktur und der verwaltungstechnischen 
Arbeit des württembergischen Staatsapparates sowie der Beziehungen zwischen Parlament 
und Regierung und ebenso zwischen den einzelnen Ministerien bot den folgenden 
Forschungsarbeiten sicherlich bis in die achtziger Jahre hinein den intensivsten Überblick 
über die Weimarer Zeit. Erst mit Thomas Schnabels 1986 erschienenem Werk „Württemberg 
zwischen Weimar und Bonn 1928-1945/46“17 gelang eine ebenso zugängliche wie gründliche 
Untersuchung der politischen Geschichte Württembergs in jenen Jahren.  Die Literatur über 
die Machtübernahme der Nationalsozialisten in Württemberg sowie über Württemberg im 
Dritten Reich fällt, verglichen mit dem Literaturbestand über die Weimarer Zeit, umfangreich 
aus. Paul Sauer erarbeitete in den frühen 1970-er Jahren „Württemberg in der Zeit des 
Nationalsozialismus“18, ihm folgten 1988 Otto Borsts und Joachim Boelckes 
Aufsatzsammlung „Das Dritte Reich in Baden und Württemberg“19 sowie erneut Thomas 
Schnabel, der sich in verschiedenen Studien intensiv mit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten in Südwestdeutschland und den einzelnen Formen des Widerstands 
beschäftigte20. 
Die württembergische Sozialdemokratie erfuhr für den von mir bearbeiteten Zeitabschnitt 
nahezu keine Beachtung. Zwar wurden die vorausgehenden Zeitabschnitte durch Frolinde 
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 Handbuch der baden-württembergischen Geschichte, im Auftrag der Kommission für geschichtliche 
Landeskunde in Baden-Württemberg, hrsg. v. Hansmartin Schwarzmaier und Gerhard Taddey, Bd. 1- 
5, Stuttgart 1992ff. 
15
 Boelcke, Willi A.: Sozialgeschichte Baden-Württembergs 1800-1989, Politik, Gesellschaft, 
Wirtschaft, Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs, Stuttgart 1989. 
16
 Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise 1928-1933. 
17
 Schnabel, Thomas: Württemberg wischen Weimar und Bonn, 1928 bis 1945/46, Stuttgart 1986, 
siehe hierzu auch Schnabel, Thomas: Geschichte von Baden und Württemberg 1900-1952, hrsg. v. 
Haus der Geschichte Baden-Württemberg, Stuttgart 2000. 
18
 Sauer, Paul: Württemberg in der Zeit des Nationalsozialismus, hrsg. v. der Kommission für 
geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg, Ulm 1975. 
19
 Borst, Otto; Boelcke, Joachim (Hg.): Das Dritte Reich in Baden-Württemberg, Stuttgart 1988. 
20
 Schnabel, Thomas: Formen des Widerstands im Südwesten 1933-45. Scheitern und Nachwirken, 
hrsg. v. Landeszentrum für politische Bildung Baden-Württemberg und dem Haus für Geschichte 
Baden-Württemberg, Ulm 1994. 
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Balser21, Wolfgang Schmierer22, Christof Rieber23, Hannelore Schlemmer24 und Maja Christ-
Gmelin25 in Einzeldarstellungen bearbeitet, die württembergische Sozialdemokratie in der 
Weimarer Republik blieb aber nahezu unberührt. Lediglich Thomas Kurz26 und Jürgen 
Mittag27 untersuchten die württembergische Sozialdemokratie in dem von mir behandelten 
Zeitraum. Kurz beschrieb in seiner Dissertation aus dem Jahr 1994 das Verhältnis zwischen 
Sozialdemokraten und Kommunisten zwischen 1928 und 1933, also in dem auch von mir 
gestellten sinnvollen zeitlichen Rahmen. Dabei diskutierte Kurz vor allem die Frage, warum 
die beiden Arbeiterparteien nicht in der Lage waren, gemeinsam gegen den aufsteigenden 
Nationalsozialismus zu agieren. Kurz´ Detailanalyse ließ dabei keinen Raum für eine 
Darstellung der sozialdemokratischen Landespolitik oder gar des sozialdemokratischen 
Kultur- und Parteilebens in jenen Jahren. Allgemeiner war das Thema formuliert, das sich 
Jürgen Mittag stellte. In seinem Werk „Die württembergische SPD in der Weimarer Republik“ 
konzentrierte sich Mittag auf die Interpretation der einzelnen Wahlergebnisse der SPD in 
Württemberg sowie die Erstellung biographischer Daten. Eine tatsächliche Geschichte der 
Partei erarbeitete Mittag allerdings nicht. Neben dem statistischen und biographischen 
Apparat blieb auch in diesem Werk kein Raum  für die politische Arbeit der Landespartei. 
Wesentlich eingehender setzte sich Mittag in seiner politischen Biographie über Wilhelm Keil 
mit der sozialdemokratischen Tagespolitik auseinander28. Dies allerdings im Rahmen einer 
biographischen Darstellung, die zugunsten der Person oftmals auf die Darstellung von 
Sachthemen verzichten musste, die nicht unmittelbar mit der Lebensgeschichte des 
Politikers zusammenhingen. Neben Wilhelm Keil erfuhr einzig Kurt Schumacher das 
Interesse der geschichtswissenschaftlichen Forschung. Bereits 1967 erstellte Lewis J. 
Edinger29 eine Biographie über Schumacher, 1985 Willy Albrecht30. Beide Biographen 
behandelten den Werdegang Schumachers vor 1945 allerdings sehr stiefmütterlich. Peter 
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 Balser, Frolinde: Sozialdemokratie 1848/49-1863. Die erste deutsche Arbeiterorganisation 
„Allgemeine deutsche Arbeiterverbrüderung“ nach der Revolution, Bd. 1 und 2, 2. Auflage Stuttgart 
1965, Bd.1 Textband, Bd.2 Quellen. 
22
 Schmierer, Wolfgang: Von der Arbeiterbildung zur Arbeiterpolitik – Die Anfänge der 
Arbeiterbewegung in Württemberg 1862/63-1878, Hannover 1970. 
23
 Rieber, Christof: Das Sozialistengesetz und die Sozialdemokratie in Württemberg 1878-1890, In: 
Schriften zur südwestdeutschen Landeskunde, Bd.19, Tübingen 1982. 
24
 Schlemmer, Hannelore: Die Rolle der Sozialdemokratie in den Landtagen Baden und Württembergs 
und ihr Einfluss auf die Entwicklung der Gesamtpartei zwischen 1890 und 1914, Freiburg 1953. 
25
 Christ-Gmelin, Maja: Die württembergische Sozialdemokratie 1880-1914. Ein Beitrag zur 
Geschichte des Reformismus und Revisionismus in der deutschen Sozialdemokratie, Stuttgart 1976. 
26
 Kurz, Thomas: Feindliche Brüder im deutschen Südwesten. Sozialdemokraten und Kommunisten in 
Baden und Württemberg von 1928 bis 1933, Berlin 1996.  
27
 Mittag, Jürgen: Die württembergische SPD in der Weimarer Republik. Eine sozialdemokratische 
Landtagsfraktion zwischen Revolution und Nationalsozialismus, Vierow bei Greifswald 1997. 
28
 Mittag, Jürgen: Wilhelm Keil (1870-1968). Sozialdemokratischer Parlamentarier zwischen 
Kaiserreich und Bundesrepublik. Eine politische Biographie, hrsg. v. d. Kommission für Geschichte 
des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Düsseldorf 2001. 
29
 Edinger, Lewis J.: Kurt Schumacher. Persönlichkeit und politisches Verhalten, Köln, Opladen 1967. 
30
 Albrecht, Willy: Kurt Schumacher. Ein Leben für den demokratischen Sozialismus, Bonn 1985.  
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Merseburgers Darstellung „Der schwierige Deutsche“31 und ebenso die von Günther Scholz 
erstellte Biographie32 fehlen der wissenschaftliche Apparat  und sind insgesamt eher 
publizistisch orientiert.      
Neben Darstellungen, die sich mit der Landespartei und einzelnen Politikern beschäftigten, 
sind auch die Arbeiten erwähnenswert, welche die SPD in kleineren lokalen Einheiten 
untersuchen. Karl Schroth widmete sich Ende der 70-er Jahre der Pforzheimer 
sozialdemokratischen Arbeiterbewegung von 1924 bis zum Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges33, in den 80-er und 90-er Jahren erschlossen Sylvia Greiffenhagen für die 
Esslinger SPD34, Edith Hoepfner für Stuttgart35 und Gunther Mai für die Geislinger 
Metallarbeiterbewegung36 die Geschichte der Partei. 
Einen soliden Gesamtüberblick über die Geschichte der Partei seit ihren Anfängen bietet das 
von Jörg  Schadt und Wolfgang Schmierer herausgegebene Werk „Die SPD in Baden-
Württemberg und ihre Geschichte“ aus dem Jahr 197937. 
Die Geschichte der reichsdeutschen SPD in der Weimarer Republik ist dagegen als ein 
wichtiger Teil der reichsdeutsche Geschichte, wenn nicht sogar als der tatsächliche Teil der 
reichsdeutschen Geschichte, dessen Darstellung gleichzusetzten ist mit der Erforschung des 
Schicksals der ersten deutschen Republik überhaupt, untersucht worden. Zu nennen ist hier  
zunächst als die umfassendste Darstellung das gewaltige Werk Heinrich August Winklers, 
der in seiner dreibändigen „Geschichte der Arbeiter und der Arbeiterbewegung“ von 1918 bis 
1933 ein Standardwerk geschaffen hat.38 Mit dem „Versagen“ der Partei am Ende der 
Weimarer Republik beschäftigte sich eingehend Erich Matthias39, dessen Ergebnisse bis 
heute allgemein geachtet sind. Ebenso widmete sich Hans Mommsen dieser grundlegenden 
Frage und beeindruckte unter anderem in seinem Aufsatz „Sozialdemokratie in der 
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 Merseburger, Peter: Der schwierige Deutsche. Kurt Schumacher. Eine Biographie, Stuttgart (2) 
1995. 
32
 Scholz, Günther: Kurt Schumacher, Düsseldorf usw. 1988. 
33
 Schroth, Karl: Und immer wieder für die Freiheit. Pforzheimer sozialdemokratische 
Arbeiterbewegung 1924-1939, Pforzheim 1977. 
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 Greiffenhagen, Sylvia: „Haut-volée-Sozialdemokraten“ und „Revolutionsfabrik“. Die Geschichte der 
Esslinger SPD, Esslingen 1995, In: Esslinger Studien, Schriftenreihe 16. 
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 Hoepfner, Edith: Die Stuttgarter Arbeiterbewegung zwischen Republik und Faschismus, Stuttgart 
1984. 
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 Mai, Gunther: Die Geislinger Metallarbeiterbewegung zwischen Klassenkampf und 
Volksgemeinschaft 1931-1933/34. Mit einem Nachwort: Der Neubeginn 1945, Düsseldorf 1984. 
37
 Schadt, Jörg / Schmierer (Hg.): Die SPD in Baden-Württemberg und ihre Geschichte. Von den 
Anfängen der Arbeiterbewegung bis heute. Schriften zur politischen Landeskunde Baden-
Württemberg, hrsg. v. d. Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, Stuttgart 1979. 
38
 Winkler, Heinrich August: Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik, 3 Bde., Berlin 
1984-87. 
39
 Siehe beispielsweise: Matthias, Erich / Morsey, Rudolf: das Ende der Parteien 1933. Darstellungen 
und Dokumente, Düsseldorf 1960. 
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Defensive. Der Immobilismus der SPD und der Aufstieg des Nationalsozialismus“40. 
Gleichfalls haben Wolfgang Abendroth41, Susanne Miller und Heinrich Potthoff42, Wolfram 
Pyta43, Peter Lösche44, Rainer Schäfer45 und Helga Grebing46 wichtige Beiträge zur 
Geschichte der SPD in Weimar erbracht.    
Die vorliegende Arbeit stützt sich in ihren Recherchen vor allem auf eine detaillierte 
Auswertung der württembergischen sozialdemokratischen Presse in jenem Zeitabschnitt. 
Dabei wurden vor allem das Zentralorgan der württembergischen SPD „Die Schwäbische 
Tagwacht“ und die „Donau-Wacht“ herangezogen. Letztere Zeitung wurde vorzüglich dann 
als Quelle herangezogen, wenn das Zentralorgan in seinen Beständen durch 
Kriegseinwirkung Lücken aufwies. Da sämtliche sozialdemokratische Zeitungen einer 
gewissen Parteidisziplin unterstanden, fällt die große Anzahl sozialdemokratischer Blätter 
nicht weiter ins Gewicht. Aufbau und Inhalt waren nahezu identisch. Eine weitere wichtige 
Quelle waren die Protokoll-Bände der Verhandlungen des Landtags, deren Auswertung nicht 
unerheblich zur Auswahl des Themenkanons meiner Studie beigetragen hat. Sowohl die 
sozialdemokratische Presse als auch die Protokolle des Landtags konnte ich über einen 
langen Zeitraum in der württembergischen Landesbibliothek einsehen. Weitere wichtige 
Quellen lieferte mir das Hauptstaatsarchiv in Stuttgart und ebenso das Archiv der sozialen 
Demokratie in Bonn, Bad Godesberg. Diesen Einrichtungen gebührt mein Dank. Neben den 
primären Quellen lieferten zudem Autobiographien wie die Wilhelm Keils, Erich Rossmanns 
und anderer Sozialdemokraten und weitere, von der württembergischen SPD selbst 
herausgegebene Jahrbücher, Protokolle und Festschriften einen zusätzlichen Fundus an 
Sekundärquellen. 
 
 
                                                          
40
 Mommsen, Hans: Arbeiterbewegung und nationale Frage, Göttingen 1979; neben dem zitierten 
Werk vergleiche auch das Standardwerk: Aufstieg und Untergang der Republik von Weimar: 1918-
1933, Berlin 1998, ebenso: Sozialdemokratie zwischen Klassenbewegung und Volkspartei, Frankfurt 
1974. 
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 Siehe u.a. Abendroth, Wolfgang: Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie. Das Problem 
der Zweckentfremdung einer politischen Partei durch die Anpassungstendenz von Institutionen an 
vorgegebene Machtverhältnisse, Mainz 1974 (3); ders.: Einführung in die Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung, Bd. 1: Von den Anfängen bis 1933, bearb. V. Heinz-Gerd Hofschen, Heilbronn 
1985; ders.: Sozialgeschichte der europäischen Arbeiterbewegung, Frankfurt 1965. 
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 Miller, Susanne / Potthoff, Heinrich: Kleine Geschichte der SPD, Bonn 1989. 
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 Pyta, Wolfram: gegen Hitler und für die Republik, Düsseldorf 1989. 
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 Lösche, Peter: Kleine Geschichte der deutschen Parteien, Stuttgart 1994. 
45
 Schäfer, Rainer: SPD in der Ära Brüning: Tolerierung oder Mobilisierung? Handlungsspielräume 
sozialdemokratischer Politik 1930-1932, Frankfurt a.M., New York 1990. 
46
 Grebing, Helga: Die deutsche Arbeiterbewegung zwischen Revolution, Reform und Etatismus, 
Mannheim, Leipzig, Wien 1993; diess.: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, München 1966. 
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2. Wirtschaft, Gesellschaft und politische Kultur. Die Voraussetzungen für die 
Entwicklung der württembergischen Arbeiterbewegung 
 
Die württembergische Sozialdemokratie gehörte von jeher zu den Sorgenkindern der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Weder im Kaiserreich noch in der Weimarer 
Republik und auch nicht in der Bundesrepublik konnte sie sich zu den mitgliederstarken und 
von guten Wahlergebnissen verwöhnten Landesverbänden zählen. Die Resultate, die sie bei 
Land-, Reichs- und später bei den Bundestagswahlen zu erzielen vermochte, lagen zumeist 
deutlich unter dem deutschen Durchschnitt. Dies hatte und hat seine Begründung zu einem 
nicht unbedeutenden Anteil in den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Voraussetzungen 
des Landes. 
Die Industrialisierung hatte in Württemberg zu Beginn des 19. Jahrhunderts sehr zögerlich 
eingesetzt. Rohstoffarm und infrastrukturell schwer erschließbar, boten sich hier wenig 
attraktive Voraussetzungen für die Ansiedlung größerer Fabriken. Württemberg war das 
einzige deutsche Land, das keinerlei Kohlevorkommen hatte. Ohne Kohle, dem Impulsgeber 
der Industrialisierung, und ohne große Wasserkraftreserven, wurde für aufstrebende 
Unternehmen allein schon die Energieversorgung zu einem Problem. Ebenso erwies sich der 
Ausbau des lokalen Verkehrsnetzes als äußerst schwierig. Im Gegensatz zu Württemberg 
fand im Vergleich das benachbarte Baden allein durch die Vorteile, die der Rhein und die 
Rheintalebene mit sich brachten, sehr viel bessere Bedingungen vor. So musste sich denn 
Württemberg seinen eigenen Weg zur Industrialisierung erschließen.47  
Die Anfänge wurden vom Textilgewerbe, von der Landwirtschaft und von Papiererzeugern 
unternommen. In diesen Branchen entstanden kleinere Industriebetriebe, deren Entwicklung 
und Produktionsweise die erste Phase württembergischer Industrialisierung charakterisieren. 
Die von württembergischen Unternehmen importierten englischen Maschinen dienten dabei 
nicht nur der effizienteren Produktion von Textilien und Papier, sondern auch als sogenannte 
Mustermaschinen. Mit dem Nachbau der ausländischen Fabrikate durch württembergische 
Techniker begann der Maschinenbau in Südwestdeutschland, einer der zunehmend 
wichtigsten Industriezweige Deutschlands. „Allerdings verband sich mit der Imitation, wie 
man überall feststellen kann, auch immer die Innovation, der Wille, die Maschinen besser 
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und billiger zu bauen […] und nicht selten entwickelte sich daraus ein technologisches 
Potential, das den ausländischen Importen überlegen war.“48 
Die wirtschaftlichen Entwicklungsschübe und nachhaltigen Erfolge49  insbesondere in den 
Sektoren, in denen sich die württembergische Wirtschaft fest etabliert hatte, machten 
Württemberg in den folgenden Jahrzehnten zu einem Hochlohnland.50 Ballungsräume 
entstanden dort, wo die Nachfrage an „human capital“ besonders stark war.51 Auffällig jedoch 
war die dezentrale Verteilung der heimischen Industrie. So nannte der spätere SPD-
Parteivorsitzende Kurt Schumacher, dessen politische Karriere in Stuttgart begann, noch 
1930 Württemberg das Land, „in dem in Dörfern Weltunternehmen liegen“52. Diesem 
Umstand war es unter anderem zu verdanken, dass die lokale Arbeiterbewegung nicht mit 
analogen Problemen zu kämpfen hatte wie in Norddeutschland und an Ruhr und Rhein. Die 
dezentrale Ansiedlung württembergischer Fabriken und Firmen  ermöglichte es den 
verarmten Kleinbauern, Arbeit in der näheren Umgebung zu finden. Durch einen 
bedarfsorientierten Ausbau des Nahverkehrs erzwang der neue Beruf in der Fabrik keinen 
definitiven, sondern lediglich einen temporären Ortswechsel: Die Pendelwanderung53 
zwischen Wohnort, das heißt der eigenen bäuerlichen Parzelle, und dem Arbeitsplatz 
„verband Mobilität und Stabilität in charakteristischer Weise miteinander“54. Der neue Typus 
des „Arbeiterbauern“ war aus dem älteren Typus des heimarbeitenden „Bauernhandwerker“ 
entstanden.55 
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 Wann die württembergische Wirtschaft in die Take-Off-Phase trat ist in der Literatur umstritten. 
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zeigen Berufsstruktur und Vermögen der Emigranten, dass Kleinbesitzende (Kleinbauern, Weingärtner 
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Handbuch der Baden-Württembergischen Geschichte, Bd.3, S.508ff. So stehen die hohe 
Bevölkerungsdichte einerseits und das Fehlen an „human capital“ andererseits nicht zueinander im 
Widerspruch. 
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 Zu den wirtschaftlich starken Regionen gehörten vornehmlich der Raum Mittlerer Neckar und 
Heilbronn. 
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 Kurt Schumacher in der Schwäbischen Tagwacht, 4.10.1930 (Jubiläumsausgabe). 
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 Siehe dazu Griesmeier, Josef: Die Pendelwanderung in Württemberg, In: WJb 1929, S.60-113. 
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 Handbuch der Baden-württembergischen Geschichte, Bd.3, S.639. 
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 Eine Besonderheit lokaler Agrarkultur war das hiesige Erbrecht, die Realteilung. Nachdem 
Generationen von Bauern ihre Höfe und das Ackerland unter den Söhnen aufgeteilt hatten, war eine 
hohe Anzahl an Zwergbetrieben entstanden, welche zu wenig erwirtschafteten, um ihre Besitzer 
ausreichend zu ernähren. So waren viele Familien gezwungen, sich durch Heimarbeiten einen 
Zuverdienst zu sichern: bereits gegen Ende des 18. Jahrhunderts waren nur etwa 30% aller 
landwirtschaftlichen Betriebe Württembergs Vollerwerbsbetriebe und 70% Nebenerwerbsbetriebe. Die 
das Land erschütternden Agrarkrisen sowie die depressive Agrarpreisentwicklung verschlechterten die 
Situation der Landwirte weiter und verhalfen den nebengewerblichen handwerklichen Tätigkeiten zu 
überlebenswichtiger Bedeutung. So schufen Realteilung und Fehlernten den für Württemberg 
charakteristischen Typus des „Handwerkerbauern“. 
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In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts erhielt die Industrialisierung Württembergs 
eine neue Qualität. Der Begriff der „Industriellen Revolution“, der 1884 von Arnold Toynbee56 
geprägt wurde, charakterisiert die Geschwindigkeit, in der jene, die Welt revolutionierenden  
Erfindungen aufeinanderfolgten. Die Industrielle Revolution wurde in dieser Zeit von der 
Elektrotechnik und von der Automobilindustrie beherrscht. Zwei Namen, die eng mit dem 
wirtschaftlichen Aufstieg Württembergs verbunden sind, Robert Bosch und Gottlieb 
Daimler57, bedienten diesen Markt. Jedoch nicht nur die Firmen Bosch und Daimler brachten 
Württemberg den Ruf eines international erfolgreichen Wirtschaftsstandortes ein. Zahlreiche 
Firmen in anderen Branchen machten sich bis zum Ausbruch des ersten Weltkrieges 
gleichfalls über die Grenzen des eigenen Landes hinaus einen Namen. Ferdinand Graf 
Zeppelin baute in Friedrichshafen das erste „brauchbare“58 Luftschiff. Seine Weltumrundung 
im Jahr 1929 erfuhr weltweit große Aufmerksamkeit. In der Uhrenmacherindustrie ist die 
Firma Junghans in Schramberg zu nennen, die 1904 eine Tagesproduktion von 15.000 
Uhren vorweisen konnte. Die Spielwarenproduktion des Landes, im Deutschen Reich „mit an 
erster Stelle“59, wurde getragen von den Firmen Märklin in Göppingen (1914 wurden hier 600 
Personen beschäftigt) und von der Firma Steiff in Giengen auf der Schwäbischen Alb (vor 
dem Ersten Weltkrieg 800 Beschäftigte), sowie der Firma Hohner, die ihren Stammsitz in 
Trossingen hatte. Die Württembergische Baumwoll-Spinnerei- und  -Weberei Esslingen war 
in der Textilbranche führend. Die Maschinenfabrik Esslingen (Herstellung von Lokomotiven), 
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 Robert Bosch gründete 1886 die „Werkstätte für Feinmechanik und Elektrotechnik“ in einem 
Hinterhof der Rotebühlstraße in Stuttgart. Als er von einem Maschinenbauer den Auftrag erhielt, 
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zu verkaufen als andere Anbieter. So ließ er die Konkurrenz hinter sich: Binnen 11 Jahren, von 1901 
bis 1912,  stieg die Anzahl seiner Beschäftigten von 54 auf 4000. 
Ebenso rasant verlief der Aufstieg der Firma Gottlieb Daimlers, die der Automobilfirma Carl Benz in 
Baden zunehmend Konkurrenz machte. Zusammen mit Wilhelm Maybach entwickelte Daimler in der 
Taubenheimer Straße in Bad Cannstatt den Daimler-Motor, für den er am 16. Dezember 1883 das 
bekannte Patent, DRP 28022, bekam. Zunächst war die Nachfrage für Daimler-Automobile in 
Deutschland mäßig. So sicherte sich das Unternehmen seine Existenz über eine französische Firma, 
die den Motor in Booten einsetzte. 1899 gewann Daimler das Rennen von Nizza und machte sich so 
einen internationalen Namen. 1900 beschäftigte er 300 Arbeitnehmer. 1901 erhielt die Firma einen 
Großauftrag von Emil Jellinek, der 36 Wagen (inklusive Bosch-Zünder) bestellte. Nach Jellineks 
Tochter, Mercedes, wurde die frühe Serie benannt. 1903 verzeichnete Daimler 821 Beschäftigte, 1906 
bereits 3.000 beschäftigte Personen. 
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 Als erstes “brauchbares“ Luftschiff  bezeichnet der Brockhaus Graf Zeppelins Luftschiff.  
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 Dies betonte der Reichstagsausschuss Ende der 20-er Jahre, In: Die deutsche Spielwarenindustrie. 
Verhandlungen und Berichte des Unterausschusses für allgemeine Wirtschaftsstruktur, 5. 
Arbeitsgruppe (Ausschuss zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen 
Wirtschaft), Bd.19, Berlin 1930, S.26. 
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die Maschinen- und Kesselfabrik Kuhn in Stuttgart-Berg, die Schuler Werkzeug-Maschinen-
Fabrik in Göppingen und Voith in Heidenheim, um nur einige zu nennen, führten den Markt in 
der technischen Branche an. Auch die Stammsitze dieser Firmen verdeutlichen die 
besondere Situation, die sich in Württemberg für die Arbeiterbewegung ergab. Statt sich in 
Ballungsräumen zu sammeln, verteilte sich die hiesige Arbeiterschaft auf einzelne Orte. Viele 
Arbeiter waren also weiterhin in einer traditionellen Umgebung verhaftet, in der sie weder auf 
ihre Familien noch auf einen möglicherweise vorhandenen landwirtschaftlichen Nebenerwerb 
verzichten mussten. Natürlich gab es diese Ballungszentren auch in Württemberg. Der Raum 
„Mittlerer Neckar“ mit den wirtschaftsstarken Zentren Stuttgart, Esslingen und Ludwigsburg 
bot vielen Arbeitern ein neues Zuhause. Hier entstand dann auch das klassische Fundament 
für eine revolutionäre Arbeiterbewegung, deren Anhänger zumeist fernab ihrer Familien und 
Heimatgemeinden alle sozialen Sicherheiten genommen waren. Mit diesen Unterschieden 
innerhalb der eigenen Klientel musste sich die württembergische Sozialdemokratie – und 
dies war ihr bleibendes spezifisches Problem – langfristig arrangieren: mit dem 
revolutionären städtischen Industrieproletariat auf der einen Seite und mit den in ihren alten 
Traditionen verhafteten Arbeiterbauern auf der anderen Seite. 
Der Erste Weltkrieg verhalf der lokalen Wirtschaft zu einem enormen Aufschwung. Im 
Gegensatz zu anderen reichsdeutschen Ländern, profitierten viele württembergische 
Unternehmen – vor allem die Automobilbranche und die Elektrotechnik -  von den 
andauernden Materialschlachten an der Front. Allein das Unternehmen Daimler konnte 
durch Kriegsaufträge seine Belegschaft von 3.000 auf 15.000 verfünffachen.60 
Die wirtschaftliche Expansion hielt auch in den Nachkriegsjahren an. Der württembergischen 
Industrie bereitete die Umstellung von der Kriegs- auf die Friedenswirtschaft in den Jahren 
1918/19 wenig Probleme. Niedrige, durch die Inflation bedingte Exportpreise kurbelten die 
regionale Wirtschaft an und der durch die vier Kriegsjahre bedingte, natürliche 
Nachholbedarf, vornehmlich in den Bereichen Wohnungsbau und Konsumgüterindustrie, 
belebte zusätzlich das Geschäft.61 Auch die geographische Lage Württembergs fiel 
wirtschaftlich vorteilhaft ins Gewicht: Die Entfernung zu Frankreich ließ den Standort 
Württemberg sicherer erscheinen als beispielsweise Baden. Zudem hatte das Land auf die 
richtigen Branchen gesetzt, beziehungsweise wegen seiner ursprünglichen Standortnachteile 
setzen müssen. Insbesondere der Maschinenbau und die elektrotechnische Industrie 
verzeichneten, zunächst durch den Kriegsbedarf, später durch den technischen Fortschritt 
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insgesamt hohe Zuwachsraten, sodass diese relativ neuen Wirtschaftszweige maßgebend 
für die innere ökonomische Entwicklung der Region wurden.62 
Württemberg schaffte in diesen Jahren gleichsam den Sprung nach vorne und zählte also 
spätestens seit 1918 zu den erfolgreichsten Wirtschaftsregionen des Deutschen Reiches. 
Die Bezeichnung der hiesigen Industrie als „Vorbild Württemberg“63 entstand dann auch 
tatsächlich bereits in dieser Periode.64 Dass diese Erfolge keinen kurzlebigen Trends 
unterlagen, sondern auf soliden ökonomischen Strukturen beruhten, die in guten Zeiten 
überdurchschnittlich gute Wirtschaftsdaten sicherten und in schlechten Zeiten nicht 
kollabierten, zeigte sich vor allem in der Weltwirtschaftskrise. Der Anteil der Arbeitslosen lag 
in Württemberg 1933 bei 13%, im Deutschen Reich bei 33%. Stuttgart verzeichnete die 
niedrigste Arbeitslosenquote im ganzen Reich und entwickelte sich zu einer 
„Wirtschaftsoase“ Deutschlands.65 
Für die Arbeitnehmer ergab sich daher eine gute, und während der Krise eine zumindest 
erträgliche Situation, die von weiteren Umständen zusätzlich positiv beeinflusst wurde. 
Wegen der im Vergleich zum Reich hohen Zahl gelernter Arbeitskräfte kam es während der 
Krise mancherorts nicht zu Entlassungen der kostspielig ausgebildeten Fachkräfte, sonder 
vielmehr zur Kurzarbeit.66 Dies bedeutete für die Arbeiter zwar weniger Gehalt, zugleich aber 
eine Existenz mit einer gewissen finanziellen Sicherheit. Auch bot der landwirtschaftliche 
Nebenerwerb auf kleiner und kleinster bäuerliche Parzelle privatwirtschaftlichen Vorteil in 
schwerer Zeit. So entlud sich die Weltwirtschaftskrise in Württemberg längst nicht so 
katastrophal auf die Arbeiterschaft wie in anderen deutschen Ländern.  
Die besonderen ökonomischen Strukturen des Landes Württemberg führten zu der 
Ausbildung einer eigenen, ihren äußeren Umständen entsprechend entwickelten 
Arbeiterbewegung. Die hervorragende Wirtschaftsleistung des Landes, die dezentrale 
Industrieansiedlung und darauf fußend die Entwicklung des besonderen Typus des 
Arbeiterbauern erschwerten die Entstehung einer revolutionären Arbeiterbewegung und 
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forcierten eine gemäßigte, oftmals in ihren alten Strukturen verhaftete Arbeiterschaft, die sich 
durch den Besitz der eigenen bäuerlichen Parzelle dem klassischen Industrieproletariat nicht 
zugehörig fühlte.  
Weitere wichtige Faktoren für die Entwicklung der württembergischen Arbeiterbewegung 
waren die besonderen soziostrukturellen Voraussetzungen des Landes. Württemberg zählte 
nach der Volkszählung von 1925 etwa 2,5 Millionen Einwohner und stellte so 4% der 
reichsdeutschen Bevölkerung.67 Gegliedert in vier Kreise (Neckarkreis, Schwarzwaldkreis, 
Jagstkreis und Donaukreis) und der Region Hohenzollern, die insgesamt 65 Oberämter 
verwalteten, entfielen allein auf Stuttgart-Stadt knapp 342.000 Einwohner.68 Weitere größere 
Städte waren Ulm (57.000), Heilbronn (45.500), Esslingen (40.500), Reutlingen (30.500) und 
Ludwigsburg (29.900).69 Hier konnte sich eine klassische sozialdemokratische Arbeiterschaft 
ausbilden und hier konnte sich die SPD in der Weimarer Zeit auf durchweg starke 
Ortsvereine und gute Wahlergebnisse verlassen. Eine andere Situation ergab sich auf dem 
Land: Fast 50% der Württemberger lebten in Gemeinden mit weniger als 2.000 Einwohnern70 
- im Reich waren dies gerademal 28%71 - und obwohl sich auf den Dörfern, wie Kurt 
Schumacher formuliert hatte, „Weltunternehmen“ etabliert hatten, die einzeln eine große 
Arbeiterschaft versorgten, konnte sich hier eine solide Arbeiterbewegung nicht entwickeln. 
Zum einen lagen die einzelnen Unternehmen zu weit voneinander entfernt als dass ihre 
Arbeiter gemeinsam hätten agieren können, zum anderen war auch die Selbstwahrnehmung 
der ländlichen Arbeiterschaft - der Arbeiterbauern -  eine andere. 
Der Anteil der in der Landwirtschaft arbeitenden Erwerbstätigen war, unter anderem bedingt 
durch die besondere Erbteilung in Württemberg, deutlich höher als dies im 
Reichsdurchschnitt der Fall war. Knapp 40% der Erwerbstätigen Württembergs arbeiteten im 
agrarischen Sektor, im Reich dagegen waren es nur 27%.72 Da die deutsche 
Sozialdemokratie traditionell weniger Erfolge auf dem flachen Land erzielte, wirkte sich für 
die Partei auch dieser Umstand negativ aus. In Industrie und Handwerk lagen die 
württembergischen Zahlen mit 36% der Erwerbstätigen nahezu exakt im 
Reichsdurchschnitt.73 Ein Umstand, welcher das Werden einer starken württembergischen 
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Arbeiterbewegung ebenfalls blockierte, war der hohe Anteil an Selbständigen74 einerseits 
und der vergleichsweise niedrige Anteil an Arbeitern andererseits. Während im Deutschen 
Reich 45% der Erwerbstätigen dem beruflichen Status „Arbeiter“ zugeordnet waren, waren 
dies in Württemberg lediglich 36%.75  
Eine württembergische Besonderheit, die in großem Maße auf die Entwicklung und 
Etablierung der württembergischen Sozialdemokratie Einfluss nahm, war die Gliederung76 
der Religionsgemeinschaften innerhalb der vier Kreise und auch der einzelnen Oberämter. 
Auffallend für Württemberg sind die katholischen Diaspora, die sich vor allen Dingen im 
Donaukreis bildeten. In den Oberämtern Waldsee, Saulgau, Riedlingen, Leutkirch und 
Wangen war der Anteil der katholischen Bevölkerung gar über 90%.77 Die räumliche 
Trennung von Katholiken und Protestanten war gleichermaßen Grund und Folge eines 
intensiven Eigenlebens der Konfessionen. In Württemberg war insbesondere die 
Lebendigkeit evangelischer Glaubenstraditionen sehr viel ausgeprägter als in anderen 
reichsdeutschen Ländern. Auch dies hatte Konsequenzen für das politische Bewusstsein der 
Arbeiterschaft und vor allen Dingen der ländlichen Arbeiterschaft. Im Gegensatz zu dem 
säkularisierten Industrieproletariat der norddeutschen Länder stand der evangelische 
Arbeiter in Württemberg einer vornehmlich atheistisch orientierten Ideologie wie der 
Sozialdemokratie vorwiegend kritisch gegenüber. 
All diese soziostrukturellen Faktoren spielten eine erhebliche Rolle für das Werden der 
württembergischen Sozialdemokratie. Allein eine Analyse der Land- und Reichstagswahlen 
vom 20. Mai 1928 bezeugt die Abhängigkeit sozialdemokratischer Erfolge von 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und konfessionellen Vorbedingungen. Dabei steht das 
Wahlverhalten der württembergischen Bevölkerung 1928 gleichsam paradigmatisch auch für 
die vorausgegangenen Wahlen in Württemberg. 
Durch Neugründungen und Spaltungen waren in den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg 
zahlreiche neue Parteien entstanden. Die wahlberechtigte württembergische Bevölkerung 
fand zeitweise bis zu 16 Gruppen und Gruppierungen auf den Stimmlisten vor. Gingen bei 
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der Reichstagswahl von 1912 in Württemberg sechs Parteien an den Start78, nämlich die 
Deutsch-Konservativen, die Nationalliberalen, der Bund der Landwirte, die Fortschrittliche 
Volkspartei, das Zentrum und die Sozialdemokraten, so stellten sich von diesen sechs 
Parteien nach dem Weltkrieg lediglich das Zentrum und die SPD erneut zur Wahl. Die 
restlichen vier Gruppierungen tauchten entweder unter neuem Namen in den Listen auf oder 
waren verschwunden. 1919 hatte der württembergische Wähler demnach die Wahl zwischen 
SPD (auch als MSPD79 bezeichnet) und Zentrum sowie der Württembergischen Bürgerpartei 
und dem Württembergischen Bauern- und Weingärtnerbund, die sich eine Liste teilten, der 
Deutschen Demokratischen Partei (DDP), der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (USPD) und der Friedenspartei. Die Württembergische Bürgerpartei und der 
württembergische Bauern- und Weingärtnerbund fungierten hier als die Nachfolgepartei des 
Bundes der Landwirte sowie ehemaliger rechtsstehender bürgerlicher Parteien des 
Kaiserreiches. Die USPD stellte den ehemaligen linken Flügel der alten Sozialdemokratie 
dar, war demnach eine von der SPD abgespaltene politische Neugründung. Die DDP 
repräsentierte die bürgerliche Mitte und Linke und stellte gemeinsam mit dem Zentrum und 
der SPD die Parteien der Weimarer Koalition80. Bei der Reichstagswahl von 1920 kamen zu 
den genannten Parteien zwei weitere hinzu. Erstmals standen die Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD) und die Deutsche Volkspartei (DVP) auf den Stimmzetteln. So stand 
nun neben der USPD eine weitere Partei, die KPD, in direkter Konkurrenz zu den 
württembergischen Sozialdemokraten. Die Friedenspartei war dagegen von den Stimmlisten 
verschwunden, die ehemals gemeinsam auftretenden Organisationen Bürgerpartei 
(beziehungsweise DNVP im Reich) und Bauern- und Weingärtnerbund81 gingen erstmalig 
getrennte Wege. 
Nach den ersten beiden Wahlen der Weimarer Republik, die eine zahlenmäßig 
ausgewogene Parteienlandschaft präsentierten, zeigte die dritte Reichstagswahl vom 4. Mai 
1924 ein neues Bild der württembergischen Parteienlandschaft. Nicht weniger als 15 
Parteien stellten sich hier zur Wahl. Neben den etablierten Parteien, der Bürgerpartei, dem 
Landbund, der DVP, dem Zentrum, der DDP, der SPD und der KPD versuchten sich auch 
neue Parteien zu etablieren. Darunter waren zum einen Gruppierungen, die schlicht als „ad-
hoc-Parteien“, als Eintagsfliegen, bezeichnet werden dürfen, nämlich der Volksbund der 
Entrechteten und der betrogenen Sparer, der Freiwirtschaftsbund und die 
Volkswirtschaftsgruppe, und zum anderen direkte Konkurrenzparteien zu den bereits 
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 Die folgenden Angaben über die Anzahl der Parteien bei den einzelnen Reichstagswahlen sind aus 
Josef Griesmeier: Die Reichswahlen im Wahlkreis Württemberg von 1919 bis 1930, In: 
Württembergische Jahrbücher für Statistik und Landeskunde 1930/31, S.79. 
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 Die SPD wurde zeitweise als MSPD, als Mehrheitssozialdemokratie, bezeichnet, um den 
Unterschied zur USPD, zu den Unabhängigen Sozialdemokraten, zu unterstreichen. 
80
 Aus Griesmeier, Josef: Die Reichstagswahlen, S. 79ff. 
81
 Der Bauern- und Weingärtnerbund wird später als Landbund bezeichnet. 
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etablierten Organisationen, nämlich der Land- und Volksbund82, die Republikanische Partei 
Deutschlands83 und der Völkisch-Soziale Block84 (Deutsche Arbeiterpartei, 
Nationalsozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, Deutschvölkische Freiheit). Zudem stellte 
sich die Wirtschaftliche Vereinigung des württembergischen Mittelstandes zur Wahl.85 Die 
USPD hatte sich aufgelöst, so dass die Sozialdemokratie und die Kommunistische Partei 
alleinige Repräsentanten der Industriearbeiterschaft waren. 
Bei den folgenden Reichstagswahlen vom 7. Dezember des gleichen Jahres hatte sich die 
Anzahl der Parteien auf elf Organisationen reduziert. Der Volksbund der Entrechteten und 
betrogenen Sparer, die Volkswirtschaftsgruppe, der Land- und Volksbund sowie die 
Republikanische Partei Deutschlands stellten sich im Dezember nicht erneut zur Wahl. Die 
restlichen Parteien, sieben an der Zahl, setzten sich durchweg aus den etablierten 
politischen Vereinigungen zusammen, die sich auch während der letzten Reichstagswahlen 
vom Mai 1924 sowie vom Juni 1920 zur Wahl gestellt hatten, nämlich Zentrum, Bürgerpartei, 
Landbund, DDP, SPD, DVP und KPD. 
Die Wahlen vom 20. Mai 1928 brachten wiederum einen Zuwachs an Parteien. Neben den 
etablierten Parteien stand – wie auch schon in der Reichstagswahl von 1924 – die 
Wirtschaftliche Vereinigung des Mittelstandes auf den Stimmzetteln. Hinzu kamen die Alte 
Sozialdemokratie, die Christlich-Soziale Reichspartei, die deutsche Bauernpartei, die 
Deutsche Haus- und Grundbesitzerpartei, der Völkisch-Nationale Block, die NSDAP, die 
Reichspartei für Volksrecht – eine Nachfolgeorganisation des Volksbundes der Entrechteten 
und betrogenen Sparer - und die evangelische Partei Deutschlands. So rangen 1928 
insgesamt 16 Parteien um die Gunst der württembergischen Wählerschaft. 
Von allen Parteien, die sich zwischen 1919 und 1928 in Württemberg zur Wahl stellten, 
erreichten lediglich acht Parteien ein Wählerpotential, das oberhalb der 5%-Marke lag. Dies 
waren die KPD, die USPD und die SPD sowie das Zentrum, die DDP, die DVP, der 
Landbund und die DNVP. Von diesen acht Parteien stellten die SPD, das Zentrum sowie der 
Landbund durchweg die größten Fraktionen. In diesem Kontext ist die These86, die große 
Anzahl der Parteien habe irritierend auf die Wählerschaft gewirkt, fragwürdig. Auch wenn bis 
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 Der Land- und Volksbund agierte als Konkurrenzpartei zum Landbund. 
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 Die Republikanische Partei Deutschlands agierte als Konkurrenzpartei zur DDP. 
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 Der Völkisch Soziale Block erfasste die Klientel der DNVP. 
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 Der Vollständigkeit halber sei am Ende noch die Partei des Propheten Haeußer genannt, die 
gleichfalls ihren Platz auf den Listen fand. 
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 Der Beginn dieser Theorie, die zahlreichen Parteien hätten irritierend auf die Wählerschaft gewirkt, 
liegt in der Weimarer Republik selbst. So ist bereits bei Griesmeier, Josef: Die Reichstagswahlen, über 
die Problematik der breiten Parteienlandschaft nachzulesen. Die Argumentation für diese Theorie 
setzt sich bis heute fort und dient unter anderem  zur Rechtfertigung der 5%-Hürde im 
bundesrepublikanischen Wahlsystem. 
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zu 16 Parteien wählbar waren, so entschied sich die württembergische Bevölkerung klar für 
die etablierten sieben87 Parteien, ignorierte nahezu die restlichen Listen, die zusammen nicht 
mehr als 5% erhielten88. Die württembergische Wählerschaft zeigte sich demnach weder 
irritiert noch führte ihr Votum zu einer „zersplitterten Parteienlandschaft“, einem Terminus, 
der häufig zur Typisierung des Weimarer Parlamentarismus gebraucht wird. 
Die Wahlergebnisse in Württemberg zeichnen im Einzelnen das Bild regionaler und lokaler 
Gesellschaftsstrukturen nach. Wie nicht anders zu erwarten standen die 
hochindustrialisierten Oberämter für überdurchschnittlich hohe Stimmenanteile der SPD. 
Eine Ausnahme bildete hier das katholische und von Kommunisten dominierte Gmünd im 
Jagstkreis. In Stuttgart, Heilbronn, Esslingen, Ludwigsburg, Reutlingen, Tuttlingen, 
Heidenheim und Göppingen erzielten die Sozialdemokraten über 30% (Württemberg: 
23,8%). In den agrarisch orientierten Oberämtern mit mehrheitlich protestantischer 
Bevölkerung lag die SPD nahezu ausschließlich unter 20%, mancherorts gar unter 10%. Hier 
hatte sich die Wahlbevölkerung für den Landbund entschieden. In den Städten lagen die 
Hochburgen der württembergischen Sozialdemokratie. Hier verbuchten ebenso die KPD und 
auch die DDP große Erfolge. Lediglich in Tübingen, einer Hochburg der Demokraten, in 
Gmünd und in Ravensburg, mehrheitlich katholische Städte, konnten die Sozialdemokraten 
nicht Fuß fassen. In den Oberämtern mit einem hohen Anteil an Katholiken gehörte 
ausnahmslos das Zentrum, das landesweit 20,4% der Stimmen erhielt und damit deutlich 
über den reichsdeutschen Durchschnitt lag, zu den klaren Gewinnern. Auch in den katholisch 
und agrarisch dominierten Oberämtern war eindeutig das Zentrum führend: Der katholische 
Landwirt entschied sich demnach für seine Konfession und nicht für seinen beruflichen 
Stand, wenn er zur Wahlurne ging. Anders verhielten sich die katholischen Arbeiter: Hier 
musste sich das Zentrum seine katholische Klientel mit den Sozialdemokraten teilen.89  
Betrachtet man die drei herausragenden Konfliktzonen einer Gesellschaft – Stadt-Land, 
Konfession, arm-reich90 – so lassen sich die sozialdemokratischen Erfolge und Niederlagen 
ähnlich einer einfachen mathematischen Formel analysieren: Oberämter mit einem hohen 
Anteil an in der Landwirtschaft Beschäftigten und mit einem geringen Anteil an Katholiken 
wiesen sich politisch grundsätzlich durch Spitzenergebnisse für den Landbund aus. Dagegen 
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 Seit 1924 finden die Wahlen ohne die USPD statt, daher sind hier lediglich sieben Parteien genannt. 
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 Eigene Berechnung, nach: Griesmeier, Josef: Die Reichswahlen, Anhang (Tabellenwerk), S.153. 
89
 Sämtliche Daten errechnet nach SDR, Bd.372, II, S.67ff.. Da der Verfasserin lediglich die totalen 
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Ergebnisse stellen den Anteil der SPD-Stimmen von allen abgegebenen gültigen Stimmen dar. 
90
 Lepsius, Rainer M.: Parteiensystem und Sozialstruktur, In: Ders.: Demokratie in Deutschland. 
Soziologisch-historische Konstellationsanalysen. Ausgewählte Aufsätze, Göttingen 1993, S.25-50; 
Lipset, Seymour M. / Rokkan, Stein: Cleavage Structures, Party Systems and Voter Alignments: An 
Introduction, In: Dies.: (Hrsg.): Party Systems and Voter Alignments: Cross-National Perspectives, 
New York 1967, S.1-64. 
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verzeichneten sämtliche Oberämter mit einem hohen Industrieanteil und gleichfalls mit einem 
geringen Anteil an Katholiken außerordentlich gute Ergebnisse für die württembergischen 
Sozialdemokraten. Katholisch geprägte Oberämter verhalfen dem Zentrum zu 
herausragenden Wahlerfolgen. Divergent in dieser Gruppe waren die Oberämter, die sowohl 
industrialisiert als auch katholisch geprägt waren: Hier teilten sich Zentrum und 
Sozialdemokraten ihre Klientel.  
Bezeichnend bei einem Vergleich zwischen Arbeiterparteien und Zentrum ist, dass sich die 
Konfessionspartei in der Weimarer Republik – wie man hätte erwarten können – keineswegs 
auf ein stabileres Fundament stützen konnte, als SPD und KPD.91 Gewinne und Verluste 
waren bei den Arbeiterparteien nur deshalb auffälliger, da die Arbeiterbewegung in zwei, 
mitunter in drei Parteien gespalten war. Zusammengenommen erreichten die 
Arbeiterparteien ein ähnlich konstantes Bild wie das Zentrum, konnten also auf eine ähnlich 
treue Stammwählerschaft vertrauen.92 
Bei einem wahlanalytischen Vergleich zwischen Württemberg und dem Deutschen Reich, 
insbesondere der preußischen Provinzen, sind einige Unterschiede auffällig. Zunächst ist 
anzumerken, dass sich auch im Deutschen Reich nur wenige der zur Wahl angemeldeten 
Parteien zu etablieren wussten und die Mehrheit der Stimmen auf sich zogen. Diese 
etablierten Parteien waren im Reich wie in Württemberg dieselben, mit Ausnahme des 
Landbundes. Die Unterschiede lagen daher nicht in den Parteien selbst, sondern in ihrer 
differenten Gewichtung. So erlangte das württembergische Zentrum bei allen 
Reichstagswahlen stetige 20/21%, im Reich dagegen nur um die 13%. Auch die DDP 
erzielte in Württemberg mit durchschnittlichen 10% deutlich bessere Ergebnisse als im Reich 
mit 5% und 6%. Der Landbund, der sich von 1928 an immer oberhalb der 17% ansiedelte 
und damit zu den größten württembergischen Parteien gehörte, war im Reich nicht vertreten. 
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 Pyta, Wolfram: Politische Kultur und Wahlen in Weimar, In: Ritter, Gerhard A. (Hg.): Wahlen und 
Wahlkämpfe in Deutschland. Von den Anfängen im 19. Jahrhundert bis zur Bundesrepublik, hrsg. v. d. 
Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien. Dokumente und 
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 Die wichtigen Untersuchungsergebnisse Pytas, die konfessions- und klassenbezogenen Milieus 
seien im Deutschen Reich der Weimarer Zeit besonders stabile Milieutypen gewesen, gelten nicht nur 
für die deutschen Länder im ganzen, sondern ebenso für Württemberg allein. Auch hier lässt sich 
anhand der Reichs- und Landtagswahlergebnisse belegen, dass die sozialistischen Parteien sowie 
das Zentrum ihre Klientel bereits zu Beginn der Republik äußerst gut zu binden wussten. „Sie (das 
katholische und das sozialistische Milieu, die Verf.) befanden sich [...] 1918 parteipolitisch nicht mehr 
auf Wanderschaft, sondern waren eine stabile Beziehung mit der SPD- beziehungsweise 
Zentrumspartei eingegangen“, Pyta, Wolfram: Politische Kulturen und Wahlen, S.209. Gleichfalls wich 
Württemberg tendenziell kaum bezüglich der politischen Bindungen seiner protestantischen 
Öffentlichkeit von den reichsdeutschen protestantischen Gruppen ab. Gilt für das Deutsche Reich 
insgesamt, dass beide protestantischen Milieus sehr viel schwächere politische Bindekräfte 
entwickelten als die bereits beschriebenen Gruppen, so war dies auch in Württemberg zu beobachten.  
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Im Gegensatz zu den drei genannten Parteien, die in Württemberg eine größere 
Wählerschaft besaßen als im Reich, lagen folgende Parteien in Württemberg klar unter dem 
Reichsdurchschnitt: die DNVP, die in Württemberg nur knapp die Hälfte des reichsdeutschen 
Ergebnisses erlangte, die DVP, die KPD und auch die württembergischen Sozialdemokraten. 
Wie kam es zu dieser Gewichtung? Sicher scheint, dass das Zentrum, dessen Erfolge von 
einem hohen katholischen Wähleranteil abhingen, in Württemberg auf sehr viel bessere 
Voraussetzungen stieß als in den meisten anderen deutschen Ländern mit ähnlichem 
katholischen Anteil. Wenn der Reichsdurchschnitt bezüglich des Anteils der Katholiken über 
dem württembergischen Durchschnitt lag, so verdeutlicht dies, dass die Gründe nicht im 
quantitativen Argumentationsbereich liegen können, sondern im qualitativen, d.h. die 
Verteilung der Konfessionen innerhalb der einzelnen Regionen eine Rolle spielte und 
Diasporabildungen einen Erfolg des Zentrums begünstigten. Die Existenz des Landbundes 
und seine Erfolge erklären das schlechte Abschneiden der DNVP in Württemberg. Da der 
Landbund die Interessen der Bauern und Winzer vertrat, zählte er zu den direkten 
Konkurrenzparteien der Deutschnationalen. Dies wird durch die Beispiele Ober- und 
Niederbayern zusätzlich belegt, wo gleichfalls eine eigene Agrarpartei93 agierte, die der 
bayerischen DNVP ebenso schlechte Ergebnisse bescherte. Dass Württemberg und Bayern 
eigene Agrarparteien aufwiesen, ist in dem im Vergleich zum Reichsdurchschnitt hohen 
Anteil an Erwerbstätigen im agrarischen Sektor begründet. Warum die DDP, SPD und KPD 
so unterschiedliche Ergebnisse im Reich und in Württemberg verzeichneten, darüber geben 
neben den soziostrukturellen Vorbedingungen zudem die Besonderheiten der 
württembergischen politischen Kultur und die lokalen parlamentarischen Traditionen 
Auskunft. 
Wie stand es um den württembergischen Liberalismus in der Weimarer Republik? Verhalf er 
der DDP zu ihren Spitzenergebnissen? Warum schnitten die Kommunisten verhältnismäßig 
schlecht ab? War die württembergische Wählerschaft nicht empfänglich für revolutionäre 
oder radikale politische Ideen?  Möglicherweise führte die äußerst liberale Behandlung, 
welche die württembergischen Eliten der Sozialdemokratie bereits im Kaiserreich 
angedeihen ließen, zu einer integrationswilligen württembergischen SPD, die sich sehr früh 
bereit zeigte, politische Verantwortung zu übernehmen, so dass die politische Polarisierung 
der Gesellschaft nicht das Maß erreichte, das der SPD in anderen deutschen Ländern zu 
ihren Erfolgen verhalf. 
                                                          
93
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Namen Bayerischer Bauern- und Mittelstandsbund auf. 
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In Württemberg hatte sich im 19. Jahrhundert ein solider Nährboden für die Herausbildung 
einer breiten liberalen Bewegung gebildet, welche über die folgenden Jahrzehnte die 
innenpolitischen Forderungen weiter Bevölkerungsschichten formulieren sollte.94 Am 9. März 
1848 erhielt Württemberg seine erste liberale Regierung. Die Wahlvereine und 
Wahlkomitees waren die Urzellen der liberalen Parteien oder der demokratischen 
Parteienlandschaft insgesamt. Der Gründung des „Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins“ 
(ADAV) 1863 von Ferdinand Lassalle in Leipzig folgte fünf Jahre später 1868 die Gründung 
des ADAV in Württemberg. Auch wenn Lassalles Ideen hier sehr viel schwerer Fuß zu 
fassen vermochten als in anderen deutschen Ländern, so wuchs doch auch die 
Sozialdemokratie in Württemberg in den nächsten Jahren zu einer bedeutsamen politischen 
Kraft heran.95 Eine Besonderheit der württembergischen Sozialdemokratie zeigte sich in 
ihrem stark reformistischen Charakter.96 Die Gründe für die reformistischen Charakterzüge 
der württembergischen SPD basieren gleichermaßen auf soziostrukturellen wie auf 
politischen Vorbedingungen. Zum einen sorgte, wie oben erwähnt, die dezentrale 
Industrialisierung für das gemäßigte Klima in der sozialdemokratischen Basis. Abgesehen 
vom Großraum Stuttgart und Heilbronn fehlten in Württemberg jene Ballungszentren des 
Industrieproletariats, die im Ruhrgebiet und in anderen Regionen das Klassenbewusstsein 
schärften. Durch die enge Einbindung einer großen Anzahl württembergischer 
Industriearbeiter in ihr traditionelles Umfeld auf dem Land – gemeint sind hier sowohl die 
Arbeiterbauern als auch die besitzlose Arbeiterschaft – waren die Klassengegensätze im 
Königreich weitaus weniger ausgebildet oder zumindest verdeckter als in anderen deutschen 
Ländern. Ebenso zählte zu den entscheidenden Faktoren, die zur Unterdrückung eines 
revolutionären Flügels innerhalb der organisierten Arbeiterschaft führten, die liberale Haltung 
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 Siehe Schmierer, Wolfgang: Die Anfänge der Arbeiterbewegung und der Sozialdemokratie in Baden 
und Württemberg – Vom Vormärz zum Sozialistengesetz von 1878, In: Die SPD in Baden-
Württemberg und ihre Geschichte. Von den Anfängen der Arbeiterbewegung bis heute, hrsg. v. Jörg 
Schadt und Wolfgang Schmierer, Stuttgart 1979, S.35ff.  
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 Es wurde mitunter in der geschichtswissenschaftlichen Literatur versucht, jenen Reformismus durch 
eine „schwäbische Mentalität“ zu beschreiben, welche jegliche radikalen Strömungen, seien sie links 
aber auch rechts, ablehnte. Diese Erklärungen erscheinen umso weniger ergiebig, da sie nicht den 
geringsten Versuch unternehmen, die Ursachen dieser württembergischen Eigenheiten zu 
analysieren. Schlagwörter wie „schwäbische Mentalität“ oder auch „württembergischer Charakter“, 
Stichwörter, die mitunter für sämtliche Phänomene als Erklärungsmodell herhalten müssen, werden 
also im Folgenden ohne nähere Definition keine Beachtung finden. 
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der württembergischen Obrigkeit gegenüber der neuen politischen Kraft.97 Württemberg 
wurde wegen seiner nachsichtigen Handhabung des Bismarckschen Sozialistengesetzes 
zum Zufluchtsort, zum innerdeutschen Exil, für reichsdeutsche Sozialdemokraten. Auch nach 
1890 – die SPD hatte sich zur Massenpartei entwickelt – hielt die württembergische 
Regierung an ihrem liberalen Kurs fest. Der erste „internationale Sozialistenkongress“ in 
Deutschland fand im Jahre 1907 in Stuttgart statt. Dabei versuchte die Landesregierung 
nicht einmal den Anschein zu erwecken, als fühle sie sich durch die sozialistische Tagung 
gestört. Die Landeshauptstadt stellte dem Kongress  nicht nur einen eigenen Empfangssaal 
im Bahnhof zur Verfügung, sondern überließ den Teilnehmern überdies als Tagungsort die 
Stuttgarter Liederhalle.98 
Dass die württembergische SPD auf all diese „Sonderbehandlungen“ ihrer Landesregierung 
äußerst positiv reagierte, beweist unter anderem ihre Billigung des Landeshaushaltes von 
1907. Dies war ein politischer Akt, welcher der Regionalpartei erhebliche Kritik von der 
Reichsspitze der SPD einbrachte. Der frühe Wille der württembergischen Sozialdemokraten, 
Mitverantwortung zu tragen und demgemäß die Blockadehaltung gegenüber der Regierung 
aufzugeben, war sicherlich Ausdruck und Folge des liberalen Klimas im Lande Württemberg. 
Dass der Landespartei ihre außerordentlich gemäßigte Position mehr schadete als nutzte 
und gerade der Liberalismus die württembergische SPD zum Sorgenkind der Reichspartei 
machte, steht dabei außer Frage. Sowohl die kleinstädtische, dezentrale Industrialisierung 
als auch die milde Haltung der bürgerlichen Regierungen gegenüber der Sozialdemokratie 
hemmte die klassenkämpferische Ausbildung der Parteibasis wie auch der Parteispitze und 
lassen den Übergang der württembergischen SPD nach dem Ersten Weltkrieg zur 
staatstragenden Partei als „nahezu natürlichen Prozess erscheinen“99. In Stuttgart, einem 
proletarischen Ballungszentrum nach klassischem Muster, führte wiederum die starke 
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Übermacht des gemäßigten Flügels innerhalb der Landespartei zum Entstehen einer 
radikalen, revolutionären Gruppe, welche die Spaltung der deutschen Sozialdemokratie von 
Süddeutschland aus vorwegnahm. 
In einer ganz anderen Position befand sich demgegenüber das württembergische 
Zentrum.100 1895 gegründet, entwickelte sich das Zentrum sehr schnell zu einer 
Massenpartei, welche die katholische Wahlbevölkerung an sich band und ihr, ergänzt durch 
katholische Vereine, ein politisches zu Hause gab. Die Faktizität eines konservativ 
ausgeprägten Protestantismus in Württemberg forcierte die Polarisierung beider 
Konfessionen und trug damit zur Ausprägung einer starken katholischen Minderheit bei. Die 
politische Folge der spezifischen Ausprägung des Konfessionsgegensatzes in Württemberg 
war unter anderem die enge Bindung der katholischen Bevölkerung an das Zentrum.101 Ein 
weiter Grund für die starke Position des württembergischen Zentrums lag sicherlich in der 
Siedlungsstruktur der südwestdeutschen Katholiken. Überwiegend in ländlichen und 
kleinstädtischen Regionen beheimatet, musste das württembergische Zentrum weder die 
Konkurrenz der Sozialdemokraten fürchten noch die der berufsständischen Parteien. 
Liberalismus, Sozialismus und Katholizismus waren die drei gesellschaftlichen 
Ausrichtungen, welche die Entwicklung der württembergischen Parteien in besonderem 
Maße beeinflussten. Der eigene württembergische Charakter dieser drei Faktoren formte ein 
parlamentarisches System, das sich in mancherlei praktischen Gesichtspunkten von den 
Systemen anderer deutscher Länder unterschied.102 Der Umgang mit den republikanischen 
Institutionen seitens der Regierung und ihrer Minister, die Unterstützung der Institutionen 
durch die Beamten und die Bevölkerung insgesamt sowie die Haltung der Parteien 
gegenüber dem württembergischen Staat und umgekehrt prägten die Eigenheiten des 
württembergischen Parlamentarismus und die politische Kultur103 des Landes.  
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Die politische Kultur104 Württembergs weist vielfältige regionalspezifische Besonderheiten 
auf, die das Werden einer eigenen Arbeiterbewegung forcierte. Die das Bewusstsein der 
württembergischen Arbeiter bestimmenden äußeren Faktoren wurden durch die dezentral 
verlaufende Industrialisierung, die somit kleinstädtisch bleibende Struktur Württembergs und 
die wiederum sich aus diesen Vorbedingungen resultierenden fehlenden Ballungszentren 
des Proletariats bestimmt. Der politischen Bewusstseinsbildung der Arbeiterschicht 
beziehungsweise der württembergischen Arbeiterklasse stand damit zunächst ein rein 
strategisches Hindernis gegenüber. Im Gegensatz beispielsweise zur Arbeiterschaft im 
Ruhrgebiet, dem industriellen Ballungszentrum des Deutschen Reiches, konnte sich bei den 
württembergischen Arbeitern durch ihre dezentrale Verteilung ein starkes 
Gemeinschaftsgefühl im weiteren Sinne respektive ein Klassenbewusstsein im engeren 
Sinne, nicht in so kurzer Zeit und auch nicht in so starkem Maße ausbilden. Wenn anderswo 
allein durch die Masse der marschierenden und demonstrierenden Arbeiter das Gefühl der 
Stärke und somit das Selbstbewusstsein forciert wurde, so war dies in Württemberg – mit 
Ausnahme von Stuttgart und Heilbronn – von vornherein schlichtweg allein schon wegen 
mangelnder Teilnehmerzahl nicht möglich. Auch prägte die kleinstädtische Struktur einen 
Arbeitertypus, dem es schwerfiel, seine soziale Lage eindeutig zu begreifen, und der daher 
von vornherein den klassenbewussten Arbeitern der west- und norddeutschen Großstädte 
geradezu unschuldig gegenüberstand: Die gesellschaftlichen Hierarchien einer Kleinstadt 
veränderten sich langsamer. Die neuen Generationen von württembergischen 
Industriearbeitern blieben vorerst weiterhin in dem Milieu beheimatet, dem ihre Familien 
jahrhundertelang angehört hatten. Sie behielten zunächst den gesellschaftlichen Status, das 
allgemeine Ansehen der Familien, auch wenn sie diesem beruflich und sozial nicht mehr 
gerecht wurden. So konnten die berufliche Misere und alle damit verbundenen Probleme 
eines ungelernten Arbeiters zumindest teilweise ausgeglichen werden und entsprachen bei 
weitem nicht dem sozialen Fall, der oftmals mit dem Umzug in eine der großstädtischen 
Arbeitersiedlungen verbunden war. Gleichfalls blieben die finanziellen Sicherheiten der 
neuen Arbeitergenerationen durch den Verbleib in ihren Dörfern und Gemeinden gewahrt. 
Dadurch, dass es einem Teil der württembergischen Arbeiter durch die hiesige Erbteilung 
vergönnt blieb, ein eigenes Stück Land zu besitzen, standen sie weitaus besser da als ihre 
Kollegen nördlich der Mainlinie. Der Vorteil des eigenen kleinen Besitzes, dessen 
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Bewirtschaftung die Familienkasse nicht unerheblich aufbesserte, hatte hinsichtlich der 
politischen Bewusstseinsbildung zur Folge, dass der besitzende Arbeiter sich nicht unbedingt 
zur besitzlosen Klasse zählte und sich gegebenenfalls bewusst von ihr abwandte. Kurt 
Schumacher resümierte in diesem Sinne: „ Der württembergische Arbeiter ist, gemessen am 
Reichsdurchschnitt, schwerer organisierbar … so sind viele württembergische Arbeiter im 
ländlichen Eigentum verwurzelt Knorren, die einzeln behandelt und gepflegt werden müssen. 
Dieses Übermaß an Individualität … äußert sich darin, dass speziell unorganisierte Arbeiter 
der Großbetriebe werktags im Betrieb jeder Parole folgen, um dann sonntags zu Hause als 
Landeigentümer bauernbündlerische Neigungen zu zeigen.“105 So schuf der Terminus der 
besitzlosen Klasse bei manchem Industriearbeiter womöglich eher Distanz als Kontakt zu 
den sozialdemokratischen Organisationen. 
Neben den objektiven, durch die Modalitäten der Industrialisierung geformten Faktoren 
spielten ebenso religiöse Momente eine Rolle bei der politischen Bewusstseinsbildung der 
württembergischen Arbeiterschaft. Während in den norddeutschen Ländern der 
säkularisierte Protestantismus der Arbeiterbewegung einen soliden Nährboden bot, spielte 
der süddeutsche Protestantismus der württembergischen Linken geradezu entgegen. Die 
kleinstädtische, dörfliche Struktur des Landes bedingt durch die dezentrale Industrialisierung, 
hatte eine Abkehr der württembergischen Protestanten von der Kirche verhindert, so dass 
die „Lebendigkeit evangelischer Glaubenstraditionen“106 und damit die Attraktivität der 
Landeskirche erhalten blieb. Die kirchlichen Organisationen stellten daher eine echte 
Konkurrenz zu den Arbeitervereinen107 dar und erschwerten der Partei ihre Agitation in den 
Dörfern und vor allen Dingen in den Kleinstädten. So führte die Stärke des 
württembergischen Protestantismus zu einer erheblichen Schwächung der hiesigen 
Sozialdemokratie. 
Ein weiterer interessanter Aspekt der politischen Bewusstseinsbildung der 
württembergischen Arbeiterschaft war das Politikverständnis, mit anderen Worten die 
Erwartungen der württembergischen Öffentlichkeit beziehungsweise Öffentlichkeiten 
insgesamt an die Politik. Die württembergischen Politiker verstanden sich eher als 
Verwaltungsbeamte denn als Regierende108. Parteipolitik und Parteiinteressen verblassten 
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hinter dem Kodex der Landesinteressen109. Wenn durch die politischen Handlungen der 
führenden Köpfe eine politische Erziehung der Bevölkerung stattfand, so zielte sie auf eine 
gemäßigte Haltung innerhalb der Wählerschichten, die sich von Parteiagitationen abwenden 
und der Sachlichkeit in der Politik zuwenden sollten. Auch die liberalen Positionen der 
württembergischen Könige sowie der Regierungen gegenüber ihren politischen Gegnern 
forcierten jene gemäßigte Grundhaltung, die sowohl durch die dürftigen Wahlergebnisse aller 
ideologisch geprägten wie extremen Parteien als auch durch die Fortführung der apolitischen 
Politik durch sämtliche Folgegenerationen württembergischer Landespolitiker verdeutlicht 
wird. Kurz formuliert: der Typus des nüchternen Verwaltungsbeamten in den 
Spitzenpositionen der Politik immunisierte die Öffentlichkeit gegen radikale politische 
Strömungen, stiftete geradezu eine gewisse Parteifeindlichkeit im Lande110. Ebenso führten 
die liberalen Grundhaltungen der württembergischen Regierungen gegenüber Vertretern 
neuer Ideologien zu einem entspannten Klima, das die Erfolgsaussichten extremer 
Anschauungen von vornherein abschwächte111. Dies wirkte sich nicht nur auf die Stärke der 
württembergischen Sozialdemokratie im Kaiserreich aus, sondern auch auf die Haltung der 
Sozialdemokratie zur Zeit der Weimarer Republik. Der württembergische Liberalismus, die 
Versachlichung der Politik und die daraus sich bildende apolitische112 Grundhaltung der 
Bevölkerung erschwerten die Bedingungen linkspolitischer Parteien und bildeten einen 
wichtigen Grund für den außerordentlich reformistisch geprägten Charakter der 
württembergischen SPD113. 
Alle beschriebenen Faktoren formten eine Arbeiterschicht, die zwar ihren 
Interessenvertretungen, der KPD und der SPD, von vornherein nicht abgewandt war, die sich 
aber durch die äußeren Umstände durchaus auch zu anderen Parteien hingezogen fühlte. 
Ein sogenannter „Arbeiterbauer“, ein Arbeiter, dem eine kleine bäuerliche Parzelle gehörte, 
musste sich nicht unbedingt mit den sozialistischen  Anschauungen der SPD identifizieren, 
wenn er seinen Besitz über seine Tätigkeit in der Industrie stellte. Auch ein in seiner 
Kleinstadt oder seinem Dorf beheimateter Arbeiter musste sich nicht zwangsläufig einer 
Arbeiterpartei zugehörig fühlen, wenn sein soziales Umfeld andersartige oder gegensätzliche 
politische Ansichten vertrat und ihn damit konfrontierte. Gleichfalls zählte ein seine Religion 
                                                          
109
 Siehe Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise. 
110
 Württemberg ist bis heute das Land der freien Wähler und der sich einer Gemeinde 
verschreibenden, parteilosen Politiker. 
111
 Dies lässt sich auch anhand der überaus schlechten Wahlergebnisse der NSDAP in Württemberg 
belegen. Bis 1932 erlangten die Nationalsozialisten in Württemberg am Reichsdurchschnitt gemessen 
nur etwa die Hälfte der Stimmen. 
112
 Mit apolitischer Grundhaltung ist die Zuwendung zur reinen Verwaltungstätigkeit der Politiker 
gemeint und die Ablehnung von Parteiagitationen und Ideologie- und Systemdiskussionen 
113
 Die stark reformistischen Positionen der württembergischen SPD mögen gleichfalls ein Grund für 
die frühe Herausbildung des linken Flügels gewesen sein. Württemberg war die Keimzelle der ersten 
Spaltung der reichsdeutschen SPD. 
  
35
lebender Arbeiter nicht automatisch zur Klientel der SPD. Wer seinem Leben ein 
konservativ-religiöses Fundament gab, tat sich sicherlich schwer mit einer progressiven, a-
religiös ausgerichteten Partei. Die politische Kultur der württembergischen Arbeiterschaft war 
-  die obigen Ausführungen belegen dies - keinesfalls homogen, sondern beinhaltete 
politische Kulturen verschiedener Milieus, so dass ein Resümee schwerfällt. 
Allgemein betrachtet erscheint der Typus des württembergischen Arbeiters als 
vergleichsweise konservativ, seiner protestantischen Religion weitestgehend verhaftet und 
weniger klassenbewusst als sein nord- und mitteldeutscher Kollege. Insgesamt traten in der 
württembergischen Arbeiterschaft größere Konflikte bei der eigenen Identitätsbildung und –
Findung hervor als in den Arbeiterschaften anderer Regionen, was zum einen durch die 
Startschwierigkeiten der jungen württembergischen Sozialdemokratie der 60-er und 70-er 
Jahre belegt wird, zum anderen in den fortlaufend schlechten Wahlresultaten seine 
Bestätigung findet. Die Identifikation mit der SPD wurde zusätzlich durch die relativ stabile 
soziale Situation weiter Teile der württembergischen Arbeiterschaft erschwert. Eine 
Ausnahme bildeten die Industriezentren Stuttgart und Heilbronn. Hier konnte sich durch das 
urbane, aufgeschlossenere Umfeld ein klassisches Arbeitermilieu bilden, dass in 
wesentlichen Punkten den Arbeitermilieus anderer Großstädte entsprach.  
Diesen Gegebenheiten galt es seitens der Parteispitze Rechnung zu tragen.114 Womöglich 
vorsichtiger und gemäßigter als in anderen deutschen Regionen mussten die hiesigen 
Verantwortlichen ihr Programm und ihre politischen Ziele formulieren, um den religiösen oder 
besitzenden Arbeiter nicht vorab zu verschrecken. Die liberale Haltung der Regierungen 
gegenüber der Sozialdemokratie und ihren Führern erleichterte dem Landesparteivorstand 
die frühe Abkehr der aus Prinzip geführten Blockadepolitik der Reichs-SPD im Parlament. 
Bereits 1907 stimmten die württembergischen Sozialdemokraten dem Landeshaushalt zu 
und gaben damit zu verstehen, dass sie bereit waren, ihre Blockadehaltung aufzugeben, um 
die Landespolitik mitzugestalten115. Aber nicht nur wegen der vergleichsweise konservativ-
reformistischen Haltung ihrer Klientel schien die Parteispitze den integrativen Weg zu 
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wählen. Gleichsam aus innerer Überzeugung, den selben politischen Traditionen verhaftet 
wie die kleinstädtische Arbeiterschaft, schienen den Parteiführern radikale Politstrategien 
nicht nur fremd, sondern mehr noch unvertretbar zu sein. Wenn das 
Landesvorstandsmitglied Wilhelm Keil anlässlich des fünfzehnjährigen Regierungsjubiläums 
König Wilhelms II. 1916 noch äußerte, er könne sich eine Republik Württemberg unter 
präsidialer Führung des derzeitigen Königs Wilhelms vorstellen116, so dokumentiert dieser 
Ausspruch eine sicherlich für das Gros der reichsdeutschen Sozialdemokraten unglaubliche, 
geradezu antisozialistische Einstellung. Bei näherer Betrachtung allerdings und unter 
Berücksichtigung der obigen Ausführungen über die politische Kultur des Landes 
beziehungsweise seiner Arbeiterschaft bestätigt dieser Ausspruch lediglich die gemäßigte 
Grundeinstellung, die Altes und Bewährtes über Neues, Unbekanntes und damit 
Unberechenbares  stellte. 
Für die anderen Parteien und ihre Anhängerschaften sowie für die württembergische 
Wahlbevölkerung im Allgemeinen gelten, wenn auch nicht dieselben Voraussetzungen zur 
Bildung einer eigenen politischen Kultur wie für die Arbeiterschaft, so doch in manchem 
Detail ähnliche Bedingungen und Motivationen für die Entwicklung und Verfestigung 
politischer Grundeinstellungen. Zusammenfassend neigte die württembergische 
Wahlbevölkerung zu einer gemäßigten, im Grunde unpolitischen Politik, die das Land 
verwaltete aber nicht das politische System und damit gesellschaftliche Konstanten 
veränderte. Parteien, welche radikale Veränderungen propagierten, seien es linksgerichtete 
Gruppen oder wie am Ende der Weimarer Republik die Nationalsozialisten, fanden in der 
württembergischen Gesellschaft weitaus weniger Sympathisanten als in anderen deutschen 
Regionen. Die stabile wirtschaftliche Situation, die kleinstädtische Struktur, das Erbrecht, 
welches die unzähligen Kleinbesitzer und Kleinunternehmer schuf, die Stärke der 
evangelischen Kirche mit ihren besonderen regionalen Charakterzügen, die 
Siedlungsstruktur der Katholiken und schließlich das liberale Klima im Lande insgesamt, 
schufen neben weiteren Faktoren117 eine politische Kultur, die durchaus als Kultur des 
Ausgleichs bezeichnet werden darf. Parteipolitik verblasste neben Traditionen, die allgemein 
als gesellschaftliche Stabilitätsfaktoren anerkannt wurden. Statt ideologisch fundierter 
Diskussionen bestimmten religiöse Werte und Normen das alltägliche Leben. Der 
Regierungsapparat wurde eher als eine administrative Körperschaft angesehen denn als 
Medium zur Durchsetzung bestimmter, parteispezifischer Ziele und Programme.   
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3. Die württembergische Sozialdemokratie bis 1928 
 
„In Württemberg kostet es ungeheure Arbeit, die Leute auf unsere Seite zu bekommen, denn 
diese halten an dem Alten mit großer Zähigkeit fest und bis ihnen etwas anderes eingeimpft 
werden kann, müssen sie das Elend so oft und so klar geschildert bekommen, bis sie sich 
selbst elend fühlen“ klagte der Stuttgarter Bevollmächtigte des ADAV 1873 bei seinem 
Präsidium118 und dies, obwohl die Stadt in jenen Jahren zu den Hochburgen der 
Lassalleaner in Südwestdeutschland gehörte.  
Für die Eisenacher Bewegung war vor allem die alte Reichsstadt Esslingen von Bedeutung. 
Bereits im Jahr 1872 zählte das SDAP-Organ „Der Volksstaat“119 hier über 100 
Abonnenten120, bei der Reichstagswahl von 1874 konnte die Partei 27,3% der Stimmen 
erringen, im Oberamt Esslingen gar über 50%. Demgegenüber erreichte die Bewegung in 
Stuttgart lediglich 3,2% der Wähler.  
Nach dem Vereinigungsparteitag in Gotha 1875 gewannen die württembergischen 
Sozialdemokraten stark an politischer Bedeutung. Allein in Stuttgart wuchs die Mitgliedschaft 
bis 1878 auf 300 Personen, sodass dieser Ortsverein insgesamt 40% der württembergischen 
Mitgliedschaft stellte121. Stuttgart war demnach das Zentrum der württembergischen SAP, die 
in manchen Stadtteilen wie beispielsweise in Gaisburg schon 1878 40% der Wähler auf sich 
vereinigte. Neben der Landeshauptstadt entwickelte sich gleichfalls der Esslinger Ortsverein 
zu einem sozialdemokratischen Zentrum Württembergs122. Trotz dieser großen Erfolge in 
einigen Gemeinden des Landes blieb die württembergische Partei jedoch bis zum Ausbruch 
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des Ersten Weltkrieges insgesamt eines der Sorgenkinder der deutschen 
Sozialdemokratie123. 
Nach den Attentaten auf Kaiser Wilhelm I. im Mai und im Juni 1878, die von konservativen 
und reaktionären Kreisen in Verbindung mit der SAP gebracht wurden, versuchte die 
württembergische Regierung, die Tätigkeit der Sozialdemokraten zu unterbinden. Zwar 
distanzierte sich die Landespartei ausdrücklich von den Berliner Vorgängen, dennoch erhielt 
sie nun einen Vorgeschmack auf die Jahre unter dem Bismarckschen Sozialistengesetz. Die 
Parteitätigkeit wurde stark reduziert. Viele Genossen hatten aus „Geschäftsrücksichten“ eine 
aktive Mitarbeit aufgekündigt, verzichteten also verängstigt und um ihre Existenz bangend 
auf politische Aktivitäten. Am Tage der Reichstagswahlen vom 30. Juli 1878 waren allein in 
Stuttgart 17 führende SAP-Politiker inhaftiert. Dennoch erlangte die Partei in der 
Landeshauptstadt 21,6%.124 
Am 21. Oktober 1878 wurde das „Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der 
Sozialdemokratie“ erlassen und die deutsche Sozialdemokratie verboten125. Bereits zwei 
Tage vorher, nach der Annahme des Gesetzes im Reichstag, hatte sich die SAP selbst 
aufgelöst. Die folgenden zwölf Jahre waren gekennzeichnet von Verfolgung und 
Unterdrückung. Allerdings, so Wilhelm Keil, konnte in Württemberg das „importierte 
Bismarck´sche Giftgeschöpf sich nicht ganz so brutal ausleben“126, wie in anderen deutschen 
Ländern, auch wenn es „in den ersten Jahren ... von den Behörden und ganz besonders von 
den subalternen Polizeiorganen mit voller Schärfe“ ausgeführt wurde. Die vergleichsweise 
liberale Handhabung des Gesetzes in den folgenden Jahren seitens der Regierung ließ 
Württemberg sogar zu einem Zufluchtsort für reichsdeutsche Sozialdemokraten werden. Von 
222 sozialdemokratischen „Agitatoren“, die das Stadtpolizeiamt Stuttgart 1888 namentlich 
aufführte, stammten 94 Personen nicht aus Württemberg127. Zu den wohl bedeutendsten 
zugezogenen Genossen gehörten der Schriftsteller und Journalist Wilhelm Blos128, der 1880 
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 Siehe hierzu auch: Gawatz, Andreas: Wahlkämpfe in Württemberg. Landtags- und 
Reichstagswahlen beim Übergang um politischen Massenmarkt (1889-1912), In: Beiträge zur 
Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 128, Düsseldorf 2001 
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 Vgl. Schmierer, Wolfgang: Die Anfänge der Arbeiterbewegung und der Sozialdemokratie, in: Die 
SPD in Baden-Württemberg, S.62f; in Württemberg erzielte die SAP 2,4%. 
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 Siehe im Folgenden Rieber, Christof: Die württembergische Sozialdemokratie unter dem 
Sozialistengesetz (1878-1890), in: Die SPD in Baden-Württemberg, S.71-77. 
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 Keil, Wilhelm: Geschichte der sozialistischen Arbeiterbewegung in Württemberg, In: Schwäbische 
Tagwacht, 17.8.1907, S.6f. 
127
 HStAS, E 150, Bü. 2044. 
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 Blos, Wilhelm, * 1849 in Wertheim / Main, + 1927 in Stuttgart, bestattet auf dem Pragfriedhof; Sohn 
von Aloys Blos (Arzt) und Wilhelmine Schmezer; dreimal verheiratet, nämlich 1875 (Name der Frau 
unbekannt), 1890 mit Ida Schickler und 1905 mit Anna Tomaszewska, ein Sohn aus zweiter Ehe; 
1863-1866 Lyzeum in Wertheim, 1866-1868 Privatschule in Breitenbronn, 1868 Maturitätsprüfung in 
Karlsruhe, 1868-1870 Studium der Philologie und Geschichte in Freiburg i. Br.. Zollamtsschreiber in 
Überlingen. 1870-73 redaktionelle Arbeit bei verschiedenen demokratischen Zeitungen. 1873 
Redakteur des sozialdemokratischen Zentralorgans „Der Volksstaat“ . Ab 1874 redaktionelle Arbeit bei 
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aus Hamburg ausgewiesen worden war, der Leipziger Bruno Geiser129, der sich als 
Redakteur der Wochenzeitung „Die Neue Welt“ betätigte und der Hamburger Verleger 
Johann Heinrich Wilhelm Dietz130 131.  
Die Agitation der württembergischen Sozialdemokraten beschränkte sich zwischen 1880 und 
1890 auf die illegale Herausgabe von Flugblättern und auf die illegale Verbreitung ihres 
Exilorgans „Sozialdemokrat“. Zudem erschienen als Nachfolgerin der „Süddeutschen 
Volkszeitung“, dem Zentralorgan der württembergischen SAP, zunächst die „Stuttgarter 
Presse“ (verboten im Januar 1879) und später „Das Vaterland“. „Die sozialdemokratische 
Farbe“ der sozialdemokratischen Presse „musste“, so Keil, „natürlich fast gänzlich 
verblassen“, dennoch wurde auch „Das Vaterland“ 1882 verboten. Stattdessen erschien das 
„Schwäbische Wochenblatt“, der direkte Vorgänger der „Schwäbischen Tagwacht“, die seit 
1890 als das Zentralorgan der württembergischen Sozialdemokraten herausgegeben 
wurde132.         
Insgesamt wurden in Württemberg in jenen zwölf Jahren zwischen 1878 und 1890 
Sozialdemokraten zu neun Jahren, sechs Monaten und 29 Tagen Gefängnisstrafe verurteilt 
oder befanden sich sechs Jahre, sechs Monate und 28 Tage in Untersuchungshaft133. Wie 
auch in den anderen Ländern des Deutschen Reiches ging die sozialdemokratische Partei 
jedoch auch in Württemberg gestärkt aus der Zeit der Unterdrückung hervor. Hatte sie bei 
den Reichstagswahlen von 1878 2,4% der Wähler erreicht, so entfielen bei den 
Reichstagswahlen von 1890 8,9% der Stimmen auf die Partei134. Das Sozialistengesetz hatte 
auch in Württemberg sein Ziel verfehlt. 
                                                                                                                                                                                     
verschiedenen sozialdemokratischen Zeitungen. 1880 Ausweisung aus politischen Gründen. Seit 
1883 Schriftsteller in Stuttgart, u.a. freie Mitarbeit bei „Der Wahre Jakob“, „Neue Zeit“, und „Neue 
Welt“. Seit 1872 Mitglied der SPD. MdR seit 1878 für en Wahlkreis Reuß, später für Braunschweig, 
seit 1920 bis 1924 für Stuttgart. 9.11.1918 bis 7.3.1919 Vorsitzender der Provisorischen Regierung für 
Württemberg, zugleich Minister für Auswärtige Angelegenheiten in Württemberg, das von 1918-1920 
existierte. Im Januar 1919 durch die Württembergische Verfassungsgebende Landesversammlung mit 
der Weiterführung der Regierungsgeschäfte Betraut. 7.3.1919 bis 23.6.19920 Staatspräsident des 
freien Volksstaates Württemberg und Staatsminister für Auswärtige Angelegenheiten, zugleich 
Mitglied des Reichsrates; Vgl. Biographisches Handbuch der württembergischen 
Landtagsabgeordneten, bearb. v. Frank Raberg, Stuttgart 2001, S.82f (Im Folgenden: Frank Raberg 
2001).     
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 Geiser, Bruno, * 1846 in Breslau, + 1898 in Stuttgart; Journalist, MdR für Sachsen-Chemnitz 1881-
1887. 
130
 Dietz, Johann Heinrich Wilhelm, * 1843 Lübeck, + 1922 Stuttgart; Schriftsetzer und Verleger, 1881-
1918 MdR für Hamburg, Gründer des Dietz-Verlages (später zentraler Parteiverlag der SPD) 
131
 Vgl. Rieber, Christof: Die württembergische Sozialdemokratie unter dem Sozialistengesetz (1878-
1890), In: Die SPD in Baden-Württemberg, S.75f. 
132
 Wilhelm Keil: „Gedenktag“, In: Schwäbische Tagwacht (Jubiläumsausgabe), 4.10.1930, S.2, Vgl. 
auch Rieber, Christof: Die württembergische Sozialdemokratie unter dem Sozialistengesetz (1878-
1890), In: Die SPD in Baden-Württemberg, S.73. 
133
 Keil, Wilhelm: Geschichte der sozialistischen Arbeiterbewegung. 
134
 Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.26. 
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In den folgenden Jahren suchte die SPD ihre Position auszubauen. 1895 traten die ersten 
Sozialdemokraten, nämlich Karl Kloß135, einer der bedeutendsten sozialdemokratischen 
Politiker Württembergs, und Menrad Glaser136, dem Landesparlament bei. 1906 wurde die 
SPD nach Stimmenzahl sogar stärkste Partei im Land137, 1912 errang sie 32,5% der 
Stimmen (Reichsdurchschnitt: 34,8%)138. 
Ein Charakteristikum der württembergischen Sozialdemokraten in jener Zeit war ihr 
moderates Verhalten gegenüber der Landesregierung, im Grunde also ihr insgesamt 
gemäßigtes Auftreten, welches wenige Jahre später zu der frühen Abspaltung der 
sogenannten Linken führen sollte. Ursache für die moderate Haltung der Parteimehrheit 
waren sicherlich einerseits die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen des Landes, die 
wenig Nährboden für eine betont revolutionäre Linke boten, zum anderen die politische 
Kultur seiner Bewohner. Zudem verhielt sich die politische Obrigkeit des Landes, an deren 
Spitze der württembergische König Wilhelm II., vergleichsweise tolerant gegenüber der 
organisierten Arbeiterbewegung139. So gab die württembergische Regierung 1898 der SPD 
als erste Regierung der deutschen Länder die Erlaubnis, den 1. Mai mit einer 
Großdemonstration zu feiern. Ebenfalls 1898 bezeugte die Regierung abermals ihre liberale 
Grundhaltung, indem sie während des Reichsparteitages den Genossen den Wartesaal 1. 
Klasse im Stuttgarter Hauptbahnhof zur Verfügung stellte. 1907, als der Internationale 
Sozialistenkongress in der Landeshauptstadt tagte, wurde der Partei gestattet, die  
Liederhalle und den Cannstatter Wasen als Tagungsstätten zu benutzen. Erneut wurden die 
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 Karl Kloß, * 1847 in Berlin, + 1908 in Hamburg, bestattet auf dem Friedhof Stuttgart-Heslach. Sohn 
eines Tischlers. Seit 1872 verheiratet, seit 1901 verwittwet, zwei Kinder. 1853 bis 1860 Volksschule in 
Berlin. 1861-1865 Tischlerlehre in Berlin, anschließend Wanderschaft in Deutschland. Ab 1874 in 
Stuttgart. Im selben Jahr Beitritt zur Tischlergewerkschaft. Seit 1876 in der Arbeiterbewegung führend 
aktiv. Seit 1878 Vorsitzender der Kranken-Unterstützungs- und Sterbekasse der Tischler in Stuttgart. 
Um 1880 vorübergehend in Berlin. Ende 1880 wieder in Stuttgart. 1880 bis 1884 Vorsitzender des 
Deutschen Tischler- bzw. später Holzarbeiterverbandes. Mitglied der SPD. 1887 Gründer und 
Vorsitzender des Heslacher Arbeitervereins. 1891 bis 1896 als erster SPD-Politiker Mitglied des 
Bürgerausschusses in Stuttgart. 1897 bis 1908 Mitglied des Stuttgarter Gemeinderates und 
Vorsitzender seiner SPD-Fraktion. MdL 1895-1908, MdR 1898-1903; Raberg, Frank: Biographisches 
Handbuch der württembergischen Landtagsabgeordneten 1815-1933, Im Auftrag der Kommission für 
geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg, Stuttgart 2001 (Im Folgenden: Raberg 2001), 
S.449f und Die SPD in Baden-Württemberg, S.332. 
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 Menrad Glaser, * 1853 in Ennahofen (Oberamt Ehingen), + 1896 in Stuttgart, bestattet auf dem 
Uffkirchhof in Cannstatt. Sohn des Freischützes Baltasar Glaser, einem aktiven Demokraten, und von 
Franziska Stirner. Verheiratet mit Marie Glaser, 7 Kinder. Volksschule in Ennahofen. 1866-1870 
Buchdruckerlehre in Cannstatt. 1871 Wanderschaft als Buchdruckergeselle nach München, Wien, 
Berlin und Westdeutschland. Seit 1876 Schriftsetzer in Cannstatt beim „Stuttgarter Neuen Tagblatt“, 
wo er aus politischen Gründen aufgrund seiner sozialdemokratischen Gesinnung seine Anstellung 
verlor. Ab 1890 Arbeit bei der „Schwäbischen Tagwacht“, zuletzt Redakteur bei der „Schwäbischen 
Tagwacht“. Mitglied der Württembergischen Kammer der Abgeordneten 1895/96. Menrad starb 1896 
im Diakonissen-Krankenhaus Stuttgart. Bei seiner Beerdigung sollen nahezu 3.000 Trauergäste 
zugegen gewesen sein. Frank Raberg 2001, S.268. 
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 Allerdings erhielt sie lediglich 15 von 92 Mandaten, Siehe Christ-Gmelin, Maja: Die 
württembergische Sozialdemokratie 1890-1914, In: Die SPD in Baden-Württemberg, S.112. 
138
 Die SPD in Baden-Württemberg, S.26. 
139
 Siehe hierzu die Kapitel 2,3,4. 
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Genossen im Stuttgarter Hauptbahnhof im Wartesaal 1. Klasse empfangen. Dieses 
Verhalten der württembergischen Obrigkeit erzeugte ein politisch entspanntes Klima140. Im 
Gegenzug gab die SPD in Württemberg auffallend früh ihre Blockadehaltung auf und 
versuchte aktiv die Landespolitik mitzugestalten. 1907 billigte sie den Staatshaushalt und 
setze sich damit der scharfen Kritik der Reichsführung aus141 142.  
Der stark reformistische Grundzug der württembergischen SPD, die Bereitschaft, die 
Blockadehaltung im Landtag zugunsten einer aktiven Mitgestaltung der Landespolitik 
aufzugeben, führte früh zu einem gegenläufigen Extrem, nämlich zur Ausbildung einer 
starken innerparteilichen Opposition. Geführt wurde die württembergische, im engeren Sinne 
die Stuttgarter Linke von Männern und Frauen, die allesamt aus anderen Regionen 
Deutschlands nach Württemberg zugezogen waren: Friedrich Westmeyer143, Redakteur bei 
der „Schwäbischen Tagwacht“ und Vorsitzender des Stuttgarter Ortsvereins, Clara Zetkin144, 
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 Das entspannte politische Klima zeigte sich noch im Jahr 1920, als die Reichsregierung während 
des Kapp-Putsches nach Stuttgart flüchtete. 
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 Bei dem Parteitag der SPD 1910 wurde mit großer Mehrheit die Resolution angenommen, in der 
bei künftigen Budgetbewilligungen Parteiausschlussverfahren eingeleitet werden sollten. Damit waren 
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Parteitag der SPD 1910. 
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 Der spätere Führer der württembergischen Sozialdemokratie, Wilhelm Keil, schrieb noch 1951 
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Repräsentanten der monarchischen Staatsordnung erkoren, hat König Wilhelm sich als Mensch und 
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Ansehen und Verehrung gesichert [...] Zahlreich waren die Gesten, mit denen König Wilhelm seine 
Vorurteilslosigkeit gegenüber der sozialistischen Arbeiterbewegung bewies [...] Wenn am 9. November 
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doch keine Kränkung widerfahren...“, AdsD, Abteilung I, Wilhelm Keil, Publikationen, Mappe 44 
(Stuttgarter Zeitung, 2.10.1951). 
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 Friedrich Westmeyer, *1873 in Osnabrück, + 1917 Westfront. Seit 1900 verheiratet, 2 Kinder. 
Bürgerschule in Osnabrück. 1888-1892 Kaminkehrerlehre in Bielefeld. Wanderschaft in Deutschland, 
Südfrankreich, Norditalien und in der Schweiz. Bis 1898 als Kaminkehrer Tätig, danach als 
Maschinenarbeiter in einer Möbelfabrik. Mitglied und Funktionär des Holzarbeiterverbandes. 1898-
1903 Redakteur der „Fränkischen Tagespost“ in Nürnberg. 1903/1904 Redakteur der „Volksstimme“ in 
Hannover. 1905-1912 Redakteur der „Schwäbischen Tagwacht“ in Stuttgart. 1912-1914 
hauptamtlicher Sekretär der SPD Stuttgart. Seit 1908 Vorsitzender der SPD-Heslach und seit 1910 
Vorsitzender der SPD-Stuttgart. 1912-1917 Mitglied der Württembergischen Kammer der 
Abgeordneten. 1915 und 1916 Herausgeber der Zeitung „Der Sozialdemokrat“, des Organs der 
Kriegsopposition. 1915, nach Parteiausschluss au der SPD, Gründung der „Sozialistischen 
Vereinigung“. Im Februar 1917 wurde Westmeyer trotz einer Behinderung zum Kriegsdienst 
einberufen. Frank Raberg 2001, S.1009f und Die SPD in Baden-Württemberg, S.334. 
144
 Clara Zetkin, * 1857 in Wiederau (Sachsen), + 1933 in Moskau. Tochter des Dorfschullehrers, 
Kantors und Organist Gottfried Eisners und Josephine Richter-Vitale. Seit 1899 verheiratet mit Ossip 
Zetkin, geschieden 1928, 2. Ehe mit Georg Friedrich Zundel, einem Stuttgarter Maler. 2 Kinder mit 
Ossip Zetkin. 1874-1878 Lehrerinnenseminar in Leipzig. Kontakte zur bürgerlichen Frauenbewegung 
während dieser Zeit. Über einen Kreis russischer Studenten fand Zetkin Zugang zu den Werken von 
Marx und Engels. Anschluss an die SPD während der Zeit der Sozialistengesetze. Arbeit an der 
Verbreitung des illegalen SPD-Organs „Der Sozialdemokrat“ während der Sozialistengesetze. In 
Zürich lebt sie bereits mit Ossip Zetkin zusammen. 1889 Referentin zum Thema proletarische 
Frauenbewegung auf dem II Internationalen Frauenkongress in Paris. 1891/92 Mitarbeiterin beim 
SPD-Organ „Die Arbeiterin“ in Stuttgart. 1892-1917 Herausgeberin der SPD-Zeitschrift „Die Gleichheit. 
Die Zeitschrift für die Interessen der Arbeiterin“. 1895-1914 Mitglied des SPD-Reichsvorstands, 1906-
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die „Die Gleichheit“ redigierte und sich von Württemberg aus für die Erstarkung der 
sozialdemokratischen Frauenbewegung einsetzte, Hermann Duncker145, der sich in der 
Arbeiterbildung profilierte sowie dessen Frau Käte Duncker146, die ebenfalls in der Redaktion 
der „Gleichheit“ arbeitete. Auch die Gegenseite wurde mit Wilhelm Keil von einem Mann 
angeführt, der nicht aus Württemberg stammte147. Bereits 1907 kam es zu ersten 
Auseinandersetzungen in der Landespartei. In den folgenden Jahren erstarkte der Konflikt 
derart, dass sich mehrere Parteitage mit ihm zu beschäftigen hatten. Vor allen Dingen wurde 
der Kampf um das Zentralorgan geführt, dass mit Friedrich Westmeyer, Arthur Crispien148, 
                                                                                                                                                                                     
1917 des Bildungsausschusses, 1909-1913 der Kontrollkommission des Vorstands. 1900 
Organisatorin der 1. SPD-Frauenkonferenz in Mainz, 1907 Organisatorin der 1. Internationalen 
Frauenkonferenz in Stuttgart. Sekretärin des 1907 gegründeten Internationalen Frauensekretariats. In 
ihrem Sillenbucher Haus zahlreiche Treffen mit August Bebel, Jean Jaures, Rosa Luxemburg, Lenin, 
Franz Mehring u.a..1915 wegen ihres Manifestes „Kampf gegen den Krieg“ wegen Landesverrat 
inhaftiert. Mitgründerin der USPD und des Spartakusbundes. Daraufhin Entlassung aus der Redaktion 
„Die Gleichheit“. 1919 wechselte Zetkin von der USPD zur KPD. 1920-1933 MdR. Bis 1921 Mitglied 
des Exekutivkomitees und des Präsidiums der Kommunistischen Internationale. Ab 1919 Redakteurin 
bei der „Kommunistin“. Seit 1925 Präsidentin der „Internationalen Roten Hilfe“. Zetkin war eine 
führende KPD-Politikerin der Weimarer Zeit. Ihre Verdienste um die Frauenbewegung waren von 
großer und nachhaltiger Bedeutung. Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.351, Deutsche 
Biographische Enzyklopädie, Hg. v. Walther Killy und Rudolf Vierhaus, München 1998, Frank Raberg 
2001, S.1067f. 
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 Dr. Phil. Hermann Duncker, * 1874 in Hamburg, + 1960 in Berlin (Ost); Redakteur, hielt ab 1906 für 
die SPD marxistische Schulungskurse, wurde 1911 Lehrer an der Zentralschule der SPD in Berlin, 
Mitbegründer des Spartakusbundes, dann KPD, 1933-1936 Gefängnis und KZ, dann Emigration, ab 
1947 SED, Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.350. 
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Hg. v. Walther Killy und Rudolf Vierhaus, München 1998. 
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 Wilhelm Keil, geboren am 24.7.1870 in Helsa (Kreis Kassel), gestorben am 4.4.1968 in 
Ludwigsburg (Württemberg). Sohn des Landwirts und Schneiders Johann Friedrich Keil und Dorothea 
Stausel. Seit 1896 verheiratet mit Julie Gutekunst. 3 Kinder, von denen eine Tochter den 
Sozialdemokraten Eugen Bartelmess heiratet. 1876-1884 Volksschule in Helsa. 1884 bis 1887 
Drechslerlehre in Kassel. Wanderschaft in Deutschland, Großbritannien und Belgien. 1892 
Militärdienst. Seit 1887 in der SPD und Gewerkschaftsmitglied. Bis 1893 Drechslergeselle; April 1893 
bis Oktober 1894 kurzfristig Aushilfe an der „Volksstimme“ in Mannheim, dann besoldeter Agitator und 
Hilfsarbeiter im Büro des Hauptvorstands des Holzarbeiterverbands in Stuttgart. November 1894 bis 
Januar 1896 Angestellter der Ortskrankenkasse Mannheim. 1896 bis 1911 und 1923-1930 Redakteur 
der „Schwäbischen Tagwacht“ in Stuttgart.  November 1921 bis Juni 1923 Minister für Arbeit und 
Ernährung in Württemberg. 1919 bis 1920 Präsident der verfassunggebenden Landesversammlung in 
Württemberg. 1919 bis 1933 Vorsitzender der SPD-Fraktion im Württembergischen Landtag. (1927) 
Mitglied des SPD-Landesvorstands Württemberg. MdR 1910 bis 1918, Januar 1919 bis Juni 1920, 
1920 bis 1932; MdL 1900-1933. Nach 1945 Leiter der Kommunalvertretung in Ludwigsburg. 1945 
Vorsitzender der Landrätekonferenz für Württemberg / Nordbaden.  Januar 1946 bis Juni 1946 
Präsident der Vorläufigen Volksvertretung für Württemberg-Baden. 1947 bis 1952 Präsident des 
Landtags Württemberg-Baden. 1947 bis 1949 Mitglied des Parlamentarischen Rats  beim Länderrat 
der Amerikanischen Zone. Mitglied zahlreicher Vorstände und Gremien, u.a. Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft für Kriegsgefangenenfragen und Mitglied des Deutschen Rates der 
Europäischen Bewegung (seit 1949). Träger höchster Auszeichnungen, u.a. Ehrensenator der 
Universität Heidelberg, Ehrenbürger der TH Stuttgart, der TH Karlsruhe und der Stadt Ludwigsburg 
(1950).  Verfasser einer Reihe politischer bzw. finanzpolitischer Broschüren und einer Autobiographie 
(„Erlebnisse eines Sozialdemokraten“, 2 Bde., 1947 und 1948). Frank Raberg 2001, S.425f und Vgl. 
Deutsche Biographische Enzyklopädie, Hg. v. Walther Killy und Rudolf Vierhaus, München 1998. 
148
 Artur Crispien, * 1875 in Königsberg, + 1949 in Bern. Sohn des Malers und Anstreichers Arthur 
Crispien. Verheiratet mit Bertha Ranglack, mehrere Kinder. Nach der Volksschule besuchte Crispien 
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Jacob Walcher149 und Edwin Hoernle150 vornehmlich den linken Flügel der Partei vertrat151. 
Durch die Entscheidung des Parteivorstands, Wilhelm Keil als Chefredakteur einzusetzen, 
um die „Schwäbische Tagwacht“ zurück zur parteioffiziellen Linie zu zwingen, eskalierte der 
ohnehin bestehende Konflikt, der seit dem 4. August 1914, dem Tag, da die 
sozialdemokratische Reichstagsfraktion die Kriegskredite bewilligt hatte, die Partei 
beschäftigte152. Die Spaltung der deutschen Sozialdemokratie nahm in Württemberg ihren 
Anfang153. 
Die besondere Intensität, mit der die württembergische Linke ihren Kampf gegen die spätere 
Mehrheits-SPD (MSPD) und gegen die Regierung focht, veranlasste die politische Führung 
des Landes zu verstärkten Maßnahmen154. Neben Zuchthausstrafen für die geistigen Führer 
der neuen Bewegung, die sich öffentlich gegen den  Krieg aussprachen,  tat der Kriegsdienst 
ein Übriges. Artur Crispien und Edwin Hoernle wurden eingezogen, ebenso wie Friedrich 
Westmeyer, der 1917 an der Westfront fiel155. In den Kriegsjahren feierte das Land das 25-
jährige Regierungsjubiläum des württembergischen Königs. Statt sich angesichts der 
konfliktreichen Situation, in der sich die organisierte Arbeiterbewegung im Jahre 1916 
befand, in Zurückhaltung zu üben, veröffentlichte die württembergische SPD ein Loblied auf 
Wilhelm II., welches nicht allein von Ultralinken als derbe Provokation angesehen werden 
musste: „Nehmen wir alles in allem, so will uns scheinen, dass unter den gegebenen 
                                                                                                                                                                                     
die Kunstschule in Königsberg. Dort Ausbildung zum Theatermaler. Angestellter der Krankenkasse. 
1904 Redakteur der „Freien Volkszeitung“ in Königsberg und Danzig. 1906-1912 SPD-Parteisekretär 
in Westpreußen. 1912 Chefredakteur der „Schwäbischen Tagwacht“ in Stuttgart. 1914 wegen Kritik an 
der Burgfriedenspolitik und wegen Kritik an der Bewilligung der Kriegskredite durch die SPD aus der 
Partei ausgeschlossen. Während des Krieges zunächst redaktionelle Arbeit in Stuttgart für die 
linksgerichtete Zeitung „Der Sozialdemokrat“. 1917/1918 Kriegsdienst. Seit 1917 USPD. 9.11.1918 bis 
10.1.1919 württembergischer  Innenminister. 1919 zusammen mit Hugo Haase Vorsitzender der 
Reichs-USPD. Crispien betrieb aktiv den Zusammenschluss von USPD und MSPD. Ab 1922 einer der 
drei Vorsitzenden der Reichs-SPD. 1919 MdL. 1920-1933 MdR. 1933 Emigration in die Schweiz, . In 
der Schweiz Vorstandsmitglied des Verbandes deutscher Demokraten und der II. Internationalen. 
Crispien setzte sich hier für die karitative Hilfe für jüdische Flüchtlinge ein. 1937 aus Deutschland 
ausgebürgert. 1938 Verlust der Staatsangehörigkeit. Sämtliche seiner Schriften im Dritten Reich 
verboten. Biographisches Handbuch der württembergischen Landtagsabgeordneten, bearb. v. Frank 
Raberg, Stuttgart 2001, S.123f und vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.330f. 
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 Jacob Walcher, * 1887, + ?; Dreher, 1911-1914 Redakteur der „Schwäbischen Tagwacht“, wurde 
Mitglied des Spartakusbundes und der KPD, 1928 Mitbegründer der KPO, 1932 der SAPD, emigrierte 
1933, ab 1946 SED, Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.351. 
150
 Edwin Hoernle, *1883 in Cannstatt, + 1952; nach Theologiestudium Vikar, Privatlehrer, 1912-1914 
Redakteur der „Schwäbischen Tagwacht“, Mitbegründer des Spartakusbundes und der KPD, MdR 
1924-1933, 1933-1945 in der UdSSR, ab 1945 SED, Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.350. 
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 Siehe dazu Christ-Gmelin, Maja: Die württembergische Sozialdemokratie 1890-1914, In: Die SPD 
in Baden-Württemberg, S.165ff. 
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 Noch im Juli 1914 hatte die württembergische SPD Flugblätter verteil, die sich gegen den Krieg 
richteten, Siehe beispielsweise das Flugblatt „Gegen den drohenden Weltkrieg!“, HStAS, P2 Bü 57 
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 Vgl. Die SPD in Baden-Württemberg, S.27; Christ-Gmelin, Maja: Die württembergische 
Sozialdemokratie 1890-1914, In: Die SPD in Baden-Württemberg,S.123. 
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 Vgl. im Folgenden Greiffenhagen, Sylvia: Die württembergischen Sozialdemokraten im Ersten 
Weltkrieg und in der Weimarer Republik (1914-1933), In: Die SPD in Baden-Württemberg, S.160-191. 
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 Dass Friedrich Westmeyer trotz einer Erkrankung zum Kriegsdienst eingezogen wurde, 
demonstriert den strafenden Charakter jener Maßnahmen deutlich. 
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Verhältnissen gar nichts geändert würde, wenn morgen in Württemberg an die Stelle der 
Monarchie die Republik treten würde. Kein zweiter würde, wenn alle Bürger und Bürgerinnen 
zu entscheiden hätten, mehr Aussichten haben, an die Spitze des Staates gestellt zu 
werden, als der jetzige König.“156    
Die frühzeitigen Maßnahmen gegen die Vertreter der Linken lähmten später die 
revolutionären Kräfte Württembergs. 1917, als im Reich die ersten Streiks und 
Demonstration abgehalten wurden, blieb es daher in Württemberg verhältnismäßig ruhig. Ein 
weiteres Problem für die Opposition bestand in ihrer inneren Uneinigkeit. Zwar waren sich 
ihre Anhänger in der Ablehnung der Burgfriedenspolitik und der Kriegskredite einig, in vielen 
anderen Fragen herrschte jedoch kein Konsens, sodass auch dieser Umstand die Bewegung 
schwächte. Aus diesen Gründen vermochte die württembergische Linke erst im Sommer 
1918 an den revolutionären Aktionen, die im Deutschen Reich sehr viel früher ihren Verlauf 
genommen hatten, teilzunehmen. Anfang November bildeten Spartakisten und Unabhängige 
die ersten Arbeiterräte, gleichfalls im November erschien erstmals das Zentralorgan der 
Arbeiter- und Soldatenräte, die „Rote Fahne“. Die württembergische SPD unter ihrem 
Landesvorsitzenden Friedrich Fischer157 verhielt sich in diesen Wochen zunächst ruhig und 
rief ihre Mitglieder und Anhänger zur Besonnenheit auf158. Als sich aber immer mehr 
Genossen der revolutionären Bewegung anschlossen und der Einfluss der Partei auf die 
Arbeiterschaft sank, als dazu noch die Führer der Spartakisten verhaftet wurden und die 
württembergische Arbeiterschaft voller Entrüstung auf die Verhaftungen reagierte, blieb den 
sozialdemokratischen Führern kein anderer Weg als sich an die Spitze der Bewegung zu 
setzen, um das Vertrauen der Arbeiterschaft nicht vollends zu verlieren.  
Am 9. November 1918 vereinbarte eine Delegation von Sozialdemokraten und 
Unabhängigen eine provisorische württembergische Regierung zu bilden. Da sich aber der 
designierte Kriegs- und Finanzminister Thalheimer (Unabhängige) weigerte, einer Regierung 
den Rücken zu stärken, die als politisches Ziel die parlamentarische Demokratie anstrebte, 
wurde die Vereinbarung nicht realisiert. So konstituierte sich in Württemberg die erste 
sozialdemokratisch-bürgerliche Regierung im Reich:159 Ministerpräsident wurde Wilhelm 
Blos160 (SPD), das Innenministerium übernahm Artur Crispien161 (USPD), Johannes von 
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 Keil, Wilhelm: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, I, S.378. 
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 Fischer, Friedrich, * 6.2.1865 in Stuttgart, + 18.7.1934 in Stuttgart; Portefeuiller, 1887-1925 
Buchhändler im Dietz-Verlag; 1913-1920 SPD-Vorsitzender in Württemberg, 1919-1925 Mitglied der 
Gemeinderates in Stuttgart, November 1918 Mitglied des Arbeiterrates Stuttgart, MdL 1906-1912, 
1919, Raberg 2001. 
158
 Siehe beispielsweise „Schwäbische Tagwacht“, 2.11.1918. 
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 Vgl. Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. VI, Stuttgart 1993, 
S.789ff. 
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 Wilhelm Blos, * 5.10.1849 in Wertheim, + 6.7.1927 in Stuttgart; Abitur; Studium der Geschichte und 
Germanistik in Freiburg, jedoch Abbruch des Studiums nach drei Semestern aus finanziellen Gründen; 
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Kiene162 (Zentrum) leitete das Justizministerium, Finanzminister wurde Theodor Liesching163 
(Fortschrittliche Volkspartei, später DDP), Arbeitsminister wurde Carl Hugo Lindemann164 
(SPD), das Ernährungsministerium leitete Julius Baumann165 (NLPD), Berthold Heymann166 
(SPD) amtierte als Kultminister und dem Kriegsministerium stand Albert Schreiner167 (USPD) 
vor.168 Die Entscheidung für die parlamentarische Demokratie und gegen die Räterepublik, 
für Reformpolitik und gegen die sozialistische Revolution war in Württemberg und in der 
württembergischen Sozialdemokratie spätestens zu dieser Stunde gefallen. Einmal mehr 
zeigte sich in der Geburtsstunde des freien Volksstaates Württemberg die gemäßigte, 
geradezu antirevolutionäre Haltung der württembergischen Sozialdemokratie. So formulierte 
die provisorische Regierung mit dem Sozialdemokraten Wilhelm Blos an der Spitze als 
                                                                                                                                                                                     
danach journalistische Tätigkeit; 1872 Mitglied der SDAP; Persönliche Kontakte zu Bebel, Liebknecht, 
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provisorischen Regierung Württembergs; 1920-1933 MdR; 1933 Emigration in die Schweiz., Raberg 
2001.  
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 Johannes von Kiene, * 22.1.1852 in Langenargen, + 24.7.1919 in Wangen im Allgäu; Studium der 
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Landgerichts von Württemberg in Stuttgart; 1894 Mitbegründer des Württembergischen 
Landesverbands des Zentrums; 1918/19 Justizminister in Württemberg bis zu seinem Tod, Raberg 
2001. 
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Ministerpräsident Württembergs; 1918 Mitbegründer der DDP; 1918-1922 württembergischer 
Finanzminister, Raberg 2001. 
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Gründen); bis 1920 MdL; danach Rückzug aus der Politik; ab 1924 katholischer Priester, Raberg 2001 
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württembergischen SPD; 1919 Kultminister, 1919/20 Innenminister; 1920-1933 MdL; 1920-1933 
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eine Pension in Zürich als Anlaufstiele für reichsdeutsche Emigranten, Raberg 2001. 
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 Albert Schreiner, * 7.8.1892 in Aglasterhausen, + 4.8.1879 in Ost-Berlin; im Ersten Weltkrieg beim 
Spartakusbund, Mitbegründer der KPD; 1918/19 mit nur 26 Jahren Kriegsminister; bis 1922 KPD 
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Raberg 2001. 
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 Stadtarchiv Stuttgart, Stadtgeschichtliche Sammlungen Nr.2641 (enthält Foto). 
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Antwort auf den Thronverzicht König Wilhelms II. von Württemberg: „Die provisorische 
Regierung dankt im Namen des Volkes dem König, dass er in allen seinen Handlungen von 
der Liebe zur Heimat und zum Volk getragen war ... Das württembergische Volk vergisst 
nicht, dass der König mit seiner Gemahlin in Werken der Nächstenliebe stets edel und 
hilfreich gehandelt hat.“169  
Die provisorische Landesregierung unter dem sozialdemokratischen Ministerpräsidenten 
Wilhelm Blos konnte bald erste Erfolge vorweisen. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
blieb nicht wirkungslos. In Württemberg waren die Chancen erheblich höher eine 
Beschäftigung zu finden als in den meisten anderen deutschen Ländern. Dennoch erzielten 
die SPD und die USPD bei den Wahlen von 1919 nicht die erhoffte absolute Mehrheit im 
Landtag, sodass sie die Koalition mit den bürgerlichen Parteien nicht aufkündigen konnten. 
In der Folgezeit schwand der politische Einfluss der württembergischen Sozialdemokratie im 
Land. Die innere Zerrissenheit der Arbeiterbewegung und die steten Angriffe der 
bürgerlichen Parteien, machten eine erfolgreiche Regierungsarbeit unmöglich. Insbesondere 
die Diskussionen um den Sozialisierungsartikel, im engeren Sinne um die Konditionen bei 
möglichen Enteignungen, zeigten die Kluft zwischen der württembergischen 
Sozialdemokratie und den übrigen Regierungsparteien. Als nach langen Debatten um den 
Sozialisierungsartikel de facto Enteignungen, wie sie das sozialdemokratische Programm 
anstrebte, ausgeschlossen wurden, entschied die Landespartei, weitere Ministerämter an die 
bürgerlichen Parteien zu vergeben, um die politischen Entscheidungen, die sie nicht vertrat, 
nicht verantworten zu müssen. Nach den Landtagswahlen von 1920 trat die SPD aus der 
Regierung aus, da für sie eine Koalition ohne Beteiligung der USPD wie dies die übrigen 
Koalitionsparteien erwünschten, nicht in Frage kam. Zudem spielten gleichfalls 
innerparteiliche Stimmungen eine Rolle bei der Entscheidung für oder gegen eine 
Regierungsbeteiligung mit. „Man fühlte sich unbehaglich in der Rolle der Regierungspartei“, 
urteilte Wilhelm Keil über die Mehrheit seiner Parteigenossen, „man wollte wieder anklagen 
und kritisieren können, wie man es seit Jahrzehnten getan hatte“170. So bildeten vorerst das 
Zentrum und die DDP trotz einer absoluten Mehrheit für die Weimarer Koalition ein 
Minderheitenkabinett, das von den Sozialdemokraten toleriert wurde. Staatspräsident war 
nun Johannes von Hieber (DDP), der auch gleichzeitig dem Kultministerium vorstand. Des 
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weiteren amtierten Eugen Graf (Zentrum) als Innenminister, Eugen Bolz (Zentrum)  als 
Justizminister, Theodor Liesching (DDP) als Finanzminister und Wilhelm Schall (DDP) für 
Arbeit und Ernährung171. 1921 entschloss sich der Landesparteivorstand, 
Landesvorsitzender war seit 1920 Otto Steinmayer172, zu einem erneuten Eintritt in die 
Regierung. Einziger sozialdemokratischer Minister wurde Wilhelm Keil (Arbeit und 
Ernährung). Als die SPD das Amt des Innenministers für sich einforderte und sich die 
Koalitionspartner weigerten, dieses den Sozialdemokraten zu überlassen, trat sie Anfang 
1923 wieder aus der Regierung aus. Die Landtagswahlen vom 5. Mai 1924 brachten weitere 
Einbußen für die demokratischen Parteien. Zum ersten Mal seit Kriegsende ergab sich für 
die Vertreter der Weimarer Koalition keine absolute Mehrheit. Der nunmehr auf 80 Sitze 
reduzierte württembergische Landtag wurde nun von einer Bürgerblockregierung, bestehend 
aus Zentrum, Landbund und Bürgerpartei (DNVP), geführt. Neuer Staatspräsident war 
Wilhelm Bazille, ein über die Grenzen Württembergs hinaus höchst  umstrittener Politiker der 
DNVP. Des weiteren amtierten Alfred Dehlinger (DNVP) als Finanzminister, Eugen Bolz als 
Innenminister, Josef Beyerle (Zentrum) als Justizminister, Bazille zudem als Kultminister und 
als Wirtschaftsminister (vorher Arbeit und Ernährung) Eduard Rau (parteilos).  
Als die vornehmliche Aufgabe betrachtete es die württembergische SPD nun, zum einen die 
Rolle einer aktiven Oppositionspartei zu übernehmen, zum anderen ihren Parteiapparat 
aufzubauen, der während des Ersten Weltkrieges stark geschwächt worden war. Die 
württembergischen Sozialdemokraten blieben bis 1933 in der Opposition. 
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 Steinmayer, Otto, * 1876 in Göppingen, + 1960 in Stuttgart; Flaschner, Gewerkschaftsangestellter, 
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Schadt, Schmierer: Die SPD, S.334. 
  
48
4. Die innere Struktur der württembergischen Sozialdemokratie in der Weimarer 
Republik  
 
4.1. Organisation und Apparat, Presse und Finanzen 
 
Mit knapp 940.000 Mitgliedern173 war die deutsche Sozialdemokratie die mitgliederstärkste 
Partei des Deutschen Reiches und eine der mächtigsten Organisationen der Arbeiter-
Internationale174. Etwa 9.000 Ortsvereine175 bildeten die Basis in den deutschen Ländern, 
mehr als 1.400 Personen176 leisteten besoldete Dienste für die Parteiorganisation sowie für 
die Parteigeschäfte im Allgemeinen. Zwischen 150 und 200 parteieigene Zeitungen177 
agitierten in der Weimarer Zeit für die Ziele der Sozialdemokratie mit einer Auflage von weit 
über einer Million178 und einer Belegschaft von mitunter über 8.000 Personen179. 
Grundlage der Partei bildete nach dem Organisationsstatut, das die SPD entsprechend den 
politischen Umbrüchen 1919 aktualisiert und geändert hatte, der sozialdemokratische 
Bezirksverband (Landesverband).180 Damit entsprach die Parteileitung der dezentralen, 
föderativen Struktur des Deutschen Reiches und suchte den regionalen Besonderheiten 
eines jeden Landes Rechnung zu tragen. Die insgesamt 33 Bezirksverbände untergliederten 
sich in einzelne Bezirkssekretariate, die wiederum von den einzelnen Ortsvereinen getragen 
                                                          
173
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wurden. Die finanziellen Abhängigkeiten zwischen den einzelnen Gruppen unterlagen dabei 
festen Sätzen.181  
Die höchste Instanz der württembergischen Sozialdemokraten in der Weimarer Republik war 
der Landesvorstand der Partei mit Sitz in Stuttgart. Er war lediglich dem 
Reichsparteivorstand unterstellt.182 Der Landesvorstand wurde jährlich für das neue 
Geschäftsjahr gewählt und bestand aus dem Parteivorsitzenden sowie den Beisitzern. Der 
Landesvorstand als oberstes Gremium der Landespartei legte die politischen, strategischen 
und taktischen Positionen des Landesverbandes fest und vertrat seine Richtlinien sowohl 
nach außen, d.h. gegenüber dem Reichsparteivorstand, sowie nach innen, d.h. gegenüber 
den kleineren Parteisektionen im Land. Selbstverständlich waren seine Entscheidungen und 
Vorgaben an die politische Grundhaltung der Gesamtpartei gebunden. Dass jedoch diese 
Bindung von Seiten der württembergischen Sozialdemokraten zeitweise zugunsten einer 
eigenständigen Politik im Land aufgehoben wurde, lässt sich bereits für die Zeit vor dem 
Ersten Weltkrieg feststellen.183 
Den administrativen Aufgaben der württembergischen SPD, die in der Weimarer Zeit deutlich 
zunahmen, widmete sich das Landessekretariat. Sein Sitz war ebenfalls in Stuttgart. In 
seinen Aufgabenbereich fiel unter anderem die gesamte Kassenverwaltung aller im Land 
existierenden Ortsvereine.184 Die dem Landessekretariat hierarchisch folgenden Institutionen 
bildeten die Bezirkssekretariate, deren Bildung ebenfalls 1919 beschlossen worden war. In 
Württemberg arbeiteten fünf Bezirkssekretariate mit jeweils einem besoldeten Sekretär an 
der Spitze.185 Die Organisation der Bezirkssekretariate erfuhr in den nächsten Jahren aus 
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Schwäbisch Hall, Künzelsau, Öhringen, Weinsberg, Crailsheim, Gerabronn und Mergentheim. 
Bezirkssekretariat 3 mit Sitz in Stuttgart: die Oberämter Backnang, Gaildorf, Waiblingen, Aalen, 
Ellwangen, Neresheim, Schwäbisch Gmünd, Welzheim, Schorndorf, Göppingen, Geislingen, 
Nürtingen, Kirchheim, Urach, Calw, Nagold und Neuenbürg. Bezirkssekretariat 4 mit Sitz in Tübingen: 
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finanziellen und arbeitstechnischen Gründen186 strukturelle Veränderungen. Anstelle der fünf 
Bezirkssekretariate richtete die Partei sechs sogenannte Agitationsbezirke ein.187 
Das letzte beziehungsweise kleinste Glied innerhalb der Parteihierarchie bildeten die 
Ortsvereine und in ihnen die Parteibasis, das einzelne Mitglied. In den ersten 
Nachkriegsjahren bezifferte sich die Zahl der Ortsvereine innerhalb der württembergischen 
Partei auf rund 400188, in den folgenden Jahren pendelte sich deren Anzahl im Durchschnitt 
auf etwa 300 ein189. Insgesamt zählte die württembergische Sozialdemokratie im Jahr 1921 
knapp 26.500 Mitglieder190, im Jahr 1925 nur 16.700 Mitglieder191 und im Jahr 1928 rund 
21.618 Mitglieder192.193 Nur 0,83% aller Württemberger gehörten 1928 demnach der 
Sozialdemokratie an. Der Reichsdurchschnitt lag bei 1,63% und war also doppelt so hoch.194. 
Der Stuttgarter Ortsverein stellte 1928 fast ein Viertel der gesamten Mitgliedschaft. 195 
                                                                                                                                                                                     
die Oberämter Reutlingen, Münsingen, Tübingen, Herrenberg, Böblingen, Oberndorf, Freudenstadt, 
Sulz, Rottenburg, Balingen, Horb, Rottweil, Tuttlingen, Spaichingen sowie den Regierungsbezirk 
Hohenzollern. Bezirkssekretariat 5 mit Sitz in Ulm: die Oberämter Ulm, Heidenheim, Ehingen, 
Blaubeuren, Laupheim, Biberach, Saulgau, Riedlingen, Ravensburg, Tettnang, Waldsee, Leutkirch 
und Wangen, Siehe Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 
1921, S.10. 
186
 Dass die Bildung jener Bezirkssekretariate sowohl den arbeitstechnischen wie den finanziellen 
Aufwand der Landes-SPD beträchtlich erhöhte, wurde vom Vorstand ausdrücklich in seinem Bericht 
an die Landesversammlung im Jahr 1921 vermerkt. So mussten „aus finanziellen Gründen“ das 
Sekretariat 1 mit dem Stuttgarter Parteisekretariat zusammengelegt und die Arbeiten des Sekretariats 
3 vom Landessekretariat übernommen werden. Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs 
an die Landesversammlung 1921, S.11. 
187
 Agitationsbezirk I: Groß-Stuttgart. Agitationsbezirk II: Böblingen, Esslingen, Kirchheim, Nürtingen, 
Stuttgart-Amt, Backnang, Gaildorf, Leonberg, Ludwigsburg, Marbach, Waiblingen, Urach, Reutlingen, 
Tübingen. Agitationsbezirk III: Besigheim, Brackenheim, Heilbronn, Neckarsulm, Oehringen, 
Weinsberg, Crailsheim, Ellwangen, Gerabronn, Schwäbisch Hall, Mergentheim, Künzelsau. 
Agitationsbezirk IV: Schwäbisch Gmünd, Welzheim, Schorndorf, Herrenberg, Calw, Maulbronn, 
Nagold, Neuenbürg, Vaihingen. Agitationsbezirk V: Rottenburg, Freudenstadt, Balingen, Horb, 
Oberndorf, Rottweil, Spaichingen, Sulz, Tuttlingen, Hohenzollern. Agitationsbezirk VI: Aalen, 
Neresheim, Göppingen, Geislingen, Münsingen, Blaubeuren, Ehingen, Heidenheim, Laupheim, 
Riedlingen, Saulgau, Ulm, Biberach, Leutkirch, Ravensburg, Tettnang, Waldsee, Wangen. Bericht des 
Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.14/15. 
188
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1921, S13. 
189
 Vgl. Bericht 1925, S.23; Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1928, S.20. 
190
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1921, S.13 
191
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.23, 
Neben den schwachen Mitgliederzahlen der württembergischen Sozialdemokratie fielen auch die 
Wahlergebnisse der Reichstagswahlen in Württemberg für die SPD auffallend schwach aus. Dies 
besonders in der Maiwahl des Jahres 1924.  
192
 Siehe Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, 
S.24. 
193
 Damit erreichte die Landespartei 1928 unter den 33 Landesverbänden der deutschen 
Sozialdemokratie nur den 21. Platz und lag, gemessen an der Einwohnerzahl Württembergs, klar 
unter dem reichsdeutschen Durchschnitt, Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1928, S.140 
194
 Lediglich die Landesverbände Ostpreußen, Pommern, Oberrhein, Niederrhein, Oberpfalz und 
Oberschlesien kamen auf geringere Werte Vgl. Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1929, 
S.184. 
195
 Dies waren exakt 1921 4.430 Personen und damit ein Anteil von knapp 17% aller Mitglieder, 1925  
3.685 Personen (22%) und 1928  4.708 Personen, Vgl. Bericht des Landesvorstands der SPD 
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Insgesamt umfassten die zehn größten Ortsvereine, sämtlich in größeren Gemeinden oder 
Städten beheimatet, die Hälfte aller Mitglieder.196 So erklärt sich denn die klare Dominanz 
des städtischen – insbesondere des Stuttgarter – Personenkreises in den leitenden 
Funktionen der württembergischen SPD.197 
Landesvorsitzender für die Geschäftsjahre 1927/28 und 1928/29198 war Erich Rossmann199 
(Stuttgart). Als Beisitzer und damit als Mitglieder des Parteivorstands amtierten die 
Genossen Hermann Dörr200 (Stuttgart), Andreas Dreher201 (Stuttgart), Christine Evert202 
(Stuttgart), Emilie Hiller203 (Heilbronn), Wilhelm Keil204 (Ludwigsburg), Georg Kellermann205 
(Stuttgart), Gottfried Kinkel206 (Göppingen), Johannes Klotzbücher207 (Feuerbach), August 
Krämer208 (Stuttgart), Alois Miller209 (Stuttgart), Carl Oster210 (Stuttgart), Albert Pflüger211 
(Stuttgart), Otto Steinmayer212 (Stuttgart) und Jakob Weimer213 (Stuttgart). Im Geschäftsjahr 
                                                                                                                                                                                     
Württembergs an die Landesversammlung 1921, S.16; Bericht 1925, S.30f; Bericht des 
Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.28. 
196
 Zählt man sämtliche Mitglieder der zehn größten Ortsvereine Württembergs zusammen, dies 
waren im Jahr 1928 Stuttgart, Heilbronn, Ulm, Esslingen, Göppingen, Reutlingen, Schwenningen, 
Heidenheim, Kornwestheim und Feuerbach, so wird deutlich, dass jene zehn von insgesamt 
dreihundert württembergischen Ortsvereinen 1928 allein etwa 50%196 der Gesamtmitgliedschaft 
ausmachten. Eigene Rechnung nach Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1928, S.30ff , exakt machten jene zehn Ortsvereine 47,4% der 
Gesamtmitgliedschaft aus, geht man von 10.243 Genossen in den genannten 10 Ortsvereinen und 
einer Gesamtmitgliedschaft von 21.618 Personen aus. 
197
 Siehe zur Mitgliederstruktur weiter unten. 
198
 Die folgenden biographischen Daten der einzelnen sozialdemokratischen Funktionäre sind 
entnommen aus: Schröder, Wilhelm-Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier in den deutschen 
Reichs- und Landtagen 1867-1933, Biographien – Chronim – Wahldokumentation, Reihe: Handbücher 
zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, hrsg. V. Rudolf Morsey, Gerhard 
A. Ritter und Klaus Tenfelde, Bd.7, Düsseldorf 1995. 
199
 Erich Rossmann, *10.1.1884 Pößneck, +29.9.1953 Meran; Kaufmann, Direktor des 
Versorgungsamtes Stuttgart; SPD-Landesvorsitzender 1924-1933; MdR 1924-1933; ab 1945: 
Generalsekretär des süddeutschen Länderrates; Intendant des Südfunks Stuttgart. 
200
 Hermann Dörr, keine Informationen.  
201
 Andreas Dreher, *4.6.1872 Öpfingen bei Ehingen, +2.2.1953; Angestellter; MdL 1919-1924   
202
 Christine Evert, keine Informationen. 
203
 Emilie Hiller, geb. Kittler, *27.12.1871 Ludwigsburg, +14.4.1943; Hausfrau; MdL 1919-1933. 
204
 Wilhelm Keil, *24.7.1870 Helsa bei Kassel, +4.4.1968 Ludwigsburg; Drechsler, Redakteur, 
Finanzexperte; MdL 1900-1933, MdR 1910-1932; württembergischer Arbeits- und Ernährungsminister 
1921-23; MdL W-B 1946-1952; Landtagspräsident.  
205
 Georg Kellermann, keine Informationen. 
206
 Gottfried Kinkel, *1871 Bonholz bei Welzheim, +1932 Göppingen; Krankenkassenkontrolleur; MdL 
1911-1912, 1920-1932. 
207
 Johannes Klotzbücher, *16.3.1883 Täferrot bei Schwäbisch Gmünd, +15.11.1956; 
Lokomotivführer; MdL 1919/20.  
208
 August Krämer, keine Informationen. 
209
 Alois Miller, keine Informationen. 
210
 Carl Oster, *15.11.1874 Pinache bei Vaihingen / Enz, +11.2.1954; Parteisekretär; MdL 1919-1932 
211
 Albert Pflüger, *7.11.1879 Dettingen / Teck, +11.5.1965 Stuttgart; Redakteur; MdL 1914-1933, 
Landtagsvizepräsident 1928-1932. 
212
 Otto Steinmayer, *1.8.1876 Göppingen, +17.3.1960 Stuttgart; Flaschner, 
Gewerkschaftsangestellter, Parteisekretär; MdL 1920-1933, MdR 1919-1920; SPD-
Landesvorsitzender 1920-1924; MdL W-B 1946-1950; Verkehrsminister von W-B 1945-51   
213
 Jakob Weimar, *25.5.1887 Gültstein, +21.11.1944; Mechaniker, Gewerkschaftssekretär; MdL 1927-
1933, MdR 1933. 
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1928/29 zog für Georg Kellermann Erwin Schöttle214 in den Parteivorstand. Zudem saß der 
Vorsitzende der Landtagsfraktion, Fritz Ulrich215, den Vorstandssitzungen bei.          
Das Landessekretariat unterstand dem Genossen Hermann Dörr. Die Bezirkssekretariate 
unterstanden im Einzelnen den folgenden Sekretären: 
Carl Oster216  für den Agitationsbezirk I Groß-Stuttgart, Max Denker217 für den 
Agitationsbezirk II, Heinrich Fackler218 für den Agitationsbezirk III, für den Agitationsbezirk IV 
wurde das Landessekretariat selbst eingesetzt, den Agitationsbezirk V leitete Johann 
Weißer219 und für den Agitationsbezirk VI war Karl Ruggaber220 verantwortlich221. Wegen 
„persönlicher Differenzen im Ortsverein Ulm“222 wechselte im Jahr 1929 Karl Ruggaber nach 
Schwenningen, das Ulmer Sekretariat übernahm  Johann Weißer223. 
Neben den genannten Parteigremien und -Instanzen hatten sich in der SPD eine große Zahl 
an Gruppen, Arbeitsgemeinschaften und Zirkel gebildet, die gemeinsam zu einem eigenen 
und intensiven Parteileben beitrugen. Die „Gruppe der Beamten, Angestellten und freien 
Berufe“ 224  integrierte eine soziale Schicht in die Partei, die klassischerweise keinen 
                                                          
214
 Erwin Schöttle, *18.10.1899 Leonberg, +25.1.1976 Bühlerhöhe; Buchdrucker, Verleger, 
Parteisekretär, Journalist; MdL 1933, Emigration 1933-1946; MdL W-B 1946/47; Mitglied des 
bizonalen Wirtschaftsrates in Frankfurt 1947-1949; MdB 1949-1972; langjähriger stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender; 1949-1969 Vorsitzender des Haushaltsausschusses des Bundestags; 1961-
1969 Vizepräsident des Deutschen Bundestags; Mitglied des Parteivorstands und des Präsidiums der 
SPD 1948-1970; Bezirks- bzw. Landesvorsitzender der SPD 1947-1962 und von Mai bis November 
1968. 
215
 Fritz (Friedrich) Ulrich, *12.2.1888 Schwaikheim, +7.10.1969 Stuttgart; Schriftsetzer, Redakteur, 
MdL 1919-1933, MdR 1930-1932; 1933 im KZ, dann Weingärtner; 1944 wieder im KZ; MdL W-B und 
B-W 1946-1968; 1945-1952 Innenminister von W-B; 1952-1956 Innenminister von B-W, 1960-1966 
stellvertretender Fraktionsvorsitzender; 1956-1966 Mitglied des Landesvorstands; langjähriger 
Vorsitzender der Kontrollkommission der SPD. 
216
 Carl Oster, *15.11.1874 Pinache bei Vaihingen / Enz, +11.2.1954; Parteisekretär; MdL 1919-1932 
217
 Max Denker, *25.4.1893 Stuttgart, +24.1.1956 Stuttgart; Landessekretär der SPD; Mitglied der 
vorläufigen Volksvertretung und der verfassunggebenden Landesversammlung W-B 1946. 
218
 Heinrich Fackler, keine Informationen.. 
219
 Johannes Weißer, *24.2.1893 Oberkirnach, +8.4.1954 Ulm; Chefredakteur; MdL W-B 1946-1950. 
220
 Karl Ruggaber, *12.4.1887 Habsthal bei Sigmaringen, +25.1.1936; Parteisekretär; MdL 1919-1933 
Vorsitzender des württembergischen Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. 
221
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.15. 
222
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.13. 
223
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.13. 
224
 Nach eigenem Protokoll der Partei hatte diese Gruppe die Aufgabe, „die Beamten, Angestellten 
und die Angehörigen der Freien Berufe für die Partei zu gewinnen. Voraussetzung ist, dass die Kluft, 
die heute noch zwischen Hand- und Kopfarbeitern besteht, überbrückt wird“., Bericht 1928, S.36. Dies 
zeigt das Ziel der Parteiführung, durch die Werbung gesellschaftlicher Gruppen außerhalb des 
Arbeitermilieus, die SPD von einer Klassen- zu einer Volkspartei zu überführen (So sieht Winkler 
bereits im Görlitzer Parteiprogramm von 1921 den Versuch, die SPD von einer Klassenpartei zu einer 
linken Volkspartei zu wandeln, Winkler, Heinrich August: Der Schein der Normalität. Arbeiter und 
Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 1924-1930, Berlin / Bonn 1985, S. 327; vgl. auch 
Winkler, Heinrich August: Klassenbewegung oder Volkspartei? Die Programmdiskussion in der 
Weimarer Sozialdemokratie 1920-1925, In: Geschichte und Gesellschaft 8 (1982), S.9.) Dieses Ziel 
vermochte der Vorstand in den vierzehn Jahren der ersten deutschen Republik nicht zu erreichen 
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Bestandteil der Arbeiterbewegung darstellte und also für die Modernisierung der SPD und für 
ihre Entwicklung zu einer Volkspartei von wachsender Bedeutung war. Organisationen wie 
die „Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer und Lehrerinnen Württembergs und 
Hohenzollerns“ stellten sich zur Aufgabe, „auf dem Boden des wissenschaftlichen 
Sozialismus nur im Rahmen der Partei, die besonderen Fähigkeiten, welche die 
sozialdemokratische Lehrerschaft nach Vorbildung, Neigung  und Beruf besitzt, 
parteipolitisch und in erster Linie schulpolitisch sich auswirken zu lassen. Sie will der Partei 
in kultur- und schulpolitischen Fragen fachmännische Beraterin sein...“225. Einen 
vereinsähnlichen Charakter zeigte die Jugendbewegung der SPD. Der Parteiführung war die 
Sozialistische Arbeiterjugend (SAJ) in der Hauptsache lediglich Mittel zum Zweck: Deren 
„größte Aufgabe“ verlautbarte der württembergische Landesvorstand, sei die politische 
Erziehung der Jugend. „Wandern, Spiel und Sport sind geeignet, den Jugendlichen an die 
Organisation zu fesseln“226. Diese nüchterne Betrachtung tat der Bewegung keinen Abbruch 
und nahm den Kindern und Jugendlichen nicht die Freude an den zahlreichen 
Veranstaltungen. 4.800 Veranstaltungen im Jahr 1928 mit über 100.000 Teilnehmern 
verdeutlichen parteiinterne Sozialarbeit in jenen Jahren und unterstreichen den 
sozialdidaktischen Nutzen für die Arbeiterkinder. 227 
Weniger Erfolge verzeichnete die Frauenbewegung innerhalb der württembergischen SPD. 
Nur 2730 von den 21.618 Mitgliedern waren weiblich.228 „Wir wissen ja, dass so unendlich 
viele Frauen noch gleichgültig und unselbständig den politischen und wirtschaftlichen 
Geschehnissen gegenüberstehen. Dies entspringt der jahrhundertelangen Niederhaltung der 
Frauen. Sie sind viel zu wenig aufgeklärt“ erklärte die Vorsitzende des Landesausschusses 
für Frauenagitation, Emilie Hiller, 1925229 und betonte auf diese Weise das Ziel der 
Politisierung und damit gesellschaftlichen Emanzipation der Frau. Neben der Verantwortung 
gegenüber der eigenen Bewegung übernahmen die sozialdemokratisch organisierten Frauen 
zugleich die Verantwortung für die bedürftigen Mitglieder und für Bedürftige allgemein. „Die 
Wohlfahrtsarbeit wird fast ausschließlich von den Mitgliedern unserer Frauengruppen 
ausgeführt“230. Dass dem der Fall war, lag vermutlich weniger daran, dass die Parteifrauen 
                                                                                                                                                                                     
(Siehe zur Frage Klassenpartei oder Volkspartei u.a. Winkler, Heinrich August: Der Schein der 
Normalität, S.322 und Lösche, Peter / Walter, Franz: Die SPD. Klassenpartei – Volkspartei – 
Quotenpartei. Zur Entwicklung der Sozialdemokratie von Weimar bis zur deutschen Vereinigung, 
Darmstadt 1992, S.70-76). 
225
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.37. 
226
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.43. 
227
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.35. 
228
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.24. 
229
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.39. 
230
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.39, 1928 
arbeiteten insgesamt 275 Mitglieder in Ortsausschüssen der Arbeiterwohlfahrt. Davon waren 59 
männlich und 216 weiblich, vgl. Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1928. S.32.  
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mehr soziales Interesse zeigten, als ihre männlichen Kollegen, sondern vielmehr wirkte sich 
hier die Tatsache aus, dass viele Frauen Teile ihrer Mütter- und Hausfrauenpflichten in die 
Abendstunden zu verschieben vermochten, um während des Tages Zeit für die karitativen 
Arbeiten aufzubringen231. Die Arbeiterwohlfahrt, ebenfalls eine Unterorganisation der SPD, 
kümmerte sich um alle Bedürftigen und Hilfesuchenden unabhängig ihres politischen 
Bekenntnisses232. Für diese Menschen wurden Beratungsstellungen eingerichtet, 
wirtschaftsfürsorgliche Maßnahmen in Form von Kleidung und Nahrung eingeleitet. Ebenso 
waren ehrenamtliche Pflegerinnen im Bereich Gesundheits- und Erziehungshilfe tätig und 
auch der Organisation der Kindererholungsfürsorge wurde große Aufmerksamkeit 
geschenkt.233 So hatte die Arbeiterwohlfahrt rein karitative Aufgaben zu erfüllen und bot 
praktische und finanzielle Hilfen für jedermann.234  
Neben all diesen überwiegend politisch und sozialpolitisch motivierten Organisationen und 
Gruppen sorgten der Arbeitersport, die Arbeiterchöre, die Wandergruppen, die Waldheime 
und weitere Gemeinschaftsangebote für ein intensives Parteileben außerhalb des politischen 
Diskurses. Hier lernten sich die Parteimitglieder kennen, fanden und pflegten 
Freundschaften, verbrachten Zeit mit ihren Kindern und entspannten nach Feierabend und 
am Wochenende. Dieser unpolitischste Teil der Parteiorganisation war vielen Mitgliedern 
möglicherweise der wichtigste Teil, da dieser Einfluss nahm auf Alltag und Familie und die 
Freizeit bestimmte und kultivierte. Insbesondere die zahlreichen Waldheime in und um 
Stuttgart ermöglichten den Mitgliedern Erholung und Freizeit  zu günstigen Konditionen im 
Grünen. Hier fanden die Kinder Spiel- und Sportplätze und die Erwachsenen 
Sommerbühnen, Kegelbahnen und Biergärten. Da in den Wirtschaftsgebäuden kein 
Verzehrzwang bestand, war ein Tag im Grünen für jedermann erschwinglich. Für die 
Arbeiterkinder, von denen ein Großteil an Unterernährung, Rachitis und Tuberkulose litt, 
richtete die Partei in den Waldheimen Ferienkolonien ein zur gesundheitlichen Naherholung. 
Dies geschah mit großem Erfolg.235 So bot die SPD vielen Mitgliedern nicht allein eine 
politische Heimat, sondern schuf darüberhinaus manchem ein neues Zuhause für die ganze 
Familie. 
                                                          
231
 Etwa zwei Drittel aller Frauen, die in der SPD organisiert waren, arbeiteten als Hausfrau zu Hause, 
siehe Jahrbuch der deutschen Sozialdemokratie 1930, S.194, eigene Berechnung nach den Zahlen 
der angegeben Quelle. 
232
 Der bei der Arbeiterwohlfahrt Hilfesuchende musste also kein Parteimitglied oder auch 
Parteisympathisant sein. Allerdings ist anzunehmen, dass es sich bei den Bedürftigen, die sich bei der 
SPD meldeten um Mitglieder oder zumindest Anhänger der deutschen Sozialdemokratie handelte.  
233
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.32-35. 
234
 Mehr zu jenen Unterorganisationen, siehe Kapitel 10 „Das sozialdemokratische Milieu – 
Arbeiterkultur in Württemberg“ / 10.2. „Sozialdemokratisches Kultur- und Parteileben. Die 
württembergischen Sozialdemokraten und ihre Lokalorganisationen“. 
235
 Siehe beispielsweise 90 Jahre Clara-Zetkin-Haus, Waldheim Sillenbuch, Stuttgart 1999. 
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Ein wichtiger Bestandteil des Parteilebens und das wichtigste Instrument des gesamten 
Parteiapparates war die parteieigene Presse. Eine Vielzahl von Tageszeitungen, Wochen- 
und Monatszeitschriften widmeten sich nicht nur der politischen Information und Agitation, 
sondern boten gleichsam Unterhaltung und einen Terminkalender. Dabei wurden die 
sozialdemokratischen Blätter nicht allein den Mitgliedern zugänglich gemacht, wie dies heute 
der Fall ist, sondern waren allgemein erhältlich. So war die sozialdemokratische Presse der 
Weimarer Republik um eine Lesergruppe reicher, nämlich um die der Parteisympathisanten 
und ungebundenen Wähler.  
Ob zudem Personen anderer politischer Couleur zum festen Leserstamm zählten ist fraglich. 
Friedrich Stampfer, Chefredakteur des „Vorwärts“ während der gesamten Weimarer Zeit und 
Mitglied des Parteivorstands, verneint in seinen „Erinnerungen“ die Existenz einer breiteren 
Leserschaft, bemerkt allerdings eine kleinere Bezugsgruppe abseits der Sozialdemokratie236: 
„Eine sozialdemokratische Zeitung war nicht ein „Blatt für alle“, sondern eine Zeitung für 
Gesinnungsgenossen und politisch stark Interessierte aus anderen Lagern. Die Indifferenten 
fanden in der parteipolitisch nicht gebundenen Geschäftspresse was sie brauchten. 
Welche konkreten Ansprüche stellte die Parteiführung an ihre Presseorgane? 1892 forderte 
Friedrich Engels von dem Parteivorsitzenden der SPD, August Bebel, eine vom Vorstand 
und Parteitag unabhängige Presse zu schaffen, der es erlaubt sein solle, innerhalb des 
Programms und der Grenzen des Parteianstandes gegen einzelne Parteischritte „ungeniert 
Opposition“ zu machen237. Die Praxis der folgenden Jahrzehnte bis 1933 zeigt, welch enge 
Grenzen die Führung der SPD um den bezeichneten Parteianstand zog und damit eine 
ungenierte Opposition verhinderte. Die Parteiführer des Kaiserreiches und auch der 
Weimarer Republik sahen die elementaren Aufgaben ihrer Presse in der Stabilisierung der 
Organisation und in der Ausweitung der Mitgliedschaft sowie der Wählerschaft. Die Aufgabe 
der sozialdemokratischen Redakteure sollte dabei sein, der Partei die Bevölkerungsteile zu 
sichern, die bereits Bestandteil der organisierten Arbeiterschaft waren, und jene Personen zu 
umwerben, die zwar mit den Ideen der Partei sympathisierten, nicht aber zum festen Stamm 
ihrer Wählerschaft gehörten. Die vorrangige Aufgabe hieß demzufolge Agitation zugunsten 
der politischen Führung. Dass die Vorstellungen der SPD-Spitze dabei nicht immer mit den 
Wünschen der Leser konform waren, beweisen die großen Erfolge der parteieigenen 
Unterhaltungs- und Witzblätter238: Offensichtlich interessierte sich ein Großteil der 
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 Stampfer bemerkt zwar nicht ausdrücklich, dass jene Gruppe klein ist, er spricht aber von stark 
Interessierten, was auf eine geringe Anzahl jener Personen hindeutet. 
237
 Koszyk / Eisfeld: Die Presse, S.3 und auch im Folgenden. 
238
 Koszyk / Eisfeld: Die Presse, S.16, gibt an, dass im Kaiserreich 250.000 Personen die 
verschiedenen Parteizeitungen abonnierten und im Vergleich dazu insgesamt 120.000  Personen die 
Unterhaltungs- und Witzblätter lasen: „...doch die gleichzeitige Verbreitung von drei Unterhaltungs- 
und Witzblättern mit 120.000 Exemplaren zeigte, wo das Leserinteresse der Parteigenossen lag“. 
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sozialdemokratischen Leserschaft weniger für die tagespolitischen Konzepte der Partei als 
vielmehr für einen geruhsamen Feierabend mit unterhaltender Lektüre. 
In der sozialdemokratischen Presselandschaft hatten bereits seit Gründung der Partei die 
Lokalorgane in den einzelnen reichsdeutschen Ländern eine wichtige Rolle gespielt. Auch in 
Württemberg hatten sich zahlreiche regionale Tageszeitungen etabliert. Das hiesige 
Zentralorgan war die „Schwäbische Tagwacht“ mit Redaktionssitz in Stuttgart239. Daneben 
fungierten die Ulmer „Donau-Wacht“, das Heilbronner „Neckar-Echo“ und die Schwenninger 
„Volksstimme“. Alle genannten Organe waren wiederum die Kopfblätter weiterer regionaler 
Ausgaben240. Ebenso wurden in Württemberg zahlreiche sozialdemokratische Zeitungen und 
Zeitschriften publiziert, die zum Teil eine überregionale Verbreitung fanden, so der „Wahre 
Jakob“ und „Die Gleichheit“. 241  
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 Sie fungierte als Kopfblatt für die „Neckarpost“ in Ludwigsburg, die „Esslinger Volkszeitung“, die 
„Freie Volkszeitung“ in Göppingen, die „Schwarzwälder Volkswacht“ in Schramberg, die „Freie Presse“ 
in Reutlingen und für das „Schwäbische Wochenblatt“. Mit einer Auflage von etwa 26.000 Exemplaren 
im Jahr 1919 erreichte sie ihre Vorkriegsauflage und war damit die stärkste sozialdemokratische 
Tageszeitung im Land. 
240
 Insgesamt existierten folgende Tageszeitungen (vgl. hier Koszyk /Eisfeld: Die Presse…, S.65-197): 
„Volkszeitung“ (1919-1933); Redaktionsort: Esslingen; 6mal wöchentlich; Auflage: 5.000 (1922), 4.300 
(1925); Kopfblatt: „Schwäbischen Tagwacht“, Stuttgart; „Geislinger Allgemeiner Anzeiger“ (1903-
1933); Redaktionsort Geislingen; 6mal wöchentlich; Auflage: 3.000 (1930); Kopfblatt: „Donauwacht“, 
Ulm. 
„Freie Volkszeitung. Tagblatt für die Oberämter Göppingen, Gmünd, Schorndorf und Welzheim“ 
(1910-1933); Redaktionssitz: Göppingen; 6mal wöchentlich; Auflage: 5.000 (1914), 6.400 (1930); 
Kopfblatt: „Schwäbische Tagwacht“, Stuttgart; Redaktion: F. Herpich, A. Thalheimer, G. Rohrer, 
Lorenz Bröhl, H. Köhler, G. Schüler, F. Frey, Chr. Schepperle, W. Ehrle, K. Blickle.  
„Heidenheimer Volkszeitung“ (1921-1925) / „Volkszeitung“ (1925-1926) / „Volkswacht“ (1926-1933); 
Redaktionsort: Heidenheim; 6mal wöchentlich; Auflage: 3.700 (1929); Kopfblatt: „Donauwacht“, Ulm 
„Neckar-Echo“ (1908-1933); Redaktionsort: Heilbronn; 6mal wöchentlich; Auflage: 5.300 (1908), 7.100 
(1910), 9.000 (1914), 15.000 (1920), 16.500 (1931), Redaktion: Gotthelf Hitzler. 
„Neckar-Post. Tageszeitung des werktätigen Volkes der Oberämter Ludwigsburg und Marbach“ 
 (1924-1933); Redaktionsort: Ludwigsburg; 6mal wöchentlich; Auflage: 4.140 (1929); Kopfblatt: 
„Schwäbische Tagwacht“, Stuttgart; Redaktion: Emil Schuler. 
„Freie Presse“ (1911-1933); Redaktionsort: Reutlingen; 6mal wöchentlich; Auflage: 3.500 (1929), 
3.350 (1930), 3.150 (1932); Kopfblatt: „Schwäbische Tagwacht“, Stuttgart; Redaktion: G. Stein (seit 
1914). 
„Schwarzwälder Volkswacht“ (1921-1933); Redaktionsort: Schramberg; 6mal wöchentlich; Auflage: 
2.100 (1927); Kopfblatt: „Schwäbische Tagwacht“, Stuttgart, Redaktion: Albert Bauer. 
„Volksstimme“ (1919-1933); Redaktionsort: Schwenningen; 6mal wöchentlich; Auflage: 2.300 (1926), 
3.000 (1931), 3.500 (1932); Redaktion: Lorenz Bröhl. 
„Tuttlinger Volkszeitung“ (1920-1933); Redaktionsort: Tuttlingen; 6mal wöchentlich; Auflage: 1.230 
(1926), 3.000 (1931); Kopfblatt: „Volksstimme“, Schwenningen; Redaktion: Georg Spiegel, Lorenz 
Bröhl. 
„Donauwacht. Sozialdemokratisches Volksblatt die Oberämter Ulm, Heidenheim, Geislingen und das 
württembergische Oberland“ (1911.1933); Redaktionsort: Ulm; 6mal wöchentlich; Auflage: 4.000 
(1914), 8.500 (1928), 8.500 (1932) ; Redaktion: Erich Rossmann, F. Göhring, A. Greiner. 
241
 Die überregionalen Zeitschriften wurden allesamt im Dietz-Verlag in Stuttgart verlegt. So „Die 
Gleichheit. Zeitschrift für die Interessen der Arbeiterinnen“ (1892-1923), hg. von Emma Ihrer, die 2mal 
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Die „Schwäbische Tagwacht“ wurde am 1. September 1890 gegründet. Ihr Vorläufer war das 
„Schwäbische Wochenblatt“, das im „Vaterland“, in der „Stuttgarter Presse“ sowie der 
„Süddeutschen Volkszeitung“ seine Wurzeln hatte - allesamt Parteizeitungen, die während 
des Sozialistengesetzes verboten worden waren242. Bereits der Titel, den die 
württembergischen Sozialdemokraten ihrem Zentralorgan gaben, sollte ihr „besonderes 
Gepräge“ demonstrieren. „Sie wollte nicht irgendeine unter den Dutzenden 
sozialdemokratischer Zeitungen Deutschlands sein ... Eine sozialdemokratische und eine 
schwäbische Zeitung war sie, und als solche hatte sie ihre eigene Note“, bemerkte ihr 
langjähriger Chefredakteur Wilhelm Keil und erklärte zudem ehrgeizig, das Zentralorgan sei 
von ihren frühesten Kindheitstagen an bestrebt gewesen, „sich über das Niveau des 
Parteivereinsblättchens zu erheben“. Insbesondere der Landespolitik habe sich die 
„Schwäbische Tagwacht“ „eifriger und schematischer“ gewidmet als andere Lokalblätter243.   
Der Aufbau des Organs orientierte sich nach der üblichen Gliederung parteigebundener 
Zeitungen. Die Seiten 1 und 2 enthielten außen- und reichspolitische Themen. Der 
Kommentar war in die erste Seite eingegliedert. Die Seite 3 befasste sich mit der 
württembergischen Landespolitik. Ein fester Bestandteil hier bildete die Rubrik 
„Württemberg“, die zumeist in kurzen Notizen aber auch in längeren Artikeln die wichtigsten 
Landesthemen aufgriff. Zudem beinhaltete die dritte Seite einen Leitartikel, der 
gegebenenfalls die Sitzungen des Württembergischen Landtages zitierte und kommentierte. 
Auf Seite 5, dem „Zweiten Blatt“, folgte die Lokalpolitik, das heißt die Nachrichten über 
Stuttgart-Stadt. Auch hier, wie bereits auf Seite 3, befand sich eine eigene Rubrik mit dem 
Titel „Stuttgart“, beziehungsweise „Groß-Stuttgart“ und ebenfalls ein Leitartikel, der 
gleichsam während der Sitzungsperioden die Aktivitäten des Stuttgarter Rathauses 
zusammenfasste. Ferner existierten die Rubriken „Ich bitte ums Wort!“, in welcher 
Leserbriefe zur Veröffentlichung kamen, die „Schwäbische Chronik“ mit Kurznachrichten aus 
Württemberg, die Rubriken „Aus der Partei“ und „Gewerkschaftsbewegung“ mit Kurznotizen 
und Terminen und die Seite „Aus aller Welt“, welche sowohl politische als auch unpolitische 
Nachrichten enthielt. Zudem existierten die Beilagen „Aus dem Wirtschaftsleben“, Das Reich 
der Frau“, „Für die Jugend“, „Ganzseitige Romanbeilage“, „Der Sport am Sonntag“, 
                                                                                                                                                                                     
monatlich erschien und eine Auflage von 33.000 (1919), 13.000 (1920), 20.000 (1921) und 36.000 
(1922) verzeichnete. Die Redaktion der „Gleichheit“ wurde bis 1917 von Clara Zetkin geleitet, danach 
von Käte Duncker, Marie Juchacz, Heinrich Schulz und seit 1919 von Klara Bohm-Schuch; weiter 
existierte als überregionale Zeitschrift „Die Neue Zeit. Revue des geistigen und öffentlichen Lebens. 
Wochenschrift der deutschen Sozialdemokratie“ (1883-1923), hg. von J. H. W. Dietz und Karl Kautsky, 
die wöchentlich erschien und eine Auflage von 3.000 (1919) und 3.600 (1921) verzeichnete, zudem 
wurde in Stuttgart „Der Wahre Jakob. Illustrierte humoristisch-satirische Zeitschrift mit einem Beiblatt 
für Unterhaltung und Belehrung“ (1884-1923) verlegt, Redaktion Wilhelm Blos, der eine Auflage von 
über 200.000 (1919) erreichte, Vgl. im Folgenden: Koszyk / Eisfeld: Die Presse, S.65-197. 
242
 Wilhelm Keil: „Gedenktag“, In: „Schwäbische Tagwacht“ (Jubiläumsausgabe), 4.10.1930, S.2. 
243
 Wilhelm Keil: „Gedenktag“, In: „Schwäbische Tagwacht“ (Jubiläumsausgabe), 4.10.1930, S.2. 
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„Neuheiten der Technik“, die „Illustrierte Sonntagsbeilage Volk und Zeit“, „Tägliches 
Unterhaltungsblatt“ und „Für Feierstunden“. 
Der sprachliche Stil des Blattes entsprach seiner inhaltlichen Zielsetzung: kämpferisch und 
selbstbewusst, dabei oftmals pathetisch. Die unbedingte Agitation für die eigene Sache wirkt 
heute oftmals unbeholfen formuliert, zu oft erscheinen jene, die sozialdemokratische 
Bewegung charakterisierenden Adjektive übertrieben imposant. Das sprachliche Niveau lässt 
nicht selten auf Verfasser schließen, die ursprünglich Berufe ausübten, welche außerhalb 
des journalistischen Bereiches lagen. Elegante Formen und sprachliche Kompetenz fehlten 
wenn auch nicht allen, so doch vielen Schreibern der „Schwäbischen Tagwacht“.  
Zu den kompetentesten Redakteuren des Zentralorgans gehörte zweifellos Wilhelm Keil. Als 
leitender Redakteur der „Schwäbischen Tagwacht“ seit 1902244 prägte er das Zentralorgan 
wie auch die anderen sozialdemokratischen Blätter im Land im besonderen Maße. „Die 
kritische Bearbeitung der Landespolitik in der „Tagwacht“ war ... fast ausschließlich mir 
vorbehalten. Über alle wichtigen Streitfragen schrieb ich große Aufsätze“245, berichtet Keil in 
seiner Autobiographie über die Zeit seiner redaktionellen Arbeit im Kaiserreich und nimmt 
damit seinen bleibenden Einfluss auf die lokale Parteipresse der SPD auch in der Weimarer 
Republik bereits vorweg246. Von der redaktionellen Arbeit erhoffte sich der 
Landesvorstandsmitglied, einen direkteren Einfluss auf die Arbeit der Partei und ihre weitere 
Entwicklung ausüben zu können, als dies in Parteiprogrammen und auf Parteitagen möglich 
war247.248 
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 Keil, Wilhelm: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, I, S.194. 
245
 Keil, Wilhelm: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, I, S.193. 
246
 Vgl. hierzu auch Mittag, Jürgen: Wilhelm Keil. Eine politische Biographie, Düsseldorf 2001, S.241. 
247
 Vgl.: Mittag, Jürgen: Wilhelm Keil, S.241. 
248
 Diesen Einfluss durch den Parteivorstand auf das Zentralorgan hatte es nicht immer gegeben. Als 
sich die Führung der württembergischen SPD hinsichtlich der Haltung zum Krieg anlässlich der 
Mobilmachung Russlands, des „brutalen Kolosses“ wie Keil formulierte (Keil, Wilhelm, 1914, S.11), 
hinter die Reichstagsfraktion stellte, flammte innerparteiliche Kritik insbesondere im Stuttgarter 
Ortsverein auf. Die wachsende Kritik des linken Parteiflügels, der direkt in die Spaltung der deutschen 
Sozialdemokratie mündete, nahm in Stuttgart ihren Anfang und wurde zunächst hauptsächlich mittels 
und um die „Schwäbische Tagwacht“ geführt.  Dem Blatt standen ausschließlich erklärte Anhänger der 
Parteilinken vor: Artur Crispien (Artur Crispien, *4.11.1875 Königsberg, +29.11.1946 Bern; 
Theatermaler, Krankenkassenangestellter, Redakteur, 1912-1914 Redakteur der „Schwäbischen 
Tagwacht“; 11.11.1918-10.1.1919 württembergischer Innenminister (USPD); 1919 MdL, 1920-1933 
MdR; 1919-1922 neben Hugo Hasse Vorsitzender der USPD; 1922-1933 stellvertretender 
Vorsitzender der SPD; 1933 in die Schweiz emigriert), Edwin Hörnle (Edwin Hörnle, *1883 Cannstatt, 
+1952; nach Theologiestudium Vikar, Privatlehrer; 1912-1914 Redakteur der „Schwäbischen 
Tagwacht“; Mitbegründer des Spartakusbundes und der KPD; MdR 1924-1933; 1933-1945 in der 
UdSSR; ab 1945 SED) und Jakob Walcher (Jakob Walcher, *1887, +?; Dreher; 1911-1914 Redakteur 
der „Schwäbischen Tagwacht“; wurde Mitglied des Spartakusbundes und der KPD, war 1928 
Mitbegründer der KPO, 1932 der SAPD; emigrierte 1933; ab 1946 SED). Diese Redakteure machten 
sich ihre Position in der „Tagwacht“ zunutze und steuerten das Organ auf einen der offiziellen 
Parteilinie oppositionellen Kurs. Wenn dies wegen der Pressezensur auch nicht in direkter Form 
möglich war, so kam doch die Haltung jener kriegsgegnerischen Redakteure klar zum Ausdruck: So 
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Ein weiterer Name, der nicht nur die parlamentarische Arbeit der württembergischen 
Sozialdemokratie in der Weimarer Republik, sondern zudem auch ihre Pressearbeit prägte 
ist der Kurt Schumachers. 1920 war der damals 25-jährige Sozialdemokrat Wilhelm Keil als 
Redakteur empfohlen worden. Dieser stellte ihn als Nachrichtenredakteur und „Chef vom 
Dienst“ ein. Hauptaufgabe Schumachers sollte die „Sichtung, Redigierung und 
Kommentierung des einlaufenden Nachrichten- und Korrespondenzmaterials“249 sein. Da 
Schumacher aber weniger am Redigieren als vielmehr am Verfassen von Kommentaren und 
Artikeln gelegen war, kam es zwischen ihm und Keil schnell zu Missstimmungen250, die sich 
in den langen Jahren der Zusammenarbeit nicht beheben ließen. Schumacher verfasste in 
den folgenden Jahren eine Vielzahl von Artikeln für die „Schwäbische Tagwacht“251. Sein 
Aufstieg nicht nur als Parteijournalist, sondern auch als Politiker verlief binnen kürzester Zeit 
– ein womöglich weiterer Grund für die bleibenden Spannungen zwischen den beiden 
führenden Politikern, die bis zur Auflösung der Weimarer Republik gemeinsam die 
württembergische Sozialdemokratie prägten und ihre Presse führten.     
                                                                                                                                                                                     
standen die Mitteilungen und Informationen in dem württembergischen Zentralorgan „um so mehr im 
Kleindruck [...], je wichtiger sie waren“ (Keil, Wilhelm: Erlebnisse, I, S.299). Dieser nonkonformen 
Agitation wurde nach langen Auseinandersetzungen ein jähes Ende bereitet, indem der 
Landesvorstand der württembergischen Sozialdemokratie einen der Ihren, nämlich Wilhelm Keil, zum 
Chefredakteur des Blattes berief (Vgl. Schwäbische Tagwacht, 5. 11.1914). Dies war insofern eine 
legale Handlung durch die Parteiführung, weil ihr gemäß dem §24 des Landesstatuts (Regelung des 
Presserechts) zustand, über Personalfragen innerhalb des Presseapparates zu entscheiden. Da Keil 
an seinem ersten Arbeitstag in der Redaktion der „Schwäbischen Tagwacht“ sofort alle Maßnahmen 
einleitete, Crispien, Hörnle und Walcher ihre Arbeit unmöglich zu machen, blieb diesen keine andere 
Möglichkeit, als ihre Tätigkeit in der Zeitung vollends aufzugeben (Vgl. auch im Folgenden: 
Greiffenhagen, Sylvia: Die württembergischen Sozialdemokraten im ersten Weltkrieg und in der 
Weimarer Republik 1914-1933, In: Schadt, Jörg / Schmierer, Wolfgang (Hg.): Die SPD in Baden-
Württemberg und ihre Geschichte, Stuttgart 1979, S.160-186). Wenn auch die Vertreter des 
Reichsparteivorstands, Otto Braun und Friedrich Ebert, die von Crispien, Walcher und Hörnle nach 
ihrer Entlassung aus der „Tagwacht“ angerufen worden waren, der württembergischen Führung 
nahelegten, den Beschluss gegen die drei Redakteure zurückzunehmen, weigerte sich der 
Landesvorstand dennoch, dieser Weisung nachzukommen. Die Spaltung der württembergischen 
Sozialdemokratie war seit diesem Zeitpunkt nicht mehr aufzuhalten. Vollzogen wurde der Bruch 
zwischen dem linken und dem rechten Flügel der württembergischen Genossen im Dezember 1914, 
als der Stuttgarter Ortsverein eine Resolution gegen die Haltung des Landesvorstands verabschiedete 
und sich weigerte, die von ihm eingenommenen Mitgliedsbeiträge an die Landespartei abzuführen. 
Trotz der verheerenden Folgen, welche die Spaltung der süddeutschen Sozialdemokratie mit sich 
führte, empfanden die Mehrheitssozialisten die Beilegung der innerparteilichen Streitigkeiten durch 
den Austritt des linken Flügels aus der Partei als Erleichterung. Wilhelm Blos formulierte demgemäß: 
„Die nun eintretende Spaltung der Sozialdemokraten war an sich gewiss sehr zu bedauern. Sie lähmte 
die Aktionskraft der Partei zum guten Teil. Aber sie brachte auch den unschätzbaren Gewinn, dass 
alle die Hyperradikalen und mit ihnen die Krakeeler, die durch lange Jahre das innere Parteileben 
gestört und verwirrt, nun plötzlich draußen waren“(Blos, Wilhelm: Von der Monarchie zum Volksstaat. 
Zur Geschichte der Revolution in Deutschland, insbesondere in Württemberg, 2 Bde., Stuttgart 1922, 
S.9). In der Folgezeit führten die Anhänger beider Flügel gleichfalls um die weiteren Parteiblätter des 
Landes starke Auseinandersetzungen. Auch aus diesen Kämpfen ging die MSPD als Siegerin hervor. 
249
 Keil, Wilhelm: Der Journalist, 1954, S.478. 
250
 Vgl. auch Mittag, Jürgen: Wilhelm Keil, S.245. 
251
 Siehe hierzu: Kurt Schumacher in der „Schwäbischen Tagwacht“ über Demokratie und 
Kommunisten. Aufsätze und Redeberichte (1926-1933), ausgew. und kommentiert v. Ulla Plener zu 
seinem 100. Geburtstag am 13. Oktober 1995, Berlin 1995.   
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Parteileben und Parteiarbeit mussten finanziert werden. Die württembergische 
Sozialdemokratie finanzierte sich, wie die anderen Landesverbände auch, vornehmlich aus 
eigener Kasse. Reichten die eigenen Einnahmen nicht aus, dies war beispielsweise in Zeiten 
der Fall, in denen innerhalb eines Jahres mehrere Wahlkämpfe finanziert werden mussten, 
unterstützte der Reichs-Parteivorstand die Landespartei mit entsprechenden Zuschüssen.252 
Die Einnahmen der Partei  addierten sich in erster Linie aus Mitgliedsbeiträgen, die jedoch 
von Jahr zu Jahr stark variierten.253 Zudem ergaben sich für die württembergische SPD 
Einnahmequellen durch Wahlfonds, Sammlungen, Schriften, Filmvorträgen und allgemein 
durch Eintrittsgelder sowie durch Zuschüsse der Landtagsfraktion. Bei den Ausgabeposten 
überwogen bei den württembergischen Sozialdemokraten wie auch bei den anderen 
deutschen Landesverbänden254 alljährlich die Verwaltungskosten sowie die finanziellen 
Leistungen der Landespartei gegenüber dem Reichs-Parteivorstand, die ein Viertel aller 
Mitgliedsbeiträge umfassten255. Ebenso gingen auf das Konto der Berliner Zentralkasse 20% 
aller durch Parteiunternehmungen gewonnener Gewinne. Sie wurden zur Unkostendeckung 
                                                          
252
 Der Reichs-Parteivorstand der SPD überwies der württembergischen Landespartei für anstehende 
Reichs- und Landtagswahlen Zuschüsse, 1928 beispielsweise in Höhe von 5.000 RM, und zudem 
sogenannte Gehaltszuschüsse wie im Jahr 1925 oder nicht näher definierte Zuschüsse, wie 
beispielsweise 1921, Siehe Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1928, S.17, Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1925, S.20, Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1921, S.30. 
253
 Die Einnahmen der Partei addierten sich in erster Linie aus Mitgliederbeiträgen. So belief sich 
dieser Posten im Jahr 1921, einem überdurchschnittlich mitgliederstarken Jahr, auf insgesamt 
348.055 RM und stellte damit knapp 59% der Gesamteinnahmen dar, im Jahr 1925, einem auffallend 
mitgliederschwachen Jahr, auf 64.766 RM und damit auf schmale 39% der Gesamteinnahmen. Im 
Jahr 1928  verzeichnete die Partei Mitgliederbeiträge von 110.386 RM, die insgesamt etwa 65% der 
Jahreseinnahmen ausmachten. Glaubt man dem Bericht des Reichsparteivorstands der SPD für das 
Jahr 1928, so lag die Summe der eingenommen Mitgliedsbeiträge bedeutend höher, nämlich bei 
160.004 RM, die anteilig etwa 2,5% aller eingenommenen Mitgliedsbeiträge der Gesamtpartei 
entsprachen, Siehe Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 
1921, S.30; Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, 
S.20; Diese Zahl ist im Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die 
Landesversammlung 1928, S.30 angegeben und widerspricht der Angabe des Reichsparteivorstands 
der SPD in seinem Bericht für das Jahr 1928, der die württembergischen Einnahmen mit 160.004 RM 
angibt, siehe Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1928, S.136, siehe Bericht des 
Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.17, Bericht des 
Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.20, Bericht des 
Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1921, S.30 (Prozentzahlen nach 
eigener Rechnung). 
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 Siehe für das Jahr 1928, Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1928, S.137. 
255
 So heißt es in dem Antrag, der auf dem Weimarer Parteitag verabschiedet wurde: „Mindestens 
25% aller erhobenen Mitgliederbeiträge sind quartalsmäßig an die Zentralkasse abzuführen“, Protokoll 
über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei abgehalten in Weimar vom 
10. Bis 15. Juni 1919, S.76 (Anträge zum Parteitag; Anträge zum Statutenentwurf). 
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für die Parteipresse verwendet.256 In Wahljahren fielen die Gelder  für Wahlkämpfe und 
Agitation neben den genannten Aufwendungen zusätzlich ins Gewicht.257  
Auffallend an den jährlichen Auflistungen der Parteiausgaben erscheinen die 
vergleichsweise niedrigen Zuschüsse, die der Bildungsarbeit und dem internen Parteileben 
zugute kamen. Offenbar deckten sich die zahlreichen Veranstaltungen durch die 
Eintrittsgelder und brachten der Partei gar finanziellen Gewinn. Ehrenamtliche Tätigkeiten, 
Spenden und kleinere Unkostenbeiträge  machten die Waldheime ebenfalls zu sich selbst 
tragenden Unternehmungen. Das Ehrenamt innerhalb der Parteiarbeit war insgesamt eine 
Institution, ohne die das interne Parteileben der Basis sich nicht hätte entfalten können. Die 
Organisation stellte die vorhandenen Räumlichkeiten, die Vorbereitungen und die Arbeit im 
Einzelnen trugen die Mitglieder. Gelder wurden zur Werbung für die eigene Sache 
verwendet. Dies war eine folgerichtige Strategie im Umgang mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln. 
Insgesamt mussten die jährlichen Einnahmen der Landespartei ihre jährlichen Ausgaben voll 
decken. Darlehen, welche die Landespartei insbesondere in den Wahljahren benötigte, 
wurden als feste Ausgabenposten aufgeführt und aus der Landeskasse zurückbezahlt. 
Durch die in manchen Jahren starken Mitgliederschwankungen in der Partei war es zudem 
schwierig, eine reelle Kalkulation der voraussichtlichen Einnahmen vorzunehmen, so dass 
sämtliche Ausgaben nahezu vierteljährlich dem Niveau der Einnahmen angepasst werden 
mussten. Dies stellte insofern ein größeres Problem für das Parteisekretariat dar, weil es zu 
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 Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
abgehalten in Weimar vom 10. Bis 15. Juni 1919, S.76. 
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 So beliefen sich im Jahr 1925 die Verwaltungskosten der württembergischen Sozialdemokratie auf 
über 18% der Gesamtausgaben, im Jahr 1928 gar auf über 23% sämtlicher Ausgabenposten. Die 
Beträge an den Reichs-Parteivorstand variierten demgegenüber deutlich: im mitgliederschwachen 
Jahr 1925 machten jene Beträge lediglich 12% aller Ausgaben aus, im Jahr 1928 dagegen 21% der 
Unkosten – die Landesverbände waren verpflichtet, ein Viertel ihrer Mitgliedsbeiträge an die 
Reichspartei abzugeben.  Gleichfalls schlugen die Wahlausgaben naturgemäß sehr unterschiedlich 
ins Gewicht. Im Jahr 1924, welches die Landeskasse mit den zwei Reichstagswahlen vom 4. Mai und 
7. Dezember und einer Landtagswahl belastete – die Wahlen zum württembergischen Landtag 
wurden zeitgleich mit der Reichstagswahl im Mai durchgeführt – machte dieser Posten 52% aller 
Ausgaben aus. Das Jahr 1928, hier fanden eine Reichstagswahl und eine Landtagswahl statt, beide 
am 20. Mai, investierte die Partei lediglich schmale 14% ihres Etats. Trotz des verhältnismäßig 
geringen finanziellen Aufwandes im Jahr 1928, betonte der Landesparteivorstand die erheblichen 
Belastungen, welche durch die Wahlen verursacht wurden und äußerte, die Landeskasse habe auch 
im Berichtsjahr die größte Sparsamkeit walten lassen. „Dies wird auch in Zukunft geschehen, denn nur 
so können wir hoffen, unsere Wahlschulden abtragen zu können und eventuell für kommende 
Wahlkämpfe einen Fonds anzusammeln. Dies wäre dringend nötig und würde uns auch gelingen, 
wenn wir einmal einige Jahre von Wahlen und dergleichen verschont blieben. Hoffen wir das.“ Siehe 
Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1925, S.20, eigene 
Berechnung, Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, 
S.16,17, eigene Berechnung. 
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Beginn des Geschäftsjahres definitiv nur annähernd zu schätzen vermochte, mit welchen 
Geldbeträgen es haushalten musste und die laufenden Kosten, welche allein die 
Aufrechterhaltung des Parteiapparates einforderte – vor allen Dingen die Verwaltungskosten 
im Allgemeinen – von vornherein als ein fester Posten der jährlichen Ausgaben abzuziehen 
waren.  
In Bezug zur Gesamtpartei bewegten sich die Umsätze der württembergischen 
Sozialdemokratie auf relativ geringem Niveau. Für das Jahr 1928 verbuchte der 
Reichsparteivorstand Gesamteinnahmen von 10.353.387 RM. Damit entsprachen die 
Einnahmen der Württemberger, die von der Reichsführung mit 287.804 RM angegeben 
wurden, lediglich dem geringen Anteil von unter 3%.  
            
4.2. Die Sozialstrukturen innerhalb der sozialdemokratischen Mitgliedschaft  im 
Deutschen Reich und in den württembergischen Ortsvereinen  
 
Die politische und wirtschaftliche Entwicklung in den ersten Jahrzehnten des 20. 
Jahrhunderts hatte einen gesellschaftlichen Wandel herbeigeführt, der sich unmittelbar auf 
die Mitgliederstruktur der SPD, im engeren Sinne auf die soziostrukturelle 
Zusammensetzung der Mitgliedschaft auswirkte.  
Wie sich anhand der Daten, die bei der Volks-, Betriebs- und Berufszählung aus dem Jahr 
1925 ermittelt wurden, erkennen lässt, hatten die sozialdemokratischen Theoretiker des 
Kaiserreichs mit ihren Prognosen über die gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland 
weithin Recht behalten: Die Urbanisierung schritt weiter voran wohingegen im Gegenzug der 
Anteil der Bevölkerung in Gemeinden unter 2000 Einwohnern stetig abnahm258. Die 
maschinelle Produktion und die Weiterentwicklung der Technik im agrarischen wie im 
industriellen Bereich nahmen vielen Kleinbauern und Handwerkern die Grundlagen für ein 
solides Auskommen, so dass sowohl der landwirtschaftliche als auch der handwerkliche 
Sektor anteilig geringer wurde. 1925 arbeiteten nur noch 23% der deutschen Bevölkerung in 
der Landwirtschaft, vierzig Jahre zuvor waren es noch 40% gewesen259. Eine direkte 
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 Zwischen 1910 und 1933 sank die Bevölkerung in Gemeinden unter 2000 Einwohnern um fast 40% 
auf weniger als ein Drittel der Gesamtbevölkerung, der Anteil der Bevölkerung in Städten mit mehr als 
100.000 Einwohnern stieg dagegen von weniger als einem Viertel der Gesamtbevölkerung auf fast ein 
Drittel, Vgl. Falter, Jürgen u.a.: Wahlen und Abstimmungen in der Weimarer Republik, München 1986, 
S.32. 
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 Vgl. Statistik des Deutschen Reiches (im Folgenden: SDR), Neue Folge Bd.2: Die Ergebnisse der 
allgemeinen Berufszählung vom 5.Juni 1882; vgl. auch: Statistik des Deutschen Reiches, Neue Folge 
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Konsequenz dieser Entwicklung war die Erweiterung der Gruppe der abhängig Beschäftigten 
auf Kosten der Gruppe der Klein- und Kleinstunternehmer, sprich Kleinbauern und 
Handwerkern. So sank der Anteil der Selbständigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
zwischen 1907 und 1925 von 20,5% auf 17,3%260. 
Bedeutsamkeit für die sozialdemokratische Partei und ihre politische Strategie erlangte 
allerdings ein Umstand, der entgegen der marxistischen Prognosen eingetreten war. Wenn 
auch die Gruppe der Lohnabhängigen beständig größer wurde und sich die Gehälter der 
unterschiedlichen Arbeitnehmergruppen einander annäherten, so war doch seither weder 
eine klassenspezifische Solidarität noch jedwedes Gemeinschaftsgefühl zwischen den 
einzelnen Arbeitnehmergruppen aufgekommen. Zum einen blieben die Gehaltsunterschiede 
zwischen „Hand- und Kopfarbeitern“261, zwischen Industriearbeitern, Büroangestellten, 
Beamten und anderen Arbeitnehmergruppen weiterhin hoch genug, um jedes 
Gemeinschaftsgefühl von vornherein zu verhindern, zum anderen sorgten gleichsam die von 
den finanziellen Mitteln unabhängigen Faktoren - die ausgeübte Tätigkeit beziehungsweise 
berufliche Verantwortung des Arbeitnehmers, seine Ausbildung und Bildung, sein soziales 
Prestige und auch seine Mentalität262 – für eine klare Trennung zwischen den einzelnen 
Schichten innerhalb der Arbeitnehmerschaft.  
Zudem war, entgegen der marxistischen Theorie, nicht das Industrieproletariat die weiterhin 
expandierende Klasse der Weimarer Republik, sondern die Zahl der Beamten und 
Angestellten vergrößerte sich und zeichnete den Weg Deutschlands zu einer modernen 
Dienstleistungsgesellschaft bereits vor. So zeigte sich anhand der Volkszählung von 1925, 
dass nur noch jeder fünfte Erwerbstätige in industriellen Großbetrieben arbeitete – insgesamt 
nahm der Anteil der Industriearbeiterschaft leicht ab - und also zu der klassischen Zielgruppe 
sozialdemokratischer Agitation gehörte, der Anteil der Angestellten und Beamten jedoch 
demgegenüber zunahm263.  
Dieser gesellschaftliche Wandel, welcher den Funktionären der deutschen Sozialdemokratie 
natürlich nicht verborgen geblieben war, erzwang innerhalb der Parteiführung einen Prozess 
                                                                                                                                                                                     
Bd.3: Berufsstatistik der deutschen Großstädte und Statistik des Deutschen Reiches, Neue Folge 
Bd.4: Berufsstatistik der Staaten. 
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 SDR, Bd.402: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung des Deutschen Reiches; 
SDR, Bd.405: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung des Deutschen Reiches: 
Süddeutschland und Hessen; SDR, Bd.406: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung 
des Deutschen Reiches in den deutschen Großstädten. 
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 Eine in der SPD gängige Ausdrucksweise. 
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 Nicht zuletzt sorgte auch die jeweilige durch den Beruf bedingte soziale Sicherheit für die Trennung 
zwischen den Klassen wie beispielsweise die Unkündbarkeit der Beamten. 
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 SDR, Bd.402: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung des Deutschen Reiches; 
SDR, Bd.405: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung des Deutschen Reiches: 
Süddeutschland und Hessen; SDR, Bd.406: Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung 
des Deutschen Reiches in den deutschen Großstädten. 
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des Umdenkens. Der Trend zur Dienstleistungsgesellschaft, der sich anhand der bei der 
Volkszählung von 1925 ermittelten Daten erkennen ließ, forderte von der SPD eine Öffnung 
gegenüber gesellschaftlichen Gruppen, die bis dahin nicht zu ihrer klassischen Klientel 
gehört hatten. Der Weg von der reinen Klassenpartei zu einer linken Volkspartei musste 
beschritten werden, wenn die Partei auch weiterhin den politischen Einfluss behalten wollte, 
den sie seit Kriegsende ausübte. Die im Verhältnis abnehmende Klasse des 
Industrieproletariats264 allein reichte nicht mehr aus, um auf Dauer eine Massenpartei mit 
Stimmen und Mitgliedern zu versorgen265.      
Inwieweit sich die SPD den neuen gesellschaftlichen Bedingungen anzupassen versuchte, 
wie viel Zeit sie benötigte, um ihre Attraktivität auch für die nicht dem klassischen 
sozialdemokratischen Milieu angehörenden Zielgruppen zu erhöhen und ob 
beziehungsweise wie ihr der Weg von der Klassen- zur Volkspartei schon in den Weimarer 
Jahren gelang, ist aufgrund der statistischen Quellenlage nicht eindeutig festzustellen. 
Mitgliederhebungen einzelner Ortsvereine sind bis zu diesem Zeitpunkt vornehmlich für die 
deutschen, insbesondere die norddeutschen Großstädte auszumachen und weniger für 
Kleinstädte und ländliche Regionen. So finden sich Erhebungen, welche die soziale 
Anatomie der Mitgliedschaft untersuchen, unter anderem für die Orts- und Bezirksvereine 
Berlin (1922) Bremen (1925/26) und Hannover (1925/26). Dass in der Reichshauptstadt 
Berlin der Anteil der Beamten und Angestellten innerhalb der sozialdemokratischen 
Mitgliedschaft mit etwa 38% vergleichsweise hoch ausfiel266, gibt weniger über die innere 
Struktur jenes Ortsvereins, sondern vielmehr über die gesellschaftliche Struktur der 
Hauptstadt mit ihrem ausgeprägten Verwaltungsapparat Auskunft. Die im Gegensatz zu den 
Berliner Erhebungen stehenden Daten der SPD-Bezirksvereine Bremen und Hannover, nach 
denen die „Handarbeiter“ drei Viertel der Gesamtmitgliedschaften ausmachten, beschreibt 
gleichfalls lediglich die besondere gesellschaftliche Struktur der genannten Städte und eben 
nicht die soziale Struktur der sozialdemokratischen Mitglieder allgemein: sowohl Hannover 
als auch Bremen gehörten zu den Regionen des Reiches, in denen große Industriebetriebe 
angesiedelt waren.267 
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 Die Klasse des Industrieproletariats nahm, gemessen an den totalen Zahlen zu, im Verhältnis zu 
den anderen gesellschaftlichen Klassen jedoch ab. Vgl. hierzu Lösche, Peter / Walter, Franz: Die 
SPD, S.14, dem hinsichtlich jener Interpretation der Reichsstatistiken ein Fehler unterläuft. 
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 Neben der sozialdemokratischen und der kommunistischen Arbeiterbewegung existierten 
gleichsam die katholischen Arbeiter, die sich im Zentrum vertreten sahen. Ebenso fühlten sich die 
Arbeiter protestantischen Glaubens, insbesondere in Württemberg, nicht unbedingt den marxistischen 
Parteien verbunden. 
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 Lösche, Peter / Walter, Franz: Die SPD, S.15.  
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 Lösche, Peter / Walter, Franz: Die SPD, S.14f. 
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1930 erschien die erste Mitgliedererhebung, welche aufgrund ihres breiten Fundus als 
vergleichsweise repräsentativ beurteilt werden darf268. Im Auftrag des Reichs-
Parteivorstands wurden 393 Ortsvereine unterschiedlicher Größe mit insgesamt 117.447269 
Mitgliedern – dies entsprach etwa 10% der Gesamtmitgliedschaft - auf ihre soziale Struktur 
hin untersucht270. Da es sich um die einzige aussagekräftige  Erhebung jener Zeit handelt, 
müssen die Ergebnisse exemplarisch auch für Württemberg herangezogen werden, dies 
jedoch unter der Berücksichtigung der besonderen strukturellen Voraussetzungen der 
württembergischen Gesellschaft.271 
Die Ergebnisse zeigen, dass die SPD mit einem Arbeiteranteil in ihrer Mitgliedschaft von fast 
60%272 auch gegen Ende der Weimarer Republik und trotz ihrer staatstragenden Funktion, 
die sie in dem vorangegangenen Jahrzehnt ausgeübt hatte, eher die soziale Struktur einer 
Klassenpartei als die einer Volkspartei aufwies. Die von der Partei angegebenen 60% fallen 
insofern besonders stark ins Gewicht, da der Arbeiteranteil im Deutschen Reich, zählt man 
die Arbeiter aller Wirtschaftsabteilungen zusammen, lediglich bei 45%273 lag, der Anteil der 
Arbeiter in der Industrie gar nur ein Drittel aller Erwerbstätigen274 ausmachte. Allerdings zeigt 
gleichfalls der hohe Anteil der Angestellten und Beamten die Öffnung der Partei gegenüber 
weiteren gesellschaftlichen Gruppen: Mit knapp 16% war diese Gruppe in etwa ebenso stark 
innerhalb der SPD vertreten wie auch innerhalb der reichsdeutschen Gesellschaft insgesamt 
mit etwa 16,5%275. Erfolgslos blieb die sozialdemokratische Agitation auf dem Land und bei 
den Selbständigen. Lediglich 4% aller Mitglieder gehörten diesen Gruppen an. Wenn nach 
dieser Mitgliedererhebung die innere Struktur der SPD auch nicht den Querschnitt der 
Weimarer Gesellschaft widerspiegelte – wie es dies im Übrigen keine politische Gruppierung 
vermochte – so beschreibt die Statistik doch die SPD als eine Klassenpartei – mit einem 
Arbeiterabteil von 60% -, welche den Weg zu einer Volkspartei – 16% der Mitglieder waren 
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 Jahrbuch der SPD, 1930, S.193. 
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 Im Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie findet sich bezüglich der Anzahl der untersuchten 
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Partei. 
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 Siehe Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1930, S.193ff. 
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 Vgl. Kapitel 2. 
272Winkler, Heinrich August: Der Weg in die Katastrophe, Kapitel 3: Verbürgerlichung des Proletariats? 
Der Meinungsstreit der Zeitgenossen, Berlin 1987, S.585 stellt fest: „Wenn man in Rechnung stellt, 
dass von den Hausfrauen die meisten mit Arbeitern verheiratet waren, lag der Arbeiteranteil deutlich 
über zwei Drittel der Mitgliedschaft, mutmaßlich bei etwa 70%“. Diese Rechnung nachzuvollziehen fällt 
schwer, da die Hausfrauen sich anteilig sowohl auf die Arbeiter als auch auf die Angestellten verteilt 
haben dürften und somit die Anteile konstant bleiben müssten. Es sei denn, es hätte auffällig mehr 
ledige Angestellte als Arbeiter gegeben. 
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 SDR, Bd.402, S.230, eigene Berechnung. 
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 SDR, Bd.402, S.230, eigene Berechnung. 
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Angestellte und Beamte – bereits eingeschlagen hatte. So bezeichnete der Parteivorstand in 
diesem Zusammenhang die SPD ausdrücklich als „eine Partei der Arbeiter und 
Angestellten“276. 
Doch nicht nur die nüchternen Zahlen beschreiben die SPD als Klassenpartei auf dem Weg 
zur Volkspartei. Auch die Tatsache, dass sich die Parteiführung überhaupt für die soziale 
Struktur der sozialdemokratischen Mitgliedschaft interessierte und den Auftrag zu der 
Mitgliedererhebung erteilte, deutet auf ihr wachsendes Bewusstsein für den Wandel 
innerhalb der deutschen Gesellschaft und dessen mögliche Auswirkungen auf die Anatomie 
der Mitgliederstruktur hin277. Offensichtlich war zumindest Teilen der Parteiführung 
spätestens zu diesem Zeitpunkt klar, als sie den Auftrag für eine ausführliche 
Mitgliederanalyse erteilte, dass sie sich dem allgemeinen Trend zur 
Dienstleistungsgesellschaft stellen musste. Vermutlich erschien die Struktur der reinen 
Arbeiterpartei beziehungsweise Klassenpartei bereits einigen Funktionären als 
Auslaufmodell. Womöglich suchten bereits einige Taktiker der Parteileitung nach Lösungen, 
den sozialen Querschnitt der deutschen Gesellschaft zumindest soweit wie möglich in die 
eigenen Reihen zu übertragen, die Heterogenität der Mitgliedschaft zu forcieren, um auf 
Dauer als eine der großen deutschen Parteien im politischen Geschäft zu bestehen. So 
formulierte Friedrich Stampfer bereits 1922, man wolle sich nicht mehr auf den „alten 
Kerntrupp der Sozialdemokratie (...), die Industriearbeiterschaft“, begrenzen278.  
Neben der sozialen Struktur interessierten sich die Funktionäre gleichfalls für die 
Altersstruktur der Mitglieder und, im Zusammenhang dazu, für die Dauer der 
Parteizugehörigkeit der einzelnen Genossen. Wenn etwa 30% der Reichsbevölkerung nach 
der Volkszählung von 1925 über 40 Jahre alt waren279, so gehörten starke 55% der 
organisierten Sozialdemokraten dieser Altersgruppe an, dagegen waren nur magere 8% aller 
Genossen jünger als 25 Jahre alt und insgesamt lediglich ein Fünftel hatte das 29. 
Lebensjahr noch nicht vollendet280. Wenn also der Parteivorstand in seinem Bericht in 
diesem Zusammenhang jubelte, die Sozialdemokratische Partei sei „jugendfrisch und 
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 Jahrbuch der deutschen Sozialdemokratie 1930. S.194. Diese Bezeichnung ist gar im Text 
besonders hervorgehoben. 
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 Zwar lässt der Vorstand in dem Jahrbuch verlauten, die Erhebung sei wegen der Behauptungen 
„unserer Gegner, [...] die Sozialdemokratische Partei sei keine Arbeiterpartei mehr, die Mitglieder 
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 Stampfer, Friedrich: Görlitzer Programm, 1922, S.9. 
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 Siehe Falter, Jürgen u.a.: Wahlen und Abstimmungen, S.34. 
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 Siehe Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie 1930, S,194/195, eigene Berechnung, die 
Angaben beziehen sich auf die Mitgliedererhebung von 1930, die insgesamt 117.447 Mitglieder 
umfasst. 
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kampfbereit281“, so traf diese Aussage doch alles andere als den Kern der Wahrheit. Die 
Überalterung der SPD-Mitgliedschaft zeigte sich naturgemäß gleichfalls in der Dauer der 
Parteizugehörigkeit: Nahezu 40% der Genossen gehörten bereits länger als 10 Jahre der 
Partei an und 14% der Mitglieder trugen ihren Parteiausweis bereits länger als 20 Jahre282. 
Sozialdemokratische Mitglieder, welche über 25 Jahre der Partei angehörten übertrafen 
zahlenmäßig die jungen Mitglieder, die selbst nicht mehr als 25 Jahre zählten um fast das 
Doppelte283. Die nüchternen Zahlen über Berufs- und Altersstruktur der Mitglieder 
ermöglichen einen tieferen Einblick in Anatomie und Organismus der deutschen 
Sozialdemokratie.  
Der hohe Anteil an Arbeitern einerseits und die der Weimarer Gesellschaft  zahlenmäßig 
entsprechende Präsenz der Angestellten anderseits zeigen die SPD in einem Prozess der 
Umwandlung von der alten Klassen- zu einer modernen Volkspartei. Dass eine solche 
Umwandlung interne Probleme erzeugte, Diskussionen verursachte und das 
Selbstverständnis vieler Sozialdemokraten verunsicherte, lassen allein die Zahlen bezüglich 
der Altersstruktur der Partei erahnen. Wenn 20% aller Mitglieder ihre ersten Beitragsmarken 
noch im Kaiserreich bezahlt hatten, so war dies der Modernisierung der Partei sicherlich 
nicht förderlich. Es fehlte der Weimarer Sozialdemokratie ganz offensichtlich an Vertretern 
der Weimarer Generation, d.h. an jungen Genossen, deren politisches Denken durch die 
junge deutsche Demokratie geprägt worden war.    
Die württembergische SPD zählte 1928 nach parteioffiziellen Angaben 21.618 Mitglieder und 
stellte damit bei einer Gesamtmitgliedschaft der Reichspartei von 937.381 Personen 
schmale 2,3% aller in Deutschland organisierten Sozialdemokraten284. Bei einem 
Bevölkerungsanteil Württembergs von rund 4% an der reichsdeutschen Bevölkerung285 lag 
die württembergische SPD damit klar unter ihrem durchschnittlichen Wert im Reich286. Die 
Landespartei zählte insgesamt 320 Ortsvereine287288. Die verschiedenen Größenklassen der 
einzelnen Ortsvereine zeigen darüber hinaus, dass die Abteilungen mit einer Mitgliederstärke 
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von 10-50 Personen in Württemberg am häufigsten vertreten waren und über zwei Drittel 
aller Vereine ausmachten, jedoch lediglich 24% der Mitgliedschaft stellten289.  
Den Großteil der Mitgliedschaft dagegen, nämlich 47%, stellten die zehn größten 
Verbände290 Württembergs, nämlich Stuttgart, Heilbronn, Ulm, Esslingen, Göppingen, 
Reutlingen, Schwenningen, Heidenheim Kornwestheim und Feuerbach291, wovon die drei 
Erstgenannten, nämlich Stuttgart (4.708 zugehörige Personen), Heilbronn (1.281 Personen) 
und Ulm (1.041 Personen) allein nahezu ein Drittel aller württembergischen Genossen 
organisierten292. Unter dem Aspekt betrachtet, dass Stuttgart, Ulm und Heilbronn die größten 
Städte des Landes darstellten, wird der urbane Charakter der sozialdemokratischen 
Mitgliedschaft auch in Württemberg deutlich293. Dies gilt nicht nur für die drei genannten 
Städte. Vergleicht man insgesamt die Mitgliederdichte in den württembergischen Städten 
über 10.000 Einwohner mit der Mitgliederdichte in Gemeinden unter 10.000 Einwohnern, so 
treten die diesbezüglichen Diskrepanzen klar ins Auge. Etwa 1,6% des städtischen 
Publikums gehörten der sozialdemokratischen Partei an, hingegen lediglich 0,5% der 
Landbevölkerung294. Die SPD definierte sich auch in Württemberg eindeutig als eine 
Stadtpartei.295 Der Umstand, dass die Erwerbstätigenzahl innerhalb des agrarischen Sektors 
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 Bericht...1928, S.20; auf der Seite 20 des Berichts 1928 wird irritierenderweise von einer 
Mitgliederzahl von 21.568 Personen und 328 Ortsvereinen ausgegangen. Die Mitgliederzahl von 
21.568 schließt die Einzelmitglieder „der Landeskasse“ sowie „im Lande“, insgesamt 50 Personen, 
aus. Warum von 328 und nicht von 320 Ortsvereinen geschrieben wird, ist unklar. 
290
 Die folgenden Ortsvereine sind der Größe nach geordnet. 
291
 Eigene Berechnung nach Bericht 1928, S.30ff , exakt machten jene zehn Ortsvereine 47,4% der 
Gesamtmitgliedschaft aus, geht man von 10.243 Genossen in den genannten 10 Ortsvereinen und 
einer Gesamtmitgliedschaft von 21.618 Personen aus. 
292
 Bericht 1928, S.30, eigene Berechnung. Stuttgart, Ulm und Heilbronn stellten exakt 32,5% der 
württembergischen Gesamtmitgliedschaft, ausgehend von einer Mitgliedschaft von 21.618. 
293
 Siehe auch Griesmeier, Josef: Die Reichstagswahlen, S.105f. 
294
 Eigene Berechnung: In Württemberg existierten nach der Volkszählung von 1925 24 Städte mit 
mehr als 10.000 Einwohnern: Stuttgart, Ulm, Heilbronn, Esslingen, Reutlingen, Ludwigsburg, 
Göppingen, Gmünd, Tübingen, Heidenheim, Schwenningen, Feuerbach, Ravensburg, Tuttlingen, 
Zuffenhausen, Geislingen, Aalen, Ebingen, Schramberg, Böckingen, Friedrichshafen, Rottweil, 
Biberach und Kirchheim a.d.T. Tübingen, Ravensburg, Aalen, Rottweil, Biberach und Kirchheim 
können im Folgenden wegen fehlender Daten hinsichtlich ihrer Mitgliedszahlen nicht berücksichtigt 
werden. Für alle sechs Städte kann aber aufgrund des Berichts 1928, S.28ff, angenommen werden, 
dass sie weniger als 100 Mitglieder zählten, da in genannter Quelle nur die Ortsvereine mit mehr als 
100 Mitglieder aufgeführt werden. Die genannten achtzehn Städte zählten zusammen exakt 738.932 
Einwohner und 11.759 SPD-Mitglieder. Bei einer Gesamtbevölkerung Württembergs von 2.580.235 
entfielen auf die ländlichen Regionen (inklusive der sechs genannten Städte) somit 1.841.303 
Einwohner bei einer Gesamtmitgliedschaft von 21.618 (im Jahr 1928) somit 9.859 SPD-Mitglieder, 
was einer Dichte von nur 0,5% gleichkommt. Siehe dazu genauer: Anhang. 
295
 Wenn auch insgesamt eine Stadtpartei, so verzeichneten die einzelnen städtischen Abteilungen 
der württembergischen Sozialdemokratie auffällige Unterschiede hinsichtlich ihrer Mitgliederanteile. 
Bekannten sich in jenen 18 aufgeführten Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern im Durchschnitt 
1,6% zur Sozialdemokratie, so zählte die Landeshauptstadt und einzige Großstadt in der Region 
bezeichnenderweise nicht zu den das Verhältnis Mitglieder / Einwohner betreffend erfolgreichsten 
Vereinen, lag also unter dem Schnitt. Ebenso verzeichneten Esslingen, Ludwigsburg, Gmünd, 
Tuttlingen Geislingen, Ebingen und Friedrichshafen verhältnismäßig wenig Mitglieder, was zum einen 
an der Konfessionsstruktur, d.h. an einem hohen Katholikenanteil, und zum anderen an den lokalen 
Erfolgen der Kommunisten gelegen haben dürfte (Siehe SDR, Bd.372, II). Verhältnismäßig erfolgreich 
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in Württemberg deutlich höher war als der im Reich (37% zu 27%), und  dass der 
Arbeiteranteil in sämtlichen Sektoren gleichfalls 20% geringer war als der 
Reichsdurchschnitt, erklärt dabei die vergleichsweise magere Mitgliederdichte im Land. 
Bei 320 Ortsvereinen im Jahr 1928, von denen lediglich 28 Abteilungen mehr als 100 
Mitglieder zählten, der Löwenanteil aller Vereine sich jedoch mit einer Größenklasse von 10 
bis 30 organisierten Genossen zufrieden geben musste296, erscheint die Recherche über die 
Mitglieder-Hochburgen der württembergischen Sozialdemokratie, möchte man sämtliche 
Abteilungen berücksichtigen, ebenso aufwendig wie umständlich und im Ergebnis 
enttäuschend. Wie sollte eine Auswahl getroffen werden, welche zwar einen detaillierten 
Einblick in die für die SPD erschlossenen und verschlossenen Regionen erlaubt, dabei 
jedoch nicht jede württembergische Gemeinde nennen möchte, die einen 
sozialdemokratischen Stammtisch vorweisen konnte? Die Berichte des Parteivorstands der 
SPD selbst vermögen eine Antwort auf diese, den Weg der Untersuchung betreffende Frage 
zu geben. So führte die württembergische Sozialdemokratie en détail lediglich die 
Mitgliederzahlen der 11 Wahlkreisverbände sowie die Zahlen der Ortsvereine mit 100 und 
mehr Mitgliedern separiert auf. Die nachstehende Untersuchung folgt diesem Beispiel. 
 Das Land Württemberg war in elf Wahlkreise zuzüglich des Regierungsbezirks Hohenzollern 
unterteilt. Jedem Wahlkreis gehörte ein sozialdemokratischer Wahlkreisverband an.297Die 
                                                                                                                                                                                     
dagegen waren die Ortsvereine Heilbronn, Göppingen, Heidenheim, Schwenningen und Böckingen. 
All diese Städte verzeichneten einen Mitgliederanteil von über 2% an der Gesamtbevölkerung. 
Die genauere Betrachtung der Ortsvereine mit mehr als 100 Mitgliedern, dies waren im Jahr 1928 
genau 28 Abteilungen, lässt zudem erkennen, dass es durchaus von der Norm abweichende Vereine 
gab, die eben nicht die typischen Merkmale wie Urbanität, hoher Industrieanteil oder eine geringe 
Anzahl von Katholiken erfüllten, dennoch aber Erfolge hinsichtlich der Mitgliederzahl verbuchen 
konnten. Zwar waren 19 Abteilungen in Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern beheimatet, wiesen 
also jenes Urbanitätsmerkmal auf, jedoch immerhin ein Drittel der Abteilungen gehörte demzufolge 
Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern an, vier Abteilungen gar Gemeinden mit weniger als 
5.000 Einwohnern (Vgl. Bericht…1928, S.28). Allerdings zeigt der Umstand, dass diese Ortsvereine, 
die jenen ländlichen Gemeinden angehörten, hauptsächlich im wirtschaftlich weit entwickelten 
Neckarkreis beheimatet und mehrheitlich protestantisch ausgerichtet waren, dass ein Minimum an 
Voraussetzungen gegeben sein musste, um größere Bevölkerungsteile an die Partei zu binden. 
Dieses Minimum erfüllten auch die Ortsvereine Schwenningen und Schramberg: Verzeichneten beide 
Städte zwar einen hohen Anteil an Katholiken - in Schramberg waren die Protestanten gar in der 
Minderheit -, was den Voraussetzungen einer erfolgreichen Agitation der SPD widersprach, so 
erfüllten diese Gemeinden doch die zwei anderen fundamentalen Bedingungen: Schwenningen und 
Schramberg waren urbane Gemeinden, die einen hohen Anteil an Industriearbeitern vorweisen 
konnten. So waren allgemein zumindest zwei jener drei Charakterzüge – städtisch, industrialisiert, 
protestantisch – Voraussetzung für eine erfolgreiche Agitation. 
296
 Bericht 1928, S.20. Auf Seite 20 ist unverständlicherweise von 328 Ortsvereinen die Rede.   
297
 Folgende Mitgliederzahlen wurden vom Parteivorstand in seinem Bericht von 1928 für jene 
Wahlkreisverbände angegeben: 
Wahlkreisverband(WKV)   Mitglieder In % der 
Gesamtmitglied
-schaft 
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Mitgliederzahlen der einzelnen Wahlkreisverbände zeigen, dass die mitgliederstärksten 
Bezirke nahezu alle im wirtschaftlich weit entwickelten, mit Großindustrie durchsetzten298 
Neckarkreis lagen. Dies waren Groß-Stuttgart, Esslingen, Stuttgart-Amt, Leonberg, 
Ludwigsburg, Heilbronn und Neckarsulm. Zudem stellte der 10. Wahlkreisverband mit Ulm 
und Heidenheim gleichfalls eine hohe Zahl an Mitgliedern. Auffallend wenig Mitglieder 
wiesen dagegen die Wahlkreisverbände 5 (Crailsheim, Hall), 8 (Maulbronn, Neuenbürg) und 
11 (Biberach, Ravensburg) auf, die jeweils weniger als 5% der Gesamtmitgliedschaft 
beheimateten. 
Eine erste Analyse der Ortsvereine mit etwa 100 und mehr Mitgliedern bestätigt den 
Eindruck, welchen die Zahlen der Wahlkreisverbände vermitteln: der Neckarkreis behauptete 
sich eindeutig als die erfolgreichste Region des Landes hinsichtlich der SPD-
Mitgliederanteile. Nachstehende Detailanalyse dieser Ortsvereine erzielt folgende 
Ergebnisse299: 
Insgesamt existierten in Württemberg 28 Ortsvereine mit etwa 100 und mehr Mitgliedern. 
Dies waren der Größe nach geordnet Stuttgart, Heilbronn, Ulm, Esslingen, Göppingen, 
                                                                                                                                                                                     
1.WKV 
Groß-Stuttgart 
4.708 22% 
2.WKV 
Esslingen, Stuttgart-Amt 
2.694 12% 
3.WKV  
Leonberg, Ludwigsburg 
2.215 10% 
4.WKV 
 Heilbronn, Neckarsulm 
3.323 15% 
5.WKV  
Crailsheim, Hall 
369 2% 
6.WKV 
Göppingen, Geislingen 
1.655 8% 
7.WKV 
Reutlingen, Tübingen 
1.242 6% 
8.WKV 
Maulbronn, Neuenbürg 
893 4% 
9.WKV 
Oberndorf, Tuttlingen 
1.642 8% 
10.WKV 
Heidenheim, Ulm 
2.302 11% 
11.WKV 
Biberach, Ravensburg 
444 2% 
Regierungsbezirk 
Hohenzollern 
81 0,4% 
Einzelmitglieder 
Der Landeskasse/ im 
Lande 
50 0,2% 
Zusammen 21.618 100% 
                Quelle: Bericht 1928, S.24 und 30, Zahlen bezogen auf den 31.12.1928. 
 
298
 Griesmeyer, Josef: Die Reichstagswahlen, S.112. 
299
 Siehe im Folgenden: Bericht 1928, S.28f. 
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Reutlingen, Schwenningen (Oberamt Rottweil), Heidenheim, Kornwestheim (Oberamt 
Ludwigsburg), Feuerbach (Stuttgart-Amt), Ludwigsburg, Zuffenhausen (Oberamt 
Ludwigsburg), Neckargartach (Oberamt Heilbronn), Neckarsulm, Böckingen (Oberamt 
Heilbronn), Tuttlingen, Schramberg (Oberamt Oberndorf), Münster (Stuttgart-Amt), Vaihingen 
F. (Stuttgart-Amt), Kochendorf (Oberamt Neckarsulm), Hall, Ebingen (Oberamt Balingen), 
Waiblingen, Geislingen, Gmünd, Schorndorf, Sindelfingen (Oberamt Böblingen) und 
Friedrichshafen (Oberamt Tettnang). Von diesen 28 Abteilungen lagen fünfzehn im 
Neckarkreis, fünf im Schwarzwaldkreis300 und jeweils vier im Jagst-301 sowie im 
Donaukreis302. Die totalen Zahlen verschleiern jedoch den wirklichen Erfolgsgrad der 
einzelnen Abteilungen. So lagen Stuttgart, Ulm und Esslingen bezogen auf das Verhältnis 
Mitglieder - Einwohner nicht auf den vorderen Plätzen, sondern ganz im Gegenteil im 
unteren Bereich dieser Skala303.304 Die Ortsvereine Kochendorf, Neckargartach, Münster, 
Kornwestheim und Neckarsulm dagegen konnten ausgesprochen hohe Mitgliederanteile für 
sich verbuchen: In Kochendorf (Oberamt Neckarsulm) waren 7,7% der Einwohner in der 
SPD organisiert, in Neckargartach (Oberamt Heilbronn) 6,4%, in Münster (Stuttgart-Amt) 
4,9%, in Kornwestheim (Oberamt Ludwigsburg) 4,1% und in Neckarsulm 4,0% der 
Bevölkerung. Lässt man diese kleineren Gemeinden außer Acht und beschränkt sich auf die 
Abteilungen der größten 28 Ortsvereine, die in Städten mit etwa 20.000 und mehr 
Einwohnern beheimatet waren, so stellten Göppingen, Heilbronn, Schwenningen und 
Heidenheim die erfolgreichsten Abteilungen: In Heilbronn (45.520 Einwohner) konnten 2,8% 
der Bevölkerung für die SPD gewonnen werden, in Göppingen (22.017 Einwohner) 2,5%, in 
Schwenningen (18.978 Einwohner) 2,3% und in Heidenheim 2,1% aller Einwohner. Die 
genannten vier Städte wiesen dabei die typischen Merkmale auf, die für die erfolgreiche 
Etablierung der SPD Voraussetzung waren305: In Göppingen, Heilbronn und Heidenheim lag 
der Anteil der Protestanten bei etwa 80% und mehr. Lediglich in Schwenningen waren die 
Katholiken mit 28% der Einwohner in vergleichsweise hoher Zahl vertreten. Dagegen wies 
Schwenningen eine außerordentlich hohe Anzahl der Erwerbstätigen in Industrie und 
Handwerk auf: 80% der Schwenninger arbeiteten in diesem Bereich. In Göppingen und 
Heidenheim gehörten über 70% diesem Sektor an, in Heilbronn exakt 53%.  
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 Im Schwarzwaldkreis waren die Ortsvereine Reutlingen, Schwenningen, Schramberg, Tuttlingen 
und Ebingen beheimatet. 
301
 Im Jagstkreis waren die Ortsvereine Heidenheim, Hall, Gmünd und Schorndorf beheimatet. 
302
 Im Donaukreis waren die Ortsvereine Ulm, Göppingen, Geislingen und Friedrichshafen beheimatet. 
303
 Die Mitglieder-Dichte wurde berechnet aufgrund folgender Quellen: Einwohner der einzelnen 
Gemeinden: SDR,401,I,S.154f; Mitglieder der SPD: Bericht 1928, S.28ff. 
304
 Stuttgart lag hinsichtlich der Mitgliederdichte abgeschlagen auf dem 23. Platz. 
305
 Berechnungen zur Konfession, Quelle: SDR,401,I, S.376; Berechnungen zur Anzahl der 
Erwerbstätigen in der Industrie: SDR, 405, S.32/74ff. 
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Auffallend geringe Werte hinsichtlich der Mitgliederdichte wiesen neben Stuttgart in den 
Städten mit 20.000 und mehr Einwohnern Esslingen, Ludwigsburg und Gmünd auf. Zwar 
nahm der Esslinger Ortsverein mit 610 Mitgliedern den vierten Platz unter den größten 
württembergischen Ortsvereinen ein, das Verhältnis Mitglieder / Einwohner zeichnete jedoch 
ein weniger erfolgreiches Bild dieser Abteilung: lediglich 1,5% aller Esslinger waren in der 
SPD organisiert. Dennoch gehörte Esslingen zu den klaren Hochburgen der SPD – und im 
Übrigen auch der KPD – wie die Ergebnisse der Reichstagswahlen nicht nur im Jahr 1928 
zeigen306. So scheinen weite Teile der Esslinger Bevölkerung einerseits willig gewesen zu 
sein, die deutsche Sozialdemokratie mit ihren Wählerstimmen zu stützen, strebten aber 
dabei im Gegensatz zu vielen SPD-Wählern anderer württembergischer Gemeinden keine 
Mitgliedschaft in der Partei an. Ähnliche Charakterzüge vermittelt das Bild, das die 
Erhebungen der Stadt Ludwigsburg von ihrer Bevölkerung zeichnen. Auch in dieser Stadt 
erzielten sowohl die Sozialdemokraten als auch die Kommunisten große Erfolge bei den 
verschiedenen Reichs- und Landtagswahlen, aber auch hier waren vergleichsweise wenig 
Bürger bereit, sich in der SPD zu organisieren. Schwäbisch Gmünd dagegen entsprach auf 
ganzer Linie jenem Typus Gemeinde, welcher der württembergischen Sozialdemokratie 
wenig Möglichkeiten für eine erfolgreiche Entfaltung bot. Ein Protestantenanteil von nur 32% 
der Bevölkerung erklärt den Umstand, dass lediglich 0,7% aller Einwohner ein Parteibuch 
trugen und sich bei den Reichstagswahlen von 1920 bis 1928 durchschnittlich nur 
bescheidene 10% der Gmünder Wählerschaft zur Sozialdemokratie bekannte. Dass zwei 
Drittel der Bürger katholisch getauft waren, verhalf dagegen der Zentrumspartei zu 
beachtlichen Erfolgen, die hier bei sämtlichen Wahlen in der Zeit der Weimarer Republik die 
absolute Mehrheit für sich verbuchen durfte. 
Zusammenfassend können für Württemberg mehrere Typen sozialdemokratischer 
Hochburgen ausgemacht und definiert werden. Zum einen existierten Hochburgen, die sich 
allein durch die Masse der Mitgliederzahlen definierten. 1928 waren dies – genannt werden 
im Folgenden ausschließlich die Städte, welche SPD-Ortsvereine mit mehr als 500 
Mitgliedern vorwiesen – Stuttgart (4708 Personen), Heilbronn (1281), Ulm (1041), Esslingen 
(610), Göppingen (560) und Reutlingen (560). Zum anderen können die Gemeinden als 
Hochburgen bezeichnet werden, die eine auffallend hohe Mitgliederdichte verzeichneten. 
Dies waren Kochendorf (7,7%), Neckargartach (6,4%), Münster a. N. (4,9%), Kornwestheim 
(4,1%) und Neckarsulm (4,0%). Neben den genannten kleineren Gemeinden verzeichneten 
unter den Gemeinden mit 20.000 und mehr Einwohnern Heilbronn (2,8%), Göppingen (2,5%) 
und Schwenningen (2,3%) die höchste Mitgliederdichte. Zudem existierten Hochburgen, die 
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 Zu den Ergebnissen der Reichstagswahlen auch für die folgenden Gemeinden siehe Kapitel 3.3. 
Soziostruktur und politisches Bekenntnis in der Weimarer Republik: Die Analyse der 
Reichstagswahlen in Württemberg von 1919 bis 1928, und vergleiche auch den Anhang.  
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sich allein durch die Ergebnisse der einzelnen Land- und Reichstagswahlen definierten307. 
Dies waren bis zum Jahr 1928 die Oberämter Heilbronn, Heidenheim, Neuenburg, 
Reutlingen, Göppingen, Tuttlingen und Maulbronn.  
Insgesamt präsentierte sich demzufolge die württembergische sozialdemokratische Partei – 
wie auch die reichsdeutsche Sozialdemokratie – als eine städtische Partei, als eine 
protestantische Partei und vornehmlich als eine Partei der Arbeitnehmer. Wenn auch nicht 
immer alle soziostrukturellen Voraussetzungen gegeben sein mussten, um der SPD ein 
breites Fundament zu bieten, so lieferten diese Charakteristika doch zusammengenommen 
die Grundlagen ihres Erfolges.      
 
4.3. Exkurs: Die Heterogenität der Weimarer Arbeitnehmerschaft: kleinbürgerliche 
Proletarier, proletarische Kleinbürger. 
 
Die materiellen Verbesserungen, welche weite Teile der Arbeiterschaft in der Weimarer Zeit 
für sich ausmachen konnten, und die im Gegensatz dazu stehenden materiellen Einbußen 
der Angestellten, führten zu umfassenden Diskursen über das Selbstverständnis dieser 
Schichten wie auch über das Verhältnis beider Gruppen zueinander. Forcierten die 
sinkenden Gehälter der Angestellten und die steigenden Löhne der Arbeiter zu einer 
Annäherung beider Klassen? Veränderten sich die Kultur, die Lebensanschauungen und der 
Lebensstil der Proletarier mit steigender Lebensqualität und war die Folge dessen die 
Verbürgerlichung des vormals klassenbewussten Proletariats?308 
Der belgische Gesellschaftstheoretiker Hendrik de Man war der erste Wissenschaftler, der 
diese Frage öffentlich formulierte. In seinem Werk “Psychologie des Sozialismus“ (1926) 
heißt es in dem Kapitel „Proletarische Kultur oder Verbürgerlichung“, die Arbeiter streben 
nach einem kleinbürgerlichen Leben, eine Verbürgerlichung des Proletariats habe 
hinsichtlich des Lebensstils sowie der Alltagskultur insgesamt bereits eingesetzt. Und mehr 
noch: de Man stellte fest, dass gerade die Arbeiterbewegung der Arbeiterschaft helfe, die 
Bedingungen zu erfüllen, unter denen sie dieses Streben verwirklichen könne309. 1930 fügte 
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 Siehe Kapitel 3.3. Soziostruktur und politisches Bekenntnis in der Weimarer Republik: Die Analyse 
der Reichstagswahlen in Württemberg von 1919 bis 1928. 
308
 Vgl. im Folgenden Winkler, Heinrich August: Der Weg in die Katastrophe,, S.100-119 und Lösche, 
Peter / Walter, Franz: Die SPD. Klassenpartei – Volkspartei – Quotenpartei… Kapitel 3: Abschied von 
der Klassenpartei? Sozialdemokratische Interpretationen und Konzepte, S.21-29; Kapitel 3: Neue 
Gruppen werden umworben. Angebote, Reaktionen und Defizite, S.30-62. 
309
 de Man, Hendrik: Zur Psychologie des Sozialismus, Bonn 1976, S.181-204. 
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er in einem Aufsatz, der den Polemiken der orthodoxen Marxisten auf seine „Psychologie...“ 
antworten und der Diskussion eine neue Qualität verleihen wollte, eine klare Definition des 
Begriffes Verbürgerlichung hinzu. Mit Verbürgerlichung, so de Man, sei keineswegs eine 
Verbürgerung im Sinne eines Klassenwechsels gemeint, da dem Proletariat erstens nicht die 
finanziellen Mittel zur Verfügung stünden, einen kleinbürgerlichen Lebensstil zu finanzieren, 
und es zweitens seine Kultur und seine Traditionen keineswegs abgelegt habe. 
Verbürgerlichung beschreibe vielmehr eine Veränderung der Wünsche und Bedürfnisse: 
„Eine Klasse verbürgerlicht in dem Maße, in dem die konkrete Gestalt des erstrebten 
Lebensstils mit der von den bürgerlichen Oberschichten verwirklichten oder erstrebten 
übereinstimmt.“310 
Statt von einer Verbürgerlichung des Proletariats auszugehen, meinten andere 
Zeitgenossen, eine Proletarisierung des Kleinbürgertums oder allgemeiner, des 
Mittelstandes, zu erkennen. So lieferte eine Studie des Frankfurter Instituts für 
Sozialforschung (1929-1931) Argumente für diese These. Die Frankfurter Wissenschaftler 
wiesen unter anderem darauf hin, dass ehemals rein proletarische Werte, Normen, 
Verhaltensweisen und auch Interessen Einzug halten in die bürgerliche Gesellschaft. Als 
Beispiele  für die popularisierte proletarische Kultur nannte die Studie den Fußball als 
Massensport, aber auch den Wandel gesellschaftlicher Werte und Normen wie etwa die 
„Entkirchlichung“ breiter Arbeitnehmergruppen wie auch die Veränderung der Sexualmoral, 
d.h. die Lockerung bestimmter tradierter Werte im Allgemeinen.311    
Gleichfalls versuchte der Wirtschaftswissenschaftler Max Victor dieses Phänomen 
nachzuweisen, allerdings mittels statistischer Recherchen. Dabei betonte er, dass er 
keinesfalls an eine politische Annäherung des proletarisierten Mittelstandes an das 
Proletariat glaubte. Im Gegenteil: „Allen diesen Schichten (gemeint sind die proletarisierten 
Mittelschichten, die Verf.) ist es mit relativ geringen Ausnahmen ... gemeinsam, dass sie sich 
bisher bewusst auf ihre Bürgerlichkeit stützen und von der Arbeiterklasse abheben wollen.“ 
Nutznießer, so Victor, seien die Nationalsozialisten, welche die neuen Schichten zu binden 
wüssten. 312 
Auch der Braunschweiger Soziologe Theodor Geiger sah in dem proletarisierten Mittelstand 
die Klientel der Nationalsozialisten. Zudem gestattete er aber auch der Theorie der 
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Verbürgerlichung des Proletariats seine Berechtigung. Es finde, so Geiger,  eine „bürgerliche 
Zersetzung“ des klassenbewussten Proletariats durch die „bürgerliche Überfremdung“ statt. 
In Hinblick auf jene Zersetzung unterschied der Soziologe klar zwischen materieller und 
gesinnungsmäßiger Verbürgerlichung der Proletarier. Sozialer Fortschritt und die damit 
verbundene Steigerung der Lebensqualität auch in den Reihen der Arbeiter allein waren für 
ihn noch kein Zeichen einer Verbürgerlichung: der Wunsch nach Aufstieg sei kein Ausdruck 
echter Bürgerlichkeit, solange lediglich die Besserung der wirtschaftlichen Lage, nicht aber 
das Einrücken in die Schicht der Eigentümer angestrebt werde.313  
Was bedeutete dies aber für die SPD? Musste die Parteiführung aufgrund von 
Verbürgerlichung einerseits und Proletarisierung andererseits ihre Rolle innerhalb der sich 
wandelnden Gesellschaft neu definieren? Geiger sah den Kern des Problems für die 
deutsche Sozialdemokratie in der fehlenden Anziehungskraft der Partei auf die zunehmend 
verarmten Mittelschichten. Diese für die SPD zu gewinnen bezeichnete Geiger als 
„notwendig“ und überdies als möglich. Sein Rat an die Partei: Die SPD solle in Zukunft auf 
die nationalen Empfindungen der Mittelschichten Rücksicht nehmen, die 
Verelendungstheorie fallen lassen und nicht mehr ständig vom „Proletariat“ und vom 
„Klassenkampf“ sprechen314. Die Aufgabe jenes Radikalverbalismus könnte auch gleichzeitig 
das klassische Proletariat vor seiner Verspießerung bewahren, die langfristig zu einer 
selbstzufriedenen Haltung gegenüber dem proletarischen Lebensstil führte, welche 
wiederum die Kampfbereitschaft dieser Gruppe schmälerte. „Es ist ganz falsch zu meinen, 
die Verspießerung sei die Begleiterscheinung eines zu wenig radikalen oder revolutionären 
Kurses der Bewegung“, schrieb Geiger. Im Gegenteil, je rabiater eine Bewegung sei, desto 
größer die Verspießerung.  Die offene Auseinandersetzung mit anderen Klassen entgegne 
der „Selbstabsperrung“ des Proletariats und erhalte auf diese Weise die sozialistischen 
Ideale.315 
Verbürgerlichung des Proletariats oder Proletarisierung des Kleinbürgertums? Beide 
Prozesse charakterisieren die Entwicklung jenes Teiles der Weimarer Gesellschaft, der den 
Parteien den Regierungsauftrag gab: Die Lohnabhängigen, die breite Schicht der 
Arbeitnehmerschaft, entschied  eigens ihrer Masse über den jeweiligen Ausgang der 
Reichstagswahlen und stellte damit die am stärksten umworbene Wählergruppe da. Dass die 
Parteiführung der deutschen Sozialdemokratie sich im Klaren war, dass das Proletariat als 
alleinige Wählerschaft nicht länger ausreichte, um genügend Sitze im Reichstag zu 
besetzen, zeigt die Diskussion über Verbürgerlichung und Proletarisierung. Die 
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Konsequenzen aus dieser Entwicklung zu ziehen in einer Zeit, da der Druck von rechts wie 
von links zunahm, fiel den sozialdemokratischen Funktionären sicherlich nicht leicht. Einiges 
sprach für die Öffnung der Klassenpartei gegenüber den neuen Arbeitnehmerschichten. Die 
Entwicklung zur linken Volkspartei erschien vielen Zeitgenossen schlicht wegen der sich 
ändernden Weimarer Gesellschaft als einzige Lösung, um auch künftige Wahlen erfolgreich 
zu bestreiten. Andererseits war gegen die kommunistische wie auch die 
nationalsozialistische Propaganda scheinbar effektiver ins Feld zu ziehen, wenn die Partei 
ihren Zielen einen radikaleren Charakter gab und verdeutlichte, dass die Zeit der 
Kompromisse, die in parlamentarischen Demokratien zum Handwerkszeug jeder 
koalitionsfähigen Partei gehören, vorbei sei. Wenn sich dieser Radikalismus lediglich in 
verbalradikalen Phrasen und nicht in tatsächlichen Aktionen äußerte, so verschreckte er 
doch die proletarisierten kleinbürgerlichen Arbeitnehmergruppen. 
Die deutsche Sozialdemokratie in der Endphase der Weimarer Republik war weder Klassen- 
noch Volkspartei. Als der gesellschaftliche Wandel zu einer modernen 
Dienstleistungsgesellschaft den Parteifunktionären offenbar wurde und die Partei, wie die 
Mitgliederstatistiken belegen, darauf reagierte, war es im Grunde zu spät für die 
Transformation. Je stärker die parlamentarische Demokratie krankte, desto aussichtsloser 
war ihre Verteidigung auf parlamentarischer Ebene und damit die Etablierung einer 
Volkspartei, die in breiten Wählerschichten Erfolge feiern konnte. Dennoch wirkte sich die 
veränderte Sozialstruktur der Weimarer Gesellschaft auf die innerparteilichen 
Mitgliederstrukturen aus, so dass auf die SPD gegen Ende der Republik auch der Terminus 
der reinen Arbeiter- oder Klassenpartei nicht mehr zutraf, auch wenn der ihren politischen 
Kampf nach 1932 kennzeichnende Verbalradikalismus dem Charakter einer marxistischen 
Klassenpartei äußerlich gleichkam. 
So verhinderte ausgerechnet der Kampf gegen den Aufstieg der Nationalsozialisten und für 
die Weimarer Demokratie – dies mag als Ironie der Geschichte bezeichnet werden - die 
Entwicklung der SPD zur Volkspartei und damit zu einer politischen Kraft, die dem 
parlamentarisch-demokratischen System, das es zu verteidigen galt, viel enger verbunden 
gewesen wäre als die alte, auf das klassische Proletariat ausgerichtete SPD des 
Kaiserreichs.316   
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5. Der endgültige Verlust der Macht. Das Jahr 1928 in Württemberg 
 
5.1. Sozialdemokratische Bildungspolitik: Zur Einführung des achten Schuljahres in 
Württemberg 
 
Eine erfolgreiche Politik für die Arbeiter war für die SPD des Kaiserreiches und der Weimarer 
Republik auch immer eine Politik, die von den Arbeitern gestaltet war.317 Führende 
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 Die bildungspolitischen Zielsetzungen der Sozialdemokratischen Partei in ihren Anfängen, d.h. in 
den Parteiprogrammen von Eisenach, Gotha und Erfurt, waren im ganzen von vier Faktoren getragen: 
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sein Referat 1907 in erweiterter Fassung 1911 in Buchform heraus. Dieses Buch, „Die Schulreform 
der Sozialdemokratie“, kann man [...] als parteioffiziöses Handbuch der Sozialdemokratie ansehen“, 
In: Offenstein, W.: Die Schulpolitik der Sozialdemokratie, Düsseldorf 1926, S.15), konzipiert von 
Heinrich Schulz und Clara Zetkin und vorgelegt auf dem Mannheimer Parteitag von 1906, enthielt 
erstmals konkrete, punktuell aufgeführte Vorschläge zur Verbesserung des deutschen Schulsystems 
aus sozialdemokratischer Sicht und bestellte das Fundament sozialdemokratischer Schulpolitik in der 
Weimarer Republik. Auf dem 1. Sozialdemokratischen Kulturtag in Dresden im März 1921 wurde ein 
Stichwortentwurf zum Schulprogramm ausgearbeitet. Dieser enthielt auf Grundlage des Erfurter 
Programms neue, der Reichsverfassung entgegnende und aus Sicht der Partei den aktuellen 
gesellschaftlichen Verhältnissen entsprechende modernisierte Forderungen. „Ziel der Erziehung“, so 
heißt es hier, „ist die Persönlichkeit als Glied der Gemeinschaft“( Zitiert nach Offenstein, S.26). Die 
„gemeinsame Volksschule für alle Kinder und Geschlechter bis zum 16. Lebensjahr“ wurde gefordert, 
ebenso wie der alte Anspruch auf Weltlichkeit der Schule (Zitiert nach Offenstein, S.26). Das Görlitzer 
Programm (1921) betonte ebenfalls – neben den traditionellen Kernpunkten sozialdemokratischer 
Forderungen - das Ziel der Partei, die getrennten Schultypen zugunsten einer allen Kindern 
zugänglichen Gesamtschule zu reduzieren: „Ausgestaltung der Schule zur weltlichen Einheitsschule“ 
(Programmatische Dokumente..., S.208). Ein Novum des Görlitzer Programms stellte darüber hinaus 
die besondere Betonung der Forderung nach Koedukation dar: „Gemeinsame Erziehung beider 
Geschlechter durch beide Geschlechter“( Programmatische Dokumente, S.208). Ebenso wurde in 
Görlitz der Willen betont, die Eltern der schulpflichtigen Kinder über ihre verfassungsmäßigen Rechte 
hinaus an Schulerziehung und Schulaufsicht mittels Elternräte mitwirken zu lassen (Programmatische 
Dokumente, S.208). Nach der Vereinigung der Mehrheitssozialdemokratie mit den Unabhängigen 
beauftragte der Parteivorstand die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer Deutschlands, 
einen neuen Entwurf für ein sozialdemokratisches Schulprogramm zu konzipieren. Dieser artikulierte, 
neben den bekannten Zielen, in entschiedenen Tönen die Auffassung der SPD-Lehrerschaft. 
„Trägerin des sozialistischen Erziehungs- und Bildungswesens ist die  sozialistische Gesellschaft. 
Ausschließlich in deren Bedürfnis findet es die Maßstäbe für seine positiven Ziele“ (Zitiert nach 
Offenstein, S.30, Siehe auch „Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung“, Heft 14 (1924)) formulierte die 
Arbeitsgemeinschaft und bekannte sich so zu den ursprünglichen marxistischen Bildungszielen. Der 
ökonomische Zweck marxistischer Bildungsarbeit fand neuerlichen Niederschlag: „Die Schul- und 
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Parteifunktionäre der Weimarer Republik entstammten dem Arbeitermilieu. So der 
                                                                                                                                                                                     
Erziehungspolitik der Sozialdemokratischen Partei erstrebt in Ergänzung des wirtschaftlichen und 
politischen Klassenkampfes die Selbstbefreiung der Gesamtheit der arbeitenden Klassen aus geistiger 
Bevormundung und Unterdrückung“ (Zitiert nach Offenstein, S.30). Die höhere Schule wurde in jenem 
Entwurf zugunsten einer vierjährigen Pflichtoberschule als Berufsschule und Fortbildungsschule 
abgeschafft (Offenstein, S.30).  
Der Heidelberger Parteitag von 1925 übernahm jene durch die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Lehrer wiederbelebten marxistischen Termini nicht in sein Programm. Erstmals 
wurde hier nicht die Schule, sondern an ihrer Stelle die Erziehung im Allgemeinen benannt, wenn 
„Erziehung, Schulung und Forschung“ als öffentliche Angelegenheiten bezeichnet wurden 
(Programmatische Dokumente, S.218). Die Ausdehnung der Bezugnahme auf die wissenschaftliche 
Forschung stellte zudem ein Novum dar (Vgl. Offenstein, S.33). Das Mitspracherecht der Eltern war im 
Heidelberger Programm gestrichen und die Autorität des Staates im erziehungspolitischem 
Aufgabenbereich damit grundsätzlich beansprucht (Namentlich zu nennen als die herausragenden 
Schulexperten und Schulpolitiker der SPD sind vor allen Dingen folgende Personen: Heinrich Schulz, 
Kurt Löwenstein, August Hellmann, Louis Biester, Antonie Pfülf,  Konrad Haenisch, Adolph Hoffmann, 
Richard Lohmann, Fritz Karsen, Richard Schroeter, Erich Witte, Wilhelm Paulsen, Jens Nydahl, Anna 
Siemsen, Adolf Grimme, Hildegard Wegschneider und Christoph König, Vgl. Wolfgang Wittwer: Die 
sozialdemokratische Schulpolitik in der Weimarer Republik. Ein Beitrag zur politischen 
Schulgeschichte im Reich und in Preußen, Berlin 1980, S.22ff). 
Jene theoretischen Grundlagen der sozialdemokratischen Partei bezüglich ihrer bildungspolitischen 
Zielvorstellungen, berechtigen zu der Frage nach der innerparteilichen Rezeption der Weimarer 
Verfassung und ihrer die Schule betreffenden Artikel. Zunächst stellt sich die Frage, warum die 
Parteitage von Görlitz und Heidelberg in ihren Programmen die Forderungen nach Staatlichkeit und 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts überhaupt aufführten, da diese nach den Artikeln 143 („Für die 
Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen“, zitiert nach Frank J. Hennecke: 
Schulgesetzgebung in der Weimarer Republik vom 11. August 1919 bis 24. März 1933. Sammlungen 
von Rechtvorschriften des Reiches und der Länder Baden, Bayern und Preußen, Köln 1991, S.1), 144 
(„Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates“, zitiert nach Frank J. Hennecke: 
Schulgesetzgebung, S.1) und 145 („Der Unterricht und die Lernmittel in den Volksschulen und 
Fortbildungsschulen sind unentgeltlich“, zitiert nach Frank J. Hennecke: Schulgesetzgebung, S.1) der 
Weimarer Verfassung garantiert wurden. Dagegen fanden die Forderungen nach Weltlichkeit und 
nach Einheitlichkeit (Der Art. 146 der Weimarer Verfassung beinhaltete: „Das öffentliche Schulwesen 
ist organisch auszugestalten. Auf einer für alle gemeinsamen Grundschule baut sich das mittlere und 
höhere Schulwesen auf...“ Frank J. Hennecke: Schulgesetzgebung, S.1) der Schule in der Verfassung 
keinen Niederschlag und standen damit von Seiten der SPD tatsächlich zur bildungspolitischen 
Disposition, auch wenn die verfassungsmäßig festgelegte einheitliche Grundschule mit einer 
Mindestdauer von vier Jahren ein Teilerfolg für die Weimarer Sozialdemokratie darstellte (Mit dem 
Verbot der privaten Grundschule und der Einführung der vierjährigen Volksschule hatte die SPD 
zumindest ein Minimalprogramm durchsetzen können. Die einheitliche Volksschule stieß naturgemäß 
bei den oberen Schichten auf große Kritik und wurde zunächst versucht so gut als möglich zu 
umgehen. Durch hausärztliche Arteste, die den Kindern die Teilnahme an der allen Kreisen 
zugänglichen Grundschule aus medizinischen Gründen untersagten, bot sich betuchteren Eltern die 
Möglichkeit die verfassungsrechtliche Sonderregelung des ansonsten verbotenen privaten Unterrichts 
als offizielle Ausbildung zu beanspruchen. Die Einführung der einheitlichen Grundschule trug zu einer 
nicht geringen Verbesserung der schulischen Ausbildung für die aus sozial schwachen Familien 
stammenden Kinder bei. (So hieß es beispielsweise in der preußischen Volksschullehrerinnenzeitung: 
„Wem die Volksschule für sein Kind zu schlecht ist, der soll dafür sorgen, dass sie besser wird. Wer 
sich vor Läusen fürchtet, soll an seinem Teil dazu beitragen, dass sie verschwinden, Wer den Ton der 
Straße nicht verträgt, soll dem Volksschulkinde Spiel- und Arbeitsgelegenheit schaffen, damit die 
Straße nicht sein einziger Tummelplatz ist. Die Exklusiven mögen ihren Kindern zuliebe jetzt der 
Volksschule die Beachtung schenken, die sie beanspruchen kann. Schöne, luftige Klassenräume, 
geringe Frequenzen, bestausgebildetes Lehrermaterial und andere Dinge, die die höhere Schule 
schon längst hat, können mit Fug und Recht auch für die Volksschule verlangt werden“, Zitiert nach: 
Ludwig von Friedenburg: Bildungsreform in Deutschland. Geschichte und gesellschaftlicher 
Widerspruch, Frankfurt a. M. 1989, S.231). Insbesondere der Artikel 149 der Weimarer 
Reichsverfassung, der den Religionsunterricht zu einem ordentlichen Lehrfach der Schule erklärte 
(„Art. 149. Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach der Schulen mit Ausnahme der 
bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen...", Frank J. Hennecke: Schulgesetzgebung, S.2), bot 
Diskussionsstoff unter anderem in den verschiedenen Reichsschulgesetzentwürfen. 
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preußische Ministerpräsident Otto Braun, der als Sohn eines Schuhmachermeisters und 
Eisenbahnarbeiters Schriftsetzer und Steindrucker gelernt hatte, der Reichsinnenminister 
Carl Severing, Sohn eines Zigarettensortierers und gelernter Schlosser, der 
Parteivorsitzende Wels, der noch als Vorstandsmitglied der Berliner SPD als Tapezierer 
seinen Unterhalt verdiente und auch Wilhelm Keil, dessen Vater als Landwirt und Schneider 
und der selbst als Drechsler gearbeitet hatte.318 Tatsächlich hatten 64% der 
sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten von 1928 lediglich die Volksschule 
absolviert, etwa ebenso viele hatten als gelernte oder ungelernte Arbeiter ihr Brot verdient. 
Im württembergischen Landtag entsprach der Arbeiteranteil innerhalb der 
sozialdemokratischen Fraktion sogar 76%.319 Natürlich machte dieser Umstand einen 
besonderen Umgang der deutschen Sozialdemokratie mit den bildungspolitischen 
Gegebenheiten des Landes beziehungsweise der Länder notwendig. Der erste Schritt zur 
Arbeiteremanzipation war immer die Arbeiterbildung gewesen. Der Ruf nach Staatlichkeit, 
Einheitlichkeit, Weltlichkeit und Unentgeltlichkeit der Schulen war sozialdemokratischer 
Ausdruck dessen, was die Genossen als Voraussetzung für eine Verbesserung der 
Lebensumstände einer emanzipierten Arbeiterschaft empfanden. 
Ebenso war die Erweiterung der Volksschule um das achte Schuljahr ein wichtiger Punkt im 
sozialdemokratischen Themenkatalog zur Bildungspolitik. Eine verlängerte Schulzeit sollte 
insbesondere den unteren Volksschichten die Möglichkeit geben, ihr Bildungsniveau zu 
erhöhen, um bessere Aussichten für einen erfolgreicheren beruflichen Werdegang zu 
erhalten. Für all jene, denen der Gang zu weiterführenden Schulen allein aus finanziellen 
Gründen verschlossen blieb, bedeutete die um ein Jahr erweiterte Volksschule demzufolge 
die für sie einzige offene Option, sich durch ein erhöhtes Bildungsniveau innerhalb der 
Gesellschaft zu emanzipieren und sich für die Wirtschaft zu qualifizieren. Die 
Reichsverfassung der Weimarer Republik garantierte nach Artikel 145320 die Durchsetzung 
des achten Schuljahres und entsprach damit einer wichtigen Forderung des 
sozialdemokratischen Programms. Dennoch war die Diskussion um diesen 
bildungspolitischen Baustein nicht beendet. Ein Gesetz vom 20. Mai 1920 nämlich gab für 
die Einführung des 8. Schuljahres eine Frist von acht Jahren bis zum Jahr 1928, für 
Gemeinden mit erschwerten finanziellen Verhältnissen gar eine Frist von dreizehn Jahren bis 
zum Jahr 1933. Der Zeitplan für die Durchsetzung des Artikels wurde so Anstoß einer 
intensiven Diskussion. Konservative Kreise nahmen unverkennbar die Gelegenheit, welche 
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das Gesetz offerierte, wahr, um die Einführung so lange als möglich hinauszuzögern und die 
bildungspolitischen Ziele der jungen Republik zu sabotieren. 
Als der württembergische Kultminister Wilhelm Bazille für sein Ministerium um  die 
Ermächtigung bat, das Gesetz vom 20. Mai 1920 für die württembergischen Gemeinden 
gegebenenfalls zur Anwendung kommen zu lassen, fasste die SPD dies als rein 
formalrechtlichen Akt auf und schrieb diesem wenig Bedeutung zu321. Das Kultministerium 
gab lediglich 14% der Gemeinden, nämlich insgesamt 265, davon 171 evangelische und 94 
katholische Gemeinden an, welchen die Genehmigung eventuell zu erteilen wäre, wenn die 
Prüfung ihrer wirtschaftlichen Lage dazu berechtigte322. Da zudem die Mehraufwendungen 
für neue Lehrerstellen und Gebäude vom Kultministerium insgesamt auf höchstens 300.000 
Mark im Planjahr 1928 geschätzt wurden323, rechnete die sozialdemokratische Fraktion mit 
wesentlich weniger Genehmigungen als die Regierung angegeben hatte. Nach Ablauf der 
Frist für die Antragstellung am 1. Oktober 1927 ergab sich jedoch ein den offiziellen 
Schätzungen der Regierung stark divergierendes Bild: Nicht weniger als 1.400 Gesuche 
waren zu diesem Zeitpunkt gestellt. Nahezu die Hälfte aller Gemeinden versuchte mittels des 
Gesetzes, nachweislich manipuliert durch deutschnationale Gemeindepolitiker, die 8. 
Schulklasse wenigstens bis 1933 zu umgehen. 
Die sozialdemokratische Fraktion nahm die Besprechung der Kultverwaltung im Landtag 
Anfang Februar 1928 zum Anlass, ihre bildungspolitischen Ziele zu verdeutlichen. Die 
Nichteinführung der zusätzlichen Klasse im Jahr 1928 ging eindeutig zu Lasten der 
Arbeiterfamilien. Nicht die Kinder des Bürgertums, die sich auf den weiterführenden Schulen 
qualifizierten, waren von den volkspolitischen Maßnahmen betroffen. Es waren 
Arbeiterkinder, die durch den fünfjährigen Boykott der 8. Klasse benachteiligt waren. 
Dementsprechend agierten und agitierten die sozialdemokratischen Abgeordneten. Der 
fünfjährige Aufschub war für sie keine Bagatelle, sondern eine schulpolitische 
Diskriminierung. Der bildungspolitische Sprecher der Fraktion, Berthold Heymann, 
entwickelte eine grundsätzliche Kritik in seinen Ausführungen im Landtag. Politische 
Mitstreiter waren die liberalen Parteien. Dass eine solch intensive Beschäftigung mit diesem 
Gegenstand bei der Regierung unerwünscht war, zeigte der gereizte Ausspruch des 
Staatspräsidenten Wilhelm Bazille in der dritten, dieses Thema behandelnden 
Landtagssitzung: „...das achte Schuljahr ist heute wieder einmal zur Debatte gestellt worden; 
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ich glaube, es ist das vierte- das fünfte Mal, und es wird wohl niemand mehr in der Lage 
sein, etwas Neues dazu zu sagen...“324  
Die sozialdemokratische Fraktion im Landtag sowie die sozialdemokratische Partei in ihrer 
Presse machten trotzdem Front gegen die Bildungspolitik der Regierung und betonten 
wieder und wieder die Kernpunkte ihrer Argumentation. „Gegenüber der demagogischen 
Aufputschung der bildungsfeindlichen Stimmung, von der heute auf Grund einer allzu 
oberflächlichen Lebensbetrachtung ein Teil unseres Volkes beherrscht wird, muss immer 
wieder betont werden, dass die Einführung des achten Schuljahrs im wesentlichen eine 
zwangsläufige Folge der ganzen wirtschaftlichen, technischen und gesellschaftlichen 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte ist“325, beurteilte Bertold Heymann326 die gegenwärtige 
Situation in der „Schwäbischen Tagwacht“. In allen Berufen, einschließlich der 
Landwirtschaft, seien die Arbeitsmethoden in so rasendem Tempo verändert worden, dass 
eine „wesentlich erweiterte allgemeine Bildung“ und „eine Auflockerung des geistigen 
Bewusstseins in den jungen Menschen notwendig ist“327. Dass die bildungspolitischen 
Vorstellungen der SPD auch im Interesse der württembergischen Industrie lagen, betonten 
die württembergischen Sozialdemokraten, indem sie beteuerten, „alle Berufszweige, in 
denen Qualitätsleistungen vollführt werden müssen, um die Konkurrenz des Innen- und 
Außenmarktes zu bestehen“ bauten das Berufsschulwesen planmäßig aus328. Eine 
wettbewerbsfähige württembergische Wirtschaft sah die Partei lediglich durch eine erweiterte 
und verbesserte Ausbildung gewährleistet, die zwangsläufig eine Erhöhung der 
Ausbildungsdauer auch im schulischen Bereich zur Folge haben musste329. Zudem würden 
die höheren Schulen entlastet. „In allen Berufen“, referierte Heymann im Landtag, „werden 
die Anforderungen immer höher gestellt, immer mehr wird die Mittlere Reife verlangt ... 
Dieses hochgeschraubte Berechtigungswesen hat den ungesunden Andrang zu den 
höheren Schulen zur Folge, dem in hohem Maße dadurch abgeholfen werden könnte, dass 
an den Volksschulen durch den achtklassigen Ausbau ... bessere Bildungsmöglichkeiten 
geschaffen werden“330. Vor allen Dingen für die ländlichen Gebiete befand die 
württembergische Sozialdemokratie die Notwendigkeit  zur Durchführung des achten 
Schuljahres als besonders wichtig. Dieses zu betonen, machte politisch um so mehr Sinn – 
die württembergischen Landtagswahlen standen kurz bevor - , da der württembergische 
Landbund ein klarer Gegner des achten Schuljahres war und sich aktiv gegen dessen 
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Einführung gewandt hatte. Die Sozialdemokraten argumentierten, dass die veränderten 
Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft ein höheres Bildungsniveau insbesondere im 
technischen und chemischen Bereich von den jungen Generationen forderten. Da zudem nur 
ein Teil der ländlichen Jugend mit einer Tätigkeit im agrarischen Sektor rechnen könne, ein 
großer Teil jedoch in die Industrie abwandern müsse, sei für letztere Gruppe eine höhere 
schulische Qualifikation Voraussetzung, um in den Betrieben eine Anstellung zu finden.  
Weitblickende Vertreter der Industrie sahen dies nicht anders331. So argumentierte die 
Werkzeitung des fortschrittlichen Industrieunternehmens Bosch in Stuttgart. „Wenn das 
flache Land auf das achte Schuljahr verzichtet, wird es den Bauernbuben mit der Zeit 
außerordentlich erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht, eine Lehrstelle in einem 
Industriebetrieb zu finden, der Facharbeiter ausbildet ... Warum muss da gerade in 
Württemberg mit seinem großen Bedarf an tüchtigen Facharbeitern den lernbegierigen 
Dorfschulbuben ihre Lehre und damit ihr Fortkommen im Beruf so erschwert .... werden“332. 
Die ideellen, politischen und wirtschaftlichen Beweggründe für die Einführung des achten 
Schuljahres, welche die SPD vertrat, stießen bei der württembergischen Regierung und vor 
allen Dingen bei dem deutschnationalen Kultminister Bazille auf taube Ohren. Wenn 
Heymann im Landtag erklärte, Bazille versuche, das achte Schuljahr zu sabotieren333, so traf 
dies den Kern der Sache. Bazille bestritt die von der sozialdemokratischen Fraktion 
artikulierten Vorwürfe, die Sonderregelung für die wirtschaftlich minderbemittelten 
Gemeinden missbraucht zu haben. Auch die zunächst veröffentlichte Einschätzung, nur ein 
kleiner Teil der württembergischen Gemeinden werde von der Sonderregelung Gebrauch 
machen können und die Durchführung des achten Schuljahres auf weitere fünf Jahre 
verschieben, wurde von dem württembergischen Kultminister im Nachhinein leichthin 
revidiert, wenn gar ignoriert und zeigte den Charakter der Schätzung als bloßes Instrument 
deutschnationaler Blockadepolitik gegen die Verbesserung der Bildungschancen weiter 
Bevölkerungsteile: „Die Zahl der eingekommenen Anträge ist sehr groß“ referierte Bazille im 
Landtag und fügte hinzu, dass dies zu erwarten gewesen sei. „Es sind etwa 1.400 bis 1.500 
Gesuche eingekommen, die nach Lage der Verhältnisse bis auf 68 genehmigt worden sind 
und genehmigt werden mussten“334.  
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Die Regierung argumentierte mit der Finanzschwäche zahlreicher Gemeinden, während die 
SPD-Fraktion offen von Sabotage sprach. Diesen Vorwurf suchte Heymann öffentlich 
nachzuweisen, indem er namentlich zahlreiche Gemeinden nannte, in denen der 
Bauernbund mittels gezielter Propaganda die Einreichung von Befreiungsgesuchen erreicht 
hatte 335 336. „Das Unwürdigste an der Sache aber ist der Terror, mit welchem der 
Bauernbund die Gemeinden aufgehetzt hat“. Viele Gemeinden hätten der Stimmung der vom 
Bauernbund bearbeiteten Bevölkerung nachgegeben und gegen ihre bessere Einsicht einen 
Befreiungsantrag gestellt. „Im Oberamt Ludwigsburg hatten von 23 Gemeinden nur 8 ein 
Befreiungsgesuch gestellt. Am 19. Januar, nahezu vier Monate nach Ablauf des Termins337, 
telephonierte Müller338 an den Schultheiß von Beihingen, ein Gesuch solle schleunigst 
eingereicht werden, es werde anstandslos genehmigt ... Der Schultheiß telephonierte auf 
Anweisung des Abgeordneten Müller noch in anderen Orten der Umgebung im Sinne einer 
Gesuchstellung herum. Mit gutem Erfolg“339. Dass die von den Gemeinden gestellten 
Anträge tatsächlich nicht in dem Maße auf ihre wirtschaftliche und finanzielle Situation 
geprüft wurden, bewies nicht allein die Zahl der stattgegebenen Anträge in Württemberg: 
„Schwieberdingen z.B. hat gleichfalls  Befreiung erhalten, obwohl es im Gesuch berichtete, 
dass zwei Reserveschullokale und eine Wohnung für einen weiteren Lehrer zur Verfügung 
stehen. Eine andere Gemeinde hatte notgedrungen ein Gesuch gestellt, absichtlich aber 
vermerkt, dass es bereits die Schuleinrichtung für die achte Klasse angeschafft habe. 
Trotzdem ist das Gesuch genehmigt worden“340. Ebenfalls machte Heymann darauf 
aufmerksam, dass viele Gemeinden nur deshalb einen Antrag gestellt hatten, da sie von den 
Aktivitäten in den Nachbargemeinden verunsichert waren, im Grunde einem Dominoeffekt 
unterlagen. „Die Eltern in Heutingsheim (Oberamt Ludwigsburg) haben versichert: wenn die 
Nachbarorte kein Gesuch eingereicht hätten, so wäre das 8. Schuljahr und seine Einführung 
für sie eine Selbstverständlichkeit gewesen“341 
In drei Vierteln aller württembergischen Gemeinden kam das 8. Schuljahr im Jahr 1928 nicht 
zur Einführung342. Die württembergische Regierung, Vertreterin eines der finanzstärksten 
Länder im Reich, hatte also tatsächlich eine Sonderregelung in Anspruch genommen, die 
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allein den finanzschwachen Ländern vorbehalten war. Hier zeigte sich, dass der 
württembergische Bürgerblock, die Grundsätze und Ziele der Weimarer Verfassung ohne 
jede Not untergrub, im Grunde genommen missachtete. So war nicht die Verschiebung der 
8. Klasse das eigentliche Thema der Debatte, sondern die grundsätzliche Einstellung der 
einzelnen Fraktionen zur Republik und einem bedeutenden Teil ihrer Bevölkerung. Inwieweit 
diese Bevölkerung die Verlängerung der Schulzeit befürwortete erscheint durch die Größe 
der jeweiligen Interessensgruppen klar. Die Ergebnisse der Landtagswahlen, die wenige 
Monate später stattfanden, und in denen die Sozialdemokraten zu stärksten Partei wurden, 
sprechen zudem für eine positive Beurteilung des achten Schuljahres durch die 
Württemberger. Diese Einschätzung erhärtet sich umso mehr, da die Schulpolitik gemeinsam 
mit der Diskussion um die württembergische Besoldungsordnung die von der SPD in der 
Wahlkampfzeit am schärfsten kritisierten Punkte der Regierungspolitik darstellten. 
 
5.2. Die Diskussion um die Besoldungsordnung der württembergischen 
Beamtenschaft 
 
Die letzten Monate des zweiten ordentlichen Landtags von Württemberg unter dem 
Staatspräsidenten Wilhelm Bazille wurden neben den Debatten um die Schulpolitik343 vor 
allen Dingen von der Diskussion um die neue Besoldungsordnung beherrscht. Besoldung 
bedeutete für die einzelnen Parteien über MIndest- aber auch über Höchstlöhne der 
Beamten zu diskutieren. 1920 hatte das Reich eine Besoldungsordnung erlassen, die nun 
zur Reform kommen sollte. Dabei erhielten die Länder das Recht, die Gehälter ihrer 
Landesbeamten „nach freiem Ermessen“344 zu regeln und die Besoldung der einzelnen 
Gehaltsgruppen den länderspezifischen Gegebenheiten und Umständen anzugleichen. Die 
Regierungsvorlage der Regierung Bazille sah es vor, die Beamtenschaft in 27 statt bisher 13 
Besoldungsgruppen zu unterteilen. Diese neue Gliederung – die Sozialdemokraten 
empfanden sie als überflüssig -  hatte zur Folge, dass der Landtag über die 
Gehaltsbemessung jeder einzelnen Gruppe zu diskutieren hatte.  
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In der ersten Beratung der neuen Besoldungsordnung machten die Sozialdemokraten, deren 
Vertreter Friedrich Winker345 als erster Abgeordneter das Wort ergriff, deutlich, dass ihre 
Fraktion es zum Ziel habe, „das Unrecht wieder gutzumachen, das den Beamten der unteren 
Besoldungsgruppen bei der letzten Reichsregelung zugefügt wurde. Damals bekamen die 
Beamten der unteren Besoldungsgruppen eine Gesamtaufbesserung von 17%, die der 
oberen Gehaltsgruppen eine solche von 71“346. Winker artikulierte in dieser ersten Rede 
sogleich das Hauptargument der württembergischen SPD zugunsten einer Aufbesserung der 
unteren Gehaltsklassen: „Wir sind der Meinung, dass die für die Beamten der unteren 
Besoldungsgruppen vorgeschlagenen Gehaltssätze das Existenzminimum nicht 
erreichen“347. Die Regierungsvorlage der Regierung Bazille war damit durch die 
sozialdemokratische Fraktion abgelehnt.348  
Die Debatten der folgenden Wochen ergaben keine Annäherung zwischen den Positionen 
der Regierungsparteien und denen der SPD. Die anstehenden Landtagswahlen verschärften 
zudem die parlamentarischen Auseinandersetzungen. Die Aufmerksamkeit, welche die 
Parteipresse der Diskussion entgegenbrachte, dokumentiert, wie hervorragend sich dieses 
Thema auswies, um auch allgemeinere Positionen der SPD in der Bevölkerung zu 
markieren. So griff die sozialdemokratische Presse scharf in die Debatte ein. Der Entwurf 
trage einen „ausgesprochenen Klassencharakter“, die Gräben zwischen den einzelnen 
Besoldungsgruppen seien noch verbreitert, das bestehende Unrecht noch vergrößert 
worden349, die Gehälter der unteren und mittleren Beamten seien ungünstiger festgelegt als 
im Reich350. Das Argument, das die Grenzen des Existenzminimums vorschrieb, fand einen 
festen Platz in der parteieigenen Berichterstattung. So berichtete die Tagwacht, die SPD-
Fraktion im Finanzausschuss habe lediglich wissen wollen, ob die Regierung geprüft habe, 
welcher Betrag unter den heutigen Verhältnissen „bei bescheidenster Lebensführung“ 
notwendig sei, um eine Familie zu unterhalten: „Hierüber Feststellung zu treffen und dem 
Landtag Unterlagen vorzulegen, wäre Pflicht der Regierung gewesen. Es gehe nicht an, zu 
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sagen, um so und soviel Prozent werden die Bezüge erhöht, man müsse sich vielmehr vor 
Augen halten, welche Beträge sich im Endeffekt ergeben“351. Die Argumentation der 
Regierungsparteien zielte dementsprechend in andere Richtungen. Die Bürgerpartei 
formulierte ihre Vorstellungen von einer funktionierenden Gesellschaftsordnung und der ihr 
entsprechenden Gehaltsklassifizierung der einzelnen Berufsgruppen dahingehend, dass es 
genüge, sich die Frage zu stellen, „ob man mit der vorgesehenen Bezahlung die 
erforderlichen Kräfte bekomme“352. Die Nachfrage sollte demnach das Angebot regeln: 
Fänden sich genügend Anwärter für die unteren Beamtengruppen bereit, für den von der 
Regierung angestrebten zu zahlenden Lohn zu arbeiten, so könne die von der SPD geführte 
Diskussion um Lohnerhöhung der niederen Gehaltsstufen als überflüssig gelten. In diesem 
Sinne folgerte auch der Bauernbund aus der „Tatsache, dass auch für die untersten 
Beamtengruppen sich stets sehr zahlreiche Bewerber melden, dass Änderungen an der 
Regierungsvorlage bei den unteren Gruppen nicht notwendig seien“353. Demgegenüber 
müsse bei den höheren Gehaltsgruppen darauf geachtete werden, dass die Gehälter 
ausreichend seien, um einer Abwanderung kompetenter Kräfte in die Industrie 
vorzubeugen.354  
Deutlicher waren die gegensätzlichen Vorstellungen von einer ausgeglichenen 
Besoldungsstruktur im engeren und einer funktionierenden Gesellschaftsordnung im 
weiteren Sinn kaum auszumachen. Die Sozialdemokratie sah sich – und dies vertrat sie 
höchst offensiv – als Anwalt der Kleinverdiener und als Vertreterin einer sozialen 
Grundordnung, die Regierungsparteien standen demgegenüber für einen 
leistungsorientierten Staatsapparat, welcher zuerst die verantwortlichen Funktionsträger in 
den oberen Positionen stützte, die dementsprechend zu bezahlen waren.  
Neben der Klassifizierung der Gehaltsgruppen befasste sich der Landtag mit der Modifikation 
der Aufstiegsmöglichkeiten kleinerer und mittlerer Beamter. Der Antrag des Abgeordneten 
Winkers, „Der Landtag wolle beschließen, den bisher geltenden Grundsatz der Verzahnung 
der unteren mit den mittleren und der mittleren mit den oberen Besoldungsgruppen auch in 
der neuen Besoldungsordnung durchzuführen“355, stieß bei den Regierungsparteien auf 
Ablehnung. Die Tagwacht unterstellte gar dem Finanzminister, er versuche den 
sozialdemokratischen Antrag so darzustellen, als beabsichtige er, die höheren Beamten 
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durch mittlere zu verdrängen356. So wurde der Antrag Winkers gegen die Stimmen von SPD, 
DDP, KPD und DVP abgelehnt. 
Im Laufe der Beratungen, in denen mehrere sozialdemokratische Anträge niedergestimmt 
wurden, formulierte die SPD ihren Eindruck, die Regierung wolle die Vorlage zügig noch vor 
Ende der Legislaturperiode – dies auf Kosten sachlicher Diskussionen – durch den Landtag 
bringen. Als das neue Beamtengesetz357 zur Disposition stand, bestand die Partei auf einer 
genauen Nachprüfung jener Regierungsvorlage: „Eine in diesem Artikel enthaltene 
Bestimmung über den Wegfall des Wohnungsgelds und der Kinderzulage unter bestimmten 
Voraussetzungen erwies sich bei näherem Hinsehen als unhaltbar und wurde gestrichen“358. 
Bei all diesen Diskussionspunkten, die sich seitens der Sozialdemokraten im Grunde mit der 
Besserstellung der Geringverdienenden befassten, und die infolgedessen eine baldige 
Kompromisslösung ausschlossen – zu verschieden waren die praktischen und ideologischen 
Ansatzpunkte der einzelnen Parteien – wurden die grundsätzlichen Probleme 
württembergischer Parteipolitik sichtbar. Hier waren nicht einfach Berufsgruppen und ihre 
Besoldungshöhen thematisiert. Die Diskussion um die Garantien der Einhaltung des 
Existenzminimums der geringverdienenden Beamtenschaft verdeutlichte die weitaus 
tiefergehende Fragestellung zur sozialen Verantwortung der Landesregierung für ihre 
Landeskinder, in diesem Falle gar um die dem Land Württemberg in Verantwortung 
gegebenen Staatsdiener. So ergab das Ende der Beratung im Finanzausschuss kein Bild, 
dass eine produktive Debatte hätte erbringen können. Die Landesregierung machte 
sämtliche beschlossenen Verbesserungen zugunsten der unteren und mittleren 
Beamtenschaft rückgängig und stellte „von sachlich unwesentlichen Ausnahmen abgesehen“ 
die Regierungsvorlage wieder her359. Das Zentralorgan der württembergischen SPD ließ der 
Enttäuschung freien Lauf: „Widerliches Komödienspiel bei der Besoldungsordnung“ 
attestierten die Tagwacht-Redakteure der Regierung. „Die bei der ersten Lesung 
beschlossenen Verbesserungen zugunsten einzelner Gruppen der unteren und mittleren 
Beamten werden rückgängig gemacht ... Die grundsätzliche Gleichstellung der weiblichen 
mit den männlichen Beamten fällt weg“360. Zur beschlossenen Kürzung der Ministergehälter 
mutmaßte das Blatt, „wahrscheinlich steckt dahinter ein Täuschungsmanöver. Man wird 
versuchen, die zu streichende Summe den Ministern als Aufwandsentschädigung wieder zu 
geben. Das hätte für die Minister den Vorteil, dass sie mehr Steuern dann nicht zu zahlen 
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brauchten“361. Die Tagwacht resümierte: „Ihr Ergebnis ist, dass der unsoziale Charakter der 
Vorlage, der durch die Beschlüsse der ersten Lesung bis zu einem gewissen Grad gemildert 
wurde, wieder ganz krass in Erscheinung tritt; ein Teil der Beamten wird das Mehrfache 
dessen an Zulagen erhalten, was andere im ganzen Jahr an Einkommen beziehen“362. Mit 
diesen Aussagen, suchte die württembergische Sozialdemokratie ihrer Anhängerschaft 
transparent zu machen, dass nicht Sparmaßnahmen die Gründe waren, aus denen heraus 
die unteren Beamtengruppen benachteiligt werden sollten. Zu umfangreich waren hierfür die 
Aufstockungen der höheren Gehaltsklassen. Dies versuchte die Parteipresse dadurch weiter 
zu unterstreichen, indem sie den jährlichen Ministergehältern weiten Raum in ihrer 
Berichterstattung beließ und insbesondere gegen Wilhelm Bazille mobil machte. „Unsere 
Vermutung, dass hinter dem Antrag der Regierungsparteien, die Ministergehälter von 24.000 
Mk. auf 20.000 Mk. herabzusetzen, eine politische Gaunerei stecke, hat sich schnell als 
zutreffend erwiesen. Es ist ganz so gekommen, wie wir das erwartet haben. Die 
Regierungsparteien haben das Gehalt der Minister auf 20.000 Mk. festgesetzt, sofort aber 
jedem Minister zu diesem Gehalt eine Dienstaufwandsentschädigung von 4.000 Mk. 
bewilligt. Die Folge ist, dass die Minister jetzt pro Jahr 1.000 Mk. mehr erhalten, als in der 
Regierungsvorlage vorgesehen war! Besonders gut kommt der Staatspräsident weg. Er 
erhält 20.000 Mk. Gehalt, 2.520 Mk. Wohnungsgeld, 4.000 Mk. Aufwandsentschädigung und 
6.000 Mk. Repräsentationszulage“363 
Wie sah die neue Besoldungsordnung aus sozialdemokratischer Perspektive aus? Alle 
Besoldungsgruppen hatten nach der neuen Ordnung eine Aufbesserung erfahren. 
Prozentual fiel dabei die Aufbesserung der unteren Gruppen (u.a. 33%) notwendigerweise 
höher aus als die der oberen Einkommensklassen (u.a. 18%). Der Blick auf die totalen 
Zahlen, auf die tatsächlichen RM-Beträge veranschaulicht jedoch, dass die gut verdienenden 
Beamten nun erheblich besser fuhren als die Einkommensschwachen. So führte Winker im 
Landtag aus, bezeichnend seien nicht die 33% gegenüber jenen 18%. Als bezeichnend 
müsse vielmehr der Umstand gelten, dass der Vergleich der totalen Zahlen, die tatsächliche 
Aufbesserung in Mark, die Ungerechtigkeit verdeutliche, welche die Lohnerhöhungen 
beinhalte. „Von dem Gehalt eines Ministerialdirektors“, so Winker im Landtag, „müssen 10 
Familien der Beamten von Gruppe 18 das ganze Jahr hindurch leben“364, argumentierte der 
Sozialdemokrat und verdeutlichte die tiefe Kluft zwischen Konservativen und 
Sozialdemokraten im Land. Im Grunde stellte die sozialdemokratische Partei durch ihren 
Abgeordneten Winker hier insgesamt die Vertrauensfrage an eine Regierungspolitik, welche 
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die Gehaltsschere in diesem Ausmaß auseinanderklaffen ließ. Demgemäß konzentrierte sich 
die sozialdemokratische Agitation auf zwei Kernpunkte klassischer sozialdemokratischer 
Kritik. Zum einen stellte es die sozialdemokratische Fraktion als ungeheuerlich dar, dass 
Teile der unteren Beamtenschaft unterhalb des Existenzminimums leben sollten und dies 
von den Regierungsparteien nach eigenen Aussagen akzeptiert wurde. Zum anderen 
verurteilte die württembergische Sozialdemokratie die Diskrepanz zwischen den einzelnen 
Besoldungsgruppen.  
Wie war eine solche Kritik einzuordnen. War die von Winker unternommene, 
öffentlich vorgetragene Rechnung, 10 Familien der unteren Beamtengruppen 
müssten sich das Gehalt eines höheren Beamten teilen, nicht müßig. Sprach hier 
eher der Ideologe als der Realpolitiker Winker? War dies Wahlkampf oder echtes 
Programm? Tatsächlich schien die württembergische Sozialdemokratie bei der 
Diskussion um die Besoldungsordnung um weitaus mehr zu streiten als um die 
Gehaltsaufstockungen der unteren und mittleren Beamten. Es ging ihr insgesamt um 
die Aufwertung der Geringverdienenden und dementsprechend um eine aus ihrer 
Sicht reellere Bewertung der Elite. Tatsächlich vertrat Winker, der Hauptredner der 
sozialdemokratischen Fraktion zum Thema Beamtenbesoldung, den Standpunkt, die 
Gehälter der oberen Schichten seien unverhältnismäßig hoch, so wie die Gehälter 
der unteren Klassen unverhältnismäßig niedrig seien. Die Konsequenz aus diesem 
Befund – und dies formulierte Winker scharf, wenn er diese Rechnung aufstellte – 
musste eine Politik des sozialen Ausgleichs sein. Der Wunsch nach einer minimalen 
Ausgewogenheit der finanziellen Verhältnisse der gesellschaftlichen Gruppen 
entsprach den sozialdemokratischen Vorstellungen einer funktionierenden 
Gesellschaftsordnung, die sich so stark von den Vorstellungen der bürgerlichen und 
konservativen Parteien unterschied, dass jede diesbezüglich Diskussion im 
Parlament Grundsatzdebattencharakter erlangen musste. Ebenso wie die Diskussion 
um die Einführung des achten Schuljahres in Württemberg gezeigt hatte, dass nicht 
etwa der formalrechtliche Akt, die Einführung bis 1933 zu verschieben, an sich die 
Gemüter erregt hatte, sondern vielmehr die grundsätzlichen Einstellungen der 
einzelnen Fraktionen gegenüber einer erweiterten Volksschule, welche aufgrund des 
Reichsgesetzes bereits viele Jahre vorher geregelt worden war und damit eine 
Diskussion überflüssig machte. Ebenso wenig berührten die 27 Besoldungsgruppen 
und ihre Gehaltsabstufungen die Parlamentarier in diesem Grad, der zu diesen 
erhitzten Debatten führte. Hier wurde um die Weimarer Gesellschaftsordnung 
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insgesamt gefochten. Denn wenn die SPD-Fraktion die Regierung auch nicht daran 
hindern konnte, ihre Politik zu realisieren, so ermöglichte sie doch der Bevölkerung 
diese Entscheidungen kritisch zu hinterfragen und abzulehnen.  
 
5.3. Die Reichs- und Landtagswahlen vom 20. Mai 1928  
 
Die württembergischen Parteien gingen motiviert in einen Wahlkampf, der die Landes- wie 
die Reichspolitik gleichermaßen berührte. Dabei blieb es nicht aus, dass einzelne 
Landespolitiker ihren Schwerpunkt mehr auf das Land als auf Berlin legten und je nach 
politischer Couleur vor „reichsdeutschen Verhältnissen“ in Württemberg warnten. „Wer nicht 
wählt, wählt links“ erklärte die DNVP (Bürgerpartei) im obigen Sinne und erläuterte: „Wollt ihr 
im ganzen Deutschen Reiche Zustände herbeiführen, wie sie in Berlin herrschen, in Preußen 
und in anderen rot regierten Ländern...?“365 Auch die Unterstützung der politischen Mitte sei 
nicht sinnvoll, da jene Parteien in Württemberg kein Mandat erhielten. Daher müsse sich der 
Wähler zwischen rechts und links entscheiden, wobei die Wahl allein aus sogenannten 
vaterländischen Motiven klar sein müsse.366 In Württemberg könne die bisherige 
Rechtsregierung den finanzkräftigsten Staatshaushalt vorweisen. Die Linke dagegen habe 
15 Millionen Mehrausgaben beantragt. Zudem fordere die Linke den Einheitsstaat, der „die 
völlige Entrechtung Württembergs“ bedeute, sowie die Abschaffung der christlichen 
Schule.367 Die reichspolitischen Zielsetzungen benannte die Bürgerpartei in der Aufhebung 
der „Lüge von Deutschlands Schuld am Kriege“, in der Verwehrung „jede(r) Anerkennung der 
heutigen unmöglichen Ostgrenzen“, eine Neuregelung der „Reparationslasten“ und ein 
                                                          
365
 Flugblatt „Wenn ihr am 20. Mai zu Hause bleibt...!!“, HStAS, E 131, Bü. 163 (Mappe Flugblätter 
1928). 
366
 Dass die vaterländische Komponente eine starke Rolle im Wahlkampf der Bürgerpartei spielte, 
beweisen propagandistische Texte, die wie Glaubensbekenntnisse anmuten, so beispielsweise in 
„Deutscher Volkswart. Wochenblatt für deutsche Art, christliche Kultur und soziale Gesinnung“ vom 
15. Mai 1928:  
„Ich bin in das deutsche Volk und Vaterland hineingeboren und bin darum mit Herz und Seele ein 
Deutscher. 
Ich bin stolz darauf, ein Sohn dieses schönen Vaterlandes zu sein. 
Das deutsche Volk hat in jahrtausendelanger Geschichte die höchsten Eigenschaften ruhmreicher 
Tapferkeit, edelster Menschlichkeit, höchster Seelengröße und vorbildlicher Treue gezeigt. Ich bin 
glücklich, ein Deutscher zu sein. 
Dem Andenken meiner Vorfahren treu, gehört mein ganzes Sein dem Vaterland. 
Verblendet von Staats- und volksfremden Gesellen, zermürbt von unmenschlicher Kriegsführung der 
Andern ist mein Volk in die Knie gezwungen worden ... 
Darum wähle ich: 
Deutschnational (2)“, HStAS, E 131, Bü. 163 (Mappe Flugblätter 1928). 
367
 HStAS, E 131, Bü. 163 (Mappe Flugblätter 1928). 
  
91
„christliches Schulgesetz“.368 Insgesamt forderte die Partei Bazilles die 
Entparlamentarisierung des Deutschen Reiches und wies sich eindeutig als 
antirepublikanische Kraft aus: „Die Weimarer Verfassung wurde dem deutschen Stamm als 
fremdes Reis aufgepropft ... Die unumschränkte Alleinherrschaft der Parlamente führt zu 
Parteihader und steten Regierungskrisen, zu Verschwendung und Steuerdruck“.369 Die 
Bürgerpartei forderte demgegenüber die Stärkung Hindenburgs: „Der vom ganzen Volke 
gewählte Reichspräsident muss die Macht haben, ungehemmt durch die Vertrauens- und 
Misstrauensvoten wechselnder Parteimehrheiten für sachliche und stetige Regierungsarbeit 
zu sorgen.“370  
Ähnlich beurteilte der Landbund die politische Situation. Die Ziele der Demokraten und 
Sozialdemokraten seien „klar und scharf gegen die Rechtsparteien gerichtet“. Diese 
Rechtsparteien seien aber „der Hort der gerechten Berücksichtigung der Landwirtschaft, dort 
stehen die Männer, welche die christliche Weltanschauung verteidigen, dort hat man noch 
ein Herz für die Sorgen und Nöte des Landvolks, dort tritt man ein für einen gesunden 
selbständigen Mittelstand, für Einfachheit, Sparsamkeit und Gerechtigkeit im Reich, Staat 
und Gemeinde“371. Wiederholt erklärte der Bauernbund die Sozialdemokratie zu seinem 
primären Gegner und veröffentlichte ganze Wahlzeitungen gegen die SPD.372 Intensiv 
appellierte seine Propaganda an das Standesdenken und das Heimatgefühl der 
württembergischen Bauern: Schumacher, Heymann und Keil, allesamt nicht aus 
Württemberg, seien selbstverständlich „für die Eingemeindung Württembergs nach Groß-
Berlin“, die Sozialdemokratie insgesamt „ein alter zäher Gegner des Schutzes der 
Landwirtschaft“.373 Offensichtlich betrachteten die Führer des Bauernbundes die SPD als 
einen ernstzunehmenden Konkurrenten auf dem Land und befürchteten eine Abwanderung 
mancher Nebenerwerbslandwirte (Arbeiterbauern) zur Sozialdemokratie, wenn sie die 
Sozialdemokraten so vornehmlich unter Beschuss stellten. 
Auch die KPD sah in der SPD ihren vorrangigen Gegner. Wiederholt versuchte die 
kommunistische Parteipropaganda der Arbeiterschaft zu verdeutlichen, dass die 
Sozialdemokratie sie verriete, wann immer sie dazu in der Lage sei. „Von Niederlage zu 
Niederlage! Das sind die Erfolge sozialdemokratischer Koalitionspolitik“374 war auf 
Flugblättern zu lesen. In der kommunistischen Agitation wurde die Sozialdemokratie zur 
hauptverantwortlichen Partei für eine sogenannte arbeiterfeindliche Politik ernannt: Die 
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Dawes-Gesetze als „die Unterwerfung unter das amerikanische Kapital“, die 
Massenarbeitslosigkeit, die Mietpreiserhöhung und die „Schlichtungsschwindel“ als die Folge 
der „imperialistische(n) Politik der SPD mit den Kapitalisten gegen die Arbeiter“.375 Die 
Wahlschlacht der KPD gegen die SPD blieb insgesamt in sehr schlichten Formeln verhaftet. 
Die Zuweisung der Alleinschuld an die SPD sowie die leere Revolutionsrhetorik schlossen 
eine wirkliche Erklärung echter politischer Alternativen zur gegenwärtigen Politik völlig aus. 
Mit dieser Methode der Desavouierung des politischen Gegners allein durch aggressive 
Beschimpfungen und Verleumdungen trug die KPD ihren Teil zur Irritationslosigkeit der 
Bevölkerung bei. So förderte sie früh die Vorbedingungen für die Bürgerkriegsgefahr der 
frühen dreißiger Jahre mit allen Konsequenzen für die Weimarer Demokratie und ihre 
Arbeiter. 
Das Zentrum führte einen auffallend sachlichen Wahlkampf. Es sah sich während des 
württembergischen Wahlkampfes als das stabilisierende Moment württembergischer Politik, 
als Schützerin von Familie, Heimat und Arbeit, welche „nach christlichen Grundsätzen 
regiert“.376 Die Parteipropaganda betonte den Status der katholischen, ständeübergreifenden 
Partei und warb für die Regierungspolitik im Reich wie im Land. Die Zentrumspolitiker 
arbeiteten im Wahlkampf vornehmlich eigene Positionen heraus, statt die Positionen der 
anderen Parteien kritisch zu betrachten.  
Die DVP warb außenpolitisch mit der Politik Stresemanns und innenpolitisch mit der 
Fortführung einer dem Mittelstand gerecht werdenden Politik. Die einzelnen Punkte 
benannte die DVP in ihrem Wahlaufruf in der Steuersenkung, in der Sicherung der 
Landwirtschaft, in der Absicherung der Kriegsopfer und Kleinrentner, in der Erhaltung des 
Berufsbeamtentums, in der Aufrechterhaltung der konfessionellen Schule und in der 
Stärkung der Reichseinheit und der Überwindung der „Kleinstaaterei“.377 So wie bei der 
Zentrumspartei zeichnete sich auch die Volkspartei durch einen Wahlkampf aus, der eine 
vergleichsweise nüchterne Rhetorik anwandte. 
Die Deutschen Demokraten, die eineinhalb Jahre später die bürgerliche Regierung 
Württembergs stützen sollten, sprachen sich in ihrem Wahlkampf offensiv gegen das 
Zentrum, gegen den Bauernbund und gegen die Bürgerpartei aus. Dabei spielte die 
Ablehnung Bazilles durch die Demokraten eine zentrale Rolle. „Die Regierung Bazille hat 
versagt“, hieß es in Wahlaufrufen der DDP, „in allen Fragen der Kulturpolitik und steuerlichen 
Gerechtigkeit. Sie hat versagt gegenüber den berechtigten Forderungen des Handwerks, der 
Industrie, der freien Berufe und Beamten“. Lediglich einer „sachlich mitarbeitenden, 
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verantwortungsbewussten Opposition, vor allem der demokratischen 
Landtagsabgeordneten“ seien die „Verbesserungen der Regierungsentwürfe“ zu 
verdanken.378 Die formulierte Relation „vor allem“, legt an dieser Stelle die Vermutung nahe, 
dass jene andere verantwortungsbewusste Partei in der demokratischen Beurteilung die 
württembergische Sozialdemokratie gewesen sein dürfte. So blieb die DDP der einzige 
politische Partner für die württembergische Sozialdemokratie in diesem Wahlkampf.  
Die Sozialdemokratie führte einen aktiven Wahlkampf mit dem realistischen Ziel, als stärkste 
württembergische Partei in den neu zu wählenden Landtag zu ziehen. Dieses Ziel war Basis 
eines von den Parteiführern angestrebten Regierungswechsels mit der SPD an der Spitze. 
Auch dieses Ziel war so unrealistisch nicht, da sich spätestens seit Wahlkampfbeginn 
nahezu alle württembergischen Parteien gegen den amtierenden Staatspräsidenten Wilhelm 
Bazille gestellt hatten. 
Der Wahlkampf der württembergischen SPD wurde offiziell am 13. März379 durch die 
sozialdemokratischen Frauen eröffnet380. Aus Kostengründen hatte sich die 
württembergische Landesregierung dazu entschlossen, beide Wahlen auf einen Termin zu 
legen381, nämlich auf den vom Reichskabinett datierten 20. Mai des Jahres. So plante die 
Partei etwa zweieinhalb Monate für Wahlwerbung und Wahlagitation im Land382.    
Die Kritik der SPD im Wahlkampf richtete sich vor allen Dingen gegen die Person des 
deutschnationalen Staatspräsidenten Wilhelm Bazille.383 Bazille galt nicht nur bei den 
Sozialdemokraten als ein höchst umstrittener Politiker. Er wurde gleichsam von den 
Demokraten, den Kommunisten, den Liberalen sowie dem württembergischen Zentrum 
kritisiert384. Zu den von der SPD gewählten Leitthemen der politischen Auseinandersetzung 
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gehörte die Schulpolitik, insbesondere die von Bazille blockierte Einführung des 8. 
Schuljahres385. Daneben beschäftigten sich die sozialdemokratischen Agitatoren vor allem 
mit sozialpolitischen Problemen wie der Wohnungsnot im Land und ebenso mit den 
steuerpolitischen Maßnahmen und Konzepten der Bürgerblockregierung: “...Sozialpolitisch 
und kulturell ist Württemberg das rückschrittlichste Land. Die Wohnungsnot im Lande ist 
neben der betriebenen Steuerpolitik als skandalös zu bezeichnen...“386, referierte Karl 
Ruggaber auf einer Wahlveranstaltung in Ravensburg und fasste hier bündig die von der 
Partei für den Wahlkampf erwählten Sachgebiete zusammen.  
Die Wohnungsnot stellte tatsächlich ein großes Problem für die Arbeiterschaft dar. 
Insbesondere in der Großstadt Stuttgart war der Bedarf erheblich höher als das Angebot. Die 
SPD berechnete für das Deutsche Reich ein Gesamtdefizit von 750.000 Wohnungen und 
forderte mit einem Hinweis auf die positive Entwicklung der Wiener Wohnungswirtschaft – im 
„roten“ Wien der 1920-er Jahre regierte eine sozialdemokratische Gemeindeverwaltung - , 
„dass die aus der Hauszinssteuer zur Verfügung stehenden Gelder so lange ausschließlich 
für den Kleinwohnungsbau verwendet werden, bis der dringendste Bedarf gedeckt ist“387. 
Dies war ein klares Versprechen im Falle einer Regierungsbeteiligung sich für den sozialen, 
staatlich geförderten Wohnungsbau stark zu machen. Das negative Verhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage steigere, so wetterten die Parteiagitatoren, die Mieten zugunsten der 
Hausbesitzer und des privaten Baukapitals. Für die Arbeiterschaft und insbesondere für 
junge Familien sei eine Wohnung oftmals zu teuer, sodass mitunter mehrere Familien 
zusammen wohnen müssten. „Heute hat der gelernte Arbeiter einen Wochenverdienst von 
ungefähr 50 Mark. Wenn der Arbeiter davon pro Monat eine Miete von 30 bis 35 Mark zahlt, 
ist es das höchste, was er leisten kann. Dieser Auffassung ist auch das Reichsstatistische 
Amt, das bei der Errechnung des Teuerungsindex die Ausgabe für Miete mit 15 Prozent des 
Nettoverdienstes einsetzt.“388    
Gleichfalls wurde die Steuerpolitik der bürgerlichen Regierung von der Sozialdemokratischen 
Partei stark angegriffen. Der Bürgerblock habe, so die württembergischen Sozialdemokraten, 
die Belastung der arbeitenden Bevölkerung dauernd erhöht. Die Zollbelastung sei von 1924 
bis 1927 um das Dreieinhalbfache gestiegen, die Verbrauchssteuerlast habe die Regierung 
von 1.200 Millionen im Jahr 1924 auf 1.255 Millionen Mark im Jahr 1927 hinaufgeschraubt. 
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Zudem sei die Senkung der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer verhindert worden, dagegen 
aber die Aufsichtsratssteuer aufgehoben, die Vermögenssteuer um ein Viertel ermäßigt 
sowie die Vermögenssteuernachzahlung nicht eingezogen“389. „2,5 Milliarden 
Steuererleichterung hat der von der deutschnationalen Partei geführte Bürgerblock dem 
Großbesitz in Industrie und Landwirtschaft gebracht“, resümierten die württembergischen 
Sozialdemokraten, „Fort mit dieser kapitalistische Klassenpolitik. Wählt 
sozialdemokratisch!“390. 
Ein ebenfalls von der Sozialdemokratie heftig kritisiertes Unternehmen der bürgerlichen 
Regierung war die Beamtenbesoldung391 und die Pensionen. Nicht erst im Wahlkampf, 
sondern schon Monate vorher, hatten Besoldung und Pensionen die Gemüter in der SPD 
stark erhitzt und waren immer wieder zu einem zentralen Punkt in der sozialdemokratischen 
Berichterstattung geworden392. Dies umso mehr, da von den anderen Parteien insbesondere 
den sozialdemokratischen Politikern vorgeworfen worden war, sie hätten nach Aufgabe ihrer 
öffentlichen Ämter, das Recht auf Pensionen schwer missbraucht und auf Kosten der 
öffentlichen Hand in Saus und Braus gelebt393. Faktisch bezogen lediglich zwei 
württembergische Sozialdemokraten Ministerpensionen, nämlich der zu dieser Zeit 
„hochbetagte Wilhelm Blos394, dem“, so Wilhelm Keil, „das Land viel Dank schuldig war“ und 
„ein Mann, der beim Eintritt in die Regierung seine private Existenz aufgegeben und beim 
Austritt keine neue gefunden hatte“395. Alle weiteren Sozialdemokraten, darunter auch Keil 
hatten auf ihre Bezüge verzichtet396. Das Ziel der württembergischen SPD war es, auf dem 
Wege der Gesetzgebung Pensions- und Besoldungskürzungen durchzusetzen.  
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Keils vorrangiges Interesse innerhalb des Wahlkampfes, den er äußerst aktiv betrieb397, galt 
der sozialdemokratischen Rentenpolitik. In einem Artikel, der acht Tage vor den Land- und 
Reichstagswahlen in der württembergischen Parteipresse veröffentlicht wurde, stellte der 
Spitzenpolitiker die Fehlentwicklung der Rentengesetzgebung dar. Die Deutschnationalen, 
so Keil, hätten jegliche produktive Arbeit in Puncto Kleinrentnerversorgungsgesetz 
verhindert: „Was hätte aber zu Gunsten der Kleinrentner geschehen können, wenn man nur 
einen Bruchteil der Inflationsgewinne zurückgefordert hätte! Mit dem Einwand, dass die 
Reichsfinanzen eine Rentnerversorgung nicht ertrügen, hätte die Bürgerblockregierung in 
diesem Fall nicht mehr kommen können“398 
Neben jenen für den Wahlkampf gewählten politischen Sachthemen, waren 
selbstverständlich die anderen Parteien insgesamt Gegenstand sozialdemokratischer Kritik. 
Am 16. Mai veröffentlichte die württembergische SPD auf der Titelseite ihrer Presseorgane399 
Kurzcharakteristika aller größeren Parteien: „...Die Deutschnationale Volkspartei oder 
Bürgerpartei – wie sie in Württemberg heißt -  ... Sie ist geschichtlich gewordene Vertretung 
des Adels, der Junker, der hohen Bürokratie und Militärs und gewisser Teile des 
großindustriellen Bürgertums. Ihr Ideal ist der absolute monarchistische Kastenstaat“. Der 
Bauernbund sei lediglich eine Filiale der Württembergischen Bürgerpartei und die Deutsche 
Volkspartei lediglich eine Vertretung des Großbürgertums. Das Zentrum sei „die 
merkwürdigste aller Parteien. Es ist konfessionell orientiert: alle Klassen und Schichten sind 
in ihm vertreten ... Im Norden gibt es sich demokratisch-republikanisch und im Süden 
verkörpert es einen Teil der Reaktion ... Wenn es aber zu entscheiden hat zwischen den 
Interessen des schaffenden Volkes und denen des Großbesitzes, wird es sich immer auf die 
Seite des Großbesitzes schlagen ...“.  Die Deutsch-Demokratische Partei stehe politisch auf 
dem Boden der Demokratie, wirtschaftlich verfechte sie aber – wie alle bürgerlichen Parteien 
– den Privatkapitalismus. „Die Kommunisten sind die Auslandsvertretung der russischen 
Sowjetregierung ... Sie geben vor, Sozialisten zu sein, erstreben aber als Faschisten in 
umgekehrtem Sinne ein System rücksichtslosesten Terrors gegen Andersdenkende...“400  
Auffällig an der Agitation der württembergischen SPD gegen die übrigen Parteien, dies auch 
im Vergleich zur Reichs-SPD, war ihre Haltung zum Zentrum. Auch wenn die 
Wahlkampforgel – wie oben – polemisch-propagandistische Töne anstimmte, so bemühten 
sich die württembergischen Sozialdemokraten doch insgesamt um eine vergleichsweise 
sachliche Kritik gegenüber der katholischen Partei. Die SPD-Führung wollte allem Anschein 
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nach ihren potentiellen Koalitionspartner nicht vorab verärgern401. Demgegenüber waren die 
Deutschnationalen (Bürgerpartei) mit ihrem Führer Wilhelm Bazille die Intimfeinde der 
württembergischen Sozialdemokratie. Gleichfalls heftig waren die Angriffe auf die KPD, die 
als Arbeiterpartei in demselben sozialen Milieu auf Wählerfang ging wie die 
Sozialdemokraten. Die Kommunisten waren hinsichtlich der zu umwerbenden Klientel der 
direkteste Gegner der württembergischen Sozialdemokratie, auch wenn die Parteispitze dies 
öffentlich abstritt: „Wir Sozialdemokraten stoßen gegen den Bürgerblock vor, wir suchen 
seine Kraft zu zertrümmern ... Währenddessen schleichen sich die kommunistischen 
Kompanien in unseren Rücken, schlagen von dort in unser kämpfendes Heer, suchen es zu 
zersplittern und zu verwirren und stärken damit, vielleicht ungewollt aber deutlich sichtbar, 
den Bürgerblock, den Klassenfeind, den Kapitalismus“402. Die NSDAP wurde von der 
sozialdemokratischen Agitation während dieses Wahlkampfes wegen ihrer politischen 
Bedeutungslosigkeit in Württemberg nahezu ignoriert.        
Bei dieser Wahl wurden seitens der SPD erstmals neue Medien zur Wahlagitation 
eingesetzt. Ein Novum während des Wahlkampfes war der vom Reichsparteivorstand der 
SPD herausgegebene Film „Dein Schicksal“. „Die aus dem Leben genommenen Szenen 
zeigen in unverhüllter Form die schroffen Klassengegensätze, die in unserem Volke 
vorhanden sind ... Die Hunde und Schweine der ostelbischen Großgrundbesitzer leben und 
wohnen besser als die Kinder der armen Landarbeiter“403, berichtete die württembergische 
Parteipresse. Neben diesem Wahlfilm gebrauchte die Partei zudem erstmalig Schallplatten 
und Lautsprecher, deren Erfolge bei der Zuhörerschaft jedoch zu wünschen übrig ließen: 
„Die Reden waren manchmal sehr schlecht zu verstehen, und die technisch recht 
empfindliche Lautsprecheranlage hat öfters enttäuscht“404.  
Ein weiteres wichtiges Werbemittel für die württembergische Sozialdemokratie waren die 
Auftritte reichsdeutscher prominenter Genossen. Der nach den Wahlen zum 
Reichsinnenminister ernannte Carl Severing405, der ehemalige Reichsinnenminister Wilhelm 
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Sollmann406, und Friedrich Stampfer407, Parteivorstandsmitglied und Chefredakteur des 
Berliner „Vorwärts“ unterstützten den Wahlkampf der württembergischen Parteifreunde408. 
Der 20. Mai 1928 brachte den Sozialdemokraten im Reich wie in Württemberg große 
Stimmengewinne. Sie waren die klaren Sieger dieser Wahlen und wurden mit 23,8% der 
abgegebenen Stimmen stärkste Fraktion im württembergischen Landtag. „Unser ist das 
Land“409 und „Mit uns das Volk, mit uns der Sieg!“410 jubelte die württembergische SPD in 
ihren Organen nach der Bekanntgabe der Ergebnisse. Verlierer waren die Gegner der 
Republik: Die DNVP erlangte lediglich 5,7% der Stimmen (1924: 10,4%), der Landbund 
verlor knapp 2 Prozentpunkte und kam auf 18,1% aller Stimmen. Die DVP, das Zentrum und 
die DDP konnten ihre Anteile halten. Die DVP verbesserte sich leicht und mobilisierte 5,2% 
der Wähler, das Zentrum erreichte 19,6%, die DDP verbuchte 10,1%. Die württembergischen 
Kommunisten erlitten aufgrund innerparteilicher Schwierigkeiten411 eine Niederlage und 
erzielten lediglich 7,4%412.  
Die Fraktionsstärken der einzelnen Parteien in Württemberg unterschieden sich stark von 
den Fraktionsstärken im Reich. Hier hatte die amtierende Mitte-Rechts-Koalition eine 
schwere Niederlage hinnehmen müssen413. So konnten die Kommunisten (10,6%) und auch 
die Sozialdemokraten (29%) im Reich deutlich bessere Ergebnisse vorweisen als in 
Württemberg. Auch die DVP und die DNVP mobilisierten eindeutig mehr Wähler im Reich als 
in Württemberg, wenn beide Parteien auch im Vergleich zu den Wahlen von 1924 starke 
Einbußen verzeichneten: die DNVP erzielte insgesamt 14,2% der Stimmen, die DVP 8,7%. 
Demgegenüber lagen das württembergische Zentrum und die württembergische DDP klar 
über dem reichsdeutschen Durchschnitt. Das Zentrum mobilisierte in Württemberg nahezu 
ein Viertel mehr Wähler als im Reich (im Reich 11,9%), die DDP war gar zweimal so stark 
(im Reich 4,9%). Der Landbund, der in Württemberg 17,6% und im Reich 4,5% der Stimmen 
auf sich zog, erklärt das schlechte Abschneiden der DNVP im Land. Von den 16 in 
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Württemberg zugelassenen Parteien erzielten insgesamt sieben Fraktionen mehr als 5%, 
von diesen konnte die Mehrheit die sogenannte Weimarer Koalition auf sich vereinigen, dies 
im Gegensatz zum Reich. Die übrigen neun Parteien konnten zusammen etwa 10% der 
Stimmen auf sich vereinigen. Im Hinblick darauf, dass sich somit 90% aller 
württembergischen Wähler auf sieben Parteien verteilten, ist Die Diagnose der politischen 
Irritationslosigkeit der Wählerschaft nicht nachvollziehbar414. 
Die württembergischen Sozialdemokraten hatten die Wahlen insbesondere in den 
industrialisierten, vorwiegend protestantischen Oberämtern für sich entscheiden können. In 
der sozialdemokratischen Hochburg Heilbronn hatten sich nahezu die Hälfte aller 
Wählerinnen und Wähler für die SPD entschieden. Gleichfalls erfolgreich und über dem 
Reichsdurchschnitt lagen die Ergebnisse in den Oberämtern Heidenheim (36,9%), 
Neuenburg (36,7%), Reutlingen (36,5%), Göppingen (35,7%), Besigheim (35,4%), Tuttlingen 
(35,2%), Esslingen (34,5%), Ludwigsburg (34,3%), Stuttgart-Amt (33,7%), Maulbronn 
(33,2%) und Stuttgart-Stadt (31%). Ebenso über dem Reichsdurchschnitt lag der Neckarkreis 
insgesamt mit 34,2% der abgegebenen gültigen Stimmen415 416. 
Von den 80 Sitzen im württembergischen Landtag standen der sozialdemokratischen 
Fraktion 22 Sitze zu. Die Mandate erhielten Wilhelm Keil, Emilie Hiller417, Albert Pflüger418, 
Bertold Heymann419, Friedrich Winker420, Fritz Ulrich421, Karl Ruggaber422, Otto Steinmayer, 
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August Hornung423, Kurt Schumacher424, Friedrich Göhring425, Carl Oster426, Gottfried 
Kinkel427, Franz Wilhelm Feuerstein428, Sophie Döhring429, August Gompper430, Christian 
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Fauser431, Wilhelm Mößner432, Karl Rais433, Emil Schuler434, Gottlieb Mezger435 und Christian 
Schepperle436437. Albert Pflüger amtierte als Landtagspräsident438.439 
                                                                                                                                                                                     
(Württemberg), MdB 1949 bis 1952, MdL 1946 (Hannover), Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: 
Sozialdemokratische Parlamentarier, S.743/744.      
425
 Friedrich Göhring, * 1876 in Hossingen (OA Balingen), + 1948 in Ulm-Wiblingen (Württemberg); 
Volksschule, Malerlehre, Wanderschaft; seit 1900 verheiratet; bis 1915 Zigarrenhändler; 1915 bis 
1933 Redakteur der „Donau-Wacht“ in Ulm; 1900 bis 1933 Vorsitzender der SPD und 1900 bis 1908 
Vorsitzender des Gewerkschaftskartells in Ulm, 1908 bis 1909 Mitglied des Bürgerausschusses und 
1909 bis 1933 Gemeinderat in Ulm; November 1918 Mitglied des Aktionsausschusses des 
Arbeiterrats Ulm, Dezember 1918  Delegierter zum 1. Rätekongress in Berlin; MdL 1919 bis 1932, 
1933, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.467. 
426
 Carl Oster, * 1874 in Pinache (OA Maulbronn), + 1954 in Stuttgart; Volksschule, Goldschmiedlehre; 
verheiratet; 1906 bis 1907 angestellter Hilfsarbeiter im Landesparteisekretariat Württemberg in 
Stuttgart, 1907 bis 1920 Akquisiteur der „Schwäbischen Tagwacht“, 1920 bis 1931 Parteisekretär in 
Stuttgart; 1897 bis 1931 Vorstandsmitglied der SPD Stuttgart; 1912 bis 1919 Mitglied des 
Gemeindekollegiums in Stuttgart; 1931 bis 1933 Sekretär des Stuttgarter Konsumvereins, 1945 bis 
1947 Kaufmännischer Direktor des Stuttgarter Konsumvereins; MdL 1919 bis 1932, Siehe Schröder, 
Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.641. 
427
 Gottfried Kinkel, * 1871 in Bonholz (OA Welzheim), + 1932 in Göppingen; Volksschule, 
Schreinerlehre, Wanderschaft; Militärdienst; seit 1889 in der SPD, seit 1890 in der Gewerkschaft; 
1890 Mitbegründer der Filiale des Tischlerverbands in Göppingen; 1897 bis 1898 und 1903 
Vorsitzender des Gewerkschaftskartells und 1908 Vorsitzender des SPD Göppingen; 1907 bis 1912 
angestellter Krankenkassenkontrolleur der OKK Göppingen, in der Folge Hauptakteur des 
sogenannten „Göppinger Parteienstreits“; 1907 bis 1913 und 1919 bis 1932 Mitglied des 
Gemeinderats in Göppingen; 1917 USPD, 1922 erneut in die SPD; 1919 bis 1922 Vorsitzender der 
USPD-Fraktion im württembergischen Landtag; MdL 1911 bis 1912, 1920 bis 1932, Siehe Schröder, 
Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.547. 
428
 Franz Wilhelm Feuerstein, * 1866 in Stuttgart, + 1939 in Stuttgart; Volksschule, Schriftsetzerlehre 
und Fortbildungsschule in Stuttgart; verheiratet; seit 1893 in der SPD, seit 1885 in der Gewerkschaft; 
1899 bis 1902 nebenamtlicher Gauvorsteher des Buchdruckerverbands für Württemberg; 1902 bis 
1904 Redakteur der „Schwäbischen Tagwacht“; 1904 bis 1932 Sekretär bzw. geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied des „Verbandes Württembergischer Konsumvereine“, zugleich Redakteur des 
„Genossenschafter“ bzw. des „Württembergischen Genossenschaftsblatts“ ; 1919 bis 1932 Mitglied 
des Generalrats des Zentralverbands Deutscher Konsumvereine; 1907 Gründer der 
Produktivgenossenschaft „Vereinsdruckerei“ zur Herausgabe des „Neckar-Echos“ in Heilbronn und 
seither Vorsitzender des Aufsichtsrats; 1928 stellvertretendes Mitglied des württembergischen 
Staatsgerichtshofes; MdR 1912 bis 1918, 1920 bis 1924, MdL 1906 bis 1924, 1928 bis 1933, Siehe 
Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.437. 
429
 Sophie Döhring, * 1885 in Stuttgart, + 1977 in Stuttgart; Volksschule, Trikotweberin; ledig; 1916 bis 
1933 Gewerkschaftsführerin des Textilarbeiterverbands in Stuttgart; 1917 USPD, 1922 erneut SPD; in 
der NS-Zeit in Haft (KZ Heuberg); 1945 bis 1947 Angestellte in der Oberverwaltung Stuttgart des 
Württembergischen Gewerkschaftsbundes und Vorsitzende der Filiale des Textilarbeiterverbands in 
Stuttgart; 1945 bis 1949 Mitglied im Landesvorstand des Gewerkschaftsbundes Württemberg-Baden; 
MdL 1928 bis 1933, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.413. 
430
 August Gompper, * 1886 in Laufen (OA Balingen), + 1969 in Stuttgart; Volksschule, Monteur in 
Stuttgart-Obertürkheim; 1919 bis 1922 Mitglied des Gemeinderats in Obertürkheim; 1947 
Bezirksvorsteher und 1952 bis 1964 Bezirksbeirat in Obertürkheim-Uhlbach; MdL 1928 bis 1933, 
Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.468. 
431
 Christian Fauser, * 1882 in Ohmenhausen (OA Reutlingen), + 1951 in Ohmenhausen; Landwirt; 
1928 bis 1932 Gemeinderat in Ohmenhausen; MdL 1928 bis 1932, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: 
Sozialdemokratische Parlamentarier, S.433.  
432
 Wilhelm Mößner, * 1888 in Nabern (OA Kirchheim), + 1955 in Stuttgart; Volksschule, Lateinschule, 
Realschule in Kirchheim, Ausbildung für den mittleren Verwaltungsdienst; seit 1915 verheiratet; 1919 
bis 1931 Schultheiß /Bürgermeister bzw. nach Eingemeindung 1931 bis 1932 Verwaltungsdirektor in 
Münster a. Neckar; April 1932 bis Mai 1933 Vorstand der Verwaltung des Katharinenhospitals in 
Stuttgart; 1945 bis 1954 Direktor des Personalamts der Stadt Stuttgart; MdL 1928 bis 1932, Siehe 
Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.623. 
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Der 31. Wahlkreis Württemberg-Hohenzollern entsandte 14 Abgeordnete nach Berlin. Von 
der SPD wurden Hildenbrand, Keil, Erich Rossmann440 und Schlicke in den Reichstag 
gewählt441 442. 
Die meisten der sozialdemokratischen Abgeordneten waren in den einzelnen Ausschüssen 
des Landtags tätig443. Die Namen Schumacher sowie Ulrich und auch Hornung sowie Fauser 
fehlen allerdings in den Verzeichnissen jener Fachgruppen. Es mutet verwunderlich an, dass 
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 Karl Rais, * 1875 in Schorndorf, + 1950 in Reutlingen; Schule in Stuttgart, seit 1895 Lehrer in 
verschiedenen württembergischen Gemeinden, 1928 bis 1933 Oberlehrer in Reutlingen; MdL 1928 bis 
1932, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.663. 
434
 Emil Schuler, * 1888 in Zuffenhausen, + 1955 in Stuttgart; Volksschule, Klaviaturmacherlehre; vor 
1914 Funktionär der Sozialistischen Arbeiterjugend; 1912 bis 1913 Absolvent der zentralen SPD-
Parteischule in Berlin; 1914 bis 1933 Mitglied des Gemeinderats in Zuffenhausen; 1917 USPD, 1922 
erneut SPD; November 1918 Stellvertretender Vorsitzender des Garnisonssoldatenrats in 
Ludwigsburg; Dezember 1918 Delegierter zum 1. Rätekongress in Berlin; 1919 bis 1933 Redakteur in 
Ludwigsburg bzw. in Zuffenhausen, seit 1924 der „Neckar-Post“, dazwischen 1921 bis 1922 USPD-
Parteisekretär; 1927 Vorsitzender der SPD Zuffenhausen; in der NS-Zeit in Haft; 1945 bis 1953 
Bezirksvorsteher in Zuffenhausen; 1945 bis 1955 Mitglied des Gemeinderats Stuttgart; MdL 1928 bis 
1932, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische Parlamentarier, S.738. 
435
 Gottlieb Mezger, * 1878 in Nellingen (OA Esslingen), + 1956 in Göppingen; Volksschule, 
Buchdruckereiarbeiter; seit 1906 verheiratet; bis 1933 Buchdruckereiarbeiter bei der „Schwäbischen 
Tagwacht“; 1901 bis 1933 Mitbegründer und Vorsitzender der SPD Nellingen; 1904 bis 1924 
Mitbegründer und Vorsitzender des Konsum- und Sparvereins Nellingen; 1919 bis 1933 Mitglied des 
Gemeinderats Nellingen; nach 1945 erneut Mitglied des Gemeinderats und 1945 bis 1948 
Bürgermeister von Nellingen; MdL 1920 bis 1924, 1928 bis 1932, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: 
Sozialdemokratische Parlamentarier, S.618. 
436
 Christian Schepperle, * 1882 in Göppingen, + 1945 in Göppingen; Volksschule, Malerlehre; seit 
1910 verheiratet; 1909 bis 1918 Angestellter der OKK Göppingen; 1909 bis 1911 Vorsitzender des 
Gewerkschaftskartells, 1910 Vorsitzender der sozialdemokratischen Bezirksorganisation und 
Vorstandsmitglied der SPD Göppingen; 1917 USPD, 1922 erneut SPD; 1918 bis 1919 
Arbeitersekretär in Göppingen, 1919 bis 1925 Parteisekretär der USPD bzw. SPD in Stuttgart; 1925 
bis 1933 Genossenschaftssekretär des Konsumvereins in Göppingen; 1927 Vorsitzender der SPD 
Göppingen; MdL 1920 bis 1924, 1928 bis 1929, Siehe Schröder, Wilhelm Heinz: Sozialdemokratische 
Parlamentarier, S.718. 
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 Im Folgenden die Privatadressen der sozialdemokratischen Abgeordneten: Sophie Döhring, Am 
Weißenhof 36, Stuttgart; Christian Fauser, Ohmenhausen, OA Reutlingen; Franz Feuerstein, 
Wächterstraße 8, Stuttgart; Georg Geiger, Heilbronn; Friedrich Göhring, Ulm; August Gompper, 
Uhlandstraße 9, Stuttgart; Berthold Heymann, Uhlandstraße 16, Stuttgart; Emilie Hiller, Heilbronn; 
Wilhelm Keil, Imbröderstraße 19, Ludwigsburg; Gottfried Kinkel, Göppingen; Gottlieb Mezger, 
Nellingen; Wilhelm Mößner, Münster; Karl Oster, Hasenstraße 45, Stuttgart; Albert Pflüger, 
Uhlbacherstraße 76, Stuttgart; Karl Rais, Reutlingen; Karl Ruggaber, Schwenningen; Erhard 
Schneckenburger, Alte Stuttgarter Straße 57, Stuttgart; Emil Schuler, Jägerstraße 2, Stuttgart 
(Zuffenhausen); Otto Steinmayer, Friedrichstraße 13, Stuttgart; Jakob Weimer, Botnangerstraße 73, 
Stuttgart; Friedrich Winker, Kornbergstraße 17, Stuttgart; Kurt Schumacher: Keine Angaben, Siehe 
Handbuch für den Württembergischen Landtag, Stuttgart 1931, S.101-109.  
438
 Da die SPD die stärkste Fraktion im neuen Landtag war, stellte sie den Landtagspräsidenten. 
439
 „Staats-Anzeiger für Württemberg“ vom 4. Juni 1928, HStAS, E 131, Bü.163.  
440
 Erich Rossmann, *10.1.1884 Pößneck, +29.9.1953 Meran; Kaufmann, Direktor des 
Versorgungsamtes Stuttgart; SPD-Landesvorsitzender 1924-1933; MdR 1924-1933; ab 1945: 
Generalsekretär des süddeutschen Länderrates; Intendant des Südfunks Stuttgart. 
441
 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.59. 
442
 Auf Platz 5 der Reichstagskandidatenliste der württembergischen SPD war unter großer 
Unterstützung des Stuttgarter Ortsvereins, der den vierten Listenplatz für seinen Vorsitzenden erstrebt 
hatte, Kurt Schumacher gewählt worden, der um 3.637 Stimmen das Mandat in Berlin verfehlte, Vgl. 
Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.59, und 
Schober, Volker: Der junge Kurt Schumacher 1895-1933, Bonn 2000, S. 276ff. 
443
 Siehe im Folgenden Handbuch für den Württembergischen Landtag, Stuttgart 1931, S.101-109. 
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ausgerechnet der aufstrebende Schumacher, der neben Wilhelm Keil zu den führenden und 
ambitioniertesten Persönlichkeiten der württembergischen Sozialdemokratie zählte, in 
keinem einzigen Ausschuss mitwirkte. Besonders aktiv dagegen zeigten sich die Genossen 
Winker, Steinmayer, Mezger und Oster. Winker, der neben dem Finanzausschuss, den er als 
sein Vorsitzender führte, gleichsam in fünf weiteren Gremien saß, war hinsichtlich dieser 
parlamentarischen Arbeit wohl der aktivste Sozialdemokrat. Auch Wilhelm Keil, der neben 
seinem Landtagsmandat gleichsam sein Reichstagsmandat auszufüllen hatte und zudem die 
Landespartei anführte, betätigte sich in zwei Ausschüssen. Seinen Qualifikationen folgend 
war er unter anderem im Finanzausschuss tätig444.  
 
5.4. Die Regierungsbildung unter Eugen Bolz 
 
Während sich in Berlin unter Hermann Müller die Große Koalition formierte, erwies sich die 
Regierungsbildung in Stuttgart als äußerst diffizile Angelegenheit, welche die Gemüter der 
Oppositionsfraktionen über Monate erregen sollte. Da sich die württembergischen Wähler 
gegen die alte Regierung, bestehend aus Zentrum, Bauernbund und DNVP, entschieden 
hatten – dieser Koalition war durch das Votum die Majorität verlustig gegangen – und die 
sogenannte Weimarer Koalition mit 47 von 80 Sitzen eine solide Mehrheit besaß, bestand für 
die Sozialdemokraten Grund nicht nur zur Hoffnung auf eine baldige Regierungsbeteiligung, 
sondern darüber hinaus auf eine Regierung mit einem sozialdemokratischen 
Staatspräsidenten. Die Grundvoraussetzungen für die hiesige Sozialdemokratie waren gar 
besser als die der Reichsführung, welcher das Votum für die Weimarer Koalition fehlte und 
die zunächst die Große Koalition oder die Regierung der Persönlichkeiten unter Hermann 
Müller bildete. So wurde am 23. Mai bei einem Treffen des Landesvorstands und der 
neugewählten Landtagsfraktion beschlossen, „nicht abzuwarten, bis die eine oder andere 
Partei wegen der Regierungsbildung an die Sozialdemokratie herantritt ... sondern als 
                                                          
444
 Folgende Sozialdemokraten arbeiteten in den einzelnen Ausschüssen: Vorstand: Pflüger 
(Präsident), Oster, Winker (beide Schriftführer); Zur Staatsschuldenverwaltung: Winker; Zum 
Staatslotteriebeirat: Winker; Finanzausschuss (17 Mitglieder): Keil, Schuler, Steinmayer, Winker (als 
Vorsitzender); Steuerausschuss (17 Mitglieder): Döhring, Feuerstein, Göhring, Mezger, Winker; 
Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss (17 Mitglieder):Heymann, Kinkel, Mezger, Mößner, Weimer; 
Geschäftsordnungsausschuss (9 Mitglieder): Oster, Steinmayer; Petitionsausschuss (9 Mitglieder): 
Gompper, Emilie Hiller, Ruggaber (als Vorsitzender); Rechtsausschuss (9 Mitglieder): Mößner, Rais; 
Büchereiausschuss (5 Mitglieder): Rais; Zum Verkehrsausschuss (10 Mitglieder): Mezger, Oster, 
Winker Sonderausschuss für Fach- und Kunstschulfragen (7 Mitglieder): Heymann; Sonderausschuss 
für das Landtagswahlgesetz (17 Mitglieder): Göhring, Keil, Ruggaber, Steinmayer, Siehe Handbuch 
für den Württembergischen Landtag, Stuttgart 1931, S.101-109.  
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stärkste Partei im Landtag die Führung bei der Regierungsbildung zu übernehmen“445. Dies 
wurde von der Partei, welcher die eigentliche Schlüsselrolle bei der Regierungsbildung 
zukam, dem Zentrum, am selbigen Tag öffentlich erwartet und gefordert.446 Die SPD-
Führung beauftragte im Folgenden einige Mitglieder der Fraktion, Kontakt zu den potentiellen 
Koalitionspartnern aufzunehmen447. Wilhelm Keil traf sich mit dem Landesvorsitzenden des 
Zentrums, Dr. Joseph Beyerle, bereits am 24. Mai zu einem ersten Gespräch. Die 
ausweichende Stellungnahme Beyerles448, Fraktion und Partei müssten erst über etwaige 
Koalitionsmöglichkeiten entscheiden, und Beyerles Vertrösten auf den 1. Juni, dem Tag da 
die Zentrumsabgeordneten sowie deren Landesausschuss zusammentreten würden, um 
diese Frage zu entscheiden, dürften Keil bereits für die bevorstehenden Schwierigkeiten der 
Regierungsbildung sensibilisiert haben. Dennoch schien zu diesem Zeitpunkt noch alles 
offen. Zumindest befand sich nicht allein die Sozialdemokratie in Warteposition, sondern 
auch die Bürgerpartei, welcher gleichfalls keine Stellungnahme vom Zentrum zugegangen 
war.449  
Das Zentrum tat sich offenbar schwer mit einem sozialdemokratischen Koalitionspartner. 
Zum einen standen die Zentrumsabgeordneten auf dem Land einem sozialdemokratischen 
Koalitionspartner sehr kritisch gegenüber. Da jene Politiker vornehmlich ihren politischen 
Konkurrenten im Bauernbund sahen, wollten sie ihre Wählerklientel nicht durch eine Mitte-
Links-Regierung an diese Konkurrenzpartei verlieren450. Zudem gaben die politischen 
Kontroversen,  insbesondere um die Eigenstaatlichkeit der Länder451 452sowie um die 
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 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.6. 
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 Deutsches Volksblatt, 23.5.1928, HStAS, E 131, Bü. 101 (Mappe 1928). 
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 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.6. 
448
 Beyerle ließ jene Mitteilung dem Landesvorstand der SPD zwei Tage später zukommen: „Im 
Verfolg unserer Beredung vom 24. d.M. beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass ich von deren Inhalt 
dem kleinen Kreise meiner Fraktionsgenossen, der gestern zusammengetreten ist, Mitteilung gemacht 
habe. Wir haben beschlossen, die gesamte Fraktion sowie den Landesausschuss unserer Partei auf 
Freitag, den 1. Juni, einzuberufen. Bevor diese beiden Instanzen zu den Fragen der 
Regierungsbildung Stellung genommen haben, halten wir weitere Verhandlungen nicht für 
zweckmäßig“, Vgl. Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 
1928, S.6, vgl. Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise, S.35. 
449
 Süddeutsche Zeitung, 25.5.1928, HStAS, E 131, Bü. 101 (Mappe 1928). 
450
 Vgl. auch Keils Ausführungen im Landtag vom 19.6.1928, In: Verhandlungen des Landtags 
1928/29, Protokoll-Band 1, Stuttgart 1929, S.15; sowie die Ausführungen Schumachers in der STW, 
13.6.1928, „Massenprotest gegen die Bolz-Bazille-Regierung“: „...die Angst vor der Konkurrenz des 
Bauernbundes, der erneut im Oberland eingebrochen ist und dort Erfolge errungen hat, während das 
Zentrum 22.000 Stimmen verlor“, sei entscheidend für die Regierungsbildung gewesen, Siehe auch 
die Pressestimmen zu jenem Thema, beispielsweise im "Berliner Tagblatt“ vom 31.5.1928: 
„Koalitionsnöte in Württemberg.“ „... Aber es scheint, dass die Rücksicht auf den vorwiegend 
bäuerlichen Wählerbestand, der auf eine Regierung mit dem Bauernbund und den Deutschnationalen 
Wert legt, auch jetzt noch einmal den Sieg davontragen soll ...“, HStAS, E 131, Bü. 101. 
451
 Dass das Zentrum die Kontroverse um die Eigenstaatlichkeit der Länder als einen Grund angab, 
nicht mit den Sozialdemokraten koalieren zu können, erscheint insofern fragwürdig, da dieses 
Problem bei der Regierungsbildung im Reich zwischen Reichs-Zentrum und Reichs-SPD nicht als 
ausschlaggebend empfunden wurde. Wenn Keil also folgende Frage im Landtag stellte: „Wenn beim 
Reiche, bei dem in erster Linie die Initiative in diesen Fragen liegt, eine Verständigung möglich ist, 
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christliche Schule, Aufschluss über den vermeintlich geringen Konsens mit der 
Sozialdemokratie, die in ihrer Auffassung von einem deutschen Einheitsstaat und von 
konfessionellen Lehranstalten gegen zentrale Punkte opponierte453. Da diese Punkte jedoch 
ausschließlich in den Entscheidungsbereich der Reichspolitik fielen, bezeichneten sie wohl 
eher eine elegante Ausrede denn eine tatsächliche Begründung. Das einzige gewichtige 
Problem dagegen, dass das Zentrum mit den bürgerlichen Parteien benannte, lag in 
Personalfragen, insbesondere in der Person des bisherigen Staatspräsidenten Wilhelm 
Bazille, dessen Verbleib in der Regierung die bürgerliche Mitte, ohne die das Zentrum keine 
Mehrheit zuwege bringen konnte, von einer Beteiligung abhielt. 
Die Koalitionsgespräche zwischen DDP und SPD, in denen die Vertreter der Parteien „eifrig 
verhandelt(en)“,454 wurden durch die abwartende Haltung des Zentrums bereits in ihren 
Anfängen blockiert. Da die DDP eine Regierungsbeteiligung der DVP wünschte und also die 
Große Koalition favorisierte455 - dies wiederum im Gegensatz zur DVP 456-, die 
Sozialdemokraten aber ohne das Zentrum keinerlei Stellungnahmen geben konnten, wurdem 
weitere Gespräche als überflüssig empfunden457. 
Bis zur Eröffnung des württembergischen Landtags kam der SPD keine Stellungnahme des 
Zentrums zu, obwohl seine erste Sitzung fünf Tage nach der Zusammenkunft des 
Landesausschusses sowie der Fraktion des Zentrums stattfand, nämlich am 5. Juni458. Zwar 
hatte die Führung der SPD davon Kenntnis genommen, dass „einflussreiche Kreise dieser 
Partei trotz des Wahlausfalls an der seitherigen Koalition, erweitert durch die Deutsche 
Volkspartei, festhalten wollten“459, und beklagte sich öffentlich über die „Heimlichtuerei“460, 
dennoch bestand wegen der gleichfalls an die Öffentlichkeit gekommenen Kontroversen 
zwischen den bürgerlichen Parteien um die Personalfragen Grund zur Hoffnung, doch noch 
zu Koalitionsgesprächen mit den Zentrumsführern geladen zu werden461.  
                                                                                                                                                                                     
dann soll sie in Württemberg unmöglich sein?“, so unterstrich er den Widerspruch in den vom Zentrum 
genannten Gründen gegen eine Koalition mit der SPD. Vgl. Verhandlungen des Landtags 1928/29, 
Protokoll-Band 1, Stuttgart 1929, S.16.   
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 Dass der Antipartikularismus die Rechtsregierung zusammenschweißte, darüber waren sich weite 
Teile der reichsdeutschen Presse einig, HStAS, E 131, Bü. 101. 
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 Vgl. Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise, S.35f. 
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 Der Beobachter, 25.5.1928 (fehlerhafte Datierung im Originaldokument der Pressestelle des 
Staatsministeriums), HStAS, E 131, Bü. 101 (Mappe 1928). 
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 Der Beobachter, 25.5.1928 (fehlerhafte Datierung im Originaldokument der Pressestelle des 
Staatsministeriums), HStAS, E 131, Bü. 101 (Mappe 1928). 
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 Schwäbischer Merkur, 26./27.5.1928, HStAS, E 131, Bü. 101 (Mappe 1928). 
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 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.7. 
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 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.7. 
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 Bericht des Landesvorstands der SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.7. 
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 STW, 2.6.1928, HStAS, E 131, Bü. 101. 
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 Das Haupthindernis bei der Regierungsbildung der bürgerlichen Parteien war, so führende Politiker 
der DVP zu Vertretern der SPD, die Person Wilhelm Bazilles, Vgl. Bericht des Landesvorstands der 
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Da am Tag der Landtagseröffnung „man sich also im Kreise dieser Parteien ... über die 
Zusammensetzung der neuen Regierung durchaus nicht einig (war)“462, musste die Wahl des 
Staatspräsidenten verschoben werden. Allerdings wurde Albert Pflüger als Kandidat der 
stärksten Fraktion mit 53 Stimmen zum Landtagspräsidenten gewählt. Der Fraktionsvorstand 
der  SPD erhielt am selben Tag ein Schreiben Beyerles, das die noch zu diesem Zeitpunkt 
bestehenden Schwierigkeiten einer Regierungsbildung verdeutlichten: „Im Anschluss an 
meine letzte Nachricht beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass auf Grund der Beschlüsse, 
welche die Fraktion und der Landesausschuss des Zentrums zur Frage der 
Regierungsbildung gefasst haben, unsere Vertreter in Verhandlungen mit den bürgerlichen 
Parteien eingetreten sind, die zu einer Klärung der Sachlage noch nicht geführt haben. Ich 
bin daher zu meinem Bedauern immer noch nicht in der Lage, eine bestimmte Antwort auf 
die Seitens der Sozialdemokratischen Partei an das Zentrum gerichtete Frage zu geben“463. 
Immerhin gab das Zentrum nunmehr zu verstehen, dass sich die von ihm favorisierte 
Koalition aus den Mitte-Rechts-Parteien zusammensetzte, dagegen die SPD als 
Koalitionspartner lediglich als geringer geschätzte Alternative in Frage kam und dies auch 
nur dann, wenn die laufenden Koalitionsgespräche mit den Bürgerblockparteien scheitern 
würden. 
An der „Gretchenfrage“464, welche Position Wilhelm Bazille in einer neuen Regierung 
einnehmen werde, scheiterte dann auch die auf eine Mehrheit sich stützende 
Landesregierung. Bauernbund und DNVP wollten auf Bazille als Kabinettsmitglied und 
Kultminister nicht verzichten. Dies war für die Deutschen Demokraten Anlass, eine 
Regierungsbeteiligung auszuschließen. Gleichfalls verzichtete die DVP auf ihren Eintritt in 
die Regierung. Zwar hätten sich ihre Vertreter mit Bazille im Amt des Kultministers 
arrangieren können, da aber der Christliche Volksdienst eine Mitarbeit im Kabinett ablehnte, 
erschien die Arbeit in der Regierung der DVP zu riskant465. Aus dieser schwierigen Situation 
heraus bildete der designierte Staatspräsident Eugen Bolz466 eine Minderheitsregierung aus 
Zentrum, Bauernbund und DNVP. 
Die württembergischen Sozialdemokraten wurden erst am 8. Juni kurz vor Beginn der 
Landtagssitzung, in welcher Bolz zum Staatspräsidenten gewählt werden sollte, über die 
                                                                                                                                                                                     
SPD Württembergs an die Landesversammlung 1928, S.7, Siehe auch: Donauwacht, 7.6.1928, S.4 
„Die württembergische Regierungsbildung. Die Bürgerblockidee gescheitert – Der Kampf um Bazille“. 
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vom Zentrum vorgenommene Regierungsbildung informiert467. Dieser späte Zeitpunkt, den 
das Zentrum gewählt hatte, um der SPD Klarheit zu verschaffen, war eine politische 
Diskriminierung, die ihresgleichen suchte. In der an die SPD gerichteten Mitteilung, die um 
12 Uhr die Fraktion erreichte468, war zu lesen, „dass die Fraktion des Zentrums beschlossen 
habe, im Zusammenwirken mit den Parteien der Bürgerpartei und des Bauernbundes eine 
der späteren Erweiterung durch andere Parteien zugängliche Regierungsbildung 
vorzunehmen“469. In der Landtagssitzung470, die um 16.15 Uhr begann471, ergriffen die 
aufgebrachten Sozialdemokraten daraufhin das Wort. Sie gaben durch den Abgeordneten 
Fritz Ulrich folgende Erklärung ab: „Die Landtagswahl vom 20. Mai bedeutet eine 
Vertrauenskundgebung für die Sozialdemokratische Partei und eine Niederlage der 
seitherigen Regierungskoalition. Die Sozialdemokratische Fraktion, als die stärkste des 
neuen Landtags, hat daher die Bildung einer Regierung gefordert, in der sie gemäß dem 
Willen und den Erwartungen des württembergischen Volkes nach ihrer Stärke vertreten sein 
werde ... Die Sozialdemokratische Fraktion erblickt in diesem Beschluss (Beschluss des 
Zentrums zur Regierungsbildung mit dem Bauernbund und der DNVP, die Verf.) eine 
Missachtung des durch das Wahlergebnis zum Ausdruck gebrachten Volkswillens, für deren 
Auswirkungen das Zentrum die Verantwortung vor dem Volke zu tragen hat ... Unter erneuter 
Betonung ihrer Bereitwilligkeit zur verantwortlichen Mitarbeit schlägt die Sozialdemokratische 
Fraktion ihrerseits für das Amt des Staatspräsidenten den Herrn Abg. Keil vor“472. 
Bei der folgenden Abstimmung entfielen auf Bolz 39, auf Keil 22473, auf den Bauernbündler 
Ströbel 1 sowie auf den Kandidaten der KPD 6 Stimmen. Bolz war demnach neuer 
württembergischer Staatspräsident. Sein Kabinett bestand aus Dr. Joseph Beyerle 
(Zentrum), der das Justizministerium sowie das Wirtschaftsministerium übernahm, Wilhelm 
Bazille (Bürgerpartei) als Kultminister und Dr. Alfred Dehlinger (Bürgerpartei), der das 
Finanzministerium führen sollte. 
Nach der Wahl des Staatspräsidenten, die als einziger Punkt für jene 2. Sitzung vorgesehen 
war, folgten zwei Misstrauensanträge. Der von sozialdemokratischen Abgeordneten 
unterschriebene Antrag „Die Regierung besitzt nicht das Vertrauen des Landtags“ wurde mit 
40 Nein-Stimmen, 36 Ja-Stimmen (SPD, DDP und KPD) sowie 4 Enthaltungen (DVP) vom 
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Landtag in einer namentlichen Abstimmung abgelehnt474. Der zweite Misstrauensantrag, der 
von Abgeordneten der DDP und der DVP unterschrieben worden war richtete sich gegen 
Wilhelm Bazille: „Der Kultminister Bazille hat nicht das Vertrauen des Landtags“475. Mit Ja 
stimmten die Fraktionen der SPD, DDP, KPD und DVP, die insgesamt 40 Stimmen 
aufbrachten. Da sich der Vorsitzende des Christlichen Volksdienstes, Hermann Kling, der 
Stimme enthielt, stimmten lediglich 39 Abgeordnete mit Nein. Laut Geschäftsordnung des 
württembergischen Landtages, nach der Enthaltungen als Nein-Stimmen gezählt wurden, 
war damit auch dieser Misstrauensantrag abgelehnt476. Wenn der Vorsitzende der DDP, 
Adolf Scheef, im Anschluss formulierte, dass die Ablehnung des Antrages zwar formal 
rechtens sei, das tatsächliche Ergebnis aber dieses sei, „dass der Herr Kultminister Dr. 
Bazille das Vertrauen des Landtags nicht hat. (Lebhaftes Sehr wahr“ Sehr richtig! Links und 
in der Mitte.)“477, so beschrieb der Tübinger Oberbürgermeister die höchst unsichere Position 
der neuen Landesregierung.  
Die sozialdemokratischen Blätter machten erbost mobil gegen die neue Regierung, 
insbesondere gegen das Zentrum, das „seine Macht ausgenutzt“ habe. Das Zentrum habe, 
so die Donauwacht, „den berechtigten Anspruch der Sozialdemokratie auf Beteiligung an der 
Regierung kalt abgewiesen“. Die Regierungsbildung sei „kein Ruhmesblatt“ für die neue 
Koalition. „Das Geschäft der Regierungskoalition ist das alte geblieben. Nur die Firma ist 
nach dem Bankrott geändert worden. So machen es ja die meisten Bankrotteure. An der 
Stelle der Firma Bazille-Bolz ist die Firma Bolz-Bazille getreten und auch Dehlinger fehlt 
nicht“. Bazille habe lediglich deshalb das gegen ihn gerichtete Misstrauensvotum 
überstanden, da er sich mit seiner eigenen Stimme das Vertrauen aussprach und damit sein 
Amt als Kultminister rettete478. 
Wie aufgebracht die Abgeordneten der SPD und der DDP aufgrund der vom Zentrum 
aufgestellten Regierungskoalition tatsächlich waren und wie brüskiert sich insbesondere die 
Sozialdemokraten fühlten, zeigten die darauffolgenden Sitzungen des neuen Landtages. In 
seiner 3. Sitzung antwortete Keil auf die Regierungserklärung des Staatspräsidenten Bolz. 
„Die seitherige Regierung ist geschlagen und sie hat nach der gesunden Logik der 
Wählerschaft abzutreten“479. Keil unterstrich die innere und äußere Isolierung des 
württembergischen Zentrums aufgrund der von ihm durchgesetzten Regierungskoalition. 
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„Wieder einmal ist Württemberg der Gegenstand des Spottes bei politischen 
Unterhaltungen“. So hätten es die Führer des Reichstagszentrums an „ungeschminkter 
Offenherzigkeit und durchaus nicht vertraulicher Kritik der Vorgänge in Württemberg“ ihm 
gegenüber nicht fehlen lassen480. „Die Bemerkung“, so Keil, „, mit der mich der 
anerkannteste Zentrumsführer im Reichstag empfing, als ich ihm begegnete: ´Na, was macht 
ihr in Württemberg denn wieder für Verrücktheiten?´, war noch eine der mildesten 
Randglossen, die man aus diesen Kreisen hören konnte“481.  Weiter hob Keil hervor, dass 
insbesondere die Amtserhebung Bazilles zum Kultminister als grober Verstoß gegen den 
Volkswillen nicht nur von den württembergischen Sozialdemokraten empfunden wurde. Es 
gehöre für einen “normal organisierten Politiker“ nach dieser Niederlage nicht viel Heroismus 
dazu, taktvoll in den Hintergrund zu treten. Keil machte zudem deutlich, dass Bazille gerade 
wegen seiner Kultuspolitik in der vergangenen Legislaturperiode so starke Verluste bei den 
Wahlen habe hinnehmen müssen. „Lagen denn nicht gerade die schwersten 
Versündigungen der alten Regierung am Wohl des schwäbischen Volkes auf dem Gebiet der 
Kultverwaltung? Hat nicht der Herr Kultminister Bazille dem Ansehen Württembergs größten 
Schaden zugefügt durch seinen Kampf gegen das achte Schuljahr? Wo im ganzen Lande 
hat der Kultminister Bazille für seine rückwärtsgerichtete Schulpolitik bei den letzten Wahlen 
Anerkennung gefunden?“482. Für den Verbleib Bazilles im Amt machte Keil allein das 
Zentrum verantwortlich, ohne dessen „unbegrenzte Gönnerschaft“ dieses „wenig erquickliche 
Schauspiel“ von Bazille nicht aufgeführt habe werden können483.  Das Zentrum habe die 
neue Regierung nicht unter dem Zwang von Mehrheitsverhältnissen gebildet, sondern unter 
dem Zwang seiner „reaktionären Gesinnung“.484 Keil warf den Zentrumspolitikern, die von 
der SPD offensichtlich als die allein Verantwortlichen für die Bildung der neuen 
Rechtsregierung angegriffen wurden, vor, ihre Parteiinteressen über den Willen der 
württembergischen Bevölkerung zu stellen: „Wenn die Sozialdemokratie in den kritischsten 
Stunden der deutschen Geschichte ebenso die Partei über das Vaterland gestellt hätte, wie 
es das Zentrum bei dieser Regierungsbildung getan hat, dann bestünde heute das Deutsche 
Reich nicht mehr“485. Gleichsam unterstrich der Redner, dass die württembergische 
Sozialdemokratie die vom Zentrum angegebenen Gründe für dessen Wahl für die 
bürgerlichen Koalitionspartner und gegen die SPD als unsachgemäß empfand. Zunächst griff 
er die Kontroverse um die Eigenstaatlichkeit der Länder auf, die von SPD und Zentrum 
geführt worden war und weiter geführt werden musste. Hinsichtlich der im Deutschen 
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Reichstag sich formierenden Großen Koalition unter Hermann Müller, der Regierung der 
Persönlichkeiten, warf Keil seinen politischen Widersachern vor: „Wenn aber beim Reiche, 
bei dem in erster Linie die Initiative in diesen Fragen liegt, eine Verständigung möglich ist, 
dann soll sie in Württemberg unmöglich sein? Das kann sie doch nur für denjenigen sein, der 
nach Gründen sucht, um eine sonst nicht zu rechtfertigende Regierungsbildung in 
Württemberg plausibel erscheinen zu lassen“486. Ebenso griff Keil die Kontroverse um die 
Einführung der christlichen Schule sowie die Lage der Landwirtschaft in Württemberg als 
wirtschaftspolitisches Problem auf, und zeigte auch hier die Möglichkeiten für einen Konsens 
zwischen SPD und Zentrum anhand der Reichsparteien auf487. Keil schloss seine 
Erwiderung auf die Regierungserklärung des neuen Staatspräsidenten mit der an Bolz 
gerichteten Forderung, den Landtag aufzulösen. Über die weiteren Maßnahmen der 
sozialdemokratischen Fraktion gegen die Regierung Bolz führte Keil aus: „Die erste 
Äußerung unserer Kampfstellung gegenüber der neuen Regierung wird sein ein aufrichtig 
gemeinter Misstrauensantrag, denn diese Regierung ist und bleibt eine arbeiterfeindliche 
Regierung. Aufgabe der Regierung und der Regierungsparteien aber wird sein, sich das 
notwendige Vertrauensvotum, das sie nach der Verfassung braucht, zu verschaffen. Tut sie 
das nicht, dann hat die neue Regierung Bolz-Bazille neben dem Odium der 
Arbeiterfeindlichkeit auch noch das Odium zu tragen, dass sie eine verfassungswidrige 
Regierung ist“488. 
In der Sitzung vom 21. Juni 1928 stellten die Vertreter der SPD erneut einen 
Misstrauensantrag gegen die württembergische Regierung. Auch die deutsch-demokratische 
Fraktion hatte einen Misstrauensantrag beim Landtagspräsidenten eingereicht. Beide 
Anträge beinhalteten, dass „das Staatsministerium des Vertrauen des Landtags nicht hat 
beziehungsweise nicht besitzt“489. Die namentliche Abstimmung490 ergab bei 78 anwesenden 
Abgeordneten 34 Ja-Stimmen, die sich aus den Fraktionen der SPD, DDP und KPD (bzw. 
KPO) zusammensetzten. Ein DDP-Abgeordneter, nämlich Otto Henne, sowie der 
kommunistische Mandatsträger Albert Fischer waren bei der Sitzung nicht anwesend, 
sodass der Opposition zwei Stimmen fehlten. Weiter zählte die Abstimmung vier 
Enthaltungen – alle Fraktionsmitglieder der DVP hatten weiße Stimmzettel abgegeben – und 
40 Nein-Stimmen. Somit war auch dieser Antrag abgelehnt.  
Hatten die Ergebnisse der Reichs- und Landtagswahlen die Stärke der württembergischen 
Sozialdemokratie demonstriert, so verdeutlichte der Prozess der Regierungsbildung die 
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verzweifelte Lage, in der sich die SPD in Württemberg zu diesem Zeitpunkt bereits befand. 
Als stärkste Partei fand sie keinen adäquaten Koalitionspartner, mit dessen Hilfe eine 
mehrheitsfähige Regierung zustande hätte kommen können. Die Weigerung des Zentrums 
zur Zusammenarbeit mit jener Partei, die im Reich Koalitionspartner war, und seine 
Hinwendung zum Bauernbund und zur DNVP, beschied der SPD den Status einer reinen 
Oppositionspartei auch in fernerer Zukunft. Zu viele Gründe sprachen dagegen, dass das 
württembergische Zentrum seine Haltung gegenüber den Sozialdemokraten alsbald 
aufgeben werde. Zu konsequent hatte es die Regierungsbildung mit den konservativen 
Parteien verfolgt. Es hatte eine konservative Regierungskoalition, die nicht die Mehrheit im 
Parlament besaß, einer sich auf die Mehrheit der württembergischen Bevölkerung 
stützenden Weimarer Koalition vorgezogen  Die verspätete Absage an die 
sozialdemokratische Fraktion kurz vor Beginn der Landtagssitzung vom 8. Juni war darüber 
hinaus eine öffentliche Bloßstellung der SPD gewesen, die eine alsbaldige Annäherung 
beider Landesparteien auf Weiteres ausschloss und womöglich ausschließen wollte491. Die 
Abwendung des Zentrums als einziger möglicher Koalitionspartner für eine 
Mehrheitsregierung bedeutete für die württembergische Sozialdemokratie das 
machtpolitische Aus.492 Unabhängig aller guten Wahlergebnisse waren die Möglichkeiten 
einer sozialdemokratischen Regierungsbeteiligung in Württemberg bis auf Weiteres 
verhindert. Dies geschah zu dem Zeitpunkt, als die Mutterpartei im Reich unter Hermann 
Müller als Reichskanzler die Regierungsgeschäfte in einer Großen Koalition übernahm.  
Tatsächlich war die württembergische Sozialdemokratie seit 1928 parlamentarisch isoliert. 
Mit Ausnahme der DDP fand sich keine Partei zu einer Zusammenarbeit bereit. Die 
politische Gegnerschaft gegen rechts und links fand ihre Ergänzung in der Oppositionspolitik 
gegen die politische Mitte. Das politische Spektrum der Gegner war so umfassend, dass sie 
sich bereits zu diesem Zeitpunkt die Frage stellen musste, ob die Fortführung der bisherigen 
Taktiken und Strategien des politischen Kampfes auch weiterhin sinnvoll blieb. Die im 
Landtag gestellten Misstrauensanträge waren niedergestimmt worden und ohnehin aufgrund 
ihrer Aussichtslosigkeit eher eine Protestkundgebung denn eine tatsächliche 
Misstrauensfrage an die neue Regierung gewesen. Ebenso hatten die von der SPD 
veranstalteten Demonstrationen zwar den Protest der württembergischen Sozialdemokratie 
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ausgedrückt, sie verfolgten aber nicht konkrete parlamentarische Ziele verfolgt. Die 
württembergische SPD hatte 1928 landespolitisch den Status einer reinen Oppositionspartei 
erhalten, die auch in Zukunft protestieren, nicht aber regieren sollte. 
  
5.5. Die Debatte um den Bau des Panzerkreuzers 
 
Die erste Krise, welche die deutsche und auch die württembergische Sozialdemokratie in der 
neuen Legislaturperiode durchlebte, wurde durch die Debatte um den Panzerkreuzer A 
hervorgerufen. Bei dem Panzerkreuzer handelte es sich um ein innerhalb des Versailler 
Vertrages gestattetes Militärschiff mit 10.000t Wasserverdrängung, das einerseits die 
Eigenschaften eines schweren Militärkreuzers und andererseits die Schnelligkeit eines 
Linienschiffes aufweisen sollte493. Geplant waren sechs Kreuzer, Baukosten je Schiff etwa 35 
Millionen RM. Weil die Billigung des Bauvorhabens durch das Vierte Reichskabinett Marx 
allein nicht ausgereichte, mussten Reichstag wie Reichsrat befragt werden. Ein 
Reichsratskompromiss legte die Bewilligung der ersten Rate von 9,3 Millionen RM auf Eis. 
Die Entscheidung wurde vertagt und sollte nach den Neuwahlen vom 20. Mai 1928 von dem 
neuen Kabinett getroffen werden. Da mit der Vergabe der ersten Gelder das Bauprogramm 
beginnen sollte, war insbesondere ihre Bewilligung von besonderer Bedeutung. Dies wurde 
bereits während der Koalitionsverhandlungen deutlich, in denen der Panzerkreuzer A einer 
der umstrittensten Punkte war. Die Koalitionsbildung mussten ohne Vereinbarungen über 
das Bauprogramm abgeschlossen werden. Die Regierungserklärung Hermann Müllers 
beinhaltete keinerlei Stellungnahmen zu diesem Thema494. 
Die SPD äußerte große Vorbehalte gegen das Projekt. Ihre Argumente gegen den 
Panzerkreuzer formulierten und instrumentalisierten die Parteiführer bereits im Wahlkampf. 
Wohl am dringlichsten befürchteten die deutschen Sozialdemokraten außenpolitische 
Konsequenzen und meinten, ein solches Bauvorhaben werde das Misstrauen gegen das 
Deutsche Reich im Ausland steigern. Auch innenpolitisch erschienen der SPD die Folgen 
eines Bauvorhabens dieser Größenordnung äußerst bedenklich. Es werde Nationalismus 
und Militarismus im Land forcieren, sowie die Rechts-Parteien stärken. Die finanz- und in 
Folge die sozialpolitischen Argumente erhielten im Wahlkampf den vehementesten 
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Charakter. Dem Anliegen Groeners, das Deutsche Reich brauche die Panzerkreuzer zum 
Schutze Ostpreußens, hielt der preußische Ministerpräsident Otto Braun entgegen, die 
ostpreußische Bevölkerung brauche vielmehr die für das Militärprojekt aufzubringende 
Summe zur Linderung seiner sozialen Not. „Kinderspeisung statt Panzerkreuzer“ gab die 
Berliner Partei als Wahlslogan heraus.  
Höher noch schlugen die Wogen innerhalb der deutschen Sozialdemokratie, als das 
Reichskabinett am 10. August am Bau des Panzerkreuzers festhielt und dies mit den 
Stimmen der sozialdemokratischen Minister, die sich also gegen die Auffassung der eigenen 
Partei wandten. Bereits vorher gab es erste Abwendung der vier sozialdemokratischen 
Minister  Hermann Müller (Reichskanzler), Rudolf Hilferding (Finanzminister), Carl Severing 
(Innenminister) und Rudolf Wissell (Arbeitsminister). Als die KPD am 3. Juli im Anschluss an 
Müllers Regierungserklärung im Parlament die Eingabe machte, die für den Panzerkreuzer 
ausstehenden 9 Millionen RM für die Schülerspeisung in den Volksschulen zur Verfügung zu 
stellen495, erhielt sie von Müller am 5. Juli die ausweichende Antwort, das Reichskabinett 
habe noch über das Bauvorhaben zu entscheiden. Zudem müssten Reichswehrminister und 
Reichsfinanzminister diese Frage zuvor eingehender besprechen496. Dieses Gespräch 
zwischen Groener und Hilferding fand am 20. Juli statt und ergab, dass Hilferding aus 
finanzpolitischer Sicht keine Bedenken gegen den Bau des Schiffes äußerte497.  
Die vom Reichskabinett beschlossene Veröffentlichung vom 10. August hatte folgenden 
Wortlaut: „Das Reichskabinett beschloss in seiner heutigen unter dem Vorsitz des 
Reichskanzlers abgehaltenen Sitzung, den Bau des Panzerschiffes in Angriff zu nehmen. Zu 
diesem Beschluss ist die Reichsregierung gelangt, nachdem festgestellt wurde, dass die 
durch den Bau des Panzerschiffs entstehenden Mehrausgaben in den folgenden Jahren 
durch entsprechende Ersparnisse bei sonstigen Ersatzbauten wieder eingebracht 
werden“498.     
War diese politisch-taktische Zustimmung der SPD notwendig? Die Zustimmung der 
sozialdemokratischen Minister in der Panzerkreuzer-Frage überraschte den deutsch-
demokratischen Koalitionspartner. So hatten Erich Koch-Weser (Reichsjustizminister) und 
sein Parteikollege Hermann Dietrich (Reichsernährungsminister) vor der Sitzung erklärt, sie 
würden in jedem Fall wie die sozialdemokratischen Kabinettsmitglieder stimmen. Bei einer 
Ablehnung des Bauprogramms durch Müller, Hilferding, Severing und Wissell wäre demnach 
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mit den Stimmen von Koch-Weser und Dietrich eine Mehrheit gegen den Panzerkreuzer 
erreicht worden, auch wenn das Ergebnis vermutlich die Große Koalition zu Fall gebracht 
hätte. Zu dem Abstimmungsverhalten der sozialdemokratischen Minister äußerste sich Koch-
Weser später: „Welche näheren Gründe die Sozialdemokraten bewogen haben, habe auch 
ich noch nicht ergründet, vermutlich hat Groener mit seinem Rücktritt gedroht und 
Hindenburg sich energisch hinter Groener gestellt499 ... Es bleibt aber eine höchst 
bedauerliche Tatsache auch im Interesse unserer Auslandspolitik, dass gerade in diesem 
Augenblick, wo zwischen den Abrüstungskommissionen verhandelt wird, Deutschland mit 
dem Bau eines Kriegsschiffes vorgeht, das für die Verteidigung nicht richtig nützen kann und 
uns nur Misstrauen zuzieht“500. 
In den eigenen Reihen löste das Abstimmungsergebnis Enttäuschung und Empörung aus. 
Der Fraktions- und Parteivorstand der SPD teilte Müller am 15. August mit, er bedauere, 
dass die vier Kabinettsmitglieder der Ablehnung des Panzerschiff-Baus keinen klaren 
Ausdruck gegeben hätten501. Der preußische Ministerpräsident Otto Braun erklärte in einem 
Schreiben an Müller, die SPD sei durch den Beschluss desavouiert worden502. Auch die 
württembergische Sozialdemokratie äußerte Kritik. Kurt Schumacher, der die führende 
Position innerhalb Württembergs in der Panzerkreuzerdebatte einnahm503, bemerkte im 
Leitartikel der Schwäbischen Tagwacht vom 16 August504: „Der Panzerkreuzer ist uns und 
den anderen mehr. Er ist die sozialdemokratische Fahne in einem siegreichen Wahlkampf. 
Er ist das Zeichen, in dem die anderen besiegt worden sind ... Er ist so oder so ein Anfang. 
Er ist der stärkste Exponent des imperialen Nationalismus, den die anderen wollen, den wir 
bekämpfen“. Drei Standpunkte gäbe es, die innerhalb der deutschen Sozialdemokratie 
diskutiert würden, und von denen nur einer zulässig sei: Der erste sei, den Bau des Kreuzers 
als sachlich notwendig zu bezeichnen. Dieses Argument sei aber insofern hinlänglich, da 
                                                          
499
 Dass Hindenburg sich in dieser Weise in der Reichskabinettssitzung hervorgetan hätte, widerlegt 
der Artikel „Die Panzerkreuzerfrage. Ein Dementi“ in der Schwäbischen Tagwacht vom 29. August 
1928: SPD (Sozialdemokratischer Pressedienst, die Verf.). „Die Meldungen verschiedener Blätter, 
dass die sozialdemokratischen Mitglieder des Reichskabinetts sich unter dem Druck des 
Reichspräsidenten dem Bau des Panzerkreuzers A nicht widersetzt haben, sind frei erfunden. 
Reichspräsident v. Hindenburg hat niemals auch nur den geringsten Versuch zu einem derartigen 
Druck gemacht und ebenso wenig mit seinem Rücktritt gedroht.“ 
500
 Akten der Reichskanzlei. Weimarer Republik. Das Kabinett Müller II. 28. Juni 1928 bis 27. März 
1930, Bd. 1, Juni 1928 bis Juli 1929, Dokumente N.1 bis 256, S.64, Anmerkung 13. 
501
 Zitiert nach Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte, VII, S.641. 
502
 Akten der Reichskanzlei. Weimarer Republik. Das Kabinett Müller II. 28. Juni 1928 bis 27. März 
1930, Bd. 1, Juni 1928 bis Juli 1929, Dokumente N.1 bis 256, S.64, Anmerkung 13. 
503
 Kurt Schumacher, der sich vom fünften bis zum elften August auf der Tagung des Internationalen 
Sozialistenkongresses in Brüssel aufhielt und hierüber urteilte, der ganze Brüsseler Kongress habe 
sich nur um den Frieden gedreht, artikulierte seine persönliche Empfindungen zur 
Kabinettsabstimmungen aus dieser Situation heraus folgendermaßen: „In diese Atmosphäre des 
absoluten Willens zum Frieden platzte die Nachricht vom Panzerkreuzerbau“, Siehe STW, 29.8.1928 
(Brüssel und der Panzerkreuzer). 
504
 Der Autor des Artikels ist Kurt Schumacher, Kürzel „sch.“, siehe auch den Hinweis in der STW, 
25.8.1928 „Partei und Panzerschiff“, S.2. 
  
115
„der Gegner nicht vorhanden ist, gegen den er von Nutzen sein könnte“. Zum Schutz gegen 
die kleineren Ostseestaaten und Polen brauche das Deutsche Reich nicht Schiffe solcher 
Größenordnung. „Gegen die überlegende Macht von Sowjetrussland ist er der Kleinheit der 
uns gestatteten Tonnage wegen machtlos. Auf der Nordsee, dem Tummelplatz der großen 
Seemächte, wäre er eine Farce“. Auch die zweite Alternative, nämlich aus der 
Regierungskoalition auszutreten, sei indiskutabel: „Es ist politisch nicht möglich, schon beim 
ersten Zusammenstoß eine so groß angelegte Stellung zu räumen. Das würde der 
Sozialdemokratie als Mangel an Ernst in ihrer Regierungspolitik bis tief in die proletarischen 
Massen hinein angekreidet werden“. Schumacher sah in der letzten der drei Möglichkeiten 
das richtige politische Modell, nämlich in der „klaren, eindeutigen Kampfstellung ... 
gegenüber dem Bau des Panzerkreuzers“. Gegen die Stellungnahmen der SPD-
Kabinettsmitglieder, sie hätten sich formalrechtlichen Schwierigkeiten gebeugt, seien aber 
sachlich gegen den Bau, wandte er scharf ein, „dass solche Versuche besser unterbleiben 
sollten, mit verfassungs- und etatsrechtlichen Meditationen ... große politische Dinge, die 
eine Herzenssache des Volkes geworden sind, entscheidend zu beeinflussen“. Er forderte 
von den Kabinettsmitgliedern mehr Courage und verlangte eine kompromisslose Linie in 
diesen entscheidenden „Fragen der Weltanschauung“. Schumachers Kritik endete mit den 
Worten: „Sozialdemokratie, werde hart!“505 
Der Parteiausschuss und die Gesamtfraktion der SPD hatten für den 18. August eine Sitzung 
anberaumt, in der über die künftige Haltung der Partei in Sachen Panzerkreuzer abgestimmt 
werden sollte. Das Zentralorgan der württembergischen Sozialdemokraten forderte noch an 
diesem Tag von beiden Parteiinstanzen, festzubleiben „in der Kampfansage gegen jeden 
Panzerkreuzerbau“: „Wir wollen die positive Mitarbeit im Staate, wir wollen die Besserung 
der Klassenlage der Arbeiterschaft durch diese Mitarbeit, aber wir kennen auch die Grenzen. 
Der Panzerkreuzer liegt jenseits der Grenze“ erklärte die „Tagwacht“ und verdeutlichte ihre 
Prioritäten zugunsten einer Ablehnung des Bauvorhabens und nötigenfalls zuungunsten 
einer Regierungsbeteiligung der SPD im Reich beziehungsweise zuungunsten einer 
Fortführung der Großen Koalition. Zu dem Einschwenken verschiedener 
sozialdemokratischer Presseorgane, darunter auch der „Vorwärts“, auf die Linie der SPD-
Kabinettsmitglieder, bemerkte die Tagwacht kritisch: „Die auch heute wieder diskret 
versuchte Stimmungsmache des „Sozialdemokratischen Pressedienstes“ halten wir auch für 
falsch“506.  
Trotz der innerparteilichen Kritik traten Müller, Hilferding, Severing und Wissell weiterhin für 
ihre Position ein. Unter dem Vorbehalt, dass ohne eine positive Stellungnahme zum 
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Panzerkreuzer durch die deutsche Sozialdemokratie eine Fortführung der Großen Koalition 
unmöglich gemacht würde, erreichten die vier Minister innerhalb der Fraktion und des 
Parteiausschusses am 18. August eine Mehrheit von etwa vier Fünfteln für den Beschluss, 
„mit Rücksicht auf das Gesamtinteresse der Arbeiterschaft“ den Widerstand gegen das 
Bauvorhaben aufzugeben507. So spielten, wie Hermann Müller es in einem Schreiben an Otto 
Braun formulierte, „politische Gründe“ die herausragende Rolle bei jener Entscheidung508.  
Kurt Schumacher wurde von der Landesorganisation nach Berlin entsandt wurde, um dort an 
der entscheidenden Sitzung teilzunehmen. Er sollte mit einem Beitrag die Haltung der 
württembergischen Genossen artikulieren und sich gegen den Bau aussprechen. Nach der 
Berliner Sitzung trat Schumacher schwer enttäuscht die Rückreise nach Stuttgart an. Über 
die Beschlussfassung in Berlin urteilte er: „Die wirkliche Entscheidung ist vertagt worden“. 
Schumacher anerkannte nicht das Argument der Minister, die Ablehnung des Bauvorhabens 
werde das Ende der Koalition einleiten: „... und die Behauptung, dass unsere Haltung diese 
und die eventuell kommende Koalition zerstört hätte, ist viel schwerer beweisbar als 
diejenigen meinen, die sie uns vorsetzen. Besonders das Zentrum wäre kaum in der Lage 
gewesen, deswegen die Koalition auffliegen zu lassen“. Die „politischen Gründe“ erachtete 
er insgesamt als fatal. „Wenn unsere Minister erklären, gerade der Verbesserung des Loses 
der arbeitenden Klassen zuliebe die Bewilligung auf sich genommen zu haben, dann 
täuschen sie sich. Dann kann das Bürgertum uns jeden Augenblick die Koalitionsfrage 
stellen und nicht mehr umgekehrt. Dann entscheidet das Volk bei Neuwahlen mit tödlicher 
Sicherheit gegen uns“509. Ganz offensichtlich empfand Schumacher das Verhalten der SPD-
Führung innerhalb der neuen Regierung, im engeren Sinn die defensive Haltung der 
sozialdemokratischen Minister gegenüber ihren Koalitionspartnern als höchst problematisch. 
Er beurteilte das Nachgeben der SPD-Führung als voreilige und verängstigte Maßnahme, als 
„Selbstmordversuch“510, welche die Fortführung der Koalition gewährleisten sollte, allerdings 
mit der Konsequenz eines nicht geringfügigen Machtverlustes der Partei innerhalb der 
Koalition. Schumacher vertrat demgegenüber die Überzeugung ein konsequentes Auftreten 
der Partei werde keinen Koalitionsbruch nach sich ziehen, sondern ein Erstarken der Partei 
innerhalb der Regierung511. Seine relative Sicherheit, die Koalition würde an einer Ablehnung 
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des Bauprogramms durch die SPD nicht scheitern, bezog er aus Stellungnahmen linker 
Zentrumskreise. So hätte die Rhein-Mainische Volkszeitung erklärt: „Die Sozialdemokraten 
wissen auch ganz genau, dass das Zentrum die jetzige Regierungsgemeinschaft an der 
Panzerkreuzerfrage, niemals hätte scheitern lassen“512. Solche und ähnliche Aussagen 
bestärkten den an Popularität gewinnenden, jungen Politiker.     
Schumacher beließ es jedoch nicht bei der bloßen Kritik, sondern suchte definitiv die 
Konfrontation mit der SPD-Führung. In der „Schwäbischen Tagwacht“ rief er öffentlich zur 
Opposition gegen die eigene Parteiführung auf, versuchte demzufolge die Basis gegen die 
offizielle Linie einzustimmen. Dabei verschwammen die Grenzen zwischen innerparteilicher 
Kritik, die sich zwar gegen die Führung stellte, jedoch in dem dafür vorgesehenen Rahmen 
blieb und bei aller Vehemenz die Solidarität zu den Beschlüssen der Parteioberen erkennen 
ließ, und jener Kritik, die auch vor schweren Konfrontationen innerhalb der Sozialdemokratie 
nicht zurückschreckte. Der Umstand, dass das Zentralorgan der württembergischen 
Sozialdemokraten den Aufruf veröffentlichte, zeigt die kritische Haltung der 
württembergischen Partei insgesamt: „Die Mitglieder aber dürften auch etwas gelernt haben. 
Ihnen muss jetzt – wenn nicht alles doch vergebens sein soll – eine Parole lebendig bleiben: 
Mitdenken“ Mitkämpfen! Mitbestimmen!“513 
Am 26. August tagte der Erweiterte Bezirksvorstand514 der württembergischen 
Sozialdemokraten. Nach dem Referat des württembergischen Reichstagsabgeordneten Karl 
Hildenbrand, der das Verhalten der sozialdemokratischen Kabinettsmitglieder zu verteidigen 
suchte, folgte eine „überwiegend recht kritisch„515 gehaltene Diskussion, an der sich 
Schumacher, Rossmann, Schneckenburger, Schmidt (Waiblingen), Römer (Ludwigsburg), 
Bihlmaier (Gmünd), Fischer, Steinmayer, Pflüger und Kaiser beteiligten516. Wilhelm Keil 
brachte keinen eigenen Beitrag ein. Der Beschluss des Erweiterten Vorstands lautete:  
„Der am 26. August 1928 in Stuttgart unter Zuziehung von Funktionären aus dem Lande 
versammelte Erweiterte Bezirksvorstand der Sozialdemokratischen Partei Württembergs 
nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, dass Reichstagsfraktion und Parteiausschuss sich 
einmütig nach wie vor gegen jeglichen Bau eines Panzerkreuzers erklärt haben. 
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Die Konferenz bedauert, dass die sozialdemokratischen Reichsminister nicht wenigstens den 
Versuch gemacht haben, die Frage des Baubeginns den vom Reichstag des Bürgerblocks 
gegen die Stimmen der Sozialdemokratie bewilligten Panzerkreuzers im neuen Reichstag 
zum Austrag zu bringen. Dadurch wäre unzweideutig klargestellt worden, wer die 
Verantwortung für den Panzerkreuzerbau zu tragen hat, die man jetzt unbegründet der 
Sozialdemokratie aufzubürden versucht.“517 
Die Landespartei forderte ausdrücklich sowohl die Ablehnung der Raten für den 
Panzerkreuzer A durch Reichstagsfraktion und Kabinettsmitglieder als auch die 
Republikanisierung der Reichswehr und zudem eine Herabsetzung des Wehretats.518 
Dass die Entschließung der Landespartei für einige Mitglieder und Funktionäre nicht scharf 
genug formuliert worden war, zeigen die Beschlüsse einzelner württembergischer 
Ortsvereine. So artikulierte die Stuttgarter SPD mit Schumacher an der Spitze kein Bedauern 
über die Haltung der Kabinettsmitglieder, sondern eine nachdrückliche Missbilligung519. „In 
allen bisher behandelten Fragen hat das Bürgertum nur in geringem Umfange nachgegeben, 
während in der weit bedeutsameren Frage des Panzerkreuzers die sozialdemokratischen 
Kabinettsmitglieder völlig zurückgewichen sind“520. Die Stuttgarter Versammlung erklärte 
ihren Willen zur Koalitionspolitik, allerdings unter der Aufrechterhaltung des 
sozialdemokratischen Standpunktes durch die Gesamtfraktion und sämtliche 
Kabinettsmitglieder. Sie forderte weiter: 
1. „Die Rolle der Reichswehr als Staat im Staate ist durch wirkliche Demokratisierung zu 
brechen. Ihr Budget ist weitgehend herabzusetzen 
2. Der Kampf gegen den Panzerkreuzerbau ist nicht erst bei kommenden Schiffen, sondern 
bereits bei der zweiten Rate des Panzerkreuzers A von den Genossen der 
Reichstagsfraktion und des Kabinetts mit aller Entschiedenheit aufzunehmen.“ 
Sicherlich war den Stuttgarter Genossen die Schärfe ihrer Kritik – dies auch im Vergleich zu 
dem Beschluss der Landespartei – bewusst. So gelobte die Mitgliedschaft der 
Landeshauptstadt demgegenüber nachdrücklich, „ihre ganze Kraft in den Dienst der Partei 
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und deren Ausbau zu stellen, um diese für die kommenden Kämpfe zu stärken“521 Eindeutig 
ist die Handschrift Schumachers in der Beschlussfassung zu erkennen, der es während jener 
Sitzung an Schärfe in der Beurteilung der Kabinettsmitglieder und der nachgegangenen 
Rechtfertigungsversuche durch den Kanzler und die Reichsparteiführung nicht fehlen ließ: 
„.... Wir wollen Opfer bringen, aber wir wollen uns nicht selbst zum Opfer bringen. 
Deprimierend hat die Politik der Ausreden der leitenden Männer gewirkt. (Der Redner zitiert 
Severing, Wels, das parteiamtliche Wahlmaterial, das neueste Referentenmaterial und einen 
Artikel des Genossen Dr. Leber über die Rolle von Müller und Severing in der Bearbeitung 
dieses Wahlmaterials.) Unrichtig ist die Behauptung, dass wir mit Eintritt in die Koalition 
wissen mussten, der Panzerkreuzer werde gebaut. Noch am 5. Juli hat Müller als 
Reichskanzler erklärt, dass hierüber noch keine Klarheit bestehe. Der Versuch mit 
staatsrechtlichen Ausreden zu kommen, ist nicht nur politisch, sondern auch juristisch 
falsch.“ Neben aller offensiven Kritik versuchte Schumacher jedoch gleichfalls das 
emotionale Moment, dass der Panzerkreuzer für viele Genossen beinhaltete, zu entschärfen 
und stattdessen die partei- und machtpolitischen Argumente hervorzuheben. Es sei nicht 
entscheidend, so Schumacher, ob der Panzerkreuzer A gebaut wird, sondern dass die 
Sozialdemokratie unter keinen Umständen die Verantwortung trägt. Auch in diesem 
Redebeitrag verdeutlichte der Stuttgarter Spitzenkandidat seine Skepsis gegenüber der 
Argumentation, die Regierungskoalition wäre durch die Ablehnung des Bauprogramms von 
Seiten der sozialdemokratischen Minister ernsthaft gefährdet gewesen und wieder 
unterstrich er den Umstand, dass ein Ja zum Panzerkreuzer fortdauernde Konsequenzen 
nach sich ziehen werde: „... da Panzerkreuzer nur als Geschwader Wert haben, können sie 
(gemeint sind die Koalitionspartner, die Verf.) uns durch die Schiffe B, C und D jeden 
Augenblick vor die Koalitionsfrage stellen...„.522 523 
Nicht nur der Stuttgarter Ortsverein formulierte in seiner Erklärung eine schärfere Kritik als 
die Landesversammlung. Gleichwohl verfassten die Heilbronner Genossen eine Resolution, 
die unverkennbar die Entrüstung ihrer Parteimitgliedschaft und –Führung zum Ausdruck 
bringen sollte. Der Bau stelle sich nicht nur als Ausdruck eines neu erwachenden deutschen 
Militarismus dar, urteilte die Heilbronner Ortsgruppe, sondern auch als eine unsinnige und 
verantwortungslose Geldverschwendung. „Ein solcher Missbrauch finanzieller Mittel ist um 
so weniger entschuldbar, als auf sozialem und kulturellem Gebiet seitens der 
Reichsregierung bisher noch keine wesentlichen Anstrengungen gemacht wurden, die 
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dringendsten Forderungen, beispielsweise die der Kinderspeisung zu erfüllen“524. Die hier 
artikulierte Kritik wies in zwei Richtungen. Zunächst wurde das Ja zum Bauprogramm 
kritisiert, darüber hinaus aber auch das fehlende soziale Engagement der Regierung und 
damit der SPD-Führung. „Die Heilbronner Parteiorganisation missbilligt die Haltung unserer 
Genossen in der Reichsregierung. Sie weiß sich mit der erdrückenden Mehrheit der 
arbeitenden Bevölkerung einig in der konsequenten Bekämpfung jeglicher 
Aufrüstungsbestrebungen. Als eine Selbstverständlichkeit erscheint ihr die Ablehnung 
sämtlicher weiteren Raten für das Panzerschiff, sowohl durch die sozialdemokratische 
Reichstagsfraktion als auch durch die sozialdemokratischen Minister“525. Die vorrangige 
Forderung der Heilbronner SPD lautete, den Wehretat zugunsten sozialer Maßnahmen zu 
verringern. „Werden diese Forderungen von den bürgerlichen Koalitionsmitgliedern 
abgelehnt, so bleibt unserer Partei nichts anderes übrig als der Austritt aus einer Regierung, 
die dann für die Durchführung eines sozialdemokratischen Mindestprogramms keine Gewähr 
bieten könnte. Die Heilbronner Parteimitgliedschaft ersucht unsere Genossen in der 
Regierung dringend, nie die Gebote der Taktik über unser großes, unverrückbares 
sozialistisches Ziel zu stellen“526. 
Der Druck der Basis beziehungsweise der einzelnen Lokal-, Regional- und 
Landesorganisationen der SPD hatte Konsequenzen für die Tätigkeit der Reichsführung. Am 
17. November 1928 lehnte die sozialdemokratische Fraktion im Reichstag den Bau des 
Panzerkreuzers ab. Auch die vier sozialdemokratischen Kabinettsmitglieder votierten gegen 
das Bauprogramm und damit gegen die eigene Regierungsvorlage. Die Inkonsequenz, 
welche den Kehrtwenden Müllers, Hilferdings, Severings und Wissells für und gegen das 
Bauprogramm zugrunde lag, hatten sicherlich die eigene Partei und die Regierung 
bloßgestellt, zumal sie nichts am Bau des Panzerkreuzers änderten. 
 
5.6. Zusammenfassung 
 
In das Jahr 1928 waren die württembergischen Sozialdemokraten hoffnungsvoll gestartet. 
Die erste große Auseinandersetzung im Landtag hatten sie um das achte Schuljahr geführt. 
Da die Einführung der achten Klasse durch die Weimarer Verfassung garantiert war, ging es 
im württembergischen Landtag lediglich noch um den Zeitplan der Durchführung. Eine 
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Sonderregelung hatte die Möglichkeit offengehalten, die Einführung des achten Schuljahres 
bis in das Jahr 1933 hinauszuzögern. Diese Regelung wurde von der Regierung unter 
Wilhelm Bazille für nicht weniger als drei Viertel der Gemeinden im Land praktiziert. Die 
Fraktion der SPD stritt im Landtag für die sofortige Durchführung der acht Klassen. Wenn 
auch ohne praktischen Erfolg, so ermöglichten die schulpolitischen Landtagsdebatten der 
Sozialdemokratie, ihre Forderungen und Ziele vor den Wahlen zu propagieren und sich 
erfolgreich als eine Partei zu präsentieren, die die unteren Schichten der Bevölkerung 
bildungspolitisch vertrat. 
Auch die Debatte um die Besoldungsordnung der württembergischen Beamtenschaft 
ermöglichte der SPD eine klare Positionierung für die geringverdienende 
Arbeitnehmerschaft. Das Argumentationsmodell der Partei ließ in diesem Bereich einen 
starken klassenideologischen Charakter erkennen und zeigte einmal mehr, welches Ausmaß 
die Diskrepanz zwischen den einzelnen Parteien des württembergischen Landtags hatte. 
Auch in dieser zweiten wichtigen Debatte vor den Landtagswahlen erzielte die 
Oppositionspolitik der SPD praktisch keine Auswirkungen auf die praktische Politik, 
möglicherweise aber auf die Wahlergebnisse am 20. Mai. 
Der 20. Mai brachte den württembergischen Sozialdemokraten 23,8% der Stimmen. Sie 
wurden damit stärkste Partei im württembergischen Landtag. Während im Reich Hermann 
Müller die Regierung der Großen Koalition bildete, wurden die württembergischen 
Sozialdemokraten von der Regierung ausgeschlossen. Das württembergische Zentrum hatte 
sich kompromisslos gegen die SPD als Koalitionspartner entschieden und damit die Weichen 
für die nächsten Jahre gestellt. Es sah seine politische Zukunft in einer Minderheitsregierung 
mit dem Bauernbund und den Deutschnationalen und nicht in der Weimarer Koalition, die 
eine solide Mehrheit im Land gehabt hätte. Misstrauensvoten der SPD wurden von den 
Regierungsparteien mit Hilfe einer besonderen Geschäftsordnung im Landtag 
niedergestimmt. Der SPD blieb in der Folgezeit der Status einer reinen Oppositionspartei. 
Die eindeutige Haltung des württembergischen Zentrums nahm der Landespartei dabei 
jegliche Hoffnung, ihre Situation alsbald ändern zu können. 
Die zweite Jahreshälfte wurde von der Diskussion um den Bau des Panzerkreuzers A 
bestimmt. Auch wenn dies ein reichspolitisches Thema war, so schlugen die Wogen in den 
Landesorganisationen der Partei hoch. Insbesondere in Württemberg übten die 
Sozialdemokraten scharfe Kritik an der Reichsführung und damit an der eigenen Partei. Kurt 
Schumacher wurde zum profiliertesten Vertreter der parteiinternen Kritiker. Während die 
Glaubwürdigkeit der sozialdemokratischen Spitzenpolitiker im Reichskabinett gelitten hatte, 
hatten zahlreiche Landesverbände durch ihre gegen den Reichsparteivorstand gerichtete 
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Kritik das Vertrauen ihrer Anhänger in die Landesorganisationen festigen können. Kurt 
Schumacher artikulierte in diesem Zusammenhang eine Kritik, die sich gegen die defensive 
Politik der SPD stellte. Mit seiner Einschätzung der politischen Situation, in der sich die SPD 
befand und mit seiner Forderung, die SPD solle sich wegen sogenannter politischer Gründe 
– um die Regierungskoalition zu retten – nicht erpressen lassen und ihrer Linie treu bleiben, 
formulierte er eine echte Alternativpolitik für gegenwärtige und künftige Krisen der Partei . 
Insgesamt zeigte das Jahr 1928 eine starke Landesorganisation, die gewillt war, die 
politische Führung im Lande zu übernehmen und sich nicht davor scheute, eindeutige 
Positionen zu beziehen und ihr unbequeme Themen aufzugreifen. Dennoch markiert dieses 
Jahr gleichsam den großen Wendepunkt für die württembergischen Sozialdemokraten: Für 
sie bedeutete die klare Abwendung des Zentrums eine neue Positionierung als reine 
Oppositionspartei. Dies erforderte für die Zukunft, neue politische Taktiken zu finden und zu 
erfinden, um der politischen Isolierung vorzubeugen und weiterhin aktiver Bestandteil der 
Weimarer Demokratie in Württemberg zu bleiben.          
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6. Regierung ohne Vertrauen – Das Jahr 1929 
 
6.1. Misstrauensvotum und Verfassungsklage. Die parlamentarischen Möglichkeiten 
der SPD im politischen Kampf gegen die Regierung Bolz-Bazille 
 
Die württembergische Regierung trat angeschlagen in das Jahr 1929. Der Druck der 
Öffentlichkeit, die Diskussionen in der württembergischen wie in der reichsdeutschen Presse 
lasteten auf den Regierungsparteien, die keine Mehrheit besaßen und deren Unterstützung 
im Parlament aufgrund der Geschäftsordnung im Landtag sich hauchdünn manifestierte527. 
Zwar waren die Misstrauensanträge gegen die Regierung und gegen den Kultminister Bazille 
im Jahr 1928 abgelehnt worden, – Enthaltungen wurden nach Artikel 76 als Nein-Stimmen 
gewertet - allerdings entbrannten nun Kontroversen um die verfassungsmäßige Grundlage 
dieser Ordnung.528     
Der Beginn der Etatberatungen im Württembergischen Landtag vom 16. bis 19. April legte 
die schwierige Situation der Regierung offen dar. In seiner Eröffnungsrede zum 
Staatshaushaltsplan 1929/30 verteidigte Staatspräsident Bolz die schwarz-blaue 
Regierungskoalition529. „...Man hat in der Presse auch behauptet, und das ist sehr eingehend 
dargelegt worden, dass die Regierung überhaupt nicht verfassungsmäßig sei. Die Regierung 
brauche nach der württembergischen Landesverfassung ein positives Vertrauensvotum“530, 
fasste Bolz die Stimmen im Land zusammen und ging auf den grundsätzlichen Vorwurf der  
sozialdemokratischen Fraktion ein. Die Regierung habe zwar gegen die Misstrauensanträge 
eine geschäftsordnungsmäßige Mehrheit erhalten, für ein positives Vertrauen reichten die 
Regierungsstimmen jedoch nicht aus.531 Bolz erwiderte diesem Vorwurf, dass die 
Reichsverfassung so lange das Vertrauen der Regierung voraussetze „als nicht Tatsachen 
das Gegenteil beweisen“. Er berief sich auf den Geschäftsordungsausschuss des 
Reichstages, der eine Auslegung ablehne, „wonach die Reichsregierung zu ihrer 
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Amtsführung der Annahme eines ausdrücklichen Vertrauensvotums durch den Reichstag 
bedarf“532. Die klare Berufung auf die juristischen, nach Interpretation des Staatspräsidenten 
verfassungsmäßigen Grundlagen der württembergischen Regierung kontrastierten zu den 
Ausführungen des SPD-Führers Keils, der in seiner „groß angelegten, mit gespannter 
Aufmerksamkeit aufgenommenen Rede“533 die allgemeine politische Situation im Land 
detailliert kritisierte und  die „politischen Schlaglichter“534 herausarbeitete. In seiner Rede 
widmete er sich nach eigenen Angaben der „Unhaltbarkeit der Regierungsverhältnisse“535. 
Zunächst erklärte Keil den Standpunkt der sozialdemokratischen Fraktion hinsichtlich der 
Geschäftsordnung, im engeren Sinne der Stimmenbewertung der Misstrauensanträge. „Die 
unter grober Verletzung des Willens der württembergischen Wähler entstandene Regierung“, 
betonte Keil nochmals jene die stärkste Fraktion ausschließende Regierungsbildung des 
Vorjahres, „ beruht auf dem brüchigen Fundament einer Stimmengleichheit, die 
geschäftsordnungsmäßig gleich der Ablehnung eines Misstrauensantrages gilt“536. 
Insbesondere die Auswertung des Misstrauensvotums gegen den Kultminister Bazille 
erachtete der Sozialdemokrat als eine politisch-parlamentarische Katastrophe: „... der vom 
Volke abgelehnte, am meisten umstrittene Minister“ habe sich selbst das Vertrauen 
ausgesprochen, betonte Keil und machte deutlich, dass Bazille lediglich dank eigener 
Unterstützung im Amt war. „Wenn nun aber ... die Existenz der Regierung moralisch, 
politisch, staatsrechtlich so umstritten ist, wie das aus diesen Tatsachen hervorgeht, dann 
gewinnt die Frage des Vertrauens, von der die Verfassung spricht, höchste politische und 
staatsrechtliche Bedeutung ... Verfügt sie darüber, dann möge doch bitte diese Mehrheit den 
Vertrauensantrag stellen, dann wird es sich ja herausstellen“537, forderte Keil. Diese 
Forderung, nämlich einen positiven Vertrauensantrag seitens der Regierung zu stellen, war 
der Kernpunkt der sozialdemokratischen Parlamentstätigkeit gegen den Fortbestand der 
Regierung und nahm die Verfassungsklage der SPD-Fraktion beim Staatsgerichtshof des 
Deutschen Reiches im Juni des Jahres538 im Grunde vorweg. Jedoch beließ es der 
Parteiführer nicht bei diesen Drohgebärden. Interessant mutet in Keils Etatsrede zugleich die 
grundsätzliche Kritik an der Politik des württembergischen Zentrums und seiner 
Koalitionspartner an und die im Gegensatz dazu stehenden politischen Auffassungen der 
württembergischen Sozialdemokratie. Dabei legte der Reichstagsabgeordnete seinen 
Eindruck von der Politik der Regierung im Reichsrat und der infolgedessen formulierten 
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Einschätzung Württembergs in der reichsdeutschen Politik dar. „Das Ansehen Württembergs 
im Reichsrat ... ist gesunken und sinkt täglich weiter. Man spöttelt dort über die 
württembergische Regierung, wenn stereotyp die württembergischen Vertreter im Reichsrat 
die Erklärung abgeben: ´Württemberg schließt sich Bayern an´ (...) und es findet sich in den 
Drucksachen des Reichsrats in diesen Fällen dutzendfach der Vermerk: ´Die Bedenken 
Württembergs sind für unbegründet erklärt worden´“.539.      
Dann kam Keil zum eigentlichen Anliegen, seiner Kritik am Zentrum. Wer trage die 
Verantwortung dafür, dass in Württemberg „kein offenes freies Bekenntnis der 
gegenwärtigen Regierung zum republikanischen Staat“ zu vermerken sei. „In den Schulen“, 
beklagte Keil, „wird heute noch die Monarchenverehrung getrieben, vom Sinn und Geist der 
republikanischen Verfassung erfährt die heranwachsende Jugend dort nichts“540. 
Vernichtender als jenes Urteil, nämlich der Absage Keils an das Zentrum, es sei keine 
Weimarer Partei mit demokratisch-republikanischer Grundeinstellung, konnten die 
württembergischen Genossen das Landeszentrum kaum abwerten. Keil unterstrich zudem 
die Ansicht seiner Fraktion, das Zentrum betriebe arbeiterfeindliche Politik, behandele die 
gesamte württembergische Arbeiterklasse „stiefmütterlich“.541 Dies könne man auch 
innerhalb der Fraktion beobachten: „unter den 17 Mitgliedern, die das Zentrum in diesem 
Hause hat, sind ,sage und schreibe, zwei Arbeitervertreter ... Diese beiden 
Konfessionsschulzen, die Sie in ihren Reihen haben, diese Arbeitervertreter, haben keine 
andere Aufgabe als die, die Zentrumsarbeiter ... bei der Stange zu halten“542. Jedoch trennte 
der Parteiführer klar zwischen dem württembergischen und dem reichsdeutschen Zentrum. 
Während die Berliner Partei zu einer Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten bereit sei, 
mache die württembergischen Parteiführung „aus dieser Frage ein Prinzip“ und lehne die 
Zusammenarbeit ab. So sei das württembergische Zentrum „von einem ganz anderen Geist 
erfüllt, als die Führung des Zentrums im Reich“543. Die Konsequenz der Zentrumspolitik sei, 
so Keil, eine Polarisierung der württembergischen Gesellschaft. „Sie reißen den Graben auf, 
der seit 1928 allmählich sich zu verengern begann, den Graben, der allmählich flacher zu 
werden schien. Sie reißen ihn künstlich wieder auf und verschärfen die Gegensätze, die 
nicht nur zwischen den Parteien, sondern auch zwischen den einzelnen Volksklassen 
unseres Landes bestehen“544. Tatsächlich artikulierte Keil an dieser Stelle die immense 
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Problematik, welche die Regierungsbildung von 1928 zur Folge hatte. Da die 
württembergische Sozialdemokratie definitiv keine Aussichten auf eine Beteiligung an der 
Regierung auch in Zukunft hatte, ihr somit der Status einer reinen Oppositionspartei 
oktroyiert worden war, verschärfte sich die gesellschaftspolitische Situation im Land. Die 
sozialdemokratischen Wähler, die sich zum Großteil aus geringerverdienenden 
Arbeitnehmergruppen zusammensetzten, mussten sich im Grunde isoliert fühlen, wenn ihre 
Vertreter im Landtag von vornherein aus den Regierungsgeschäften ausgeschlossen waren. 
Dass diese politische Situation die württembergische Gesellschaft polarisierte mit all den 
möglichen Folgeerscheinungen, welche typischerweise einer solchen Politik folgten, und wie 
die württembergische Sozialdemokratie darauf reagieren wollte, nämlich „in verschärfter 
Form diesen Klassenkampf zu führen“545, führte Keil deutlich aus. Gleichzeitig unterstrich er 
in seiner Rede, dass die SPD für die Probleme im Land keinerlei Verantwortung trage, da sie 
zur „Führung der Mitarbeit“546 bereit sei547, der Weg ihr dazu aber verschlossen war. 
Um die Verantwortlichkeiten im Württembergischen Landtag klarzustellen548, stellte die 
sozialdemokratische Fraktion erneut einen Misstrauensantrag gegen die Regierung Bolz-
Bazille, der am 19. April des Jahres zusammen mit dem Misstrauensantrag der DDP gegen 
den Kultminister Bazille zur Abstimmung kommen sollte. Die Tatsache, dass die Regierung 
nicht bereit war, die positive Vertrauensfrage zu stellen, zeigte einmal mehr das instabile 
Fundament ihrer parlamentarischen Mehrheit549. Die konkreten Gründe, welche die 
sozialdemokratische Fraktion für den von ihr gestellten Antrag angab, führte der 
Abgeordnete Ulrich in der 40. Sitzung vom 19. April aus: „1. Weil ihre Zusammensetzung 
dem Volkswillen gröblichst widerspricht und die elementaren Grundsätze der Demokratie 
verletzt; 2. weil sie eine zum Schaden der Volksmehrheit ausschlagende Finanz-, Steuer- 
und Wirtschaftspolitik treibt; 3. Weil sie die Gebote einer gesunden und zeitgemäßen 
Sozialpolitik missachtet und in Reichs- und Landespolitik sich bei allen kritischen 
sozialpolitischen Entscheidungen gegen die berechtigten Forderungen der Kopf- und 
Handarbeiter erklärt hat; 4. Weil sie eine Schul- und Kulturpolitik beliebt, die unserer 
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heranwachsenden Generation das Fortkommen und den sozialen Aufstieg erschwert; 5. Weil 
sie in den großen Fragen der Reichs- und Verwaltungsreform versagt hat und 
verfassungspolitisch darauf hinsteuert, die Rechte der Arbeiterschaft zu beschneiden“550. 
Heftig kritisiert wurde in diesem Kontext von der SPD erneut, die Weigerung der Regierung, 
insbesondere des Kultministers, ein positives Vertrauensvotum zu verlangen. Der 
Abgeordnete Ulrich wies in seiner Landtagsrede darauf hin, dass der ehemalige 
Arbeitsminister Keil im Jahr 1923 sich der Vertrauensfrage gestellt habe und „damals taktvoll 
genug“ gewesen sei, sich an der Abstimmung nicht zu beteiligen. So wurde seitens der 
Sozialdemokraten die positive Vertrauensfrage gerechtfertigt, befürwortet und gefordert.  
Bereits zwei Tage vor der entscheidenden Sitzung war das Scheitern des von der 
sozialdemokratischen Fraktion gestellten Misstrauensantrages öffentlich. So kommentierte 
die „Schwäbische Tagwacht“ am 19. April: „...der Versuch, die Regierung mit Hilfe eines 
direkten Vertrauensvotums zu stürzen, ist aussichtslos geworden. Den sozialdemokratischen 
Misstrauensantrag werden die Volksparteiler mit Stimmenthaltung, die bekanntlich als Nein 
gewertet wird, bekämpfen, dem demokratischen Misstrauensantrag gegen den Kultminister 
Bazille werden sie zustimmen. Das Schicksal der Misstrauensanträge hängt nicht zum 
wenigsten davon ab, ob endlich einmal die Kommunisten vollzählig im Landtag erscheinen 
werden.“551  
Der 19. April brachte keine Überraschung. Der von der KPD eingebrachte Anfrage nach 
Neuwahlen kam durch einen Eingabe Keils „zur Tagesordnung überzugehen“552 nicht zur 
Abstimmung553. Der sozialdemokratische Antrag „Die Regierung besitzt nicht das Vertrauen 
des Landtags“ erhielt 36 Ja-Stimmen, die von der SPD, der DDP und der KPD getragen 
wurden, gegenüber 40 Nein-Stimmen des Bauernbundes, des Zentrums und des 
Christlichen Volksdienstes. Die vier Abgeordneten der DVP enthielten sich der Stimme und 
unterstützten damit geschäftsordnungsmäßig die Regierungskoalition554.  Ebenfalls fand der 
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von der DDP gestellte Antrag „Kultminister Bazille besitzt das Vertrauen nicht“ keine 
geschäftsordnungsmäßige Mehrheit. Zwar stimmten die 40 Abgeordneten der DDP, SPD, 
KPD und DVP für das Votum und nur 37 Abgeordnete des Zentrums, des Bauernbundes und 
der Bürgerpartei dagegen – der Christliche Volksdienst enthielt sich der Stimme -, nach der 
Geschäftsordnung jedoch entsprach das Ergebnis von 40 zu 40 Stimmen einer 
Ablehnung555. Die Sozialdemokraten erkannten das Ergebnis nicht an. Nach §27 der 
württembergischen Verfassung bedürfe die Regierung des Vertrauens des Landtags, hieß es 
in ihrem Zentralorgan, dass somit die Verfassungsklage der Partei beim Staatsgerichtshof 
des Deutschen Reiches556 erneut vorwegnahm. „Noch eklatanter“ sei „die Sache beim 
Kultminister Bazille. Der profitiert nicht nur von der Bestimmung der Geschäftsordnung, der 
die Regierung ihr Weiterleben verdankt, sondern noch einer anderen, geradezu monströsen 
Vorschrift eben dieser Geschäftsordnung, die man sonst in der Geschäftsordnung keines 
einzigen Parlaments kennt, dass nämlich Stimmenthaltung als Nein zu werten ist ... Eine 
endgültige Klärung, eventuell durch den Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich ist nötig, 
denn es geht auf die Dauer nicht an, dass die Verfassung und ihre Vorschriften durch die 
Geschäftsordnung außer Kraft gesetzt wird...“557.  
Die erneute Ablehnung der Misstrauensanträge, die seitens der Sozialdemokraten erstrangig 
dazu dienen sollten, die Verantwortlichkeiten im Landtag und ihre Distanz zur 
Regierungskoalition aufzuzeigen, bedeutete das vorläufige Ende der Debatte um die 
württembergische Regierungsbildung des Jahres 1928. Der Abgeordnete Ulrich beschwor im 
Landtag, die SPD sei, wenn man ihr den Einfluss auf Regierung und Verwaltung versage, 
„innerhalb und außerhalb des Landtags zu schärfstem und rücksichtlosem Kampf 
entschlossen“558. Dabei sollte der Terminus „außerhalb des Landtags“ keinen 
außerparlamentarischen Kampf beschreiben, der womöglich durch den Aufruf zu 
Massenkundgebungen durch die Parteiführung hätte geführt werden können, sondern 
lediglich den üblichen Weg über den Staatsgerichtshof. Der „scharfe und rücksichtslose 
Kampf“ reduzierte sich mit der Ankündigung der Verfassungsklage von vornherein auf die 
Durchsetzung der parlamentarischen Ordnung mit Hilfe der parlamentarischen Ordnung.  
Knappe zwei Monate später flammte die Debatte um die Rechtmäßigkeit der Regierung 
erneut auf. Die Volksrechtspartei und die NSDAP hatten beim Staatsgerichtshof eine Klage 
über den Artikel 20 des württembergischen Landtagswahlgesetzes eingereicht. Der Artikel 
20 enthielt die Bestimmung, dass lediglich die Parteien bei der Sitzverteilung im Landtag zu 
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berücksichtigen waren, welche in einem Wahlbezirk 1/80 der abgegebenen Stimmen, die 
sogenannte Wahlzahl, erreichten oder aber in vier Wahlbezirken es jeweils auf 1/8 der 
Wahlzahl brachten559. Der Staatsgerichtshof in Leipzig beurteilte das württembergische 
Wahlrecht aufgrund des zur Diskussion gestellten Artikels als ungleiches Wahlrecht und 
verlautbarte, dass die strittige Vorschrift gegen die Reichsverfassung verstoße, gab also dem 
Antrag der Volksrechtspartei und der NSDAP statt. Allerdings erklärte der Staatsgerichtshof 
des Deutschen Reiches, dass er die näheren Konsequenzen, die aus seinem Urteil 
hervorgehen könnten, nicht zu bestimmen habe, demzufolge für weitere Weisungen nicht 
befugt sei560. Die Entscheidung über die aus dem Urteil resultierende mögliche neue 
Sitzverteilung im Landtag lag in der Kompetenz des württembergischen Staatsgerichtshofes. 
Dieser umfasste 15 Mitglieder. Neben dem Vorsitzenden und den richterlichen Beisitzern 
waren folgende Abgeordnete vom Landtag in den Gerichtshof gewählt, nämlich Bock 
(Zentrum), Heymann (SPD), Körner (Bauernbund), Schneck (KPD), Dr. Schumacher (SPD), 
Rechtsanwalt Dr. Reis (DDP), Rechtsanwalt Dr. Schott (Bauernbund.) und 
Landgerichtsdirektor a. D. Walter (Ellwangen, Zentrum)561. Am 6. Juni 1929 wurde der 
Spruch des Stuttgarter Gerichtshofes öffentlich: Der Volksrechtspartei wurden zwei Sitze, der 
NSDAP ein Sitz zugesprochen. Die SPD, das Zentrum und der Bauernbund verloren jeweils 
ein Mandat562. Die württembergischen Sozialdemokraten beurteilten die möglichen 
Konsequenzen der neuen Sitzverteilung im Landtag mit gemischten Gefühlen. „Die 
politischen Konsequenzen dieser Entscheidung des Staatsgerichtshofs sind sehr unsichere 
Größen.“, urteilte die Tagwacht, „Die Opposition hat ein Mandat verloren, die 
Regierungsparteien zwei. Sie sind damit auf 35 unter 80 Mandaten heruntergesunken. 
Trotzdem glauben sie, die beiden neuen Gruppen an sich heranziehen zu können, so dass 
zu der Liebdienerei der Regierung und der beiden größeren Parteien noch die angestrengte 
Werbung nicht nur wie früher um die Deutsche Volkspartei und den Christlichen Volksdienst, 
sondern auch noch um die Aufwertungspartei und die Nationalsozialisten erfolgt...“.  
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Kurt Schumacher machte in der ersten Sitzung des Landtags, der nach zweimonatiger 
Pause am 11. Juni zusammenkam, auf die staatsrechtlichen Konsequenzen der 
Neuverteilung aufmerksam. Er erklärte, es seien nicht nur die drei Mandate der 
Volksrechtsparteiler und des Nationalsozialisten neu verteilt worden, „sondern tatsächlich 
sind sämtliche Mandate neu verteilt worden“563. Die Neuausfertigung sämtlicher 
Wahlurkunden  durch den Landeswahlausschuss empfand Schumacher dabei „als eine Art 
staatsrechtlicher Rückendeckung“. Dies habe rechtliche Folgen auf zwei Gebieten. Zum 
ersten müsse von dem neuen Landtag auch ein neuer Staatspräsident gewählt werden. Dies 
sei um so mehr zu fordern, als „die Verantwortungsfrage gegenüber all den heimlichen und 
unheimlichen kleinen und kleinsten Helfern der Regierung vor dem Lande klargestellt 
würde“. Zum zweiten müsse gleichsam über die Geschäftsordnung des Landtags neu 
entschieden werden, da sich jeder neue Landtag rechtlich vermerkt eine neue 
Geschäftsordnung geben müsse.564 Schumacher unterstrich in seinen staatsrechtlichen 
Ausführungen jene zwei ersten Ziele seiner Genossen: Die Verantwortlichkeiten im 
württembergischen Landtag und die Verfassungsunmäßigkeit der Geschäftsordnung 
aufzuzeigen. Die Forderungen Schumachers hatten – dies lag in der Natur der Sache – 
keine praktischen Auswirkungen und dienten lediglich einer nochmaligen Demonstration 
sozialdemokratischer Oppositionspolitik. 
Im selben Monat rief die sozialdemokratische Landtagsfraktion den Reichsstaatsgerichtshof 
an und machte also ihren Drohungen, die Regierung  auch außerhalb des Parlaments zu 
bekämpfen, wahr. „Wir richteten an den Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich den 
Antrag“, schreibt Keil in seinen „Erlebnissen“, „festzustellen, das erstens das Ministerium 
Bolz, zweitens der Minister Bazille verfassungswidrig im Amte seien, drittens die Bewertung 
der Stimmenthaltung als Nein gegen die Landesverfassung verstoße, viertens die von Bazille 
für sich selbst abgegebene Stimme nicht zu zählen sei. In allen vier Punkten war der Antrag 
mit einer gewappneten Begründung versehen, wobei die Wahrung der guten Sitten eine 
erhebliche Rolle spielte“565 566 
Gegen die Methoden der Regierung, welche die Partei als „juristische Buchstabenklauberei“ 
verurteilte, wollte die Parteiführung nun „mit dementsprechenden Abwehrmitteln“ 
vorgehen567. „... Wir haben eine Regierung, die keine Stimme Mehrheit für sich buchen kann. 
Sie wagt nicht ihrer verfassungsmäßigen Pflicht durch Stellung eines Vertrauensvotums 
nachzukommen ... Sie hat bei der letzten großen Auseinandersetzung am 19. April 1929 
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genau so wenig wie am 8. Juni 1928 das verfassungsmäßig erforderliche Vertrauen des 
Landtags gehabt...“, beklagte die Tagwacht in ihrem Leitartikel. Noch katastrophaler lägen 
die Dinge bezüglich des Kultministers Bazille. Nur 37 Abgeordnete hätten ihm positiv ihr 
Vertrauen ausgesprochen. Drei der sich enthaltenden Abgeordneten hätten zudem 
ausdrücklich erklärt, dass sie ihm ihr positives Vertrauen nicht aussprechen könnten568. Die 
Frage Bazille sei aber die Frage der Regierung Bolz-Bazille. „Dass trotzdem die Regierung 
noch besteht und vor allen der Kultminister Bazille im Amte bleibt, ist nur möglich durch die 
einzigartige Vorschrift der Geschäftsordnung des Württembergischen Landtages, dass eine 
Stimmenthaltung als Nein gezählt wird ... Zu einer öffentlichen Gefahr wird sie dadurch, dass 
sie auch bei Abstimmungen über Vertrauens- und Misstrauensvoten angewandt wird...Über 
all diese Rechtsfragen soll der Staatsgerichtshof entscheiden!“569. Dass die politische 
Auffassung zu der Regierungsbildung aber unabhängig vom Urteil des 
Reichsstaatsgerichtshof bleiben sollte, betonten die Sozialdemokraten bereits bei 
Einreichung der Klage, wenn sie wiederholt verlautbaren ließen570, dass seine Entscheidung 
nicht die grundsätzliche Richtigkeit ihrer politischen Beurteilung der Situation berühre. 
Zudem wollte sich die Parteiführung nicht auf ein positives Urteil verlassen und setzte daher 
gleichzeitig auf die Mobilisierung ihrer Anhänger und Sympathisanten: „Die letzte 
Entscheidung wird die sozialdemokratische Aufklärung des Volkes fällen“571  
Die folgenden Wochen zeigten, welchen Kurs die württembergische Sozialdemokratie im 
Parlament aufgrund der ihr zugeschriebenen Rolle einnehmen wollte. Da zunächst lediglich 
die DDP gleichsam gegen die Regierungsvorlagen zu stimmen bereit war, reichte es zwar zu 
einer effektiven Blockadepolitik nicht aus, dennoch demonstrierte die Fraktion durch die 
Ablehnung jeglicher Zusammenarbeit eine klare Linie definitiver Opposition. So lehnte sie 
den Staatshaushalt für das Rechnungsjahr 1929/30 ab – gemeinsam mit den Deutschen 
Demokraten – mit der Erklärung, eine Regierung, die parlamentarisch „auf so schwachen 
Füßen“ stehe, sei zur Führung unfähig.572 „Die sozialdemokratische Fraktion hat deshalb zu 
der gegenwärtigen Regierung in Württemberg kein Vertrauen, sie steht ihr vielmehr in 
schärfster Opposition gegenüber. Ihr Misstrauen und den Willen zum Kampf gegen die den 
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Volkswillen missachtende Regierung hat die sozialdemokratische Fraktion zum Ausdruck 
gebracht durch die Ablehnung des Staatshaushaltsplanes 1929/30...“573 
Am 20. August veröffentlichten die parteieigenen Zeitungen der SPD die Klagebeantwortung 
der württembergischen Regierung.574 „Wenn man die Klagebeantwortung liest,“, urteilte das 
Zentralorgan“, wird man an jenes alte Mütterchen erinnert, das einen geliehenen Topf 
zurückgeben sollte. Das Mütterchen erklärte: 
1. Es habe gar keinen Topf geliehen; 
2. Der Topf sei, als es ihn geliehen habe, schon zerbrochen gewesen; 
3. Es habe den Topf schon längst unversehrt zurückgegeben. 
So ähnlich argumentiert die verfassungswidrige württembergische Regierung“575 
Am 18. Februar 1930 entschied der Reichsgerichtshof, dass ein positives Vertrauen des 
Landtags nicht notwendig sei576. Dieses Ergebnis hatte zumindest Kurt Schumacher, der die 
Klage der SPD vor dem Staatsgerichtshof vertrat, erwartet. In einem Brief an Keil schrieb er 
am 11.3.1930: „... Sie werden es sicher richtig verstehen, wenn ich gleich als meine 
persönliche Ansicht sage, dass mit 99% Wahrscheinlichkeit eigentlich alles überflüssig ist. 
Derartige Gerichtshöfe lassen es ja gar nicht zu richtigen Verhandlungen kommen. Die 
entscheiden alles nach den Akten und stellen bestenfalls Aufklärungsfragen...“577 Der 
sozialdemokratische Antrag, dass der Artikel 27 der württembergischen Verfassung wie der 
Artikel 54 der Reichsverfassung auszulegen sei, war also abgelehnt.578 Der Klage wurde 
nicht stattgegeben. Durch den Eintritt der DDP in die Regierung war die 
verfassungsrechtliche Entscheidung aber ohnehin hinfällig geworden. 
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6.2. Das Volksbegehren gegen den Young-Plan 
 
Nach der Unterzeichnung des Kellogg-Paktes am 27. August 1928 hatte die deutsche 
Außenpolitik ihre Einstellung zur Besetzung des Rheinlandes revidiert. Da die Besetzung von 
deutscher Seite als eine Sicherheitsgarantie für die westlichen Nachbarn gesehen worden 
war, welche die Kriegsverzichtserklärung des Kellogg-Paktes hinfügig machte, forderte die 
deutsche Reichsregierung die vorzeitige Räumung.579 Aufgrund der deutschen Sichtweise 
wurde eine Sachverständigenkommission einberufen, deren Vorsitz der amerikanische 
Wirtschaftsführer Owen D. Young übernahm. Die Reichsregierung entsandte als 
Hauptdelegierte Reichsbankpräsidenten Hjalmar Schacht und Generaldirektor Albert 
Vögler580. Der Sachverständigenausschuss tagte ab dem 11. Februar 1929 in Paris und kam 
Ende Mai desselben Jahres zu folgenden Ergebnissen. Nach dem Young-Bericht sollte das 
Deutsche Reich in 58 Jahreszahlungen seine Schuld begleichen, nämlich bis 1966 in Höhe 
von jährlich zunächst 1,7 steigend auf 2,4 Milliarden Goldmark, anschließend bis 1984 
jährlich erneut in Höhe von 1,7 Milliarden Goldmark und in den letzten drei Jahren bis 1987 
mit einem Betrag von 0,9 Milliarden Goldmark.581 Da sich der Young-Bericht ausschließlich 
mit den Reparationsmodi beschäftigte, nicht aber die Rheinlandräumung thematisierte, 
befasste sich die dem Young-Bericht folgende Haager Konferenz mit dieser, insbesondere 
für die deutsche Seite ausschlaggebenden Problematik. Anfang August versammelten sich 
die Vertreter der an dem Sachverständigen-Bericht beteiligten sechs Länder Deutschland, 
Frankreich, England, Belgien, Italien und Japan. Zudem fanden sich Delegierte der fünf 
Staaten des britischen Imperiums, Kanada, Australien, Südafrika, Neuseeland und Indien, 
ein. Gleichfalls nahmen die europäischen Signatarstaaten des Versailler Vertrages 
Griechenland, Polen, Rumänien, Jugoslawien, die Tschechoslowakei und Portugal teil. Ende 
August kamen die Konferenzteilnehmer von Haag zu einer Einigung. Die für die 
Reichsregierung vorrangige Frage der Rheinlandräumung wurde dahingehend gelöst, dass 
sie bis Ende Juni 1930 durchgeführt werden sollte.  
                                                          
579
 Nach dem Friedensvertrag sollte die zweite Zone (Koblenz)  1930, die dritte Zone (Mainz) 1935 
geräumt werden, Vgl. auch im Folgen Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte seit 
1789, Band VII: Ausbau, Schutz und Untergang der Weimarer Republik, Stuttgart 1984, S.692ff. 
580
 Die verschiedenen Etappen jener ersten Verhandlungen unterlagen folgendem Zeitplan 
beziehungsweise Ablauf: Mitte Oktober 1928 erfolgten Besprechungen zwischen Reparationsagenten 
Parker Gilbert mit dem französischen Staatspräsidenten Poincaré und dem englischen 
Völkerbundsdelegierten Lord Cushendun in Paris. Anschließend traf Parker Gilbert in Berlin auf 
Reichskanzler Müller. Im Dezember führte Reichsaußenminister Stresemann Verhandlungen mit 
seinem französischen Kollegen Briand und seinem britischen Kollegen Chamberlain in Lugano. Am 
22. Dezember 1928 erfolgte die Sechs-Mächte-Übereinkunft als Abschluss der Verhandlungen. 
581
 Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte, VII, S.692ff. 
  
134
Die Ergebnisse der Haager Konferenz konnten zweifellos als ein Erfolg für das Deutsche 
Reich gewertet werden582. Dennoch bildete sich eine starke Opposition von Rechts gegen 
die Bestimmungen. Die „nationale Opposition“ führte der Parteivorsitzende der 
Deutschnationalen, Alfred Hugenberg, an. Der DNVP schlossen sich der „Stahlhelm“ und die 
NSDAP an. Die Kritik richtete sich formal gegen die Durchführbarkeit der 
Reparationsbestimmungen, tatsächlich jedoch gegen das „Weimarer System“ insgesamt583. 
Die drei Gruppen bildeten den „Reichsausschuss für das Volksbegehren“, der Ende 
September dem deutschen Innenministerium den Antrag auf Zulassung eines 
Volksbegehrens gegen die Bestimmungen des Young-Plans übergab. Allein der polemische 
Titel des Antrags, nämlich Volksbegehren über den Entwurf eines „Gesetzes gegen die 
Versklavung des deutschen Volks“, zeigte von Beginn an die Schärfe der 
antirepublikanischen Propaganda. Dem Entwurf gab der Reichsinnenminister am 30. 
September statt584. Die Einzeichnungsfrist für das Begehren umfasste eine Dauer von zwei 
Wochen, der Beginn war auf den 16. Oktober 1929 datiert. Die Reichsregierung ebenso wie 
die preußische Landesregierung, zu einer neutralen Haltung gegenüber dem Begehren nicht 
verpflichtet585, machten gegen den Hugenberg-Antrag mobil.586 Am 25. November stand das 
amtliche Endergebnis fest. Etwas mehr als ein Zehntel der Stimmberechtigten hatten das 
Begehren unterstützt. Damit war das zur Durchführung eines Volksentscheids 
verfassungsmäßig erforderliche Quorum erreicht. Die Abstimmung wurde einen knappen 
Monat später, am 22. Dezember 1929, durchgeführt. Da ledig lediglich 13,8% der 
Stimmberechtigten mit Nein votierten, erfüllte der Entscheid nicht die Bedingungen, die zur 
Ablehnung des Young-Abkommens notwendig gewesen wären 
Die württembergische Regierung beschäftigte sich Mitte Juli zum ersten Mal mit dem Young-
Bericht587. Bazille forderte hierbei eine eindeutige Stellungnahme der Regierung noch vor 
den Landtagsferien. Da Bolz sich der schwierigen Situation, die seiner Regierungskoalition 
mit den Deutschnationalen und dem Bauernbund durch das Begehren entstehen musste, 
bewusst war, hielt er sich öffentlich bis auf weiteres zurück. Für die württembergischen 
Deutschnationalen ergab sich eine besondere Problematik. Sprachen sich die 
Deutschnationalen für den Hugenberg-Gesetzentwurf aus, so entstanden ihnen 
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schwerwiegende Probleme in der Landespolitik: Das Einstehen für das Volksbegehren 
widersprach den Ansichten des größeren Koalitionspartners im Lande und konnte daher eine 
Regierungskrise auslösen. Eine Haltung, die das Begehren ablehnte, musste demgegenüber 
Schwierigkeiten mit dem Reichsvorstand der DNVP nach sich ziehen. So wandte sich eine 
Entscheidung entweder gegen die eigene Partei oder gegen die eigene Regierung und führte 
zudem zu innerparteilichen Auseinandersetzungen588. Der Bauernbund vermochte 
demgegenüber zwar freier zu agieren, dennoch entstanden auch ihm interne Probleme 
wegen der divergierenden Haltung der einzelnen Parteigrößen zu jenem Komplex. Während 
der deutschnationale Kultminister Bazille sowie der Vorsitzende des Bauernbunds, Theodor 
Körner, der Hugenbergschen Propaganda kritisch gegenüberstanden589, unterstützte 
Finanzminister Dehlinger (DNVP), scheinbar kritiklos den Kurs der Reichspartei. So schieden 
sich nicht nur innerhalb der württembergischen Regierungskoalition, sondern auch innerhalb 
der DNVP und des Bauernbunds die Geister wegen des Volksbegehrens. 
Dieses Dilemma, in dem sich die württembergische Koalition befand und welches zu einer 
schweren Regierungskrise führen sollte590, entwickelte sich für die württembergischen 
Sozialdemokraten zum Vorteil. Im Grunde war diese Situation eine gefundene Gelegenheit 
für die Parteiführung, ihrer Enttäuschung über die Regierungsbildung und die Weiterführung 
der Koalition mit Hilfe der Geschäftsordnung  erneut Ausdruck zu geben und ihre Drohung, 
Bolz und Bazille „aufs schärfste zu bekämpfen“591 wahrzumachen. Zwar waren die 
württembergischen Sozialdemokraten der Überzeugung, dass der Volksentscheid, dem ein 
10% aller Stimmberechtigten stützendes Volksbegehren vorausgehen musste, sowieso 
erfolglos bleiben werde, ja eventuell nicht einmal zustande kommen werde592, dennoch 
begannen sie eine großangelegte Kampagne gegen das sogenannte „Freiheitsgesetz“, 
welche sich im engeren Sinne gegen die Regierung richtete. Dabei geriet der 
Staatspräsident selbst zur eigentlichen Zielscheibe der sozialdemokratischen Propaganda. 
Die Weigerung Bolz´, einen von der Reichsregierung verfassten Aufruf gegen das 
Volksbegehren, öffentlich anzuschlagen, ließ die Wogen innerhalb der SPD hochschlagen. 
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Das Reichsinnenministerium hatte am 11. Oktober die Landesregierungen in einem 
Schreiben um Hilfe bei der Veröffentlichung des Plakates „Stresemanns Vermächtnis“ 
gebeten. Bolz hatte mit dem Hinweis auf die Neutralität des württembergischen 
Staatsapparates die Bitte abgelehnt593. Zudem befand Bolz, dass ein solcher Anschlag 
zudem nicht nötig sei, „denn eine Mehrheit ... würde sich bei der politischen Lage in 
Württemberg doch nicht finden“594. Die SPD sah in der Weigerung ein ausschließlich polit-
taktisches Manöver: Die Beziehungen zwischen den Koalitionspartnern sollten nicht weiter 
belastet werden: „...Der Aufruf rechtfertigt die Politik, die das Zentrum im Reich mitgemacht 
hat. Trotzdem sabotieren die Zentrumsminister eine Rechtfertigung ihrer eigenen Politik, die 
der Staatspräsident Bolz als Reichstagsabgeordneter stets mitmachte und auch heute noch 
mitmacht. Sie wollen eben unter allen Umständen jede Erschütterung des Bündnisses mit 
den Deutschnationalen vermeiden...“595. Die Haltung des württembergischen Zentrums 
widerspräche dabei klar der Haltung der Reichspartei sowie anderer Landesverbände und 
gehe auf Kosten einer verantwortungsbewussten Politik: „... damit sündigt das Zentrum aus 
koalitionspolitischen Rücksichten auf das schwerste gegen seine staatspolitischen 
Pflichten“596. Der Vorwurf, Bolz entziehe sich seinen staatspolitischen Pflichten, traf hier klar 
den Kernpunkt der politischen Problematik: Der Staatspräsident, auf die Weimarer 
Verfassung eingeschworen, fand sich nicht bereit, die Verfassung zu verteidigen, die ihn mit 
seinen Kompetenzen ausstattete. Dies war tatsächlich ein ungeheurer Akt von politischer, 
bewusst gelebter Lethargie zum Nachteil der Republik. 
Diese Auffassung wurde nicht allein von den Sozialdemokraten im Landtag getragen. 
Ebenso sprachen die Deutschen Demokraten dem Staatspräsidenten jedes 
Verantwortungsgefühl ab597. Neben dem Vorwurf, das württembergische Zentrum leugne aus 
bezeichneten Gründen die eigene Reichspolitik, kritisierte die SPD die Haltung des 
Staatspräsidenten, der die Aufklärung der württembergischen Bevölkerung bezüglich 
Volksbegehren und Volksentscheid verhindere. So wusste die „Tagwacht“ ein geradezu 
anekdotisch anmutendes Vorkommnis zu berichten, dass sie als „einen sehr 
charakteristischen Fall“ zu bezeichnen wusste. „Da bekam der Vorsteher einer Teilgemeinde 
die amtlichen Listen zum Volksbegehren zugesandt. Was tut der gute Mann? Er nimmt seine 
Liste, gibt sie dem Polizeidiener und schickt sie im ganzen Ort zur Einzeichnung herum. Als 
er von dritter Seite darauf aufmerksam gemacht wird, dass das rechtlich nicht angängig sei 
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und auch mit den Überzeugungen, die er sonst zeige, durchaus nicht übereinstimme, war er 
sehr erstaunt. Denn er hatte keine Ahnung von dem politischen Warum und Wohin? Hier war 
wirklich keine böse Absicht dabei ... Angesichts solcher Verhältnisse ist es Pflicht der 
Regierung, aufklärend einzugreifen und ihren Standpunkt bekanntzugeben, damit 
ahnungslose Menschen überhaupt erfahren, was los ist...“598 
Die Motive Bolz´ sind nicht eindeutig zu bestimmen. Waldemar Besson billigt dem 
württembergischen Staatspräsidenten zu, er habe mit der Weigerung, das besagte Plakat 
anschlagen zu lassen, in seiner Funktion als Staatspräsident gehandelt, der sich in seiner 
Amtsauffassung und seinem politischen Selbstverständnis ebenso wie der Reichspräsident 
zur Neutralität verpflichtet fühlte. Die Situation in der Regierungskoalition und die Haltung der 
württembergischen Deutschnationalen verweisen jedoch auf zusätzliche Motive, die eher 
einen machtpolitisch taktierenden Politiker, als den von Besson beschriebenen zur 
Sachlichkeit drängenden Staatsmann vermuten lassen. Dass die württembergischen 
Sozialdemokraten letzteres in ihm sahen, liegt dabei nahe, zumal das Zentrum sich aktiv an 
der Propaganda gegen das Begehren beteiligte599. 
In den folgenden Tagen und Wochen konzentrierten sich die württembergischen 
Sozialdemokraten weiterhin auf ihre Kampagne gegen Volksbegehren und Volksentscheid. 
Dabei suchten die Verantwortlichen der Partei einen Diskurs auf verschiedenen Ebenen. 
Zum einen sollte die Bevölkerung über das Begehren und den Entscheid selbst aufgeklärt 
werden – dieses Ziel nahm am wenigsten Raum in der Propagandaarbeit ein - zum anderen 
wurde die breit angelegte Demontage der Regierung in Angriff genommen. Wieder und 
wieder thematisierten die sozialdemokratischen Presseorgane die Weigerung Bolz, die 
Reichsregierung mit dem Anschlag ihres Aufrufes gegen das Volksbegehren zu 
unterstützen. Wieder und wieder fanden sich in den SPD-Zeitungen die gegen den 
Staatspräsidenten gerichteten Vorwürfe, er handle aus rein koalitionspolitischer 
Rücksichtnahme auf seine „verfassungswidrige Regierung“600. Gegen die württembergischen 
Deutschnationalen gingen die Sozialdemokraten insofern taktisch vor, als sie wiederholt 
betonten, Dehlinger und Bazille hätten sich nicht in die Einzeichnungslisten eingetragen, 
innerhalb der DNVP gäbe es also Unstimmigkeiten. Die sozialdemokratische 
Landtagsfraktion versuchte ihrerseits, die Differenzen innerhalb der Regierungsparteien 
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darüberhinaus zu forcieren und die Regierung insgesamt zu destabilisieren, indem sie eine 
„klare Entscheidung“601 bezüglich der Haltung der Regierung zum Youngplan forderte. „...Der 
Staatspräsident Bolz hat sich geweigert, den Aufruf der Reichsregierung und führender 
Leute gegen das Volksbegehren in seiner Eigenschaft als Staatspräsident mit zu 
unterschreiben. Da die Abwehr des nationalistischen Dolchstoßes gegen eine erfolgreiche 
deutsche Befreiungspolitik eine Aufgabe des Staates und seiner Leitung ist, Staatspräsident 
Bolz aber mit Rücksicht auf seine deutschnationalen Koalitionspartner nicht mitmachen will, 
muss der Landtag darüber entscheiden, ob er diese Koalition für national und staatspolitisch 
tragbar hält. Die Entscheidung darüber wird die Sozialdemokratie durch eine Große Anfrage 
herbeiführen, die sich danach erkundigt, wie die Regierung ihre Reichsratsbevollmächtigten 
für die Beratung des Youngplans und der einzelnen zu seiner Ausführung nötigen Gesetze 
instruiert.“602 
Am 22. Oktober, der ersten Landtagssitzung nach den Sommerferien richtete die 
sozialdemokratische Landtagsfraktion wie oben angekündigt eine Große Anfrage an das 
Staatsministerium zur Stellungnahme der Württembergischen Regierung zum Youngplan603. 
Redner für die Fraktion war Wilhelm Keil. „Es würde zu einer Entlastung der Volksstimmung 
beitragen“, referierte dieser, „,wenn die Regierung bereit wäre, hier offen Farbe zu bekennen 
zu diesem ganzen Fragenkomplex, und zwar jetzt in dem Augenblick, in dem die Gemüter in 
Erregung sich befinden“604. Dass die Zurückhaltung der Regierung angesichts der 
Emotionen, welche die Kontroverse um das Volksbegehren in der deutschen Bevölkerung 
erfuhr, tatsächlich auf einige Teile der württembergischen Bevölkerung zumindest irritierend 
gewirkt haben dürfte, steht außer Frage. Die Begründung Bolz, lediglich die Reichsregierung 
als die mit der Führung der Verhandlungen Beauftragte, habe Grund, in der Öffentlichkeit 
dazu Stellung zu nehmen. Sache der Länderregierungen, werde es aber erst, wenn ein 
Gesetzentwurf vorliege605, mutete eher wie ein Ausweichmanöver als ein Bekenntnis zu 
einer rein sachlichen Politik ein. Im Anschluss an Bolz Stellungnahme, die keine Position 
erkennen ließ, gab gleichsam der Demokratische Abgeordnete Scheef seiner Enttäuschung 
Ausdruck und erklärte, die Pflicht der Abgeordneten sei es, ihre Meinung kundzugeben und 
auszusprechen.606 In der folgenden Sitzung wurde dieselbe Anfrage gestellt, ebenfalls ohne 
Erfolg. Der Staatspräsident verweigerte auch in dieser Sitzung eine klare Stellungnahme. 
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Der Parteimann Bolz hatte zwar auf Kundgebungen seiner Partei, die sich gegen das 
Begehren richteten, teilgenommen, der Staatspolitiker jedoch, enthielt sich jeder 
Meinungsäußerung. Wenn Keil also referierte, dass drei Viertel aller Abgeordneten sich 
außerhalb des Landtags offen gegen das Hugenberg-Gesetz ausgesprochen hatten, und  
kritisierte, dass aber eine offizielle Stellungnahme seitens des Landtags bislang nicht 
gemacht worden war, wobei aber eine Kundgebung des Landtags nach außen erwünscht 
war, so veranschaulichte dies den Zwiespalt, in dem sich Bolz befand607.  
Der Zwiespalt weitete sich zu einer veritablen Regierungskrise aus, die tatsächlich nur durch 
eine Regierungsumbildung gelöst werden konnte. Da die württembergische Regierung im 
Reichsrat eine Stellungnahme bezüglich des Young-Plans abzugeben hatte und das 
Zentrum nach eigenen Angaben ausschließlich ein positives, nicht aber ein neutrales Votum 
abgeben wollte608, standen sich die Koalitionspartner unverwandt gegenüber. Das Zentrum 
drohte sogar offen damit, die Koalition platzen zu lassen609 und demonstrierte so den Druck 
unter dem sie stand, zum einen seitens der Reichspartei, zum anderen seitens der 
Opposition im Land. Die Krise wurde dadurch noch weiter verschärft, da das erste 
Abstimmungsergebnis die Durchführung eines Volksentscheids forderte.  
Die Einzeichnungszahlen demonstrierten schon in den ersten Tagen, dass nur eine 
Minderheit der Bevölkerung die Durchführung eines Volksentscheids gegen den Young-Plan 
unterstützte. Da allerdings lediglich 10% der wahlberechtigten Bevölkerung das 
Volksbegehren unterstützen musste, um einen Volksentscheid zu erzwingen, währte die 
Anspannung aller Parteien jedoch bis zum letzten Tag der Einzeichnungsfrist. Die 
„Tagwacht“ erklärte das Begehren bereits am fünften Tag als „bankrott“610 und bezeichnete 
es am achten Tag als „Hugenbergs Katastrophe“611. Die Landeshauptstadt zählte am ersten 
Wochenende etwas mehr als 900 Eintragungen.612 Trotz der sich klar abzeichnenden 
Absage, welche die Württemberger dem Hugenberg-Gesetz erteilten, rief die Landespartei 
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zu Kundgebungen auf. Bei dieser Öffentlichkeitsarbeit tat sich insbesondere Kurt 
Schumacher hervor, nicht nur in seinen öffentlichen Reden, sondern ebenso in seinen 
Artikeln, die das Zentralorgan veröffentlichte. Bei einer Kundgebung, die sich 
bezeichnenderweise gegen den Faschismus wandte, verurteilte der junge Politiker die 
Einzeichnungslisten als „Idiotenstammrollen“613. „Die nationalen Phrasen sind nur für Dumme 
da“, ereiferte sich Schumacher gegen seine politischen Widersacher, Deutschland müsse im 
Herzen Europas Träger des Friedens sein.614  Dass die Landespartei innerhalb jener Frist 
eine Kundgebung gegen die Nationalsozialisten organisierte und hier das Volksbegehren 
thematisierte, zeigt die Einsicht der Parteiführer, dass der mögliche Erfolg des Begehrens mit 
einem Erfolg für die NSDAP gleichzusetzen war. Dass Schumacher hier für die SPD in 
allerschärfster Form das Wort gegen die Nationalsozialisten führte, nimmt  seine Rolle als 
bestgehasster Sozialdemokrat der württembergischen Nationalsozialisten vorweg.   
Am 29. Oktober  war die Einzeichnungsfrist abgelaufen. Das Ergebnis beurteilte die 
„Tagwacht“ auf ihrer Titelseite im Deutschen Reich als „große(s) Fiasko“615, in Württemberg 
als „große Pleite“616. In Stuttgart hatten sich nach ersten Zählungen von 256.000 
Stimmberechtigten617 lediglich 6.074 Personen in die Listen eingetragen. Auch in anderen 
württembergischen Städten war die Anzahl der Befürworter gering. Nach dem amtlichen 
Endergebnis, welches Anfang November feststand, hatten im Deutschen Reich 10,16% aller 
Stimmberechtigten das Begehren unterstützt. Dennoch war damit die verfassungsmäßige 
Grundlage für einen Volksentscheid knapp erreicht. In Württemberg dagegen hatten sich nur 
6,5% der stimmberechtigten Bevölkerung in die Listen eingetragen, hier hatte das Begehren 
also wesentlich weniger Unterstützung erfahren.618 Schumacher resümierte, dass die das 
Volksbegehren stützenden Parteien ihre Wähler nicht hatten mobilisieren können: „... Noch 
im Mai vorigen Jahres erhielten die hinter dem Volksbegehren stehenden Parteien 25,6%  
der abgegebenen Stimmen. Jetzt müssen sie sich mit 6,5% begnügen, d.h. sie haben nur ein 
Viertel ihrer Wähler an die Eintragungslisten gebracht...“619. Im Unterland, der Hochburg des 
Bauernbundes und der Deutschnationalen, war nicht einmal der Landesdurchschnitt erreicht 
worden.620 „Eine besondere Katastrophe“, so Schumacher, „ist für die Volksbegehrer der von 
nationalsozialistischen Angreifern ziemlich stark umworbene Bezirk Reutlingen, der auch 
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eine Reihe bäuerlicher Gemeinden zählt. Dort ist sogar nur ein Sechstel der Stimmen 
zustande gekommen, die im Mai 1928 für die Rechtsparteien gefallen waren...“621. 
Hatte sich die württembergische Bevölkerung per Votum eindeutig gegen den Hugenberg-
Antrag ausgesprochen, so forderte das reichsdeutsche Abstimmungsergebnis von 10,16% 
nach den Bestimmungen der Weimarer Verfassung die Durchführung eines 
Volksentscheides. Für die württembergische Regierungskoalition bedeutete dies eine weitere 
Zerreißprobe, welche im Grunde lediglich mit der Fortführung ihrer bisherigen Taktik, nämlich 
der Weigerung der Regierung zu einer eindeutigen Stellungnahme zum Young-Plan, zu 
bestehen war. Den württembergischen Sozialdemokraten ermöglichte der auf den 22. 
Dezember datierte Entscheid ein erneutes Vorgehen gegen die Koalition. Bereits während 
der Einzeichnungsfristen für das Volksbegehren hatten die sozialdemokratischen Blätter 
wiederholt darauf aufmerksam gemacht, dass Bazille und Dehlinger sich nicht in die Listen 
eingetragen hätten und damit gegen ihren eigenen Reichs- und auch Landesvorstand 
agierten. Jene „Sticheleien“ waren dann auch „von Erfolg begleitet“622. Der Vorstand der 
DNVP teilte nach kurzer Zeit mit, dass die beiden Politiker das Volksbegehren unterstützt 
hatten. Somit war die paradoxe Situation entstanden, dass zwei Minister des 
württembergischen Kabinetts mit ihrer Stimme nicht nur den Young-Plan ablehnten, sondern 
nach dem Hugenberg-Gesetz auch diejenigen Politiker als Vaterlandsverräter verurteilten, 
die ihn unterstützten. So betonte die Tagwacht: „Also halten Bazille und Dehlinger die 
Abstimmungen ihres Ministerpräsidenten Bolz im Reichstag für zuchthauswürdig“623. Dass 
sowohl für Bazille als auch für  Dehlinger ihre Stellung zwischen Amt und Partei ein Problem 
darstellte und sie auf Dauer eine klare Position für oder gegen die eigene Partei oder aber 
für oder gegen die von ihnen mitgetragene Landesregierung einnehmen mussten, lag in der 
Natur der Sache. Ihre wenig später getroffene Entscheidung zugunsten der Landespolitik 
und entgegen den Beschlüssen der eigenen Partei624 kostete sie die politische Karriere.  
Anfang November suchte die sozialdemokratische Fraktion die Haltung der Regierung zum 
Young-Plan und auch die Haltung Bazilles und Dehlingers eindeutig zu klären. Der Antrag 
wurde entgegen der „Parteien der Linken“ wie auch der DVP abgelehnt.625 „Schuld an all 
diesen Verhältnissen ist das Zentrum. Man ahnt die ganze Jämmerlichkeit des 
Kompromisses. Das Zentrum lässt zu, dass zwei Minister in der Regierung ihre 
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Koalitionskollegen als zuchthauswürdig bezeichnen“626, verurteilte das württembergische 
Zentralorgan das Zentrum. Den Druck, dem beide Minister ausgesetzt waren, und der ein 
klares Bekenntnis für oder wider Hugenberg erzwingen musste, sahen die Sozialdemokraten 
allein durch ihre Agitation ausgelöst. „Wir dürfen übrigens die Entlarvung dieses ganzen 
Schwindels auf unser Konto buchen. Die wiederholten Vorstöße der ´Tagwacht´, dass Bazille 
und Dehlinger sich noch nicht eingezeichnet hätten, haben die Deutschnationale Volkspartei 
auf den Plan gerufen...“627 Als Bazille sich Ende November im Reichstag von der 
Abstimmung entfernte, welche die positive Haltung des Parlaments zum Young-Plan 
demonstrieren sollte – also nicht bereit war, gemeinsam mit seinen Parteikollegen den 
Hugenbergkurs aktiv zu stützen und gegen die Reichstagsmehrheit zu stimmen -, forderte 
die Tagwacht den Parteiausschluss des Kultministers, zumal der Landesverband der DNVP 
dem Ausschlussverfahren gegen oppositionelle Mitglieder zugestimmt hatte.628 629 
Am 22. Dezember 1929 stimmten 5,8 Millionen reichsdeutsche Wähler für das Hugenberg-
Gesetz. Diese Zahl entsprach nahezu 14% der stimmberechtigten Bevölkerung. In 
Württemberg dagegen hatten bei einer sehr geringen Wahlbeteiligung lediglich 1,2% - 
nämlich 5.333 gegenüber 202.505 Wahlberechtigten630 - ihr negatives Votum gegeben631. 
Damit war Hugenberg gescheitert. Für die württembergische Regierung ging am 22. 
Dezember eine problematische Zeit zu Ende, die sie zwar politisch überstanden hatte, die 
aber durch die gezielte Agitation der Opposition, vor allen Dingen der sozialdemokratischen 
Partei, zumindest dem Ansehen insbesondere des Zentrums geschadet hatte. Das im 
Vergleich zum Reich besonders deutliche Scheitern der „nationalen Opposition“ in 
Württemberg war dabei gleichsam eine sehr deutliche Absage an die „neutrale“ Haltung der 
Landesregierung in jener öffentlichen Diskussion.  
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 STW, 6.11.1929 (3) „Württemberg. Die Regierung der Feigheit. Schlimmste politische Korruption“. 
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 STW, 6.11.1929 (3) „Württemberg. Die Regierung der Feigheit. Schlimmste politische Korruption“. 
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Hugenbergs und hat sogar dem Ausschlussverfahren gegen die oppositionellen Mitglieder 
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 Bazille trat 1930 aus der Bürgerpartei aus. 
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 HStAS, E 131, Bü. 164.  
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 Vgl. STW, 23.12.1929 (1) „Hugenbergs zweite Niederlage. Das Ergebnis des Volksentscheids“. 
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6.3. Die Debatte um die neue Gemeindeordnung im Landtag 
 
Ein zentraler Punkt in der Landespolitik des Jahres 1929 war die Reform der 
Gemeindeordnung, welche den Landtag übere mehrere Monate, im Grunde das gesamte 
Jahr beschäftigte. Bereits 1928 hatte der Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss seine 
ersten Beratungen hierzu abgehalten. Diese wurden am 9. Januar 1929 fortgesetzt und 
dauerten bis in den Februar desselben Jahres an632, bevor die Ergebnisse dem Landtag zur 
Beratung und Abstimmung vorgelegt wurden. Der außerordentliche Umfang des zu 
besprechenden Werkes der Gemeindereform erforderte eine intensive Behandlung der 
Materie durch die Abgeordneten, die sich in nahezu sämtlichen Sitzungen der Monate 
Februar und März sowie im November mit dem Thema beschäftigten. Obwohl die Diskussion 
um die Verwaltungsreform weitaus weniger attraktive Momente hinsichtlich einer effektiven 
parteipolitischen Propaganda beinhaltete, da das nüchterne Werk keine intensiven 
Emotionen innerhalb der württembergischen Bevölkerung zu schüren vermochte, wie dies 
beispielsweise durch die Verfassungsklage der SPD gegen die württembergische Regierung 
oder aber durch die Diskussion um den Young-Plan geschehen war, erhoben die 
württembergischen Sozialdemokraten die neue Gemeindeordnung zum Spitzenthema der 
württembergischen Innenpolitik des Jahres 1929633. Auffällig an der sozialdemokratischen 
Berichterstattung war die trockene Darstellung des Stoffes – die wichtigsten Artikel der 
Reform wurden Punkt für Punkt in den einzelnen Artikeln abgearbeitet -, die auch später 
keine Änderung zugunsten einer lebendigen und damit propagandistisch ausgeklügelteren 
Berichterstattung erfuhr. Meistenteils reduzierte sich die journalistische Tätigkeit der 
sozialdemokratischen Autoren auf die Wiedergabe wortgetreuer Zitate ihrer Genossen im 
Landtag; kaum fanden sich Kommentare, welche die Standpunkte der Partei substantiell 
hätten unterstützen können. 
Der Landtagsausschuss für Verwaltung und Wirtschaft, der die Gemeindeordnung zur 
Vorlage für den Landtag ausarbeitete, bestand aus insgesamt 17 Mitgliedern, darunter fünf 
Sozialdemokraten, nämlich Heymann, der in den Landtagsdebatten zu den Hauptwortführern 
seiner Partei über die Gemeindeordnung avancierte, Gottfried Kinkel, Gottlieb Mezger, 
Wilhelm Mößner und Jakob Weimer634. Bereits diese Sitzungen zeigten die Kernpunkte 
sozialdemokratischer Kritik an dem Entwurf. Da der Großteil der durch die 
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 Der Abschluss der Beratungen des Wirtschafts- und Verwaltungsausschusses des Landtags sind 
auf den 7.2.1929 datiert. 
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 Diese Einschätzung manifestiert sich insbesondere durch die Parteipresse der SPD, welche der 
neuen Gemeindeordnung breitesten Raum vorbehielt. 
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 Siehe Handbuch für den Württembergischen Landtag, Stuttgart 1931, S.101-109. 
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sozialdemokratischen Ausschussmitglieder eingebrachten Anträge abgelehnt wurden – dies 
trotz der Warnung, die SPD werde, wenn bestimmte Artikel keine Änderung erfahren, im 
Landtag das Gesamtwerk ablehnen635 - resümierte Mößner zu Beginn ihrer zweiten Beratung 
im Landtag am 15. Februar636: „„...Meine Partei ist von den Ergebnissen der 
Ausschussbeschlüsse nicht befriedigt ... Unsere Anträge wurden zumeist abgelehnt...“. 
Mößner unterstrich die Hauptforderungen seiner Fraktion an die Neuregelungen der 
Gemeindeordnung, welche in den abgehaltenen Sitzungen keine Mehrheit gefunden hatten. 
Zu den von der SPD vertretenen Punkten gehörten vor allen Dingen die Forderung nach 
mehr Eigenverantwortlichkeit der Gemeinden: „Unsere Gemeindeordnung erweckt den 
Eindruck“, so Mößner, „, dass der Hauptwert der Gemeindeverwaltung in dem staatlichen 
Genehmigungs- und Aufsichtsrecht liegt. Im Widerspruch zur Selbstverwaltung wird zum 
Ausdruck gebracht, dass die Gemeindeverwaltung einen Teil der Staatsverwaltung 
darstelle“. Die „Stempelung“ der Gemeindeverwaltung zu einem Teil der Staatsverwaltung 
sei dabei das Ende der gemeindlichen Selbstverwaltung, „die in Württemberg schon nicht 
viel mehr ist als eine Phrase“. Obwohl die SPD die Notwendigkeit einer Staatsaufsicht über 
die Gemeinden nicht negiere, müsse diese aber auf ein „vernünftiges Maß“ eingeschränkt 
werden. „Das Übermaß an Staatsaufsicht über die Gemeinden, das wir heute haben und das 
durch den Regierungsentwurf noch weiter vermehrt wird, ist dazu angetan, das 
Verantwortungsgefühl der Gemeinden zu hemmen“.  
Sodann kam Mößner auf den Hauptkritikpunkt seiner Fraktion zu sprechen, der das 
Gemeindewahlrecht regeln sollte. Nach der alten Gemeindeordnung musste ein 
wahlberechtigter Bürger neben den allgemeinen Bestimmungen der Reichsverfassung eine 
sechsmonatige Wohndauer in der entsprechenden Gemeinde vorweisen. Die neue Ordnung 
sah dagegen eine einjährige Wohndauer vor, um die aktive Wahlbefähigung zu erwirken. 
Bereits im Ausschuss hatten die sozialdemokratischen Abgeordneten erklärt, dass ein 
solches Gesetz mit der SPD nicht zu machen sei, dass die sozialdemokratische Fraktion bei 
Beibehaltung der Wohnsitzklausel, die einen einjährigen Aufenthalt voraussetze, dem 
gesamten Gesetzentwurf ihre Zustimmung entziehen werde. Mößner bezeichnete den Artikel 
als „wesentliche Wahlverschlechterung“, gegen die sich seine Partei „in schärfster Weise“ 
wenden werde. „Betroffen wird von dieser Verschlechterung in erster Linie die 
Arbeiterbevölkerung, welche aus Gründen des Erwerbs öfters gezwungen ist, den Wohnsitz 
zu wechseln“. 
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 STW, 31.1.1929 (3) ,betr. Wohnsitzklausel: „Von sozialdemokratischer Seite waren die 
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Ebenfalls stand die Rolle des Ortsgeistlichen in den Gemeinden und seine Role bei der 
Armenfürsorge zur Debatte. Der neue Gesetzentwurf sah vor, dass der 1. Ortsgeistliche 
eines Ortes als stimmberechtigtes Mitglied der den Gemeinderat verstärkenden 
Armenfürsorgebehörde beiwohnte. „Nachdem die Trennung von Staat und Kirche vollzogen 
ist“, urteilte Mößner, „, kann dem Ortsgeistlichen in einem Gemeindeorgan keine gesetzliche 
Mitgliedschaft mehr zugestanden werden“. 
Die Amtsdauer der Ortsvorsteher machte Mößner ebenso zum Thema seiner Beurteilung 
des Reformwerkes. Die Erhöhung der Legislaturperiode bei der Wiederwahl eines 
Ortsvorstehers von 10 auf 12 oder sogar 15 Jahre fand in der württembergischen 
Sozialdemokratie keine Unterstützung.  
Als letzten Punkt sprach der sozialdemokratische Abgeordnete in jener ersten Beratung des 
Landtags die Aufhebung der Teilgemeinden an. Diese müsse allein aus Kostengründen 
vorangetrieben werden. Dabei gehe es nicht an, „nur die schlecht situierten Teilgemeinden 
mit der Gesamtgemeinde zu vereinigen. Das wäre eine einseitige Belastung der 
Gesamtgemeinde-Steuerzahler.“ Zum Ausgleich müssten auch die besser situierten 
Teilgemeinden mitmachen. „Auch hier sollte gelten: Einer für alle, alle für einen!“  
In den folgenden Sitzungen, welche die einzelnen Artikel der Gemeindeordnung zur 
Abstimmung brachten, führte der Abgeordnete Heymann für seine Fraktion das Wort und 
unterstrich nochmals die von Mößner zu Anfang der Beratungen artikulierten Schwerpunkte 
der SPD. Der sozialdemokratische Antrag, der die Selbstverantwortlichkeit der Gemeinden 
forcieren wollte, „Die Gemeinden ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten grundsätzlich 
selbst“, wurde in namentlicher Abstimmung gegen 35 Ja-Stimmen, die von der SPD, der 
KPD, der DDP und der DVP getragen wurden, abgelehnt.637 Ebenso wurden die 
sozialdemokratischen Anträge abgelehnt, dass beantragte Eingemeindungen der 
Teilgemeinden lediglich aus Gründen des öffentlichen Wohles versagt werden können638 
sowie die Streichung des Artikels 329, der die Aufhebung sämtlicher Teilgemeinden aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung und der Kostenersparnis forderte639. Damit war die 
von der SPD gewünschte schnelle Aufhebung der Teilgemeinden, die wesentliche 
Ersparnisse in den Landes- und Gemeindehaushalten bringen sollte, zumindest teilweise 
blockiert. 
Auch die Wohnsitzklausel kam zur Beratung, von welcher die sozialdemokratische Fraktion 
ihre Zustimmung zur Gemeindeordnung nach eigenen Angaben insgesamt abhängig 
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machen wollte. „Die Bestimmungen über das Gemeindebürgerrecht sind für uns von 
ausschlaggebender und grundsätzlicher Bedeutung für die Bewertung des ganzen 
Gesetzes“, protestierte Heymann in diesem Sinne gegen den Artikel 22 der neuen 
Gemeindeordnung. „Durch die Heraufsetzung der Aufenthaltsfrist von sechs Monaten auf ein 
Jahr, wird eine ungeheuerliche Wahlrechtsverschlechterung für die breiten Massen des 
Volkes, denen ihr Beruf einen Wechsel des Wohnorts aufzwingt, bezweckt, und diese 
Wahlverschlechterung wird vorgenommen, ohne dass die Regierung sie irgendwie damit 
begründen kann, dass der bisherige Zustand besondere Schäden aufwies, die man nun zu 
beseitigen wünscht. Diese Wahlrechtsverschlechterung trifft in erster Linie die 
Arbeiterbevölkerung, dann aber auch den Mittelstand und viele Beamte...“640. Das Argument 
der Gegenparteien präsentierte der Ministerpräsident, der zudem das Amt des 
Innenministers inne hatte und daher als solcher die Reform in seinem Ressort zu 
verantworten hatte. Bolz verteidigte den einjährigen Wohnsitznachweis zur Erlangung des 
Gemeindewahlrechts, indem er ein praktisches Beispiel nannte, das diese Bestimmung 
argumentativ unterstützen sollte. Er verwies auf die Klagen einiger Gemeinden, in denen 
eine Vielzahl von Arbeitern, die dort anlässlich der Neckarkanalarbeiten ihren Wohnsitz 
angemeldet hatten, nach sechs Monaten das Wahlrecht erhalten „und dadurch in der ihnen 
fremden Gemeinde einen übermäßigen Einfluss“ bekommen hatten. Das durch Bolz 
erbrachte, eher die Ausnahme charakterisierendes Beispiel, zeigte die Kluft zwischen dem 
württembergischen Zentrum und der SPD. Wenn Bolz darüber hinaus suggerierte: „Auch 
sonst haben Arbeiter, die erst kurz zugezogen sind, kein großes Interesse und keinen 
Einblick in die örtlichen Verwaltungsverhältnisse. Es ist nach unserer Meinung jedenfalls von 
Übel, wenn solche Leute dann für eine Reihe von Jahren die Zusammensetzung des 
Gemeinderats entscheidend beeinflussen können.“641, blieb der Vorwurf der SPD, das 
Zentrum betreibe eine arbeiterfeindliche Politik, nicht ohne Gehalt. Tatsächlich verdeutlichten 
Form und Inhalt der Rede die Ablehnung des Staatsoberhauptes gegenüber dem gemeinen 
Arbeitnehmer, war diese auch durch wahltaktische Überlegungen642 oder gar durch eine 
ideelle Beurteilung motiviert. Die Bedingung für das Gemeindewahlrecht an eine einjährige 
Wohndauer in den Gemeinden wurde gegen die Stimmen der SPD beibehalten. 
Ebenfalls beibehalten wurde der Artikel 36, der den für die SPD strittigen Absatz 5 
beinhaltete. Zu diesem Kontext ergriff der Abgeordnete Winker das Wort, der für seine 
Fraktion die Streichung des genannten Absatzes forderte. „Mit demselben Recht, wie die 
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Ortsgeistlichen könnten Ärzte und Krankenschwestern und andere in der Fürsorge tätigen 
Personen beanspruchen, in der Ortsfürsorgebehörde vertreten zu sein“, führte Winker aus. 
Dabei ging es den Sozialdemokraten nicht grundsätzlich darum, die Kirche aus der 
Armenfürsorge auszuschließen. Der Kernpunkt war vielmehr, dass jene Behörde Teil des 
Gemeinderates war und dieser somit aus gewählten Mitgliedern bestand. Dass Vertreter der 
Kirche in der Behörde allerdings auf ein durch die Gemeindebevölkerung erteiltes Mandat 
verzichten durften und automatisch als stimmberechtigte Mitglieder den entsprechenden 
Sitzungen beiwohnen sollten, widersprach der Grundanschauung nicht nur der 
Sozialdemokraten. „Nachdem die Trennung von Kirche und Staat durchgeführt ist, dürfen die 
Ortsgeistlichen nicht von Amts wegen in der Fürsorgebehörde sitzen. Auch die Geistlichen 
müssen sich eben in die Fürsorgebehörde wählen lassen“, urteilte Winker. Dennoch wurde 
der Antrag auf Streichung des Absatzes 5 abgelehnt.643 
Ein weiterer Punkt, den die sozialdemokratische Fraktion nachhaltig zu beeinflussen suchte, 
thematisierte die Aufwandsentschädigungen der Gemeinderatsmitglieder. Die 
Sozialdemokraten beanspruchten eine allgemein gültig gefasste Entschädigung für die 
Lokalpolitiker. Dies geschah natürlich in Hinblick darauf, dass insbesondere die 
sozialdemokratischen Kandidaten oftmals aus rein finanziellen Gründen an der Ausübung 
des Mandats gehindert wurden, welche die unbezahlte Teilnahme an den Sitzungen nicht 
zuließen. „Dadurch wird es vielen tüchtigen Kräften unmöglich gemacht, Gemeinderat zu 
werden“, folgerte Winker. Die rechtliche Möglichkeit, das Gemeinderatskollegium könne von 
sich aus Entschädigungen festsetzen, wollte die SPD dabei nicht in Betracht ziehen, zumal 
sich die Gemeinderäte bekanntlich nicht „in den Ruf setzen wollen, auf Kosten der 
Gemeindekasse Diäten zu fordern und zu erzwingen“. Zudem könne aufgrund dessen „von 
gegnerischer Seite damit Agitation getrieben werden, dass sie ihr Gemeinderatsamt 
kostenlos versehen würden, während jene sich bezahlen lassen“644. Daher beantragte die 
sozialdemokratische Fraktion die Worte des Artikels „Es kann durch Gemeindesatzung ein 
Taggeld gewährt werden“ zu ersetzen durch „Es ist durch Gemeinderatssatzung ein Taggeld 
zu gewähren“. Auch dieser Antrag erfuhr keine Zustimmung645. 
Neben diesen Hauptpunkten sozialdemokratischer Kritik erlangte ein weiterer Punkt eine 
besondere Bedeutung und wurde seitens der SPD lebhaft diskutiert. So richteten sich die  
sozialdemokratischen Abgeordneten gegen die Verlängerung der Amtsdauer der 
Ortsvorsteher bei ihrer Wiederwahl auf 15 Jahre. Diese Veränderung traf die Partei insofern 
schwer, da hier offensichtlich eine weitere Verschlechterung des Wahlsystems 
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vorgenommen werden sollte, wenn die Dauer der Legislaturperiode derart angehoben und 
somit die Kontrolle durch die Gemeindemitglieder eingeschränkt werden sollte646. Der Antrag 
wurde gegen die Stimmen der SPD, der DDP und der KPD angenommen. 
„Antrag der SPD abgelehnt“, „Antrag gegen die Stimmen der SPD angenommen“ - Die 
Resultate der  Landtagssitzungen im Februar und März 1929 müssen auf die 
Sozialdemokraten im Land frustrierend gewirkt haben. Nahezu sämtliche Anträge waren 
abgelehnt worden, als stärkste Partei im Parlament hatte sie nicht einen Bruchteil dessen 
durchsetzen können, was nach ihrem Verständnis Kernpunkte sozialdemokratischer 
Innenpolitik war. Als die Beratungen Ende Oktober ihre Fortsetzung fanden, hob Heymann in 
einer Zusammenfassung der bisherigen Arbeit daher die Enttäuschung seiner Fraktion 
hervor.647 Seine Beurteilung der neuen Gemeindeordnung stellte den Regierungsparteien ein 
außerordentlich schlechtes Zeugnis aus: Zwar sei das Werk zweifellos mit großem Fleiß 
bewerkstelligt, man könne aber definitiv nicht von einer neuen Ordnung, sondern lediglich 
von einer „Neuredigierung“ der alten Ordnung sprechen. Die Verwaltungsreform habe die 
Vereinfachung des Apparates und damit seine Verbilligung zum Ziel gehabt, „die wir gerade 
zu dieser Zeit dringend benötigen“. Dies sei aber durch die neue Gemeindeordnung nicht 
gegeben. Die Gemeinden seien in ihrer Eigenverantwortlichkeit beschnitten. Dass dieses 
sich negativ auswirken müsse, suchte Heymann durch die Beurteilung von Experten zu 
belegen: „... Es ist von den Herren (gemeint sind Sachkenner, die Verfasserin) die 
Anschauung vertreten worden, dass es an der Zeit wäre, mit der allzu weitgehenden 
Beaufsichtigung der Gemeinden durch die staatliche Aufsichtsinstanz aufzuhören, und dass 
es notwendig ist, die Selbstverantwortlichkeit der Gemeindeverwaltungen in höherem Maße 
sich entwickeln zu lassen, selbst auf die Gefahr hin, dass die Selbstverwaltungskörper auch 
einmal einen gewissen Schaden erleiden, da nur durch die Erfahrungen, die man am 
eigenen Leibe macht, auch Erkenntnisse gesammelt werden können, die einen dauernden 
Nutzen versprechen...“ Nochmals unterstrich Heymann die Ablehnung seiner Fraktion das 
neue Gemeindewahlrecht betreffend: „Wir erklären wiederholt, dass wir diese Abänderung 
als eine unsoziale Verschärfung der Wahlrechtsbestimmungen erklären müssen, und dass 
ein Gesetz, das mit einer Verschlechterung des Wahlrechts belastet ist, für uns von 
vornherein als unannehmbar zu gelten hat. ... so bedeutet die trotzdem vorgenommene 
Änderung in dieser Richtung tatsächlich nichts anderes als einen Vorstoß gegen das 
Wahlrecht der am meisten für die Fluktuation in der Bevölkerung in Betracht kommenden 
industriellen Arbeiter ... Wir möchten daher noch in allerletzter Minute an Sie die dringende 
Bitte richten, in dieser Beziehung Ihre Auffassung ... abzuändern, wenn Sie Wert darauf 
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legen, dass ein Gesetz wie die Gemeindeordnung, von dem man annimmt, dass es auf 
lange Zeit Gültigkeit haben soll, mit einer möglichst großen Mehrheit in diesem Haus 
verabschiedet wird...“648  
Am 13. November 1929 erfolgte die Schlusslesung zur neuen Gemeindeordnung im 
Landtag.649 Auch an diesem Tag übernahm Heymann für die SPD das Wort. „Fast allen 
Anträgen, die von der Sozialdemokratischen Fraktion in der Richtung auf diese Ziele gestellt 
worden sind, ist der Erfolg versagt geblieben“, stellte der Hauptwortführer seiner Partei fest. 
Insbesondere das veränderte Gemeindewahlrecht mit der entsprechenden Wohnsitzklausel 
hatte neben vielen anderen Punkten „als eine mit dem Geist der Demokratie, d.h. der 
Gleichberechtigung aller Bürger unvereinbare Bestimmung“ gegen die Weltanschauung der 
sozialdemokratischen Abgeordneten verstoßen und daher das mit ihr „belastete Gesetz für 
sie unannehmbar“ gemacht. „So musste die Sozialdemokratische Fraktion die 
Gemeindeordnung in der Schlussabstimmung ablehnen und die Verantwortung für sie den 
Regierungsparteien und ihren übrigen Hilfstruppen überlassen“.650 
Der Abschluss der Beratungen im Landtag über die neue Gemeindeordnung bedeutete 
gleichsam das Ende der sozialdemokratischen Berichterstattung in den parteieigenen 
Organen. Dass die Partei insbesondere die Bestimmungen, welche das Gemeindewahlrecht 
betrafen, nicht weiter propagandistisch für sich zu nutzen wusste, erscheint dem 
gegenwärtigen Betrachter unverständlich. Insbesondere deshalb, da die öffentliche 
Propaganda das einzige Mittel der Partei blieb – im Landtag war ihr Einfluss minimiert - , 
eigene Positionen zu markieren. Insgesamt hatte die Parteiführung darauf verzichtet, 
zielgerichtete Kommentare zu veröffentlichen, welche die Nachteile der neuen Ordnung für 
die Arbeiterbewegung hätten bloßlegen und die für die Reform verantwortlichen Parteien aus 
Sicht der SPD hätten bloßstellen können. Eine parteioffizielle öffentliche Agitation nach 
diesem Muster fand nicht statt. Die Mehrheit der Veröffentlichungen in der „Schwäbischen 
Tagwacht“ beschränkte sich auf eine wortgetreue Wiedergabe der Landtagssitzungen, die 
jeweils im einzelnen zitiert wurden. Kommentare zu dem Komplex, wenn überhaupt 
publiziert, waren vergleichsweise kraftlos verfasst und erhielten insgesamt wenig Raum in 
den einzelnen Ausgaben. Selbst nach der Abschlusssitzung am 13. November hielten die 
Redakteure an dieser Form der Berichterstattung fest. Zwar umfasste der Abdruck des 
Protokolls der Landtagssitzung obligatorisch breiten Raum, die Beurteilung dagegen fiel 
schmal aus. „Das Land der Reaktion“ hieß es nebensächlich platziert auf Seite 3 und „Wenn 
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das so weiter geht, wird sich bald kein Fleckchen in Deutschland finden, dass ähnlich 
reaktionär eingestellt ist wie das Schwabenland“651. Mit diesen Worten verabschiedete sich 
zumindest die Parteipresse von dem Themenkatalog, welcher sich durch die Arbeiten an der 
neuen Gemeindeordnung ergeben hatte. 
Im Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie für das Jahr 1929, welches die Arbeit an der 
neuen Gemeindeordnung als „das bedeutsamste Gesetzgebungswerk“ bezeichnete, „,das 
der Landtag seit dem Bestehen der Rechtsregierung verabschiedet hat“, heißt es 
zusammenfassend: „Die Sozialdemokratie war bei der Beratung dieser wichtigen Vorlage 
bemüht, die Selbstverwaltung und die Selbstverantwortlichkeit der Kommunen und die 
Rechte der durch die Bürgerschaft gewählten Gemeinderäte gegenüber der Bürokratie 
auszubauen. Leider blieben diese Bestrebungen der Sozialdemokratie in den meisten 
Punkten erfolglos“652. 
Die SPD vermochte nicht einmal ein Minimum ihrer angestrebten Ziele zu erreichen. Die 
Debatte um die Gemeindeordnung hatte nochmals gezeigt, dass die fraktionsmäßig stärkste 
Kraft im Stuttgarter Landtag außer Kraft gesetzt war. Die Debatte verdeutlichte, dass die 
württembergische Sozialdemokratie keine politische Funktion innehatte, mit der sie hätte die 
Politik beeinflussen können. Als Oppositionspartei stritt sie zwar für ihre Positionen. Ein 
Erfolg war ihr aber von vornherein verwehrt. Die Möglichkeiten, aktiven politischen Einfluss 
zu nehmen, waren durch die Regierungspolitik minimiert. Das Zentrum blockierte jeden Weg 
zur Mitsprache und isolierte die SPD politisch.  
 
6.4. Öffentliches und privates Interesse - Die Auflösung der Fideikommisse in 
Württemberg 
 
Ein weiteres Gesetz, dass 1929 im Landtag zur Besprechung kam, regelte die Auflösung der 
Fideikommisse. Ein Fideikommissvermögen war ein zu einer rechtlichen Einheit 
verbundenes Sondervermögen, dass innerhalb einer Familie, ursprünglich zur Erhaltung 
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ihres Namens und ihres Ansehens, auf unbegrenzte Dauer vererbt wurde. Dabei war jener 
Besitz unteilbar und somit an eine bestimmte Erbfolge gebunden, unveräußerlich und 
unverschuldbar. Lediglich die Früchte des Ertrages, beispielsweise Erträge aus 
landwirtschaftlichen Nutzflächen, durften finanziell belastet werden.653 In Württemberg 
existierten 141 Fideikommissvermögen, die mit insgesamt 128.220 ha etwa 6,6% der 
Gesamtfläche des Landes einnahmen.654 Die Weimarer Reichsverfassung hatte in Artikel 
155 die Auflösung der Fideikommisse bestimmt, da dieses Sonderrecht, das gemeinhin die 
Großgrundbesitzer bevorteilte, den Leitideen einer modernen demokratischen Gesellschaft 
widersprach. Das allgemeine Interesse sollte über dem Privateigentumsinteresse stehen, 
Sonderprivilegien für aufgrund ihrer Geburt privilegierte Bevölkerungsschichten sollten 
abgeschafft werden. Die Durchführung der Auflösung der Fideikommisse war dabei den 
einzelnen Ländern vorbehalten.  
Der württembergische Landtag besprach die Auflösung der Fideikommisse in den Monaten 
Oktober und November des Jahres 1929655. Bereits in den Vorbesprechungen des 
Rechtsausschusses wurden hierbei die strittigen Punkte zwischen den einzelnen Fraktionen 
hinsichtlich der Konditionen, welche die Auflösung regeln sollten, deutlich. Die 
Sozialdemokraten hatten von Beginn an einen klaren Standpunkt eingenommen und diesen 
durch einen ebenso eindeutigen Antrag im Rechtsausschuss demonstriert. Dieser 
beinhaltete zum einen die sofortige Auflösung der Fideikommisse, zum anderen die 
Verstaatlichung allen fideikommissarischen Vermögens gegen eine angemessene 
Entschädigung.656 Der Antrag wurde mit den Stimmen des Bauernbunds, des Zentrums und 
des Christlichen Volksdienstes gegen die Stimmen der SPD, der DDP, der DVP und der 
KPD im Rechtsausschuss abgelehnt. Allein mit der Absage an diese Forderung war der 
Diskurs im Landtag bereits vorweggenommen.  
Die Regierungsparteien favorisierten in dem von ihnen vorgelegten Gesetzentwurf die 
Regelung, dass der gegenwärtige Inhaber weiterhin unter die fideikommissarische 
Sonderregelung falle. Erst unter seinem Nachfolger sollte der Besitz in ein freies, d.h. in ein 
privates Vermögen ohne jede Sonderregelungen, übergehen. Eine Enteignung lehnten somit 
sowohl der Bauernbund als auch das Zentrum ab, zudem befürworteten beide Fraktionen 
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eine allmähliche Auflösung des Sondervermögens. Der diese Frage behandelnde Artikel 3 
der Gesetzesvorlage, welche die Auflösung der Fideikommisse erst nach dem Tode des 
gegenwärtigen Inhabers vorsah, erfuhr bereits im Rechtsausschuss eine klare Absage durch 
die Mehrheit der im Ausschuss vertretenen Parteien. Da der Christliche Volksdienst eine 
zwölfjährige Frist für die Aufhebung des Fideikommissvermögens vertrat, stellte er sich bei 
der Abstimmung über den Artikel 3 auf die Seite der SPD, DDP, DVP und KPD und votierte 
gegen die Regierungsparteien. Wenn die württembergische Sozialdemokratie hiernach 
urteile, es komme im Falle neuer Beratungen nun darauf an, „ob der Vertreter des 
Christlichen Volksdienstes fest bleibt oder nicht“657, entsprach dies durchaus den 
zahlenmäßigen Verhältnissen im Ausschuss wie im Landtag. Als die Regierung einen 
Kompromissvorschlag einführte, der forderte, dass spätestens 30 Jahre nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes das Fideikommissvermögen in freies Vermögen übergehe, auch 
wenn es zu diesem Zeitpunkt noch in der Hand des letzten Fideikommissherren sich befinde, 
gab der Christliche Volksdienst seinen bis dahin streng verfochtenen Standpunkt auf658 und 
stimmte dem neuen Gesetzentwurf zu659. Als „Die Jämmerlichkeit des Christlichen 
Volksdienstes“ benannten die Sozialdemokraten dessen Einlenken  und urteilten: „Beim 
Fideikommissgesetz glatt umgefallen“.660 
Insgesamt gehörte der württembergische Weg zu den konservativen Modellen innerhalb des 
Weimarer Staates. Die Dauer des Auflösungsprozesses des Vermögens in Württemberg war 
relativ lang. Viele Länderparlamente in anderen Reichsländerns waren bereit, die Aufhebung 
des Fideikommissvermögens unverzüglich durchzuführen, so im Nachbarland Baden661 und 
auch in Sachsen662. Bayern663 und Thüringen entschieden sich für einen Mittelweg. 
Thüringen beispielsweise räumte den Fideikommissherren eine Frist bis zum 30. September 
1924 ein, innerhalb dieser sie die Fideikommisse aufzulösen hatten. Sollte die Auflösung 
nicht vorgenommen werden, trat die Zwangsauflösung in Kraft664. Wie die württembergische 
Regierung so neigten gleichfalls die Regierungen von Anhalt, Hessen, Lippe-Detmold, 
Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz und Oldenburg zu einer allmählichen 
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Aufhebung jenes Besitzes665. Die Überführung des Fideikommissvermögens in privates und 
nicht in staatliches Eigentum entsprach der gängigen Handhabung der Auflösung in allen 
deutschen Ländern. Im Grunde bestimmten die Länder demzufolge lediglich die einzelnen 
Modifikationen der Auflösung, nicht aber die Auflösung insgesamt, die verfassungsmäßig 
vorgeschrieben war. Dass diese grundsätzliche Frage im württembergischen Landtag 
dennoch eine solch scharfe Auseinandersetzung erfuhr, lag sicherlich an der ideellen 
Qualität.                     
Die sozialdemokratische Fraktion in Württemberg sah in dem zur Besprechung vorgelegten 
konservativen Gesetzentwurf eine Missachtung demokratischer Werte. Insbesondere der 
Umstand, dass die Überführung der Fideikommisse erst im nächsten Glied, spätestens aber 
30 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes, stattfinden sollte, erachteten die 
Sozialdemokraten als Verletzung der Verfassung.666 Kurt Schumacher, der innerhalb der 
Diskussion als Hauptredner seiner Partei agitierte, betonte in einer Generalaussprache im 
Landtag den „gesellschaftlichen und weltanschaulichen“ Charakter, den die Fideikommisse 
in den Augen seiner Fraktionskollegen hatte667. „Ich will gar nicht einmal an dieser Stelle 
untersuchen, wie das Fideikommissvermögen entstanden ist. Meine Herren, ich empfehle 
Ihnen da eine Schrift ... Sie ist von Friedrich Wolf und heißt: Die schlesische Milliarde. Sie 
gehört zu dem Erschütterndsten, was über menschliche Not und Elend jemals geschrieben 
worden ist. Da können sie erfahren, wie die Fideikommissvermögen in ganz Deutschland 
entstanden sind“, referierte Schumacher. Dass die Sozialdemokraten nicht allein die 
bevorzugte Behandlung der Fideikommissherren durch das ihnen bis dahin gestattete 
Sonderrecht als Unrecht an der Allgemeinheit empfanden – „es handelt sich darum, dass 
diese Leute so arbeiten können, ohne dass sie es mit dem Verlust ihrer wirtschaftlichen 
Existenz bezahlen müssen, wie jeder andere sonst in der Welt“668 - , sondern zudem den 
Besitz schlechthin als nicht rechtmäßig erworben und daher als anzweifelbar erachteten, 
machte Schumacher hier unmissverständlich klar. Eine aufgeschobene Auflösung der 
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Fideikommisse bedeute, klagte Schumacher näher ausführend, „eine Verschmälerung der 
Basis der Bauernschaft“ und forderte an die Regierung gerichtet: „Ja, meine Herren, warum 
machen Sie nicht gerade an den Stellen, wo die Kraftquellen der Geburtenvermehrung 
liegen, nämlich auf dem flachen Land, die Tür auf zur Besiedlung und damit zur 
Geburtenvermehrung?“669 Wie war dies gemeint? Da die in freien Besitz zu übertragenen 
Fideikommissvermögen veräußerlicht werden konnten, stellte sich bei Auflösung der 
Fideikommisse eine neue Situation für die Landwirtschaft dar. Landwirtschaftliche 
Nutzflächen, so die sozialdemokratische Rechnung, würden dem Markt wieder zur 
Verfügung stehen und so eventuell jenen Landwirten zur Verfügung stehen, welche noch 
Kapazitäten frei hätten. Der Übergang in freies Vermögen würde die württembergische 
Landwirtschaft daher positiv beeinflussen.  
Die sozialdemokratischen Redner im Landtag zeigten ihre Ablehnung des Gesetzentwurfes 
jedoch nicht allein im Allgemeinen, sondern auch in Detailfragen. Die SPD-Fraktion 
vermisste beispielsweise das Vorkaufsrecht des Staates an dem Fideikommissgütern und 
warf in diesem Kontext nochmals der Regierung vor, sie vertrete nicht das allgemeine 
Interesse, sondern vielmehr das der Fideikommissfamilien. Zudem kritisierte sie die 
Ausführungen der Regierung, welche die ökonomischen Fragen des Gesetzentwurfes 
betrafen. „Meiner Ansicht nach hat der Herr Minister in seiner Verteidigung für diese Form 
des Grundbesitzes auch insofern Unrecht, dass die Herren Fideikommissbesitzer bis heute 
immer sehr schwache Steuerzahler gewesen sind. Am 11. Mai 1920 ist in diesem Hause 
festgestellt worden, dass der drittgrößte Großgrundbesitzer Deutschlands, der auch in 
Württemberg begütert ist, keine Einkommenssteuer vom Jahre 1914 an bezahlt hat ... und 
bei der Besteuerung dieser Leute bekommt das Finanzamt gerade in diesen Fällen sehr 
wenig den Unterschied heraus zwischen dem persönlichen Aufwand und den 
Betriebskosten.. da werden oft Zehntausende von Mark und Aberzehntausende als 
Betriebskosten verbucht, die persönlicher Aufwand sind ... Da möchte ich betonen, dass 
nirgends die menschliche Arbeitskraft so miserabel entlohnt wird, wie in den 
Fideikommissgemeinden...“670.  
In der Schlusssitzung ließ die württembergische Fraktion durch Schumacher erklären: 
„Namens der Sozialdemokratischen Fraktion habe ich folgende Erklärung abzugeben: „Die 
Sozialdemokratische Fraktion lehnt die Gesetzentwürfe betreffend Anerbenrecht und 
Auflösung der Fideikommisse ab. Sie sieht in ihnen eine bewusste Sabotage der 
Forderungen der Verfassungen des Reiches und des Landes bezüglich Auflösung der 
Fideikommisse und Förderung des Siedlungswesens. Das Anerbenrecht dient in der Form 
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des vorliegenden Gesetzentwurfs in erster Linie als Ersatz von bisher bestehenden 
Fideikommissrechten; Waldgüter und Waldstiftungen bedeuten eine den Interessen der 
Allgemeinheit zuwiderlaufende Bindung des Bodens zugunsten der bisher Privilegierten. 
Außerdem lassen beide Gesetzentwürfe die notwendige Rücksicht auf Staat und Gemeinde 
vermissen und beeinträchtigen die Interessen vieler Mitglieder der betreffenden Familien in 
einer unerträglichen, jede soziale Gerechtigkeit verleugnenden Weise.“671 
Die Diskussion um die Auflösung des Fideikommissvermögens hatte seitens der 
sozialdemokratischen Fraktion im württembergischen Landtag Grundsatzdebattencharakter 
erlangt. Auch wenn die SPD von Beginn an keine Möglichkeit bekam, ihre Vorstellungen 
politisch zu realisieren, so zeigte sie doch sozialdemokratische Standpunkte öffentlich auf 
und meldete sich hörbar zu Wort. Die Debatte im Landtag war für die sozialdemokratischen 
Parlamentarier ein wichtiges Instrument ihrer Öffentlichkeitsarbeit geworden. 
 
6.5. Der Kampf der württembergischen Sozialdemokratie gegen den 
Nationalsozialismus (1) 
 
Im letzten Jahr des alten Jahrzehnts wurde das Problem des aufsteigenden 
Nationalsozialismus für die Sozialdemokraten zunehmend aktueller. Der Aufstieg der 
württembergischen Nationalsozialisten verlief dabei deutlich langsamer als der ihrer 
reichsdeutschen Parteikollegen. Äußere soziostrukturelle Faktoren, wie der hohe Anteil an 
Protestanten, die vergleichsweise hohe Zahl an Selbständigen und der starke agrarische 
Sektor, waren in anderen reichsdeutschen Ländern ein grundlegender Indikator für eine 
erfolgreiche Entwicklung der dortigen nationalsozialistischen Landesverbände. Die inneren 
Strukturen jener Faktoren aber, wie sie in Württemberg ausgeprägt waren, allgemein die 
politische Kultur des Landes, erschwerten hier der NSDAP eine erfolgreiche Politik.672 Die 
innere Form des württembergischen Protestantismus, der sich von dem säkularisierten 
Protestantismus in den norddeutschen Ballungsgebieten stark unterschied, die 
ideologiefeindliche Haltung, die sich in weiten Teilen der Bevölkerung zeigte sowie die 
vergleichsweise krisensichere Wirtschaft mit all ihren Vorteilen für die Arbeiter und 
Angestellten, die Verhaftung der Arbeiter in ihren Heimatgemeinden – gegeben durch die 
dezentrale Industrieansiedlung -  und der damit verbundenen Möglichkeit einer wenn auch 
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minimalen Absicherung durch die eigene bäuerliche Parzelle, immunisierten die 
württembergische Wahlbevölkerung geradezu gegen die nationalsozialistische Bewegung.    
1925 hatte Eugen Munder673 die nach dem misslungenen Putsch Hitlers 1923 verbotene 
NSDAP in Württemberg neu gegründet. Munder blieb bis zu seinem Austritt aus der Partei 
1928 Gauleiter des Bezirks Württemberg. Sein Nachfolger wurde der aus Esslingen 
stammende Kaufmann Wilhelm Murr674. Der promovierte evangelische Pfarrer Karl Steger675 
übernahm das Amt des Landesgeschäftsführers. 
Der württembergischen Organisation fehlte es in den ersten Jahren an den ökonomischen 
Mitteln, die Voraussetzung für eine erfolgreiche innerparteiliche Entwicklung waren. Eine 
geringe Mitgliederzahl brachte auch nur geringe Mitgliedsbeiträge in die Parteikasse. Die 
schlechte finanzielle Situation der Partei ließ eine kostenintensive Propaganda nur selten zu 
und blockierte so die Ausbildung einer effektiven Parteiwerbung. Zudem zeigte sich die 
Parteibasis auffallend passiv. Nach der Landesversammlung der NSDAP in Stuttgart im Jahr 
1927 beschwerte sich ein Teilnehmer, dass viele der Stuttgarter Parteigenossen „es offenbar 
vorgezogen (hätten), aufs Volksfest zu gehen“. „Eine derartige Lauheit bringe die Sache des 
Nationalsozialismus nicht vorwärts“.676 Gleichsam stellte die Parteiführung selbst ein 
Problem dar. Die Stuttgarter Ortsgruppe der NSDAP litt unter internen Unstimmigkeiten ihrer 
Führer, so dass der Ortsgruppenleiter selbst bemängelte, es sei ein „richtiger 
Kuttelmuttel“677. Auch auf höchster Landesebene war die Parteiführung gespalten. Die zwei 
Spitzenpolitiker, Wilhelm Murr als Gauleiter und Christian Mergenthaler als der zunächst 
einzige Landtagsabgeordnete der NSDAP, erzielten lange keinen politischen Konsens.  
Die Reichstagswahlen von 1928 hatten den württembergischen Nationalsozialisten 1,9% der 
Stimmen eingebracht. Der Reichsdurchschnitt lag bei 2,6%. Hitler war eigens zu einer 
Wahlveranstaltung nach Stuttgart gekommen war, um für seine Partei zu agitieren. Entgegen 
der Versammlungsmüdigkeit der württembergischen Nationalsozialisten war die Stuttgarter 
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Wahlveranstaltung ein Erfolg für die württembergische NSDAP gewesen: Etwa 3.000 
Zuhörer fanden sich ein und ließen sich von Hitler „zu Beifallsstürmen hinreißen“678. Dennoch 
wirkte sich dieser Erfolg nicht auf die Wahlen im Land aus. Die einzelnen Wahlergebnisse 
der NSDAP in den württembergischen Oberämtern verdeutlichen, dass zu diesem Zeitpunkt 
weniger die soziostrukturellen Voraussetzungen innerhalb einer Gemeinde die 
entscheidende Rolle für ein erfolgreiches Abschneiden der NSDAP spielten679, sondern 
vielmehr das persönliche Auftreten der einzelnen Kandidaten über Erfolg oder Misserfolg der 
Partei entschied. So wiesen die Hochburgen der Partei – Nagold (8,9%), Geislingen (6,9%), 
Gerabronn (4,8%), Balingen (4,3%) und Kirchheim (4,1%)680 -  gänzlich unterschiedliche 
soziale, wirtschaftliche und konfessionelle Strukturen auf.       
Den ersten größeren politischen Erfolg konnte die NSDP bei ihrer Agitation gegen den 
Young-Plan verbuchen. Wenn auch das Hugenberg-Projekt scheiterte, so hatten es die 
Nationalsozialisten dennoch verstanden, die Diskussion entscheidend für sich zu nutzen. Bei 
sämtlichen im Jahr 1929 abgehaltenen Landtagswahlen konnten die Nationalsozialisten 
kleinere und größere Erfolge einfahren. Im benachbarten Baden erlangte die NSDAP fast 
7%. In Thüringen konnten die Nationalsozialisten gar ein zweistelliges Ergebnis feiern und 
erhielten über 11% der abgegebenen Stimmen.  Diese Erfolge blieben den übrigen Parteien 
keineswegs verborgen. Hatten die Sozialdemokraten in ihren Presseorganen die NSDAP bis 
dato weitestgehend ignoriert681, so änderte sich dies nun schlagartig. Eine intensivere 
Berichterstattung über die württembergischen Nationalsozialisten und ihre Beurteilung fand 
im Sommer 1929 ihren Anfang. Neben dem antifaschistischen Auftrag, den die Presse 
übernahm, begann die Parteiführung in Form von organisierten Kundgebungen und 
Versammlungen gegen den Faschismus mobil zu machen. 
Ende Juli lud der Reichsbanner der Ortsgruppe Stuttgart zu einer Kundgebung „Für die 
Demokratie – gegen den Faschismus“. Neben dem Hauptredner, dem Führer der lettischen 
Sozialdemokratie, Pauls Kalnins, ergriff auch Kurt Schumacher das Wort. Schumacher, der 
sich zum Wortführer der württembergischen Sozialdemokratie gegen den Faschismus 
entwickelte, rief in Bezug auf das Volksbegehren und der dahinterstehenden Partei und 
Gruppen, zum Kampf auf gegen die Feinden der Republik: Denn wenn der Angriff der 
Reaktion Erfolg habe, stehe dahinter die brutale Gewalt des Faschismus und das könnte 
dann für die europäische Demokratie von verhängnisvollen Folgen sein.682 Allein dieser 
Ausspruch Schumachers erfasste alle analytische Einschätzung des Nationalsozialismus 
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durch die Sozialdemokratie in seiner frühen Phase: 1. Hinter den reaktionären Kräften des 
Deutschen Reiches stehe der Nationalsozialismus als deren stärkste Kraft. 2. Die 
Nationalsozialisten seien die Feinde der Republik, bekämpften sie und wollten sie 
abschaffen. 3. Faschismus bedeutete „brutale Gewalt“. Die Nationalsozialisten setzten ihre 
Ziele mit allen Mitteln durch, ohne Rücksichtnahme auf den politischen Gegner. 4. Der Erfolg 
des Faschismus sei von „verhängnisvollen Folgen“ für die „europäische Demokratie“. Der 
Faschismus sei kein nationales, sondern ein gesamteuropäisches Problem. 
Wenn Schumacher eine solche Einschätzung bereits 1929 artikulierte, erklärt dies die große 
Besorgnis, mit der die württembergischen Genossen das Erstarken des Nationalsozialismus 
betrachteten. Dass die ersten Kundgebungen – wie hier in Stuttgart – schon im Sommer 
1929 von der Partei organisiert wurden, zeigt, dass die württembergische SPD die 
nationalsozialistische Bewegung keineswegs zu verharmlosen versuchte und sich von den 
Misserfolgen der NSDAP bei den Maiwahlen 1928 nicht beeinflussen ließ.  Die 
Landtagswahlen in Thüringen und Baden, aber auch in Lübeck, Oldenburg, Lippe, Sachsen 
und Mecklenburg hatten die Gefahr markiert, die von der NSDAP ausging. 
Die NSDAP avancierte in diesen Monaten zum Hauptgegner der württembergischen 
Sozialdemokratie mit Kurt Schumacher an der Spitze. Die sozialdemokratischen 
Presseorgane machten mobil gegen die NSDAP und deren Verharmlosung durch die 
bürgerlichen Parteien: „In Württemberg neigt man dazu, die Nationalsozialisten als völlig 
erledigt anzusehen. Die Tatsache des Fehlens einer rechtsrevolutionären Spannung, der 
Beginn des Zusammensinkens der Nationalsozialisten von Anfang 1924 an und eine Reihe 
anderer Umstände haben dazu geführt, dass man bis tief in die Sozialdemokratie hinein die 
Nationalsozialisten als nicht mehr vorhanden betrachtet. Nun ist dem nicht so. Auch in 
Württemberg rührt sich eine nationalsozialistische Offensive von neuem...“683. Die 
Parteiführung rief regelmäßig zu Kundgebungen und Versammlungen auf, denen 
meistenteils Schumacher vorsprach. So beispielsweise am 24. Oktober in Stuttgart684, am 4. 
November in Cannstatt685 oder am 16. November in Balingen686. Schumacher unterstrich in 
seinen mitunter zweistündigen Reden687 nachdrücklich den Zusammenhang zwischen dem 
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Erstarken des Nationalsozialismus und der Diskussion um das Volksbegehren und den 
Young-Plan, stritt also sowohl gegen die nationalsozialistische Bewegung als auch gegen 
das von ihr mitgetragene Hugenberg-Gesetz und der dahinterstehenden Parteien. So waren 
die von der SPD organisierten Versammlungen gegen den Faschismus in den letzten 
Monaten des Jahres 1929 immer auch Protestkundgebungen gegen das Volksbegehren. 
Auch die sozialdemokratische Presse agitierte zunehmend aktiver gegen den 
Nationalsozialismus. Die Tagwacht benannte dabei unterschiedliche Themenkreise und 
machte auf diese Weise auf den Radius des nationalsozialistischen Betätigungsfeldes 
aufmerksam, so beispielsweise auf die Situation an den Universitäten und Hochschulen im 
Lande. Hier müsse man aufpassen, dass die Lehrstühle nicht von Nationalsozialisten belegt 
werden und diese dann das höhere Bildungssystem unterwanderten. Es mache sich an den 
Hochschulen überall eine Welle des Nationalsozialismus geltend. Vor allem im 
württembergischen Tübingen machten sich jene Anzeichen bemerkbar und man könne 
Tübingen beinahe als für die republikanische Bewegung verloren ansehen.688 Als der 
nationalsozialistische Professor Max Wundt den Ruf nach Tübingen annahm689, sahen die 
Parteiführer ihre Besorgnis bestätigt und machten Kultminister Bazille für  dieses Geschehen 
verantwortlich690. 
Die Presse thematisierte ebenfalls die Gewaltbereitschaft und das Aggressionspotential der 
nationalsozialistischen Parteibasis. Antisemitische Ausschreitungen wurden in zahlreichen 
Artikeln und Darstellungen verurteilt: So etwa die Schändung des jüdischen Friedhofs in 
Niederstetten, welche die Tagwachtredakteure als „hakenkreuzlerisches Heldentum“691 
charakterisierten. Auch die Krawalle der nationalsozialistischen Anhängerschaft auf 
Kundgebungen und Versammlungen kamen wiederholt zur Veröffentlichung. Dabei achteten 
die Redakteure in besonderem Maße darauf, die zahlenmäßige Stärke der versammelten 
Nationalsozialisten zu drücken und den so sich resultierenden Misserfolg einer jeden 
nationalsozialistischen Versammlung zu betonen. Die  württembergischen Sozialdemokraten 
kommentierten ein Nazi-Treffen in Balingen, 55% aller Anwesenden hätten „während des 
Krieges noch die Windeln bekleckert“, während weitere 40% damals „die Schulbank 
drückten“. „Unter den restlichen 5% erkannte man verschiedene Etappenhengste 
schwersten Kalibers, die während des Krieges jede Gelegenheit wahrnahmen, ihre Knochen 
dem Vaterlande zu erhalten ... Entsprechend ihrem bubenhaften Auftreten wurde der ganze 
Rummel auch von der hiesigen Einwohnerschaft gewürdigt. Ganze 4, in Worten vier Fahnen 
waren ausgehängt. Dass unter den vier ein Beamter der Republik sich befindet, soll vermerkt 
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werden...“692. Die Brutalität, mit der die Nazis auf solchen Veranstaltungen gegen den 
politischen Gegner agierten, füllte gleichfalls die Schlagzeilen: „Was sich gestern Abend im 
Wullesaal abspielte, war kein ehrlicher politischer Kampf mehr, es war blutige 
Auseinandersetzung, war Schlacht politischer Fanatiker, war ein Tohuwabohu entsetzlicher 
Vorgänge ... Stühle tauchen plötzlich aus dem Menschenknäuel auf. Man steigt auf die 
Tische. Einer fliegt herunter. Schon klatschen die ersten Schläge. Biergläser sausen durch 
die Luft, Stühle krachen, zersplittern an den Köpfen der Geschlagenen, Flaschen und Teller 
gehen in Scherben...“693  
Dass sich an einem Teil der Ausschreitungen lediglich Nationalsozialisten und Kommunisten, 
nicht aber Sozialdemokraten beteiligten, kam der sozialdemokratischen Parteipresse sehr 
gelegen. In ihrer Berichterstattung schnitten beide Richtungen gleichermaßen katastrophal 
ab, wurden als Gefahr für die Republik beschrieben und stets in einem Atemzug genannt. 
„Hakenkreuz gegen Sowjetstern“ formulierte die Tagwacht und verurteilte die Kommunisten 
als „Geistesverwandte“ der Nationalsozialisten „vom bolschewistischen Ufer“694. Die Saal- 
und Straßenschlachten, die sich Kommunisten und Nationalsozialisten lieferten, wurden 
durchweg verurteilt. Dagegen erfuhren Kämpfe zwischen Sozialdemokraten und 
Nationalsozialisten naturgemäß eine positive Beurteilung durch die Partei. Hier war nicht von 
Schlachten die Rede, sondern von kurzweiligen einzelnen Begebenheiten, welche die 
sozialdemokratischen Anhänger entweder zu hilflosen Opfern oder zu kraftvollen 
Verteidigern erhob.695 
Das Jahr 1929 ist der Beginn einer stärkeren Auseinandersetzung der württembergischen 
Sozialdemokratie mit dem langsam erstarkenden Nationalsozialismus auf reichs- wie auf 
landespolitischer Ebene. Auffällig erscheint die Intensität, mit der sich die württembergischen 
Parteiführer, allen voran Kurt Schumacher, dem Thema stellten. Die Ausführungen 
Schumachers, der Nationalsozialismus sei der gefährlichste politische Gegner der Republik 
und der sie tragenden Parteien, bezeugen eine realistische Einschätzung der 
gesamteuropäischen Entwicklung bereits in diesem Jahr. Unter dem Aspekt, dass 1928 
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lediglich 1,9% aller Stimmberechtigten im Land ihr Votum für die extreme Rechte abgegeben 
hatten, muten die gegen den Faschismus organisierten Kundgebungen der SPD im Jahre 
1929 geradezu übertrieben an. Lediglich ein Abgeordneter vertrat die NSDAP im 
württembergischen Landtag, so dass auch hier keine größere Gefahr hätte erwartet werden 
müssen. Das Signal für die Sozialdemokraten gab die Diskussion um den Young-Plan und 
das Volksbegehren sowie die Landtagswahlen vor allem in Baden und in Thüringen. Die 
deutsche Sozialdemokratie war sich spätestens jetzt klar geworden, einem sehr ernst zu 
nehmenden Gegner gegenüberzustehen..  
 
6.6. Zusammenfassung 
 
Das Jahr 1929 wies der württembergischen SPD eine Neuorientierung in ihrem Status als 
Oppositionspartei zu. Zwar war sie schon vor den Maiwahlen von 1928 nicht an der 
Regierung beteiligt gewesen, jedoch hatte die klare Absage des Zentrums während der 
Regierungsbildung und die damit verbundene langfristige Isolation der eigenen Fraktion im 
Parlament ihrer Position im Landtag einen neuen Charakter verliehen. Erste Reaktionen, die 
sie aus jenem neuen politischen Status zog, zeigten sich zunächst in ihrer Oppositionspolitik, 
die sie gegen die württembergische Landesregierung vertrat. Die von der 
sozialdemokratischen Fraktion gestellten Misstrauensanträge und die Verfassungsklage 
beim Reichsstaatsgerichtshof bezeugen einen ohnmächtigen Kampf mit Hilfe der 
parlamentarischen Geschäftsordnung gegen die parlamentarische Geschäftsordnung. Dass 
der Parteivorstand keinerlei Anstalten machte, durch Massenkundgebungen gegen die 
Regierungsbildung und die daraus resultierende Isolation der SPD zu agieren, unterstreicht 
die sozialdemokratische Beurteilung des parlamentarischen wie des außerparlamentarischen 
Kampfes. Bereits 1928 und noch deutlicher 1929 zeigte die württembergische 
Sozialdemokratie, dass sie die politische Auseinandersetzung auf der parlamentarischen 
Ebene favorisierte und weniger dazu neigte, mittels Massenkundgebungen auf der Straße 
auf die Politik im Lande Einfluss zu nehmen. Dabei hätte die Mobilisierung ihrer Wähler 
gegen die Regierung, die sich zunächst durch die besondere Geschäftsordnung etabliert 
hatte, durchaus positive Momente für die Partei beinhalten können. Zum einen hätten 
andauernde öffentliche Kundgebungen nochmals den Willen jener Bevölkerungsteile 
demonstriert, zum anderen hätten die sozialdemokratischen Anhänger die Möglichkeit 
erhalten, ihren Ärger über die vom Zentrum forcierte Isolierung ihrer Partei gemeinsam 
auszuleben und ihrer Enttäuschung Luft zu machen. 
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Die Positionierung der Fraktion gegen die Regierung und vor allem gegen das Zentrum 
manifestierte sich in nahezu allen politischen Debatten des Landtags. Die Debatte um den 
Young-Plan und das Volksbegehren wussten die Sozialdemokraten zu ihrem Vorteil 
propagandistisch zu nutzen. Dass sich für die Regierungskoalition aufgrund der Haltung der 
DNVP interne Schwierigkeiten aus diesem Komplex ergaben, nahm die Parteiführung erneut 
zum Anlass, die Regierungskoalition auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin anzuzweifeln. Die 
Forderung der sozialdemokratischen Parlamentarier zusammen mit ihren demokratischen 
Kollegen nach einer Stellungnahme der Regierung zum Young-Plan und die Reaktion des 
württembergischen Staatspräsidenten bekundeten die tatsächliche Instabilität der Koalition.  
Erstmals wurde die Partei im Zusammenhang mit der Diskussion um den Young-Plan gegen 
die langsam erstarkende nationalsozialistische Bewegung aktiv. Entgegen der 
Zurückhaltung, die sie bei der Mobilisierung ihrer Anhängerschaft übte, wenn es um ihre 
Regierungsbeteiligung ging, rief der Parteivorstand und auch der Reichsbanner zu 
antifaschistischen Kundgebungen auf. Dabei standen die politische Bedeutungslosigkeit der 
NSDAP im Jahr 1929 und die gegen sie gerichteten Aktivitäten der SPD in einem deutlich 
ungleichen Verhältnis. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte der Landespolitik lagen in der Ausarbeitung der neuen 
Gemeindeordnung sowie in der Abschaffung der Fideikommisse. Im Gegensatz zu der 
Debatte um die neue Gemeindeordnung, welche auch in den sozialdemokratischen 
Presseorganen eher nüchtern behandelt wurde, erlangte der Fragenkomplex um die 
Fideikommisse für die Partei einen absoluteren Charakter. Kurt Schumacher, der 
Hauptredner der Fraktion zu diesem Thema, artikulierte zunehmend weltanschauliche und 
ideologische Argumente und positionierte seine Partei tendenziell weiter nach links. 
Inwieweit die orthodoxe Argumentationsweise Ausnahme blieb oder aber zu einem echten 
Linksruck der württembergischen Sozialdemokraten aufgrund ihrer Isolation einerseits und 
dem Erstarken der politischen Extreme andererseits sich entwickelte, bleibt zu diesem 
Zeitpunkt noch offen.    
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7. Die SPD in der Isolation – Das Jahr 1930 
 
7.1. Der Austritt der Liberalen aus der Opposition und ihr Eintritt in die Regierung 
 
Mit Spannung konzentrierten sich die württembergischen Parteien und deren Mitglieder 
sowie die württembergische Öffentlichkeit insgesamt auf den Landtagsbeginn des Jahres 
1930. Allgemein wurde über eine Erweiterung der Regierung durch die Deutsche 
Demokratische Partei und die Deutsche Volkspartei diskutiert. Für die SPD musste die 
Erweiterung ein weiterer großer Schritt in die politische Isolation bedeuten. Als einzige 
Partei, für die die Verfassung Richtschnur ihres Handelns war, fand sich für sie nach einem 
möglichen Ausscheiden der DDP kein Oppositionspartner mehr, mit dessen zusätzlichem 
Gewicht eine intensivere Arbeit gegen die Regierungskoalition ermöglicht worden wäre. 
NSDAP und KPD lagen außerhalb der Toleranzgrenze der deutschen Sozialdemokratie, 
weitaus mehr als Zentrum und Bauernbund. So musste sich durch eine Öffnung der 
Regierung zugunsten der beiden liberalen Parteien jene Situation für die SPD ergeben, die 
den Charakter des künftigen politischen Kampfes als einen Kampf in alle erdenklichen 
politischen Richtungen trug.    
Forciert worden war der Gedanke einer Regierungserweiterung durch die Diskussion um den 
Youngplan und das Volksbegehren, welche die Koalition schwer belastet und sie in eine 
tiefere Regierungskrise geführt hatte696. Eine breitere politische Basis durch eine Öffnung der 
Koalition in Richtung der liberalen Parteien versprach ein solideres Fundament für die 
künftige Regierungsarbeit im Allgemeinen und eine deutlichere Entscheidung der Regierung 
für den Youngplan.697 Bisher votierten zwei Kabinettsmitglieder für den Young-Plan – dies 
waren Bolz und Beyerle – und zwei Minister gegen ihn, nämlich Bazille und Dehlinger. Für 
das Zentrum war eine positive und nicht neutrale Haltung zum Young-Plan im Reichsrat von 
Seiten der württembergischen Regierung jedoch von so großer Bedeutung, dass Mitglieder 
der Partei wie der Abgeordnete Andre mit einem Platzen der Koalition gedroht hatten.698 
Jedoch war die Regierungs-Erweiterung nicht nur für Bolz und seine Parteifreunde von 
großer Bedeutung. Die durch sie erlangte Mehrheit für den Young-Plan war  ebenso eine 
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willkommene Gelegenheit für die Deutschnationalen, sich nach außen hin aus der Affäre zu 
ziehen, indem sie angeben konnten, sie  würden überstimmt und seien demzufolge nicht in 
der Verantwortung.699   
Am 20.11.1929 hatte die Leitung der DVP den Eintritt in die Koalition beschlossen – ein 
Entschluss, der bis zu diesem Datum heftig von Seiten der Volkspartei abgestritten worden 
war.700 Die Demokraten hatten hierauf ihren Willen zu einem engen Zusammengehen beider 
Parteien bekundet und auf dem Dreikönigstreffen von 1930 zur „liberalen Einheit“ 
aufgerufen. Diese Bindung wurde jedoch zunehmend gestört, als die „Schwäbische 
Tagwacht“ zum großen Ärgernis von DVP und Zentrum verbreitete701, Bolz habe der DVP 
das Wirtschaftsministerium angeboten702. Dieses hatte die DDP bei einem möglichen Eintritt 
in die Regierung für sich beanspruchen wollen. 
Die angestrebte liberale Einheit war also insgesamt nicht so stabil, wie die Wortführer und 
Befürworter beider Parteien sich erhofft hatten: In der DVP wurden immer wieder Stimmen 
laut, welche das liberale Zusammengehen als lästig empfanden703. Innerhalb der Deutschen 
Demokratischen Partei herrschte Uneinigkeit in der Frage, ob der Regierungsbeitritt 
überhaupt sinnvoll für die eigene Partei sei.704 So hatten auf einer Versammlung der 
Deutschen Demokraten nach heftigen Auseinandersetzungen um den Regierungseintritt 
lediglich 105 Delegierte mit Ja und 97 Delegierte mit Nein gestimmt705. Dass der 
demokratische Spitzenpolitiker Bruckmann zugunsten der Regierungsbeteiligung die 
Kabinettsfrage706 gestellt hatte707, zeigte einmal mehr die schwierige Situation innerhalb der 
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DDP. So urteilten die württembergischen Sozialdemokraten: „Die Sache kann ausgehen, wie 
sie will, die Demokraten haben so oder so nicht bei der Geschichte zu lachen“708.  
Der Gang der DVP in die Regierung wurde von den sozialdemokratischen Redakteuren 
auffallend wenig thematisiert. Die Beurteilung der DDP dagegen nahm in der 
sozialdemokratischen Presse breiten Raum ein. Tatsächlich versuchte die 
sozialdemokratische Parteiführung durch die Stellungnahmen in den Parteiorganen auf ihren 
ehemaligen Koalitionspartner Einfluss zu nehmen und den Graben zwischen der den 
Regierungseintritt ablehnenden und der ihn befürwortenden Gruppe zu verbreitern. In 
diesem Sinne arbeitete die Parteipresse vornehmlich daran, den Gegnern des 
Unternehmens weitere Argumente für deren ablehnende Haltung zu liefern und ihre 
Popularität in den eigenen Reihen zu vergrößern. „Eins muss man den Demokraten von 
vornherein sagen: Es ist eine böse Selbsttäuschung, wenn sie glauben, dass eine Regierung 
sämtlicher bürgerlicher Parteien von den Arbeitern auch nur als partiell neutral angesehen 
und behandelt würde. ´Niemals haben wir einen Bürgerblock betrieben mit einer Spitze 
gegen die Arbeiterschaft´, sagte Bruckmann gestern. Wenn die Zusammenfassung aller 
bürgerlicher Parteien in der Regierung kein Bürgerblock ist, was ist dann ein Bürgerblock? 
Wenn die Regierung zustande kommt unter dem Schlachtruf sämtlicher Beteiligter: ´Wider 
den Marxismus!´ und nur die für die Regierung entbehrliche Flügelgruppe der Demokraten 
eine andere Devise wählt, gegen wen ist dann diese Regierung gerichtet, wenn nicht gegen 
die Sozialdemokratie?“709.  
Trotz aller existierenden Unstimmigkeiten traten DVP und DDP am 19. Januar 1930 – früher 
als allgemein erwartet710 - in die Regierung ein. Der DDP wurde das Wirtschaftsministerium 
zugesprochen, dessen Leitung der 2. Landesvorsitzende Reinhold Maier übernahm, die DVP 
musste sich mit dem Amt eines ehrenamtlichen Staatsrates begnügen, das eigens zur 
Regierungserweiterung  geschaffen worden war711 und einigen Zündstoff für die 
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Oppositionsparteien bot. Da die Beratungen des Reichsrates über den Youngplan am 27. 
Januar des Jahres beginnen sollten, war die Erweiterung der Koalition um die liberalen 
Parteien ein Akt in letzter Sekunde, auch wenn Bolz beteuerte, die württembergische 
Regierung hätte auch ohne die Regierungserweiterung für die Zustimmung zum Young-Plan 
gestimmt.712 Zwei Tage vor den Berliner Besprechungen konnte Bolz eine Kabinettssitzung 
einberufen, die ihn ermächtigte, das Land Württemberg mit Ja stimmen zu lassen.713  
Die folgenden Wochen erwiesen sich für die Demokraten als schwierig. Die Liberalen hatten 
sich auf eine Mitte-Rechts-Koalition eingelassen, deren bisherige Führung insbesondere die 
DDP-Spitze bis dato verurteilt hatte und verurteilte.714 In der DDP blieben weiterhin Stimmen 
zu hören, die den neuen Weg ihrer Partei kritisch und sorgenvoll betrachteten. Einer der 
führenden Demokraten, Friedrich Payer715, verließ aufgrund der Entscheidung der DDP-
Führung zugunsten des Beitritts in die Regierung, die Partei, welcher er sein Leben lang 
gedient hatte. Gemeinsam mit ihm nahe stehenden Parteigenossen begründete er diesen 
Schritt in seinem Brief an den Parteivorstand, in dem er die Koalitionsbereitschaft der DDP 
mit der Partei Bazilles akzentuiert kritisierte: „Wir müssen austreten, weil uns unsere 
demokratische Überzeugung und Vergangenheit nicht gestattet, den Eintritt der Partei in eine 
Regierung wie die gegenwärtige württembergische mit zu verantworten, die wir bisher nur als 
grundsätzlichen, teilweise höchst gehässigen Gegner aller demokratischen Bestrebungen 
gekannt haben.“716 
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Dies musste innerhalb der DDP geradezu als Paukenschlag vernommen werden und stellte 
sicherlich ein Ereignis dar, „das in seiner Bedeutung und Tragweite kaum überschätzt 
werden“ konnte717. „Der Austritt Payers, der zeitlebens der Führer der schwäbischen 
Demokraten war, aus der Organisation dieser schwäbischen Demokraten“ urteilte die 
Schwäbische Tagwacht, „ist das vernichtendste Urteil, das über die Taktik Bruckmann718, 
Wieland719 und Genossen gefällt werden kann“720. Das Beispiel Payers werde zahlreiche 
Nachahmungen finden.721 Die Koalitionsgegner innerhalb der DDP blieben in den nächsten 
Wochen weiterhin zu hören. Es artikulierten sich die demokratischen Frauen gegen die DDP-
Führung722 ebenso wie die Stuttgarter Ortsgruppe723. 
Auch die Sozialdemokraten blieben weiterhin Kritiker des neuen Kurses der Deutschen 
Demokraten. Vor dem offiziellen Regierungseintritt hatte die sozialdemokratische Fraktion 
ihre diesbezügliche Stellungnahmen gegeben. So erklärte der Abgeordnete Ulrich am 15. 
Januar im Halbmondsaal, dass die Wege der Deutschen Volksparteiler seine Sache nicht 
seien – die württembergischen Sozialdemokraten verloren auch in jenen Tagen kaum ein 
Wort über die DVP - , „Es ist ihre Sache zu entscheiden, ob es eine erstrebenswerte Rolle 
ist, unter Preisgabe wichtiger politischer Grundsätze als fünftes Rad am Wagen in einer 
Regierung zu fungieren und im Ministerium bestenfalls einen ´Rath´724 aber keinen Einfluss 
zu haben“.725 Die Worte, welcher der Landtagsabgeordnete für beziehungsweise gegen die 
Deutschen Demokraten fand, waren dagegen weitaus weniger distanziert und nahmen sich 
der Situation aus einer ganz anderen Perspektive an. Das „Experiment einer 
Bürgerblockregierung“ wäre für die DDP der „sichere und schelle Selbstmord“726, urteilte 
Ulrich, zudem eine „Brüskierung der Sozialdemokratie“, die sie „als eine Kriegserklärung an 
die hinter ihr stehenden Volksmassen ansehen“ werde727.  
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Die Parteipresse verurteilte die Regierungserweiterung durch die DDP konform zur Kritik 
ihrer Vertreter im Landtag. Das „Neckar-Echo“ sprach an dem Tag des Eintritts der Liberalen 
in die Regierung von „Prostituierung“. Die DDP habe gemeinsam mit Bazille eine 
„reaktionäre Bürgerblock-Regierung mit ausgesprochener Kampfstellung gegen die 
Sozialdemokratie“ gebildet.728 Jedoch werde sich bei den nächsten Wahlen zeigen, dass die 
DDP aufgehört habe, ein nennenswerter Faktor der württembergischen Politik zu sein.729   
Bei der ersten Sitzung des württembergischen Landtags nach dem Zustandekommen der 
neuen Koalition am 21. Januar,  erregte sich Wilhelm Keil, welcher gleich zu Beginn das 
Wort ergriff, zunächst über die formale Handhabung der Regierungserweiterung durch die 
Regierung. Anstelle der sonst üblichen mündlichen Unterrichtung des Parlaments hatte man 
diesmal das schriftliche Verfahren gewählt, so dass den Abgeordneten die Möglichkeit 
genommen war, den Gegenstand zu diskutieren und Stellung zu nehmen. Die Regierung, so 
Keil, sei dem Landtag eine sofortige Aufklärung darüber schuldig, auf welcher 
verfassungsrechtlichen Grundlage die neue Einrichtung des ehrenamtlichen Beirats des 
Staatsministeriums beruhe. Vor allen Dingen sei sie verpflichtet, der Vertretung des 
württembergischen Volkes Gelegenheit zur Aussprache über die politischen Folgen der 
Regierungserweiterung zu geben. Da sie sich durch die Form der Bekanntgabe dieser 
Verpflichtung entziehe, werde die sozialdemokratische Fraktion eine Große Anfrage, welche 
diese Fragen zum Gegenstand habe, einbringen.730  
Bis zur nächsten Debatte im württembergischen Landtag, in der die sozialdemokratische 
Fraktion ihre Ansichten zur neuen Regierungskoalition veranschaulichen sollte, bestellte 
erneut die Presse die Kritik am von ihr benannten „Bürgerblock“. Neben der Kritik an 
Finanzminister Dehlinger, dem die sozialdemokratischen Redakteure vorwarfen, er zeichne 
absichtlich ein negatives Bild von der württembergischen Wirtschaft, um die Ausgaben 
insbesondere in den sozialen Bereichen zu drosseln731 und verschiedenen Vorwürfen, wie 
der, die Koalition sei antisemitisch eingestellt732, erregte vor allem das Urteil des 
Reichsstaatsgerichtshofes betreffend der Verfassungsklage der SPD gegen die 
württembergische Regierung733 die Gemüter in der Opposition. „Verfassungsmäßig ohne 
Vertrauen. Die sozialdemokratische Klage gegen Württemberg abgewiesen“ hieß es auf der 
Titelseite der „Schwäbischen Tagwacht“734. „Durch den Spruch des Reichsstaatsgerichtshof 
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wird die Agitation der Sozialdemokratie gegen solche Zustände in keiner Weise berührt. 
Tatsächlich haben ja seit der Regierungserweiterung vom 19. Januar 1930 diese Dinge an 
aktuellem Interesse verloren“. Das letzte Wort spräche zudem eh nicht das Reichsgericht, 
sondern der „politische Kampf“.735  
Die eigentliche Aussprache, jener „politische Kampf“, fand sechs Wochen später statt. Als 
Hauptredner für die SPD wurde Kurt Schumacher bestellt. Nochmals griff der 
sozialdemokratische Wortführer die Form der Bekanntmachung der Regierungserweiterung 
auf. Bissig erklärte er: „...Die württembergische Regierung möchte am liebsten ganz 
ungestört von jeder politischen Kritik regieren. Man hat seit Jahren beobachten können, wie 
sie sich bemüht hat, bei jeder größeren politischen Gelegenheit eine rechtzeitige 
Stellungnahme  des Landtags zu vermeiden. Sie möchte sich am liebsten als eine Art 
Verwaltungsgemeinschaft auftun, das hat sich in den letzten Monaten wieder gezeigt in der 
Art, mit der sie unsere Großen Anfragen betr. die Haltung der Regierung im Reichsrat beim 
Youngplan und die grundlegende Tatsache der Regierungserweiterung vom 19. Januar ds. 
Js. behandelt hat...“736. Dass sich die sozialdemokratische Fraktion tatsächlich übergangen 
fühlte, was die oftmals verspäteten Stellungnahmen der Regierung zu den verschiedenen in 
den letzten Monaten debattierten Themen betraf, artikulierten die sozialdemokratischen 
Redner in diesem Kontext nicht zum ersten mal. Die württembergische Regierungskoalition 
hatte im Grunde bei brisanten Fragen ihrer Politik regelmäßig versucht, Diskussionen im 
Landtag zu umgehen beziehungsweise auszusitzen. Eine offizielle Stellungnahme zur 
Regierungserweiterung und die damit verbundene Große Anfrage der SPD war während 
einer Sitzung des Staatsministeriums abgelehnt worden.737  Schumacher intensivierte im 
Folgenden seine Angriffe, die hauptsächlich gegen das Zentrum und gegen die DDP 
gerichtet waren. Zunächst – wie so oft in seinen Vorträgen - kam der Jurist zu Wort, der mit 
dem seine Ausführungen charakterisierenden scharfem Verstand die rechtlichen 
Konsequenzen einzelner Punkte der Regierungserweiterung erörterte. So griff Schumacher 
das Amt des ehrenamtlichen Staatsrats an, welches der DVP zugesprochen worden war. 
Das neu geschaffene Amt sei ein „Unding“. Weder in der württembergischen Verfassung 
noch im Beamtengesetz finde sich auch nur „die Spur einer Andeutung, dass ein solcher 
Posten möglich wäre ... darum möchte ich dem Herrn Staatspräsidenten in allem Ernst den 
Vorschlag machen, seine Regierung als Institut für Visitenkartenkosmetik aufzumachen, 
denn etwas anderes hat diese Ernennungs- und Verleihungstätigkeit des Staatspräsidenten 
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nicht zu bedeuten...“. Die Haltung des Zentrums erfuhr eine vernichtende Beurteilung. Wenn 
das Zentrum sich am 20. Mai 1928 außer Stande gefühlt hatte und bis dato fühlte, 
gemeinsam mit der SPD zu regieren, so konnte doch ein Zusammengehen mit den 
Demokraten gleichfalls nicht ernsthaft in Betracht kommen, kommentierte Schumacher. 
Dieselben Gründe, welche das Zentrum gegen die SPD aufgeführt hatte, nämlich ihre 
unitarische Haltung bezüglich der Reichsreform, ihre Kulturpolitik, die Wirtschaftspolitik und 
ihre Haltung gegenüber Kirche und Staat, müssten definitiv auch eine Koalition mit der DDP 
ausschließen. „Nun, meine Herrn vom Zentrum,“, erklärte Schumacher daher, „dieselben 
´sachlichen´ Gründe, die Ihnen das unmöglich machten, mit uns zusammenzugehen, dürften 
sie doch wohl auch bei den liberalen Mittelparteien, besonders der Deutschdemokratischen 
Partei finden“. Aber Bolz ließe lieber den Landtag auflösen als mit der Sozialdemokratie in 
eine Regierung zu gehen. Die sozialdemokratische Fraktion machte an dieser Stelle 
nochmals darauf aufmerksam, welch abgekartetes Spiel sowohl die Regierungsbildung von 
1928 als auch die aktuelle Regierungserweiterung für sie war. Schumachers Rede 
verdeutlichte die Verbitterung der württembergischen Sozialdemokraten bezüglich ihrer 
politischen Isolation, welche ihrer Meinung nach durch die Haltung des Zentrums forciert 
worden war und weiterhin vorangetrieben wurde. Der Eintritt der Demokraten, das stand für 
die sozialdemokratischen Wortführer fest, konnte nicht das Geringste an dem Kurs der 
Regierung ändern: „In der Regierung vertreten sind sämtliche bürgerliche Parteien, aber 
Regieren tut das Zentrum und der Bauernbund allein „.738    
Ein letzter Austausch im württembergischen Landtag ergab sich bei der allgemeinen 
Aussprache über die Feststellung des Staatshaushaltsplans 1930. Die sozialdemokratische 
Fraktion nahm als Oppositionspartei den württembergischen Haushalt zum Anlass einer 
umfassenden Kritik an der Regierungsarbeit. Zu den einzelnen Kritikpunkten gehörte dabei 
selbstverständlich neben den verschiedenen Ausgabeposten vor allen Dingen im sozialen 
Bereich der Beitritt der liberalen Parteien in die Regierung.739 Zwar hätten sich, so Ulrich, 
insbesondere Demokraten und Zentrum dagegen gewehrt, dass die „jetzige Kombination in 
Württemberg als Bürgerblockregierung und antisozialistische Koalition bezeichnet werde. 
Verlauf und Ergebnis der Etatsberatungen aber haben plastisch gezeigt, dass wir es jetzt in 
Württemberg  mit einer ausgesprochenen Bürgerblockregierung und mit einer kompakten, 
gegen die große Masse der Lohn- und Gehaltsempfänger gerichteten Vereinigung des 
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gesamten Bürgertums zu tun haben.“740 Die Ziele, mit welchen sowohl die Volksparteiler als 
auch die Deutschdemokraten in die Regierung eingetreten seien, seien nicht erreicht 
worden. Die Schulpolitik habe aus Sicht der sozialdemokratischen Fraktion keine 
Verbesserung erfahren, sowenig wie die Stellung der Arbeitslosen. Dagegen sei die 
Landwirtschaft weiterhin bevorteilt. Einziges zu nennendes Positivum war nach Einschätzung 
Ulrichs eine Erhöhung der staatlichen Förderung des Wohnungsbaus. Das Gesamturteil fiel 
– wie anders nicht zu erwarten – katastrophal aus: „Die Etatsberatung hat gezeigt, dass die 
neuen Koalitionsparteien am politischen Kurs der alten Regierung und am Geist ihrer 
Verwaltung nichts, aber auch gar nichts zu ändern vermochten. Dieser Geist und Kurs ist der 
gleiche geblieben, wie in den letzten Jahren. Er ist gekennzeichnet durch eine unklare und 
irreführende Finanzpolitik, durch eine unsoziale und ungerechte Steuerverteilung, sowie 
durch soziale und kulturpolitische Unfruchtbarkeit.“741 
Am selben Tag, an dem Ulrich dem Landtag vorsprach, hielt Kurt Schumacher vor dem 
Stuttgarter Ortsverein ein Referat, das sich ebenfalls mit der Regierungserweiterung 
beschäftigte. „Wie kam es zum Bürgerblock?“ lautete der Titel seines Vortrages. Referent 
und Thema ließen eine vielschichtige und umfassende Analyse der politischen Situation in 
Württemberg erwarten. So zeichnete Schumacher dann ein schwarzes Bild, nicht nur von 
der Landespolitik, sondern von dem verbliebenen Fundament der Weimarer Republik 
insgesamt: „Die Demokratie der Weimarer Verfassung ist noch nicht erfüllt. Wir stehen erst 
vor den Toren vieler Vorschriften. Finanzkapital, zum Teil Industriekapital, Reichswehr und 
Bürokratie stehen weitgehend außerhalb der parlamentarischen Demokratie. Die Wirtschaft 
bemächtigt sich der ´bürgerlichen Politik´ und der moderne Kapitalismus ist staatsferner als 
der Arbeiter, der viel stärker an der Republik und der Demokratie interessiert ist ... Weil wir 
an der parlamentarischen Demokratie mehr interessiert sind als die anderen, spekulieren 
diese Kreise auf unser Verantwortungsgefühl und muten uns schließlich zu, uns mit dem 
Schein der Demokratie zu begnügen. Noch nie ist eine Partei so unerhört von oben 
behandelt worden wie die SPD...“742. Mit dieser Analyse nahm Schumacher das 
Grundproblem der folgenden Jahre, das sich der deutschen Sozialdemokratie wie der 
Weimarer Republik insgesamt stellen sollte, vorweg. Die hier gestellte Frage, wie viel 
Demokratie man aufzugeben bereit war, um welches Maß an Demokratie zu retten, war die 
Kernfrage der deutschen Sozialdemokratie der Jahre 1930 bis 1933 und Ausgangspunkt für 
die von ihr gewählten Tolerierungspolitik gegenüber den kommenden reichsdeutschen 
Regierungen. 
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7.2. Das Ende der Großen Koalition und der Beginn der Präsidialkabinette. Die 
Reichstagswahlen vom 14. September 1930 
 
Während die Erweiterung der Regierung Bolz-Bazille in der württembergischen Bevölkerung 
allmählich als zum politischen Alltag gehörig empfunden wurde, rückten reichspolitische 
Themen mehr und mehr in den Mittelpunkt des allgemeinen Interesses und füllten die 
Titelseiten auch der württembergischen Zeitungen. Nachdem am 12. März die Young-
Gesetze und am 18. März das Zweite Republikschutzgesetz vom Reichstag verabschiedet 
worden waren, waren für die Koalitionsparteien die wichtigsten gemeinsamen Ziele und 
Aufgaben, die sie bis dahin miteinander verbunden hatten, weggefallen. Zunehmend wuchs 
in bestimmten bürgerlichen Kreisen der Wunsch nach einer neuen Mitte-Rechts-Koalition 
unter Ausschluss der SPD. Zwar konnte eine solche Koalition unter den gegebenen 
Umständen ausschließlich eine Minderheitsregierung bilden - zu stark waren die 
Abneigungen des Zentrums und der DDP gegen die DNVP, seitdem Hugenberg das 
Volksbegehren um das „Freiheitsgesetz“ hatte durchsetzen wollen - dennoch betrachteten 
viele eine solche Regierung als die aktuell vorteilhafteste Lösung für das Deutsche Reich. 
Insbesondere favorisierten die DVP aber auch der rechte Flügel des Zentrums die 
bürgerliche Koalition. Ob jedoch der führende Mann des Zentrums, Heinrich Brüning, wie 
Wilhelm Keil, der als Reichstagskandidat für Württemberg die Berliner Ereignisse vor Ort 
betrachtete, es formulierte, aktiv auf den Sturz des Kabinetts Müller „hingearbeitet“ habe, sei 
dahingestellt.743 Immerhin gab Brüning während einer Besprechungen, die er im März mit 
dem Reichspräsidenten Hindenburg führte, diesem zu verstehen, dass seine Partei auch 
anderen Regierungen ihre Unterstützung geben werde.744 
Der endgültige Grund für das Scheitern des Zweiten Reichskabinetts Müller lag in den 
Meinungsunterschieden der einzelnen in der Regierung vertretenen Parteien hinsichtlich der 
Sanierung der Reichsfinanzen. Hierbei spielte die steigende Arbeitslosigkeit und die damit 
verbundenen Kosten der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
die herausragende Rolle. Während die DVP jede Erhöhung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung ablehnte, setzte sich die sozialdemokratische Fraktion für deren 
Erhöhung bei Beibehaltung der sozialen Aufwendungen ein. Trotz Kompromissvorschlägen 
des Zentrums und der DDP, brach die Große Koalition an dieser Frage zusammen. Die 
sozialdemokratische Fraktion, die hinsichtlich dieser Problematik dem Druck der 
Gewerkschaften ausgesetzt war, fand sich mehrheitlich nicht bereit, die Kürzungen der 
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Sozialleistungen mit ihren Stimmen zu unterstützen. Dies obwohl Hermann Müller seine 
Genossen dazu anhielt, den von Brüning eingegebenen Kompromissvorschlag anzunehmen. 
So kam gegen den Willen des Kanzlers keine Mehrheit in der Fraktion zustande. Am 27. 
März reichte Müller, gesundheitlich stark angegriffen, seinen Rücktritt ein und übernahm so 
für das Scheitern der Großen Koalition die politische Verantwortung, die faktisch auf allen 
Regierungsparteien hätte lasten müssen. 
Hindenburg beauftragte daraufhin Brüning mit der Bildung einer neuen Regierung. Am 30. 
März ernannte er diesen zum Reichskanzler. Brüning erklärte am 1. April vor dem Reichstag, 
er gedenke „die für das Reich lebensnotwendigen Aufgaben in kürzester Frist zu lösen“. 
Dem Widerstand der Parlamentsmehrheit werde er mit der in der Hand des 
Reichspräsidenten liegenden Reichstagsauflösung begegnen.745 Diese Drohung machten 
Reichskanzler und Reichspräsident  im Juli des Jahres wahr, als der Reichstag keine 
Einigung über die Deckungsvorlagen des Staatshaushalts erzielte. Brüning gab nach dem 
Abstimmungsergebnis vom 15. Juli bekannt, er lege keinen Wert auf deren weitere 
parlamentarische Behandlung.746 Am Folgetag, dem 16. Juli 1930, erließ der 
Reichspräsident, gestützt auf den Artikel 48 der Reichsverfassung, die Notverordnungen zur 
Deckung des Reichshaushaltes und der Gemeindehaushalte.747 Am selben Tag stellten 
Sozialdemokraten und Kommunisten die Anträge, beide Notverordnungen mittels 
Abstimmung im Parlament außer Kraft zu setzen. Für die Sozialdemokratie führte Wilhelm 
Keil das Wort748. Das Haus unterstützte mehrheitlich die Anträge der SPD und KPD und 
erklärte somit die Notverordnungen für ungültig. Brüning erbat daraufhin beim 
Reichspräsidenten die Auflösung des Reichstages. Diese erfolgte am 18. Juli 1930. Die 
Neuwahlen, welche einer Parlamentsauflösung folgen mussten, setze Hindenburg auf den 
14. September fest. Am 26. Juli erließ Hindenburg aufgrund des 
Außerkraftsetzungsverlangens des Reichstages die beiden Notverordnungen neu. Die 
Inkraftsetzung der bereits vom Reichstag abgelehnten Notverordnung kam einem 
Verfassungsbruch gleich und markierte den Beginn der autoritären präsidialen Phase des 
Weimarer Staates. 
In Württemberg begann der Wahlkampf mit der Festsetzung der Neuwahlen durch den 
Reichpräsidenten am 18. Juli 1930. „Nun hat das Volk das Wort“749 verlautbarte Rudolf 
Breitscheid in den Presseorganen der Sozialdemokratie: „In hochdramatischer 
Reichstagssitzung wurde gestern der sozialdemokratische Antrag auf Aufhebung der auf 
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Grund des Artikels 48 erlassenen Steuerverordnung mit 236 gegen 221 Stimmen 
angenommen – der Reichskanzler verlas darauf eine Erklärung des Reichspräsidenten, 
wodurch der Reichstag aufgelöst wurde.“750 Einen Tag später erfolgte der Aufruf des 
Reichsparteivorstandes der SPD in sämtlichen parteieigenen Organen. Dies war der offizielle 
Auftakt zum Wahlkampf: „Wähler und Wählerinnen der Deutschen Republik!“ hieß es hier, 
„Der Bürgerblock hat seine Diktatur aufgerichtet!“751 Allein mit diesem Aufruf zeigte die 
reichsdeutsche Sozialdemokratie die Richtung ihres Wahlkampfes auf. Sie stritt nun, ebenso 
wie die württembergische Sozialdemokratie seit 1928, gegen das eigenmächtig agierende 
Zentrum und für die Republik.  Ebenfalls am 21. Juli erschien gleichsam auf der Titelseite der 
württembergischen SPD-Organe der Aufruf des Landesparteivorstands. „Der Kampf 
beginnt“, in welchem die Aktiven752 aufgefordert wurden, die für den 10. August einberufene 
Außerordentliche Landesversammlung zu besuchen.753 Das Programm der Versammlung 
erfuhren die Mitglieder wenige Tage später ebenfalls aus der Presse.754 Zunächst war ein 
Referat Keils geplant mit dem Titel „Volksrecht oder Geldsacksrecht?“755, hiernach sollten die 
Kandidaten zur Reichstagswahl aufgestellt werden. 
Die einzelnen württembergischen Landesparteien gingen den Reichstagswahlen mit völlig 
unterschiedlichen Hoffnungen und Bedenken entgegen. Die enge Bindung zwischen DDP 
und DVP mit den Spitzenkandidaten Theodor Heuß und Otto Keinath gab vielen ihrer 
Anhänger Grund, auf gute Ergebnisse für die liberale Bewegung zu hoffen. Es wurden aber 
auch Stimmen laut, welche die Probleme zu nennen suchten, die nach ihrer Einschätzung 
auf DDP und DVP zukamen. So äußerte der führende Demokrat Friedrich Mück: 
„Württemberg gehört zu den besten Wahlkreisen und selbst hier wird unser 
Stimmenrückgang so sein, dass man ruhig von einer Katastrophe wird reden können“. Er 
prognostizierte, dass einige Wähler zur Sozialdemokratie gehen, der sich die Liberalen nach 
                                                          
750
 STW, 19.7.1930, S. 1. 
751
 STW, 21.7.1930, S. 1. 
752
 Zu jenen Landesversammlungen waren nicht sämtliche Mitglieder zugelassen, sondern nur 
folgende Delegierte:  
1. innerhalb der Ortsvereine gewählte Delegierte, deren Zahl 200 nicht übersteigen soll 
2. Mitglieder des Landesvorstands und des Erweiterten Landesvorstands 
3. Die gewählten Reichs- und Landtagsabgeordneten 
4. Mitglieder der Revisionskommission 
5. Die Vorsitzenden der Pressekommissionen 
6. Die Parteisekretäre 
7. Jeweils ein Redakteur aller in Württemberg erscheinenden Parteizeitungen 
8. Jeweils ein verantwortlicher Geschäftsführer der württembergischen Parteiverlage 
9. Jeweils ein Vertreter des Arbeiterwohlfahrtsausschusses und der Jugendorganisation 
Siehe STW, 24.7.1930, S.3. 
753
 STW, 21.7.1930, S. 1. 
754
 Siehe im Folgenden STW, 24.7.1930, S.3. 
755
 Siehe hierzu den Abdruck des Referats in der „Schwäbischen Tagwacht“, STW, 11.8.1930, 
S.10/11/12. 
  
175
wie vor verbunden fühlten756, „viele werden aus Verdrossenheit nicht wählen..., die Juden 
werden am Antisemitismus des Herrn Mahraun Anstoß nehmen und die Christlichen an den 
vielen Juden, die in der Partei sind, die Haus- und Grundbesitzer laufen uns wegen der 
Stellung zur Bodenreformfrage davon und die Bodenreformer, weil wir zu 
hausbesitzerfreundlich sind ..., kurzum, ich glaube nicht, dass wir eine ordnungsmäßige 
Wahlarbeit werden leisten können ... Ich wollte, ich wäre beim Zentrum.“757758 
Dass das Zentrum tatsächlich auf einem wesentlich stabileren Fundament stand als alle 
anderen Parteien, begründete sich zum einen in der Konfessionsstruktur der 
württembergischen Bevölkerung759, zum anderen in der aktuellen politischen Lage. In 
Württemberg war die Etablierung einer Regierung bestehend aus den bürgerlichen Parteien 
gelungen. Damit hatte das württembergische Zentrum bereits das Ziel erreicht, das Brüning  
erst zu realisieren versuchte und konnte somit ruhiger und in sich ruhender dem 14. 
September entgegen gehen. So führte die katholische Partei wie auch in den vergangenen 
Jahren einen vergleichsweise sachlichen Wahlkampf. Im Gegensatz zu im Grunde allen 
übrigen Parteien versuchten ihre Führer unsachliche Polemiken und Beschimpfungen gegen 
den politischen Gegner zu vermeiden. Zwar fehlte es nicht an Kritik auch gegen die 
Sozialdemokratie, welche wiederholt als unfähig bezeichnet wurde, den Staat zu führen, 
doch waren eher Äußerungen typisch, welche die SPD als eine staatstragende und damit 
notwendige Partei bezeichneten.  
Größte Probleme hatten die Deutschnationalen (Bürgerpartei) zu verzeichnen. Der 
Hugenberg-Block hatte sich nach langen innerparteilichen Kämpfen auch in Württemberg 
durchgesetzt. Die interne Diskussion um die politische Richtung der Partei kostete die DNVP 
einige Köpfe, die für ein weiteres erfolgreiches Abschneiden der DNVP nicht unwichtig 
waren. So war der ehemalige Staatspräsident und Kultminister, Wilhelm Bazille, der in der 
württembergischen SPD nicht nur wegen seiner scharfen Töne gegen die Sozialdemokratie 
auf höchste Ablehnung stieß, ausgetreten. Die innere Spaltung der Partei nahm die 
schlechten Wahlergebnisse im September 1930 vorweg. Die Rolle der entschiedensten 
Agitatoren gegen die württembergischen Sozialdemokraten übernahmen für die DNVP ihre 
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Spitzenkandidaten  Dr. Hölscher und Dr. Wider760. In den Organen der DNVP wurden 
wiederholt führende Sozialdemokraten als heuchlerische, füllende Bonzen dargestellt, 
welche Sozialismus predigten aber in Luxus lebten: „Wer hat bis jetzt Vorteile von der 
Linksregierung gehabt, die seit 1918 am Ruder ist?“, fragte die Wahlpropaganda der 
Bürgerpartei und antwortete: „Der Parteibonze der Roten? Ja! Diese kleine Gruppe des 
Volkes hat allein gewonnen“ Sie haben fette Minister- und Beamten-Posten inne, beziehen 
üppige Pensionen, schlemmen und prassen und tragen ihr Geld ins Ausland!“761 
Auch der Bauernbund agitierte entschieden gegen die SPD.762 „Eine Stärkung der 
Linksparteien bei der kommenden Reichstagswahl würde das Ende aller Hilfsmaßnahmen 
für die Landwirtschaft bedeuten“763, erfuhren die württembergischen Bauern. Die „von 
jüdischem Geiste beherrschten roten Parteien“ betrieben insgesamt eine Politik, „die zur 
Zerstörung der Freiheit und Selbständigkeit des Mittelstandes in Stadt und Land führt“764. 
Aber nicht nur Mittelstand und Bauerntum litten unter der Politik der SPD. Insbesondere „die 
Hungrigen“ dürften sich bei der SPD-Führung „dafür bedanken, dass sie arbeitslos sind und 
kein Geld haben“765. Nur ein gesunder Bauernstand werde stets und müsse stets die feste 
Grundlage sein, auf der das ganze Staatswesen sich aufbaut“766. So habe sich der 
Bauernbund gegen den Young-Plan ausgesprochen, welcher ein „wehrhaftes, freies 
deutsches Volk“ unterdrücke767 und setze sich in Zeiten wirtschaftlicher Krisen für eine 
„Rückkehr zu der sparsamen  Wirtschaft der Vorkriegszeit bei den öffentlichen Behörden und 
Verwaltungen ein.768 Im Zusammenhang mit der Ablehnung des Young-Plans betonte der 
Bauernbund wiederholt und intensiv seine Abkehr von der Nationalsozialistischen Partei769, 
welche die Hoffnungen der Agrarpartei „schmählich enttäuscht“ hatten.770 
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Der Wahlkampf der NSDAP war an Aggressivität nicht zu überbieten. Die Republik 
verachtend griff die nationalsozialistische Propaganda alles an, was sich nicht eindeutig zu 
den nationalsozialistischen Zielen bekannte. Sogenannte „Aufklärungsblätter“ hetzten gegen 
das Parlament als den „Haufen der Interessenten“ und vor allem gegen die 
Sozialdemokraten als die „Arbeiterverführer und Youngversklaver“771. Insgesamt 
verdeutlichte die NSDAP in diesem Wahlkampf, mit was für einem Gegner es alle übrigen 
Parteien zu tun hatten und welch skrupellosen Kampf sie zu führen bereit war. 
Die KPD trat mit großen Schwierigkeiten in den Wahlkampf. Innerlich zerrissen und 
gespalten in KPO und KPD setzte Ernst Thälmann Clara Zetkin an die Spitze der lokalen 
Organisation, um zwischen den beiden Gruppen ein Minimum an Konsens zu erlangen. Der 
vorrangige Gegner der KPD blieb neben den Nationalsozialisten die Sozialdemokratie. 
Wiederholt warfen die kommunistischen Parteiführer der SPD vor, sie betreibe Verrat an der 
Arbeiterklasse. Wilhelm Keil wurde Zielscheibe der kommunistischen Propaganda, die auch 
vor persönlichen Beschimpfungen des Sozialdemokraten nicht zurückschreckte.772  
Insgesamt enthielt das Wahlprogramm, mit dem die württembergischen Kommunisten in den 
Wahlkampf zogen, vornehmlich radikale Forderungen, welchen jedoch die politischen 
Grundlagen zur Realisierung fehlten. Der kämpferische Ton und die verführerische 
Zielsetzung insbesondere für die Arbeitslosen und wenig Verdienenden erschwerte den 
Sozialdemokraten zwangsläufig eine sachliche Positionierung im Wahlkampf gegenüber den 
Arbeitern. „Wir erklären feierlich vor allen Völkern der Erde, vor allen Regierungen und 
Kapitalisten des Auslandes, dass wir im Falle unserer Machtergreifung alle sich aus dem 
Versailler Frieden ergebenden Verpflichtungen für null und nichtig erklären werden“ hieß es 
im kommunistischen Programm und weiter „wir werden die Erwerbslosigkeit aus der Welt 
schaffen“773.  Was war diesen zum Programm erklärten Sehnsüchten hinzuzufügen? Die 
Binnenwanderung der linken Wahlbevölkerung in Richtung der KPD schien seitens der 
Sozialdemokraten nur eingedämmt werden zu können durch die eigene Radikalisierung, 
durch welche sie sich aber von den demokratischen Parteien weiter entfernt hätte. So sah 
sich die württembergische Sozialdemokratie in einer politischen Situation, die es ihr nicht 
gestattete nach links oder auch zur Mitte hin zu rücken.   
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Für die Landes-SPD waren die folgenden Wahlen von besonderer Bedeutung. Als bis dahin 
stärkste parlamentarische Kraft – sie vereinigte den größten Stimmenanteil auf ihrer Liste – 
hatte sie einiges zu verlieren. Zudem sollte sich durch die Ergebnisse erweisen, ob ihre 
Oppositionspolitik in der Bevölkerung angenommen wurde, oder ob die württembergische 
Sozialdemokratie bereits so stark in die politische Isolation manövriert worden war, dass sie 
in der Öffentlichkeit kaum noch Gehör fand. Im Wahlkampf unterstrich die SPD ihre 
Gegnerschaft zu sämtlichen anderen Parteien. Auch die DDP stand nach ihrem 
Regierungseintritt keineswegs mehr außerhalb der sozialdemokratischen Kritik. So urteilten 
die württembergischen Genossen, die DDP sei zwar „eigentlich die berufene Vertreterin des 
fortschrittlich gesinnten Bürgertums“, sie sei aber auch „stark abhängig von 
großhändlerischen und industriellen Einflüssen“774. Ihre Partnerin, die DNVP sei 
dementsprechend die Vertreterin der Schwerindustrie.775 Das Zentrum wolle zwar den 
Anschein erwecken, es sei „die Partei der wahren ´Volksgemeinschaft´“, dies entspräche 
jedoch nicht der Realität. Auch im Zentrum ließen sich „die Klassengegensätze nicht 
überbrücken“776. Besondere Aufmerksamkeit schenkten die Parteiführer der 
nationalsozialistischen Bewegung. Wiederholt wurde zu antifaschistischen Kundgebungen 
aufgerufen, denen oftmals Schumacher vorsprach.777 
Wiederholt rief der Parteivorstand der württembergischen Sozialdemokratie zur 
Landesversammlung auf. Am 9. August schrieb die „Schwäbische Tagwacht“ auf ihrer 
Titelseite: „Es geht ums Ganze“ und erklärte: „Können sie (die „Staatsbürgerlichen“, die 
Verf.) ihr Ziel auf dem Wege der Verfassung nicht erreichen, so gehen sie den Weg des 
Verfassungsbruchs. Das ist die Situation, die wir bei Eröffnung des Wahlkampfes vorfinden. 
Kann es noch eine Frage sein, was da zu tun ist? Im ganzen Deutschen Reich, von 
Konstanz bis Königsberg, von Flensburg bis Mittenwald, gilt es, die Massen der Kopf- und 
Handarbeiter, der Arbeiter in der Bluse, der Arbeiter im Stehkragen, der Arbeiter am 
Amboss, der Arbeiter am Pflug mobil zu machen. In jedem Land, in jedem Bezirk, in jeder 
Stadt und jedem Dorf muss die Fahne des Verteidigungskampfes erhoben werden. Des 
Kampfes zur Sicherung der demokratischen Volksrechte, zur Eroberung des entscheidenden 
Einflusses der Arbeiterklasse auf den Staat“.778  
Die Landesversammlung war der aktuellen politischen Situation entsprechend gut besucht. 
Keiner der Delegierten hatte sich entschuldigen lassen, so dass die Tagwacht vermelden 
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konnte, dass das Delegationsrecht bis zur „letzten Konsequenz ausgenützt worden“ sei779. 
Die Landesversammlung gab zum Ausdruck, es werde sich in den folgenden Wochen nicht 
um den üblichen Wahlkampf handeln. Es stand offensichtlich für die meisten Genossen nicht 
nur das gute Abschneiden der eigenen Partei zur Disposition, sondern „Geist und Praxis der 
Demokratie in der deutschen Politik“. Dabei wollte man die Demokratie  zwar „mit allen 
Mitteln“ verteidigen, jedoch den „Klassenkampf auf dem Boden der Demokratie“ zu führen.780 
Tatsächlich bedeutete dies ein deutliches Bekenntnis der Sozialdemokratie zu einem rein 
legalen Kampf, der verfassungsmäßig abgesegnet, keinerlei revolutionäre Züge enthalten 
konnte. Hinter diesem klaren Bekenntnis verblassten die radikalen Aufrufe der 
Sozialdemokraten im Wahlkampf und blieben pseudorevolutionäre Agitation. Im gleichen Stil 
formulierte der Parteivorsitzende Rossmann die Position seiner Partei: „Wir sind 
verfassungstreu bis zur letzten Konsequenz“ verlautbarte er und erklärte im gleichen Satz: 
„aber einer ungesetzlichen Gewalt werden wir mit allen Mitteln entgegentreten“. Was der 
Parteiführer mit jenem Kampf „mit allen Mitteln“ auf dem Boden der Verfassung meinte, blieb 
bis auf weiteres unklar.  
Erstmalig wurde innerhalb der württembergischen Sozialdemokratie der Vergleich zwischen 
dem Bismarckschen Sozialistengesetz und der aktuellen politischen Situation gezogen. So 
erklärte Rossmann: „Ging es vor 50 Jahren um unsere politische Existenz schlechthin, so 
geht es heute um unser Recht, die inneren Zustände der deutschen Republik nach unserem 
Willen mitzuformen und dem gesellschaftlichen Bilde unserer Zeit demokratische und 
soziale, sozialistische Züge zu verleihen“ und „wir sind mit dem Bismarck von Blut und Eisen 
fertig geworden, wir werden auch mit den Männern in der Löwenhaut781 fertig werden“782. 
Dass Teile der SPD diesen Vergleich noch nach dem 30. Januar 1933 heranzogen und 
damit ihre Situation verharmlosten und die hiermit verbundenen Gefahren verkannten, gibt 
Aufschluss über das Selbstverständnis von der eigenen politischen Isolation und die daraus 
resultierenden Folgeschlüsse betreffend des politischen Kampfes und seiner Formen 
manchen Sozialdemokraten.    
Wilhelm Keil, der Hauptreferent der Landesversammlung, nahm sich zum einem vor allem 
den Kernpunkten sozialdemokratischer Forderungen im Kontext der Tagespolitik an. In 
seinem Referat brachte er aktuelle, politische Probleme zur Sprache und formulierte 
diesbezügliche Lösungsvorschläge. Dabei behandelte der Parteiführer hauptsächlich die 
Finanzprobleme des Reiches und erläuterte die verschiedenen Konzepte der bürgerlichen 
Parteien und der SPD. Die Verteilung der Reichsfinanzen zugunsten oder zuungunsten der 
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einzelnen Bevölkerungsschichten beschrieb den inhaltlichen Schwerpunkt des 
sozialdemokratischen Wahlkampfes in Württemberg auch für die nächsten Wochen.783 Zum 
anderen widmete sich Keil den politischen Extremen. „Natürlich ist eine Zeit schärfster 
Wirtschaftskrise die beste Konjunktur für eine skrupellose Aufpeitschung der Notleidenden ... 
Hier steht uns eine große politische Aufklärungsarbeit bevor. Sie ist umso dringlicher, weil 
von dieser Seite her eine Gefahr für den demokratischen Staat erwächst“784. Die NSDAP 
hielt Keil für eindeutig gefährlicher als die Kommunisten, zumal er eine 
Regierungsbeteiligung der NSDAP im Reich bereits zu diesem Zeitpunkt für nicht 
unrealistisch hielt785. Insgesamt wirken Keils Bemerkungen über den Nationalsozialismus 
aus der heutigen Perspektive weitsichtig und erklären die vergleichsweise starke 
Mobilmachung der württembergischen Sozialdemokratie gegen die Nationalsozialisten. „Wir 
haben den monarchistischen Absolutismus gehabt und wissen, wohin er uns geführt hat. 
Eine Erneuerung des alten Systems in Form einer faschistischen Diktatur würde 
Deutschland wieder das Misstrauen der ganzen Welt zuziehen, würde die internationale 
Atmosphäre vergiften und einen neuen Weltkrieg vorbereiten, in dem nicht nur Deutschland, 
sondern ganz Europa wirtschaftlich und kulturell zerrüttet werden würde. Man begreift die 
Leichtfertigkeit nicht, mit der die bürgerlichen Parteien solchen Möglichkeiten 
gegenüberstehen.“ Bezeichnenderweise beurteilte Keil trotz aller Furcht, mit der er einem 
möglichen Erstarken der NSDAP begegnete, den Nationalsozialismus als kurzweilige 
Episode, an deren Ende zwangsläufig die sozialistische Revolution stünde.786    
Für die kommenden Wahlen und darüber hinaus erklärte der württembergische Parteiführer 
folgende Punkte zu den erstrangigen Zielen: „Unbedingter Schutz der Reichsverfassung und 
des demokratischen Parlamentarismus; Erhaltung des Friedens durch eine Politik der 
ehrlichen Verständigungsbereitschaft; Erhaltung und Sicherung der sozialen 
Errungenschaften; Sicherung der Existenz aller wirtschaftlich Schwachen; Ordnung der 
Reichsfinanzen nicht durch Auspowerung der Armen, sondern durch Opfer der 
Leistungsfähigen; Überwindung der Wirtschaftskrise; Ausgestaltung der demokratischen 
Republik zu einer sozialen.“787 
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Nach den Ansprachen der beiden württembergischen Parteiführer erfolgte die Abstimmung 
über die Vorschläge des Landesparteivorstands bezüglich der Kandidatenliste für die 
Reichstagswahl. Gewählt wurden Wilhelm Keil, Karl Hildenbrand788, Erich Rossmann789, Kurt 
Schumacher, Fritz Ulrich, Jakob Weimer790, Fritz Herrlinger, Christine Evert, Oskar 
Kalbfell791, Christian Fauser, Alois Obermayer und Ernst Haug.792  
Der Wahlkampf der württembergischen Sozialdemokraten war gegen alle übrigen Parteien 
ausgerichtet. Wilhelm Keil thematisierte die finanzpolitischen Probleme des Reiches wie der 
Länder und griff insbesondere das Zentrum an. In seinem „Offenen Brief an den 
Staatspräsidenten, Reichs- und Landtagsabgeordneten Dr. Bolz“, der auf den Titelseiten der 
parteieigenen Organe veröffentlicht und als Flugblatt herausgegeben wurde793, verteidigte er 
die Politik der SPD – gleichwohl unter Reichskanzler Hermann Müller -  gegenüber dem 
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Zentrum und unterstrich die sozialpolitischen Forderungen seiner Partei hinsichtlich der 
Sanierung der Reichsfinanzen.794 Machte Keil sich demgemäß zunehmend gegen das 
Zentrum stark, fand Schumacher bereits während dieses Wahlkampfes seinen Hauptgegner 
in den Nationalsozialisten, die er auf den verschiedenen Wahlversammlungen schwer 
attackierte.  
Diese Wahlversammlungen fanden im ganzen Land statt und wurden meistens von der 
regionalen Parteiprominenz geführt795. Wiederholt standen Rossmann, Keil und Schumacher 
auf den Rednerbühnen. Ein ganz neues Werbemedium für die deutsche Sozialdemokratie 
war ein vom Reichsparteivorstand gemietetes Luftgeschwader mit der Aufschrift „Wählt Liste 
1!“. Dieses flog über dem gesamten deutschen Reichsgebiet und erreichte am 2. September 
Stuttgart796. Neben diesem Kuriosum setzte die Partei jedoch vornehmlich die üblichen 
Werbemittel ein: Presse- und Plakatwerbung, aber vor allen Dingen die zahlreichen 
Wahlveranstaltungen, auf denen auch prominente Sozialdemokraten aus der Reichspolitik 
auftraten, gehörten zu den wichtigsten Propagandamitteln der Partei. 
Bei der Wahl am 14. September erlitt die SPD im Reich wie in Württemberg klare Einbußen. 
Die Landespartei gewann zwar im Vergleich zu den Maiwahlen des Jahres 1928 über 11.000 
Stimmen hinzu, aufgrund der erheblich stärkeren Wahlbeteiligung jedoch, musste sie 
dennoch einen nicht unerheblichen prozentuellen Rückgang ihrer Wählerklientel verkraften. 
Von 23,6% im Jahr 1928 sank sie nun auf 20,1% (5 Reichstagsmandate)797 und war damit 
hinter dem Zentrum (21,6%) zweitstärkste Partei, im Reich rutschte sie von 29,8% auf nun 
24,6% und blieb stärkste Fraktion.798 „Triumpf der Verantwortungslosen“ titulierte die 
„Schwäbische Tagwacht“ und verlautbarte: „Die Regierung Brüning geschlagen – Die 
Kommunisten erheblich, die Hakenkreuzler riesenhaft gewachsen“799. Tatsächlich waren 
Kommunisten und Nationalsozialisten eindeutige Gewinner dieser Wahlen. Die KPD kam in 
Württemberg auf 9,4% der Stimmen (1928: 7,2%), im Reich auf 13,1% (1928: 10,9%). Die 
NSDAP hatte ihren Wähleranteil um ein Vielfaches vermehrt. In Württemberg vereinigten die 
Nationalsozialisten 9,4% der Stimmen auf sich (1928: 2,1%), im Reich nunmehr 18,3% 
(1928: 3,5%). Damit waren die württembergischen Nationalsozialisten stark gewachsen, im 
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Vergleich zur Reichspartei jedoch hatten sie dennoch ein schwaches Ergebnis erzielt, 
nämlich lediglich die Hälfte des reichsdeutschen Stimmenanteils. Dies war das schlechteste 
Ergebnis der Nationalsozialisten in sämtlichen Wahlkreisen des Reiches. Das Zentrum war 
in Württemberg (21,6% in Württemberg, im Reich 14,8) leicht gewachsen und hatte im 
Grunde wie auch in den vorherigen Jahren seine Stabilität bewiesen. Die liberale 
Parteienkoalition von DDP und DVP musste starke Einbußen hinnehmen und rutschte von 
vormals 15% auf nunmehr 9,7% (Reich: 8,3%). Auch der Landbund war um 3,6%-Punkte 
gefallen und erhielt 1930 14,1% (Reich: 4,7%). Größeren Ausmaßes waren die Verluste der 
Deutschnationalen: sie erreichten 3,9% der Wähler gegenüber 6,2% im Jahr 1928 (Reich: 
7,1%).800  
Zusammen genommen hatten die beiden linken Parteien SPD und KPD ihr Ergebnis von 
1928 nahezu halten können. Weite Kreise der SPD werteten das Ergebnis als Zeichen der 
Stabilität der deutschen Arbeiterbewegung und auch Teile der Parteiopposition glaubten, 
dass die „Grundfesten der Sozialdemokratie nicht erschüttert“801 waren.802 Hingegen 
verzeichneten die bürgerlichen Parteien einen starken Rückgang an Wählerstimmen: Von 
67,1% im Jahr 1928 rutschten sie auf nunmehr 61,1% im September 1930. Dies geschah 
offensichtlich zugunsten der nationalsozialistischen Bewegung, deren neu gewonnene 
Stärke die „schlimmsten Erwartungen“803 der SPD übertroffen hatte 804. 
Unabhängig aller im Wahlkampf gesprochenen scharfen Töne gegen die bürgerlichen 
Parteien setzte der Reichsparteivorstand der SPD in der Folgezeit die Tolerierung des 
Kabinetts Brünings in den eigenen Reihen durch. Am 3. Oktober 1930 entschied die 
Reichstagsfraktion auf Druck der Parteiführung den Tolerierungskurs zu stützen, um die 
Regierungskoalition in Preußen nicht zu gefährden und die mögliche Regierungsbeteiligung 
der Nationalsozialisten abzuwehren.805 Allerdings kam es in der Folgezeit zunehmend zu 
heftiger Kritik innerhalb der SPD an dem festgelegten Kurs, vornehmlich aus den Reihen der 
Partei-Linken. Zu den klaren Befürwortern der Tolerierungsstrategie gehörten vor allem die 
süddeutschen Sozialdemokraten, deren Vertreter, der bayerische Reichstagsabgeordnete 
Wilhelm Hoegner und der württembergische Landesvorsitzende Erich Rossmann auf dem 
Leipziger Parteitag, der als letzter Parteitag vor der Machtübernahme durch die 
Nationalsozialisten vom 30. Mai bis 5. Juni tagte, die Verteidigung jener Politik unternahmen. 
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Erich Rossmann fand zudem in Wilhelm Keil einen Gleichgesinnten. Beide betonten in den 
folgenden Monaten wiederholt, die Richtigkeit der sozialdemokratischen 
Tolerierungsstrategie.806 
 
7.3. Der Kampf der württembergischen Sozialdemokratie gegen den 
Nationalsozialismus (2) 
 
Durch die Kontroverse um den Young-Plan hatten die Nationalsozialisten im Reich wie in 
Württemberg erheblich an Gewicht gewonnen807. Die innerparteilichen Unstimmigkeiten in 
der württembergischen NSDAP waren zwar nach wie vor aller Augen808, dennoch wuchs die 
Bewegung auch im Lande stetig. 1930 zählte die württembergische NSDAP über 5.000 
zahlende Mitglieder, die SA hatte sich binnen eines Jahres um 1.000 Personen auf 1.300 
Mitglieder um mehr als verdreifacht809. Vor allem die Versammlungstätigkeit konnte durch 
diesen Zuwachs deutlich verstärkt werden. 
Die württembergischen Sozialdemokraten nahmen sich der NSDAP im Laufe des Jahres 
1930 mit unterschiedlicher Intensität an. Während sich die Berichterstattung in den letzten 
Monaten des Vorjahres durch die Diskussion um den Young-Plan und das Volksbegehren 
zeitweise auf die NSDAP konzentriert und die Einschätzung des Nationalsozialismus durch 
die württembergische Sozialdemokratie und ihre Führer gezeigt hatte – vor allem Kurt 
Schumacher profilierte sich gegen die NSDAP -, nahm die Aufklärungsarbeit in der ersten 
Jahreshälfte 1930 zunächst ab zugunsten anderer wichtiger politischer Entwicklungen, wie 
beispielsweise die der Erweiterung der württembergischen Regierung durch die liberalen 
Parteien810. Die „Schwäbische Tagwacht“ beschränkte sich in dieser Periode auf die 
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Darstellung einzelner Ausschreitungen der SA gegen ihre politischen Gegner.811 Über die 
Nationalsozialisten im Landtag schwiegen sich die Redakteure weitestgehend aus812.  
Dies änderte sich während des Wahlkampfes813, in welchem die württembergische SPD 
eigens Flugblätter veröffentliche, die sich ausschließlich gegen die Nationalsozialisten 
richteten814, und mehr noch nach den Reichstagswahlen, welche jene erheblichen 
Stimmengewinne auch für die württembergischen Nationalsozialisten, vor allen Dingen aber 
für die reichsdeutsche Partei brachten. Als „Triumpf der Verantwortungslosen“ bezeichneten 
die sozialdemokratischen Redakteure das Wahlergebnis und resümierten über den 
erfolgreichen Ausgang für die NSDAP, die 9,4% der württembergischen Stimmen erhalten 
hatte: „Es sind Stimmen von Leuten, die es von Zeit zu Zeit einer Regierung oder einem 
System ´einmal beweisen´ wollen, Stimmen der Verärgerung, der Verzweiflung, nicht des 
bewussten politischen Willens“815. Die NSDAP-Wähler, so eine erste sozialdemokratische 
Analyse, seien Protestwähler gegen das kapitalistische System und seine Auswüchse, die es 
in Form der Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit zeige.816 Zudem seien viele 
Jungwähler dem Nationalsozialismus zugetan: „Die politische und geistige Haltung der 
Generation, die den Krieg nicht mehr bewusst miterlebt hat und nicht mehr unter seinem 
unmittelbaren Eindruck stand, ist eines der ernstesten Probleme der Republik“817. Zu leicht 
folge diese Generation aufgrund ihrer sozialen Not, die sie durch die wirtschaftliche Situation 
des Landes erleiden müsse, „politischen Scharlatanen“. So machte die württembergische 
Sozialdemokratie in erster Linie die sogenannten Protestwähler sowie die Jung- und 
Neuwähler für den Sieg der Nationalsozialisten verantwortlich.818 Die augenblickliche 
politische Situation wurde als katastrophal beurteilt: „In einer Zeit, wo die Stabilität der 
Staatswirtschaft um der gesamten Wirtschaft willen nötiger denn je ist, steht Deutschland mit 
einem fast arbeitsunfähigen Reichstag politischen Wirrnissen und Schwierigkeiten 
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 STW, 16.9.1930, S.1 (Kommentar). 
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 Dass die Jungwähler einen nicht unerheblichen Anteil an den Erfolgen der NSDAP hatten, erklärte 
Wilhelm Keil 1945 in seiner Nachbetrachtung der politischen Katastrophe: „Der Sprung vom alten 
patriarchalischen Obrigkeitsstaat zur demokratischen Selbstregierung war zu groß, um sofort zu 
konsolidierten Zuständen führen zu können. Insbesondere das für beide Geschlechter bis zum 20. 
Lebensjahr ausgedehnte Wahlrecht passte in diese Zeit nicht hinein...“ AdsD, Abteilung I, Wilhelm 
Keil, Publikationen, Mappe 42: „Was war, was ist, was werden muss. Vortrag von Minister a.D. 
Wilhelm Keil. Gehalten am 17.9.1945 im Saal des Bahnhotels in Ludwigsburg“. 
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gegenüber“819. Einen ersten Vorgeschmack von den wirtschaftlichen Rückwirkungen des 
Wahlausfalls habe die Berliner Börse gegeben, die mit erheblichen Kursstürzen reagierte 
aus Furcht vor Kündigung kurzfristiger Auslandsguthaben aufgrund des 
nationalsozialistischen Sieges.820 Mit diesem Urteil bewegten sich die württembergischen 
Sozialdemokraten ganz auf der Linie des Reichsparteivorstands. Dieser veröffentlichte 
wenige Tage später im „Vorwärts“ einen Aufruf, in dem es gleichfalls hieß, ein wachsender 
Einfluss der Nationalsozialisten sei gleichbedeutend mit einer „Steigerung der 
Wirtschaftskrise, Vermehrung der Arbeitslosigkeit (und) neue(m) Massenelend“821 822. Den 
Nationalsozialisten „das Feld zu überlassen, hieße Deutschland den Bürgerkrieg 
ausliefern“.823 Kurt Schumacher relativierte allerdings im selben Monat diese Gefahr, die von 
vielen seiner Parteikollegen in dem Wahlsieg der NSDAP und dessen Konsequenzen 
gesehen wurde. Zwar wirkten, so Schumacher, die „Donnerworte der Nationalsozialisten, 
dass sie den ´Versailler Vertrag und den Youngplan zerreißen´ würden“ auf das Ausland „in 
ihrem ganzen naiven Blödsinn“, dem müsse man jedoch nicht all zu viel Bedeutung 
beimessen. „Wir haben in Deutschland ja schon Beispiele genug dafür, wie die stolzen Ritter 
der nationalen Befreiung ... umzufallen verstehen. Nur mit Schmunzeln“, erinnerte sich 
Schumacher weiter mit dem ihm eigenen beißenden Sarkasmus, den er seinen klaren 
Schlussfolgerungen beimischte, „kann man an das Kriechen der Kapp-Lüttwitz-Regierung 
1920 vor den Botschaftern der Entente denken und an die Haltung von Leuten wie Schiele, 
Schlange-Schöningen, Treviranus, Mumm, Bazille. Ihr Aufstieg im Zeichen der Ablehnung 
der Erfüllungspolitik und ihr Absinken im Zeichen positiver Erfüllung sind Beispiele genug“824. 
Die Angst, mit der mancher Sozialdemokrat den Konsequenzen der vergangenen Wahlen 
hinsichtlich der Reaktionen des Auslandes auf die deutsche Politik und Wirtschaft 
begegnete, wich bei Schumacher einer nüchternen Einschätzung der politischen Realitäten. 
Schumacher markierte hier eine klare Trennungslinie zwischen nationalsozialistischer 
Propaganda und den politischen Möglichkeiten, die propagierten Ziele durchzusetzen. Auch 
die Nationalsozialisten würden sich den äußeren Bedingungen unterordnen müssen und zu 
einer Politik gelangen, welche sich in einem gemäßigten Rahmen bewegen werde. Im 
Grunde beinhaltete jene Betrachtung künftiger nationalsozialistischer Politik bereits die 
sozialdemokratische Einschätzung des 30. Januars 1933, Hitler werde Episode aber nicht 
Epoche sein, er könne nicht entgegen aller politischen Realitäten seine Ziele durchsetzen 
und werde somit keine andauernde Alternative für die deutsche Wahlbevölkerung darstellen. 
Diese Einschätzung, die in weiten Teilen der reichsdeutschen Sozialdemokratie dominierte, 
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823
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entsprach dabei durchaus einem schlüssigen politischen Erfahrungshorizont, basierend auf 
einer historisch-materialistischen Geschichtsauffassung dieser Zeit. Die tatsächliche 
Entwicklung der reichsdeutschen Geschichte musste im Grunde die Phantasie und 
Vorstellungskraft vieler Zeitgenossen überfordern. Trotz dieser nüchternen Theorie, Hitler 
werde dauerhaft keine Alternativen bieten können, war diese Einschätzung jedoch nicht 
gleichzusetzen mit irgendeiner Form der Verharmlosung des Nationalsozialismus. Wenn 
auch eine nationalsozialistische Herrschaft in der historisch-materialistischen 
Geschichtsauffassung eine zwangsläufige zeitliche Begrenzung erfuhr, so bedeutete Hitler 
für die deutsche Sozialdemokratie immer auch Krieg und Verfolgung. Traten manche 
Sozialdemokraten diesem Problem 1930 noch mit einer relativen Gelassenheit entgegen, so 
warben manche Ortsvereine bereits hier für den außerparlamentarischen Kampf. Eine 
Mitgliederversammlung der SPD Onstmettingen zeigte, wie schockierend mancherorts der 
Wahlerfolg der NSDAP einwirkte. Die Mitgliederversammlung kam zu dem Ergebnis, dass 
„die Zeit zum Handeln reif sei!“ und „die Zeit des Verhandelns und der Kompromisse vorbei 
sein müsse“825. Der württembergischen Parteiführung wurde von Onstmettingen aus eine 
exakte Taktik vorgeschlagen, den Nationalsozialismus zu bekämpfen: Die 
württembergischen Sozialdemokraten sollten eine Versammlung der NSDAP in Stuttgart 
sprengen, um eine Revolution mit späterer Unterstützung aller republikanischen Kräften in 
Gang zu setzen – das Zentrum werde sich dorthin schlagen, wo der Sieg stehe: „Taktik rufe 
ich Euch zu!“, schrieb die Onstmettinger Führung an Keil, „Selbst irgendwo den Streit vom 
Zaun reißen, aber so geschickt, dass die anderen Schuld sind und dann rasch und energisch 
handeln, ehe sich die vorerst unschlüssige Bourgeoisie besinnen, organisieren und an die 
Nazibewegung anschließen kann.“826 Presse und Radio würden alle halbe Stunde berichten, 
der Kampf würde sich auf Preußen ausweiten, nach 14 Tagen sei die NSDAP geschlagen. 
Später könne man dann die Taten nachholen, welche 1918/19 versäumt worden seien.827 
828Diese durchaus nicht unrealistische Strategie fand zu diesem und ebenso zu keinem 
späteren Zeitpunkt Gehör bei den oberen Führungsgremien der Partei.829 
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 Im folgenden Ausschnitte aus dem Brief Oscar Fischer, SPD Onstmettingen, an Wilhelm Keil am 
25.11.1930: 
 „Ich wurde dabei (bei einer Mitgliederversammlung, die Verf.) angenehm überrascht von der 
vorherrschenden übereinstimmenden Ansicht, dass die Zeit zum Handeln reif sei! Die meisten 
glaubten, dass die Zeit des Verhandelns und der Kompromisse vorbei sein müsse, zumal es sich mit 
krasser Deutlichkeit gezeigt habe, dass dabei die Arbeiterschaft von Fall zu Fall von den 
Gegenpartnern betrogen worden ist [...] dass der Nationalsozialismus ebenso viele Anhänger in 
Deutschland hat als wir, denn ihre ´Welle´ hat sich leider noch nicht geglättet, sondern steigt noch an 
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In den folgenden Monaten konzentrierte sich die sozialdemokratische Aufklärungsarbeit über 
den Nationalsozialismus – die Aufklärung über die erstarkende Bewegung zählte die 
Sozialdemokratie zu ihren erstrangigen Aufgaben – auf die brutale und berechnende 
Vorgehensweise der Nazis, ihre Bewegung zu popularisieren. Wiederholt wurden Terror- und 
Gewaltakte nationalsozialistischer Gruppen im Lande beschrieben und verurteilt. Dabei 
waren es nicht allein Saalschlachten, Straßenkämpfe oder Überfälle, deren nackte Gewalt 
die Sozialdemokraten entrüstete. Auch Aktionen gegen den Weimarer Kulturbetrieb stießen 
auf Entsetzen und Ablehnung. Die Komödie „Schatten über Harlem“ von Ossip Dymows 
unter der Leitung von Friedrich Brandenburg, die im Württembergischen Landestheater 
                                                                                                                                                                                     
und wird noch gewaltig ansteigen infolge des mit Sicherheit zu erwartenden Hinüberschwenkens 
unserer Mittel- und Rechtsparteien. Denn, dass die Bourgeoisie zusammengehen wird mit ihrer 
extremsten Rechten, wenn die maßgebenden Wirtschaftsorganisationen entsprechende Aufrufe mit 
Wandgemälden vom Bolschewismus erlassen, (Beispiel s. Italien), ist Gewissheit! 
Darum halte ich es für notwendig, nicht nur auf der Hut, auf dem Sprung zu sein, falls die anderen mit 
planmäßigen Gewalttätigkeiten beginnen, sondern sobald an irgendeinem größeren Platz – sagen wir 
Stuttgart – eine größere Veranstaltung der Nazis stattfindet, ist es notwendig, eine mächtige 
Gegendemonstration zu veranstalten und ihnen mit größter Entschlossenheit und Schärfe gegenüber 
zu treten. Das Pulverfass geht dann von selbst los und in diesem Falle hätten wir die öffentliche 
Meinung für uns, könnten sie mindestens so beeinflussen und dieser Fall, der einfach „von der 
Gegenseite aus provoziert und verschuldet“ wurde müsste das Signal für alle Republikaner sein, 
selbst Revolution zu machen unter dem Motto: Vernichtung des Faschismus. Dann sind sie die 
Überraschten und wir die Sieger. Das Bürgertum wird dann noch schlafen und beim Erwachen vor 
vollendeten Tatsachen stehen. 
T a k t i k  rufe ich Euch zu! Selbst irgendwo den Streit vom Zaum reißen, aber so geschickt, dass die 
anderen schuld sind und dann rasch und energisch handeln, ehe sich die vorerst unschlüssige 
Bourgeoisie besinnen, organisieren und an die Nazibewegung anschließen kann. 
Allsdann aber mögen endlich die Taten kommen, die 1918/19 versäumt wurden: Verhängung des 
Ausnahmezustands: Aufhebung desselben nicht eher, als dass nicht während dieser Zeit unter der 
Diktatur des Proletariats zu Lasten des Großgrundbesitzes und der Schwerindustrie eine gute Portion 
von Sozialisierungsplänen verwirklicht worden sind. Dann erst Neuwahlen und dann haben wir den 
größten Teil der Bevölkerung, dem wir gezeigt haben, dass wir etwas können, auch parlamentarisch 
hinter uns. 
Ferner nicht vergessen: Das Zentrum wird sich neutral verhalten und sich nachher sowieso dorthin 
schlagen, wo der Sieg steht. Darum allein handeln. 
Meine Genossen sind mit mir einig damit, dass eine blutige Auseinandersetzung bald kommen muss. 
Es kann  sich also nur darum handeln, wer es versteht diese Auseinandersetzungen zu seinen 
Gunsten zu beendigen.... 
Darum ist es besser, Blut mit Willen zum Nutzen der breiten zu Massen zu vergießen, als dass 
ebensoviel Blut in unseren Reihen in Bartholomäusnächten, von Zuchthausstaatsgerichten und 
faschistischen Knüppelgarden vergossen wird, mit nachfolgender schwerer beschämender 
Knechtschaft und Unterdrückung des arbeitenden Volkes.“ 
(Geplant ist die blutige Auseinandersetzung am 7.12., Presse und Radio soll alle halbe Stunde 
berichten, das werde für Preußen das Signal geben, nach 14 Tagen ist NSDAP geschlagen, die Verf.) 
„Besondere Verhältnisse erfordern besondere Maßnahmen, äußerste Gefahr: Notwehr! 
Wir sind bereit zu jeder Tat, glühen nach Kampf, seid ihr Führer es auch, organisiert sie schnell...“ 
(alle Unterstreichungen auch im  Original), AdsD, Abteilung I, Wilhelm Keil, II. Korrespondenz, 1. 
Allgemeine Korrespondenz, Mappe 9: 25.11.1930: Oscar Fischer, SPD Onstmettingen, an Wilhelm 
Keil. 
829
 AdsD, Abteilung I, Wilhelm Keil, II. Korrespondenz, 1. Allgemeine Korrespondenz, Mappe 9: 
6.12.1930: Wilhelm Keil an Oscar Fischer (Antwortschreiben):  
„... Ihr Schreiben vom 25. November habe ich mit Interesse gelesen. Die Fragen, die Sie darin 
behandeln, beschäftigen uns dauernd. In den letzten Tagen wieder hat unsere Reichstagsfraktion 
mehrere ernste stundenlange Debatten über die von uns zu betreibende Taktik geführt. Dabei sind 
alle Erwägungen, die von Ihnen angestellt werden, eingehend gewürdigt worden. Die Fraktion ist 
jedoch zu dem entgegengesetzten Ergebnis gekommen als Sie wünschen...“ 
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aufgeführt wurde, gab den Stuttgarter Nationalsozialisten vermeintliche Gründe zu einer 
Protestkundgebung während der Vorführung. Dabei war der Protest naturgemäß nicht 
spontan ausgelöst, sondern geplant – eine Gruppe Stuttgarter Nazis wartete vor dem 
Landestheater, bereit zur Demonstration gegen das „Bolschewistenstück“. Dass weite Kreise 
der Bevölkerung sich an dieser Aktion beteiligten, wie es die politische Polizei beschrieb830, 
erscheint im Hinblick darauf, dass die Stuttgarter Polizei gezielt vorging und den Gerüchten 
nach unter anderem den Stuttgarter SA-Führer verhaftete, nicht den Tatsachen zu 
entsprechen.831 
Die Behandlung nationalsozialistischer Anhänger durch Richter und Anwälte fand größtes 
Interesse in der organisierten Arbeiterbewegung. Insbesondere ein Fall, den das Ulmer 
Gericht zu klären hatte, wurde als Exempel skrupelloser und verlogener Demagogie der 
Nationalsozialisten beschrieben.832 Während einer Parteiversammlung der SPD in 
Blaubeuren, bei der Fritz Ulrich einen Vortrag über „Versklavung oder Freiheit – 
Hakenkreuzdiktatur oder soziale Republik“ hielt, war es zu Auseinandersetzungen zwischen 
Nazis und dem sozialdemokratischen Saalschutz, Ulmer Reichsbannermitgliedern, 
gekommen. Laut offiziellen Parteiberichten hatten die hiesigen Ortsgruppenführer wegen 
Gerüchten, die Nationalsozialisten planten, die Versammlung zu sprengen, den Ulmer 
Reichsbanner zur Hilfe ermächtigt. Aufgrund der offensichtlich einseitig durchgeführten 
polizeilichen Ermittlungen – verantwortlich zeichnete hier der Stuttgarter Polizeikommissar 
Imhoff, der von der Sozialdemokratie in der Folgezeit schwer attackiert wurde – wurden 
einzelne Mitglieder des Reichsbanners wegen Landfriedensbruchs angeklagt. Die beteiligten 
Nationalsozialisten wurden demgegenüber in den Zeugenstand gerufen833. Auch 
unparteiischen Beobachtern des Geschehens musste die offenkundig tendenziöse Anklage 
auffallen. Die SPD-Parteiführung deklarierte den sogenannten „Blaubeurer Prozess“ zu dem 
wichtigsten Thema der Lokalpolitik des Monats November. Sämtliche Verhandlungstage 
fanden breiten Raum in der Parteipresse und erhoben den Fall weiter zu einem bedeutenden 
Politikum.834 Die Ulmer Reichsbannermitglieder wurden vom Landfriedensbruch 
freigesprochen. Allerdings wurden einige Mitglieder wegen Körperverletzung zu maximal 24 
Tagen Gefängnis verurteilt.835 
In den letzten beiden Monaten des Jahres rief die württembergische Landespartei verstärkt 
zu antifaschistischen Kundgebungen auf. Die bedeutendste Kundgebung fand am 7. 
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Dezember in Stuttgart statt. Anlass war der Besuch Hitlers in der Landeshauptstadt, dem die 
SPD mit einem Massenaufmarsch entgegnen wollte. Da der Parteiorganisation nicht 
genügend Werbeflächen für ihre Plakate zugewiesen wurden, erschien die Titelseite der 
„Schwäbische(n) Tagwacht“ mehrmals in Aufmachung eines Flugblatts mit dem Aufruf zur 
Teilnahme an der Demonstration836. Zum Redner wählten die Parteioberen Kurt 
Schumacher. Die Kundgebung, die bis ins Detail vorbereitet und inszeniert worden war – von 
der Aufstellung der einzelnen Ortsgruppen in den Stadtteilen und Vororten bis hin zum 
Sternmarsch auf das Stuttgarter Stadtzentrum –, verbuchte die Landespartei als 
vollständigen Erfolg. Während Hitler vor geschätzten 8.000 Zuhörern sprach, trat 
Schumacher vor etwa 30.000 Hitler-Gegnern auf.837        
Die Diskrepanz zwischen der eindeutigen Verharmlosung der nationalsozialistischen 
Bewegung durch die SPD, unter anderem durch die Einschätzung, der Nationalsozialismus 
werde nicht von Dauer sein, und der frühen und intensiven Mobilmachung gegen 
Nationalsozialismus und Faschismus mit der klaren Aussage, Hitler bedeute Krieg und 
Verfolgung, ist nicht immer problemlos nachzuvollziehen. Ebenso der Aufruf zum Kampf mit 
allen Mitteln auf der einen Seite und das absolute Legalitätsstreben auf der anderen Seite, 
dürften von der Basis oftmals als irritierend und auch blockierend empfunden worden sein.  
Die Konsequenzen aus dieser diffizilen Einschätzung bildeten sich den jeweiligen aktuellen 
Umständen entsprechend unterschiedlich aus. 1929 muteten die von der Landespartei 
organisierten Aktionen und Kundgebungen gegen den Nationalsozialismus übertrieben an 
und entsprachen nicht der geringen Bedeutung, welche die NSDAP zu diesem Zeitpunkt 
noch hatte. Die Mobilisierung der sozialdemokratischen Mitglieder und Anhänger gegen den 
Faschismus des Jahres 1930 erscheint dagegen eher den zahlenmäßigen Verhältnissen 
angepasst. Dass die Landespartei eine Massenkundgebung, deren Aufrufen 30.000 
Mitglieder und Anhänger folgten, organisierte, entspricht dem wachsenden Einfluss, den die 
Nationalsozialisten auch in Württemberg erlangten. Dennoch bleibt die Einschätzung des 
Nationalsozialismus durch die Parteiführung missverständlich. Wenn Schumacher 
verlautbarte, auch die Nazis müssten sich im Falle einer Regierungsbeteiligung den 
politischen Realitäten stellen und würden daher alsbald keine Alternative für die 
Wählerschaft darstellen, ist dies sicherlich nachvollziehbar und mutet zu diesem Zeitpunkt 
realistischer an als der tatsächliche Ausgang der historischen Entwicklung. Dennoch 
arbeitete der Parteiführer hier kontraproduktiv. Die Verharmlosung der Bewegung durch den 
scheinbaren Nachweis ihrer Zukunftslosigkeit hemmte möglicherweise – trotz der klaren 
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Aussagen, Hitler bedeute das Ende der Republik und Hitler bedeute Krieg, den 
antifaschistischen Kampf bereits im Vorfeld. 
 
7.4.  Württemberg in der Weltwirtschaftskrise (1) 
 
Das weitaus größte sozialpolitische Problem, das die Weimarer Republik in ihrer Endphase 
zu bewältigen hatte, war die seit 1929 rapide wachsende Arbeitslosigkeit. Die internationale 
Erschütterung des Wirtschaftslebens ließ die Arbeitslosigkeit im Deutschen Reich derart 
stark zunehmen, dass die politische und soziale Ordnung der Weimarer Republik schweren 
Schaden nahm. Auch die wirtschaftliche Entwicklung  Württembergs litt unter der Krise, 
wenn auch nicht in dem Maße, wie die übrigen reichsdeutschen Länder.838 Anhand des 
Mitgliederstands in der reichsgesetzlichen Krankenkasse lässt sich das Ausmaß der 
Erwerbslosigkeit für Württemberg nachvollziehen: Waren im Jahr 1928 858.208 Mitglieder 
verzeichnet, so stieg diese Zahl im Jahr 1929 auf 865.994 um ein Jahr später auf 850.703 
Personen zu sinken. Das Jahr 1932 markierte den Tiefstand mit 770.604 Mitgliedern.839 In 
den ersten drei Monaten des Jahres 1929 wurden für das Reich 2,3 Millionen Arbeitslose 
gemeldet, Württemberg verzeichnete hingegen 59.790 arbeitslos gemeldete Personen.840 Im 
März 1930 belief sich die Zahl der in Württemberg gemeldeten Erwerbslosen auf etwa 
60.000.841 Im Januar 1933 betrug die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen im Reich über 6 
Millionen (9,2%), in Württemberg 133.604 (5%).842  
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Württemberg war also deutlich weniger stark betroffen als das Reich insgesamt, was seine 
Ursachen vor allen Dingen darin hatte, dass die hier stark vertretene 
Verbrauchsgüterindustrie kaum von der internationalen Katastrophe heimgesucht wurde.843 
Jedoch entschärfte nicht nur die vergleichsweise krisenfeste württembergische Wirtschaft die 
Situation im Land. Zugleich bot ein ausgeglichener Staatshaushalt weitaus bessere 
Bedingungen für eine potentielle durch staatliche Investitionen geförderte Belebung der 
hiesigen Industrie. Zudem machte die für Württemberg spezifische lokal ausgewogene 
Verteilung der Unternehmen auch auf ländliche Gebiete und den damit für Teile der 
Arbeitnehmerschaft möglichen Zuverdienst durch landwirtschaftlichen Nebenerwerb, die 
Situation für manchen Arbeiterhaushalt erträglicher. Auch die überdurchschnittlich hohe Zahl 
an Kurzarbeitern – die württembergischen Unternehmen konnten es sich nicht leisten, 
qualifizierte Fachkräfte zu entlassen – trug zu der bedeutend besseren Situation des lokalen 
Arbeitsmarktes bei.844 
Die im Vergleich zum Reich entschärfte Situation während der Wirtschaftskrise führte jedoch 
nicht zu einer entspannteren Haltung der Landes-SPD. Auch wenn es der 
württembergischen Arbeiterschaft deutlich besser ging als den Arbeitern in den übrigen 
reichsdeutschen Ländern, so waren auch hier viele Familien betroffen und litten große Not. 
Der menschlichen Seite ein Gesicht zu geben, außerhalb ökonomischer Lösungsvorschläge, 
kalkulierter Wirtschaftszahlen und historisch materialistischer Interpretationen der Krise, war 
ein Grundanliegen der Parteifunktionäre und entsprach den klassischen 
sozialdemokratischen Themenkomplexen, dies zu einer Zeit, da die Arbeitslosigkeit oftmals 
als Makel und als selbstverschuldet angesehen wurde. So berichteten die Stuttgarter 
Redakteure von der Situation in den Warteräumen der Arbeitslosenversicherung, in denen 
„in verpesteter Luft“ und in „fürchterlicher Enge“ die Erwerbslosen „stunden-, tage-, wochen-, 
ja in differenzierten Fällen sogar monatelang (warten), bis sie abgefertigt werden, bis sie die 
notwendige Unterstützung in Empfang nehmen können. Bis nachts 11 Uhr werden die 
Arbeitslosen in den Räumen hingehalten. Überstunden auf Überstunden werden vom 
Personal verlangt ... Die Arbeitslosen sind diesem überlasteten, nervösen Personal 
ausgeliefert, werden wiederholt bestellt, mehrere Male zum Arbeitgeber und Gott weiß wo 
sonsthin ... Bei einer erstaunlichen Eselsgeduld der Opfer unserer kapitalistischen 
Wirtschaftsweise sind bis jetzt Exzesse vermieden worden“.845 Solche Kritiken sollten zum 
einen die schwierige Lage der Erwerbslosen an die Öffentlichkeit tragen und gleichzeitig die 
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Haltung des württembergischen Staatsapparates beleuchten, der laut Urteil dieser 
sozialdemokratischen Feder, keinerlei Anstalten zu machen schien, der Situation Rechnung 
zu tragen und sie erträglicher zu gestalten. Neueinstellungen im Arbeitsamt forderte 
diesbezüglich die Partei und entgegnete dem Argument der Stadt, die finanziellen Mittel 
würden für weitere Stellen nicht ausreichen, die Überstunden müssten ja gleichermaßen 
bezahlt werden, solcherlei Entschuldigungen wären also hinfällig. Dabei betonten die 
sozialdemokratischen Organe gleichzeitig die entscheidende Funktion der Arbeitsämter im 
Bereich der Arbeitsvermittlung und rieten von scheinbar alternativen Möglichkeiten einer 
erfolgreichen Arbeitsuche ab. So warnte die „Schwäbische Tagwacht“ die Erwerbslosen 
bereits 1929 vor der Arbeitsuche über Zeitungsinserate. „Die Seuche der Arbeitsangebote 
durch chiffrierte Zeitungsinserate ist sogar noch gewachsen“, meldete das Blatt und 
berichtete weiter: „Die Arbeitslosen müssen dabei jeden Tag die Erfahrung machen, dass sie 
auf der Suche um Arbeit um eine Enttäuschung reicher und um das Geld für die Bewerbung 
und das Porto ärmer wurden. Dass wiederholt sich Tag für Tag, weil hinter diesen chiffrierten 
Zeitungsinseraten sich meistens die unsauberen Elemente der heutigen Wirtschaft 
verbergen, ja, weil gewisse Schwindler sich dadurch der Zeitungen bedienen können, um die 
Arbeitslosen um den letzten Groschen, den sie unter Umständen sich leihen mussten, zu 
betrügen846“.847    
Der Autor der folgenden Zeilen wollte auf die Armut der Familien aufmerksam machen, 
deren Väter ihre Anstellung verloren hatten. „Ich sehe mir die Menschen an, die hier warten, 
ihre Gesichter, ihre Kleider. Und man weiß dann alles. Alles ist so arm. Auch die Gesichter 
hart geschnitten, vergrämt und ohne Trost“848, beobachtete jener Journalist in den 
Wartesälen des Stuttgarter Arbeitsamtes und begleitete anschließend einen Erwerbslosen zu 
dessen Quartier. „Zwei kleine Kammern für Erwachsene tun sich auf. Zwei Bettstellen stehen 
in der Stube des Elends. Draußen trommeln Regentropfen auf das Blechdach. Durch die 
Kalkwände schlägt die Feuchtigkeit. Es ist unbeschreiblich trostlos in dem Raum, der fünf 
Menschen zum Aufenthalt dient. Der Fußboden ist durchgetreten, einige Bretter liegen über 
den Löchern. Ein Dachfenster, das kaum zu schließen ist, erhellt ein paar Quadratmeter 
Wohnung ... Die Wände, ehemals tapeziert, sind mit Zeitungen notdürftig verklebt. Doch an 
vielen Stellen liegt noch die nackte Kalkwand offen...“849. Die Folgen solcher Not mussten 
sich je nach persönlicher Situation des Arbeitslosen unterschiedlich auswirken. Die 
„Schwäbische Tagwacht“ wusste von Männern, die alle Hoffnung verloren hatten.  „Und dann 
erst die Familienväter! Ihre Familie hungert. Kahl, kalt und ohne Freude das Dasein. Eine 
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unklare Sehnsucht lebt in diesen Menschen. Hinaus aus diesem Jammer! Schluss mit dem 
Leben! Und viele gehen den Weg in die ewige Nacht, allein, mit der Familie – und werden für 
uns als Opfer einer grausamen Zeit zum erschütternden Erlebnis“. Die Schilderung solcher 
Tragödien sollte den Arbeitslosenzahlen, die täglich in den Zeitungen des Landes publiziert 
wurden, ein menschliches Antlitz geben und mehr noch – die Redakteure versuchten auf 
diesem Wege um Verständnis in den nicht betroffenen Haushalten für die Lage der 
Erwerbslosen zu bitten. Das Bild, das sich manch besser situierter Bürger von den 
Arbeitslosen aufgrund einer erhöhten Kriminalitätsrate gemacht hatte, galt es zu revidieren. 
So hieß es in dem Artikel „Die Hand, die stehlen möchte, weil sie nicht arbeiten kann“: „Und 
einmal wird er hinlangen und ein Brot oder etwas Obst stehlen. Und ein zweites mal wird es 
nicht glücklich abgehen, und er wird ´geschnappt´. Dann wird er vor dem Richter stehen, der 
sicher gut gefrühstückt hat und der im Interesse der Hebung der öffentlichen Sicherheit eine 
exemplarische Strafe zusprechen wird. Wie sagt Anatole France850: ´Es ist Reichen und 
Armen verboten unter Brücken zu nächtigen. Und es ist Reichen und Armen verboten, Brot 
zu stehlen´. Und das Ergebnis der traurigen Geschichte? Kommunisten oder 
Nationalsozialisten haben wieder einen Anhänger mehr“851.    
Die Jugendarbeitslosigkeit lag den Sozialdemokraten sehr am Herzen. So beschrieb 
beispielsweise ein Lehrer, der sich in einer Freizeit für erwerbslose Jugendliche engagierte, 
seine Eindrücke für die SPD. „Was sich mir hierbei ... offenbarte, war oft in gleicher Weise 
erschütternd wie erscheckend ... Etwa 220 Erwerbslose im Alter von 16 bis 25 Jahren hörte 
ich sprechen, erzählen, klagen, fluchen, wie lebenshungrige Gefangene voll Verzweiflung 
und Empörung an ihren Gittern rütteln...“852 Dass insbesondere die jungen Menschen Hilfe 
bedurften, stand dabei außer Frage. „Jugendliche Arbeiter ohne Arbeit. Das ist ein langes, 
schmerzvolles Kapitel voll sozialer Abgründe. In den größeren Städten versucht man mit 
Umschulung und Fortbildung diese gefährdete Jugend von der Straße wegzubekommen, um 
sie vor Abwegen zu bewahren. Die große Zahl der arbeitslosen Jugendlichen, die sich auch 
bei uns in Stuttgart vor dem Strafrichter in der Urbanstraße zu verantworten hat, ist ein 
untrügliches Zeichen der eminenten Gefährdung der Jugend durch die Arbeitslosigkeit“853.                  
Während die Landespartei verstärkt auf Pressearbeit setzte, um der Öffentlichkeit Einblick zu 
geben in das Leben und die Nöte der Arbeitslosen, kam der Landtagsfraktion die Aufgabe 
zu, Lösungsmodelle zur Verbesserung der Situation der Erwerbslosen zu erarbeiten. So ging 
während der Zweiten Beratung des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1930 im 
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März des Jahres von Seiten der sozialdemokratischen Abgeordneten Ulrich, Weimer, 
Feuerstein und Schumacher der Antrag ein, statt der bis dahin geplanten 400.000 RM 2,5 
Millionen RM für die Erwerbslosenfürsorge bereitzustellen854. Da der Antrag bereits im 
Finanzausschuss abgelehnt worden war855, hatte er vor vornherein keine Erfolgsaussichten. 
So stimmte denn auch nur eine Minderheit für die Erhöhung der Aufwendung.. Dass die 
Abstimmung von „großer Unruhe“ begleitet wurde856, zeigt die grundlegende Polarisierung 
zwischen Regierung und Sozialdemokratie schon zu Beginn der Auseinandersetzung. Die 
württembergischen Regierungsparteien waren nicht bereit, die Ausgaben auf das von der 
SPD-Fraktion gewünschte Niveau zu heben. Finanzminister Dehlinger artikulierte 
stattdessen, nach den bisherigen Berechnungen stünden ab 1. April 1930 für die produktive 
Arbeitslosenfürsorge 1,1 Millionen aus Restmitteln zur Verfügung, die zu dem im Etat 
eingestellten 400.000 RM noch hinzukämen, sodass für die wertschaffende 
Erwerbslosenfürsorge im Haushaltsjahr 1930 ein Gesamtbetrag von 1,5 Millionen zur 
Verfügung stehe.857 Die Argumente beider Seiten, der Regierung wie der Opposition, 
spiegelten dabei völlig unterschiedliche, konträr zueinander stehende Einstellungen und 
Einschätzungen wieder. Die Sozialdemokraten vertraten hier wie auch später die Meinung, 
der Staat müsse durch die Vergabe von Geldern, mit deren Hilfe Gemeinden und Städte 
Notstandsarbeiten finanzieren könnten, die Wirtschaft des Landes ankurbeln und so den 
Arbeitsmarkt durch die damit einhergehende Bereitstellung neuer Arbeitsplätze entlasten. 
Dass das Land Württemberg, wie dies der Finanzminister Dehlinger mehrfach betont hatte, 
keine Schulden hatte und somit einen völlig ausgeglichenen Haushalt vorlegen konnte, 
machte die ablehnende Haltung der Regierung hinsichtlich dieser seitens der SPD 
vorgeschlagenen frühkeynesianischen Wirtschaftspolitik für viele Sozialdemokraten 
unverständlich. Da die von der sozialdemokratischen Fraktion geforderte Unterstützung von 
2,5 Millionen RM im übrigen vergleichsweise niedrig angesetzt war – man vergleiche den 
Betrag mit den jährlichen Investitionen, die allein an die Landwirtschaft vergeben wurden858 – 
stützte die ablehnende Haltung der württembergischen Regierung den Vorwurf der 
Sozialdemokraten, in Württemberg werde eine einseitige Interessenpolitik betrieben, welche 
die Arbeiterschaft ignoriere. Auch die Aussage der Regierung, die Gemeinden hätten 
überhaupt nicht die geeigneten Arbeiten, um bereitgestellte Landesgelder zu investieren, 
wurde in der Debatte negiert. So führte Weimer als Beispiel die Stadt Esslingen an, „die erst 
kürzlich mit einer Delegation bei dem Herrn Finanzminister wegen dieser Angelegenheit war 
und gebeten hat, Darlehen zu billigem Zinsfuß aufzunehmen, um der Stadt die Möglichkeit 
zu geben, eine dringende Arbeit durchzuführen, bei der sie Hunderte von Arbeitslosen 
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beschäftigen könne, die sie aber aus eigenen Mitteln nicht finanzieren könne“859 Zwar leitete 
die Regierung größere Notstandsarbeiten ein860, wie sie im Herbst des Jahres erklären 
konnte, und betonte später auch die Wichtigkeit des Arbeitsbeschaffungsprogramms, 
gleichzeitig ließ sie aber auch durchblicken, dass sie das Arbeitslosenproblem in 
Württemberg als vergleichsweise gering betrachtete. So fand der württembergische 
Wirtschaftsminister Maier (DDP) in der Landtagssitzung vom 27. November, dass 
Württemberg zwar „selbstverständlich auf das empfindlichste getroffen“ sei von der 
Arbeitslosigkeit. „Aber es sind, an den Verhältnissen im Reich gemessen, unsere 
Verhältnisse noch einigermaßen erträglich. Württemberg hat gemessen an dem 
Reichsdurchschnitt nur 1/3 der Arbeitslosigkeit. Württemberg hatte z. B. am 1. Oktober 
weniger Erwerbslose als die Stadt Köln und weniger Wohlfahrtserwerbslose als die Stadt 
Mannheim allein. Würde man die heutige Arbeitslosigkeit von Württemberg prozentual auf 
das ganze Reich umrechnen, so hätte man eine Gesamtarbeitslosenziffer im Reich von 
etwas mehr als 1 Million Arbeitslose.“861 Diese Sichtweise, welche die sozialpolitischen 
Probleme der Zeit bagatellisierte, entsprach der Haltung der gesamten württembergischen 
Regierung. Noch im Oktober stellte Wirtschaftsminister Maier in einer Sitzung des 
Staatsministeriums fest, „aus dem letzten Etatsjahr seien noch vorhanden 1,1 Millionen 
abzüglich 0,25 Millionen, die der Stadt Stuttgart zum Erwerb der Reichsbahnlinie auf den 
Fildern gegeben worden sei“.862 Wenn Maier anschließend einräumte, die Arbeitslosigkeit 
greife nun auch in Württemberg um sich, sodass auf „den ursprünglich vorgesehenen Betrag 
von 1,5 Millionen heraufgegangen werden solle863, so zeigt dies zusätzlich die abwartende, 
wenn nicht behäbige Art des Staatsministeriums mit der Beschäftigung des Problems. Die 
Zurückhaltung von Geldern für den vermeintlichen Ernstfall, der zudem nicht näher definiert 
wurde, widersprach in Anbetracht der Lage tatsächlich jeder verantwortungsbewussten 
Politik. Zumindest änderte die württembergische Regierung ihren Kurs im Oktober des 
Jahres und thematisierte in mehreren Sitzungen des Staatsministeriums zunehmend das 
Arbeitslosen- und Arbeitsbeschaffungsproblem. Insbesondere die Situation in Heilbronn 
wurde hier besprochen, auch unter dem Aspekt der sozialen und politischen Vorteile eines 
gezielten staatlichen Arbeitsprogramms.864 Dabei wurde deutlich, dass die Koalitionsparteien 
sich keinesfalls einig waren. So entschied sich der Bauernbund gegen den Neckardurchstich 
bei Heilbronn und damit gegen das großangelegte Arbeitsbeschaffungsprogramm der 
württembergischen Regierung und auch Bazille bezweifelte für seine Partei die 
volkswirtschaftliche Bedeutung des Unternehmens und ließ die Haltung seiner Partei zu 
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dieser Frage offen.865 Demgemäß waren Zentrum, DVP und DDP in dieser Frage abhängig 
von den Stimmen der sozialdemokratischen Fraktion im Landtag gegen den eigenen 
Koalitionspartner. So gewann die SPD machtpolitisch in dieser wichtigen Frage hinzu und 
suchte diese Chance zu nutzen.866 
Die sozialdemokratische Fraktion umriss in den einzelnen Sitzungen des Landtags ihre 
konkreten Vorstellungen von einem effektiven Arbeitsbeschaffungsprogramm. Vornehmlich 
sprach in diesem Zusammenhang der SPD-Abgeordnete und Gewerkschaftssekretär 
Weimer. Er forderte im Namen seiner Partei zur Beschaffung von Arbeitsplätzen unter 
anderem den Beginn und die Intensivierung der Bahnbauarbeiten um Stuttgart, 
insbesondere der Strecken Ludwigsburg-Esslingen, Zuffenhausen-Leonberg, Leinfelden-
Neuhausen, den Neckardurchstich bei Heilbronn, die Remskorrektur bei Waiblingen, den 
Bau von Umgehungsstraßen im Allgemeinen, ebenfalls den Bau von Wald- und Feldwegen 
durch die Staatsforstverwaltung und die Bereitstellung von Schulen und Krankenhäusern im 
Land.867  Bei allen Forderungen machte Weimer gleichfalls deutlich, dass die SPD zu diesem 
Zeitpunkt keinesfalls allein den langfristigen Nutzen jener Unternehmungen für das 
entscheidende Motiv hielt, sondern vor allen Dingen die mit den Arbeiten verbundene Anzahl 
der bereitgestellten Arbeitsplätze als von Interesse erachtete. So forderte Weimer dann auch 
die 40-Stunden-Woche als sogenannte Arbeitsstreckung, welche die Regierung für nicht 
effektiv befand868. In diesem Zusammenhang geriet die Arbeit des Gewerbe- und 
Handelsaufsichtsamtes unter Kritik der SPD-Fraktion. Nach Meinung Weimers hatte das Amt 
auch dort Überstunden genehmigt, wo sie hätten „unter allen Umständen abgelehnt werden 
müssen. Dabei stehe ich nicht etwa auf dem Standpunkt, dass man ganz generell jede 
Überstunde einfach versagen kann“, formulierte Weimer diplomatisch in Richtung der die 
Arbeitgeber vertretenden Parteien. Im „Interesse des Geschäftsbetriebes“ sei dies häufig 
nicht zu umgehen. „Diese Fälle will ich durch meine Kritik hier nicht treffen, sondern ich will 
vor allen Dingen die Fälle treffen, wo Überstunden genehmigt werden, trotzdem 
Neueinstellungen durch die Betriebe möglich gewesen wären, um so die Arbeitslosenzahl, 
die ja geradezu ungeheuerlich angewachsen ist, einzudämmen".869 Auch die befristete 
Abkehr von der rationalisierten Produktionsweise fand in dem Forderungskatalog der 
württembergischen Sozialdemokratie Einlass: „Diese Forderung mag sich vielleicht komisch 
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anhören“, räumte Weimer in seiner Erklärung ein, „aber ich glaube, der oberste Grundsatz 
muss eben heute immer und immer wieder sein, so viel wie möglich Beschäftigung 
herbeizuschaffen und so viel wie möglich Gelegenheit zur Unterbringung von Arbeitslosen zu 
schaffen. Das ist das A und O. Daran, glaube ich, müssen wir alle unter allen Umständen 
festhalten. Es werden dadurch Mehrkosten in nennenswertem Umfange kaum entstehen.870 
Weimer forderte, gegebenenfalls Maschinen durch Menschen zu ersetzen, „auch dort, wo es 
vielleicht meinetwegen etwas unproduktiv wirkt, wenn der andere Zweck (die 
Arbeitsbeschaffung, die Verf.) dabei erreicht wird“.871 Die Regierung lehnte dieses Vorhaben 
bereits im Vorfeld ab.872 Zudem machte der Wirtschaftsminister mit Nachdruck deutlich, dass 
Württemberg seine Ausgaben für mögliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen allein deshalb 
in einem beschränkten Rahmen halten müsse, da immense Gelder im Rahmen des 
Länderfinanzausgleiches an die Reichskasse flössen, die anschließend hier im Lande 
fehlten: „Das Reich muss Württemberg billigerweise in irgendeiner Form einen Ausgleich für 
die so unbezweifelbar sehr großen Mehrleistungen gewähren. Für uns selbst, und das ist 
wichtig für die Beratungen im Landtag, bedingen diese Abschlüsse notgedrungen den Zwang 
zu einer gewissen Zurückhaltung in den Mitteln, die das Land zusätzlich für die 
Arbeitslosenfürsorge aufbringen kann. Hätten wir diese Mittel, ich glaube, es wäre uns 
möglich, die Arbeitslosigkeit in Württemberg wirklich radikal zu bekämpfen“.873 Dass Maier 
die Zurückhaltung der Regierung hinsichtlich der Bereitstellung von Geldern für die 
Arbeitslosenfürsorge mit dem Länderfinanzausgleich und seinen Nachteilen für Württemberg 
erklärte, machte einmal mehr die Meinungsverschiedenheiten zwischen der SPD und den 
Regierungsparteien das Reich-Länder-Problem betreffend deutlich. Zudem bedeutete diese 
Argumentation eine Spitze gegen die alte Regierung Müller sowie gegen die Haltung der 
reichsdeutschen Sozialdemokratie insgesamt. 
Die Haltung der württembergischen Sozialdemokratie hinsichtlich der allgemeinen 
Massenarbeitslosigkeit, welche sich zunehmend als die schwerwiegendste wirtschaftliche 
wie gesellschaftliche Problematik der Zeit darstellte, beinhaltete sachliche aber auch sehr 
emotionale Argumentationsmodelle. Die Schilderung einzelner Schicksale in der Presse, die 
Darstellung der Not und des Leids innerhalb der betroffenen Familien durch die 
sozialdemokratischen Redakteure vermitteln das Bild einer Partei, die den gesellschaftlichen 
Prozessen Rechnung tragen wollte, indem sie der Bevölkerung das menschliche Gesicht der 
Wirtschaftskrise zeigte. Dass die Presse bewusst die Gefühlswelt ihrer Leserschaft 
ansprach, veranschaulicht den Willen der Partei durch die emotionale Aufbereitung des 
                                                          
870
 Verhandlungen des Landtags, Bd.355, S.2690, 27.11.1930. 
871
 Verhandlungen des Landtags, Bd.355, S.2690, 27.11.1930. 
872
 Verhandlungen des Landtags, Bd.355, S.2690 und S.2697, 27.11.1930. 
873
 Verhandlungen des Landtags, Bd.355, S.2699, 27.11.1930. 
  
199
Themas eine Lobby für die Arbeitslosen zu schaffen. Die Landtagsfraktion unternahm 
hingegen die sachliche Aufbereitung des Problems. Erster Grundsatz bildete hier die 
Schaffung von Arbeitsplätzen unabhängig von Nutzen und Gehalt der jeweiligen 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme. Die Forderung, Maschinen durch Menschen zu ersetzen, 
war dabei der wohl orthodoxeste Lösungsvorschlag der Partei. Inwieweit die 
württembergische Sozialdemokratie die Regierungspolitik mit ihren Lösungsvorschlägen 
beeinflusste, bleibt für das Jahr 1930 offen.  
 
7.5. Zusammenfassung 
 
Die Regierungserweiterung des Jahres 1930 und die Ergebnisse der Reichstagswahlen vom 
14. September 1930 forcierten die Entwicklung der württembergischen Sozialdemokratie, die 
im Jahr 1928 ihren Anfang genommen hatte. Als nunmehr einzige die Weimarer Verfassung 
tragende Partei in der Opposition, die zudem im September ihren Status als stärkste Fraktion 
in Württemberg verlor, war sie politisch auf sich allein gestellt und ohne jeden potentiellen 
Partner. Die DDP hatte sich als die ihr letzte verbündete Partei zu einer 
Regierungsbeteiligung unter dem Staatspräsidenten Bolz entschlossen, ebenso wie die 
DVP. Die Parteien in der Opposition, die NSDAP wie die KPD, zählten zu den aggressivsten 
Gegnern nicht nur der Sozialdemokratie, sondern auch der Republik insgesamt. Gegen die 
Regierung wählten die sozialdemokratischen Verantwortlichen den parlamentarischen Weg 
der Kritik. Im Stuttgarter Landtag artikulierten die Genossen ihre Vorstellungen von einer 
ihren Werten und Normen entsprechenden Landespolitik. Die Nationalsozialisten und auch 
die Kommunisten wurden von der Partei hauptsächlich außerparlamentarisch attackiert. 
Insbesondere von der Parteiführung organisierte Kundgebungen sollten hier den 
antifaschistischen Aktionen Schlagkraft verleihen. Wiederholt wurden Wahlversammlungen 
der SPD durch Nationalsozialisten aufgemischt, in deren Verlauf es zu ersten schweren 
Zusammenstößen zwischen den Anhängern beider Bewegungen kam. 
Das dringlichste Problem – die wachsende Arbeitslosigkeit im Reich und in Württemberg – 
fand in der sozialdemokratischen Fraktion und ebenso in der Parteipresse besonderes 
Interesse. Neben journalistischen Darstellungen einzelner Schicksale betroffener Personen, 
welche die Not und das Leid der Erwerbslosen eindringlich schilderten, bemühten sich die 
sozialdemokratischen Abgeordneten im Landtag, für ihre Vorstellungen und Lösungsmodelle 
zu werben. Die vergleichsweise entspannte Situation im Land – Württemberg verzeichnete 
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deutlich weniger Arbeitslose als die übrigen Landesteile – wirkte sich nicht auf die Haltung 
der württembergischen Genossen aus. Die Verweise der Regierung auf die im Vergleich 
akzeptable Situation der württembergischen Arbeiterschaft und die damit verbundene 
Zurückhaltung von staatlichen Geldern zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation, stieß 
bei den Sozialdemokraten auf Unverständnis und Gegenwehr. 
Das Jahr 1930 bezeichnet den Beginn einer neuen Phase der württembergischen 
Sozialdemokratie. Die Aufnahme der liberalen Parteien in die württembergische 
Landesregierung – ein starkes Ausrufungszeichen des politischen Willens der bürgerlichen 
Koalition - und das Erstarken der Nationalsozialisten und Kommunisten im Parlament 
drängten die SPD in die absolute Isolation. Gegen die Regierung wählte sie das Mittel der 
Auseinandersetzungen im Landtag, gegen die republikfeindlichen Parteien das Mittel der 
Mobilisierung ihrer Mitglieder und Anhänger auf der Straße. Ihre Gegnerschaft formierte sich 
im Grunde gegen sämtliche Parteien wie auch deren Angriffe sich vornehmlich auf die 
Sozialdemokratie konzentrierten. Die unterschiedlichen Strategien der SPD – Kampf auf 
parlamentarischer Ebene und auch Kampf auf der Straße unter Hinzuziehung ihrer 
Anhängerschaft – zeigen in dieser Phase eine aktive Partei, die ihr weiteres Vorgehen gegen 
die politischen Gegner für die Zukunft offen ließ beziehungsweise sich dessen im Grunde 
nicht bewusst war. Radikale Töne, wie die Aussagen führender Sozialdemokraten, den 
Kampf mit allen Mitteln zu führen, paarten sich mit gemäßigten Formulierungen, bei 
jedweden Auseinandersetzungen den Boden der Reichsverfassung nicht zu verlassen. Die 
Frage, die im Jahr 1930 vielleicht zum ersten Mal auftauchte, verursacht durch die 
Notverordnungspolitik Brünings im Reich, das Abschwenken der Liberalen in Württemberg 
und das Erstarken der Nationalsozialisten im Reich wie in Württemberg, war, mit welchen 
Mitteln die Republik unter den gegebenen Umständen zu verteidigen sei. Während die 
Funktionäre der übrigen Parteien sich nicht davor scheuten, die Verfassung 
aufzuschwemmen und zu verwässern – Brüning regierte ohne Parlament –, schienen sich 
die führenden Sozialdemokraten – dies geht aus ihren widersprüchlichen Aussagen 
bezüglich ihrer Kampfesstrategien hervor – nicht einig, ob die Weimarer Verfassung 
ausschließlich auf dem Boden der Verfassung oder im Gegenteil lediglich unter 
Verfassungsbruch zu verteidigen sei. Dass die Gegner im Grunde die Waffen bereits gewählt 
hatten und somit klare Vorgaben machten, forcierte innerhalb der württembergischen und 
auch der deutschen Sozialdemokratie keine klare Entscheidung. Dabei erscheint der 
reichsdeutsche Fall durch die harte Linie Brünings eindeutiger, die württembergische 
Situation hingegen gemäßigter, da die Landesregierung den Boden einer legalen 
Regierungstätigkeit bis zu diesem Zeitpunkt nicht verlassen hatte und somit keinen Anlass 
zu radikalen Vorgehensweisen seitens der SPD provozierte. 
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8. Die offensive Defensive – Das Jahr 1931 
 
8.1. Der Kampf der württembergischen Sozialdemokratie gegen den 
Nationalsozialismus (3) 
 
Die außerordentlichen Wahlerfolge der NSDAP des Jahres 1930 hatten von den 
demokratischen Parteien Württembergs zweifelsohne eine neue Einschätzung der 
politischen Situation mit den daraus erwachsenden Konsequenzen erzwungen. Dabei waren 
sich die beiden größten Parteien, Zentrum und Sozialdemokratie, einig, dass die 
Nationalsozialisten auf Dauer keine Gefahr für die Republik darstellen würden. 
Staatspräsident Bolz formulierte mehr als einmal seine Meinung, dass „wir in Württemberg 
nichts zu befürchten haben“874. „Ich habe die Überzeugung, dass weder die kommunistische 
Bewegung uns über den Haufen rennen wird, noch die nationalsozialistische. Auch letztere 
Bewegung wird von selbst wieder abflauen, wenn die Leute lang genug ihre Sprüche dem 
Volk vordoziert haben“875. Dass die Bevölkerung von sich aus irgendwann einsehen werde, 
dass der Nationalsozialismus keine politischen Alternativen aufzeige und dass die Bewegung 
„von selber wieder zurücksinken“ werde, darin stimmten viele demokratische Geister des 
württembergischen Landtags überein876 und zeigten so ihr Vertrauen in den Wähler im 
engeren und in die Demokratie im weiteren Sinne. Der Zentrumsabgeordnete Scheffold 
formulierte zur allgemeinen Erheiterung im Halbmondsaal gar: „Und Hitler sagt, ´Würde 
Deutschland jährlich eine Million Kinder bekommen und 7-800.000 Schwächste beseitigen, 
dann würde am Ende das Ergebnis eine kräftige Steigerung sein.´ Ich bin überzeugt, wenn 
das früher der Fall gewesen wäre, und wenn sich das mehr auf die geistige Seite bezogen 
hätte, dann wäre heute ein großer Teil des Nationalsozialismus nicht vorhanden“.877 Die 
politische Inkompetenz der Nationalsozialisten, die lediglich kritisieren aber nicht regieren 
könnten, verhindere, so die Einschätzung der württembergischen Regierung, die von ihnen 
erzielte Mobilisierung der Massen. Falls es jedoch entgegen jener Einschätzung zu einem 
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ernsthaften Erstarken der Bewegung kommen sollte, werde das Land „wenn es nötig ist  ... 
die ganze staatliche Macht“878 einsetzen. 879       
Im Grunde entsprach diese Haltung auch der Haltung der württembergischen 
Sozialdemokraten. Auch hier war die Überzeugung fest verbreitet, der Nationalsozialismus 
werde nach anfänglichen Erfolgen seine Kraft verlieren, oder wie es der 
Reichsparteivorstand formulierte, Hitler werde Episode aber nicht Epoche sein. Auch hier 
war ein grundsätzliches Vertrauen in die Wählerschaft vorhanden, welches eine 
längerfristige Teilnahme der Nationalsozialisten am politischen Geschehen ausschloss.880 
Und auch die Sozialdemokraten waren sich darüber klar, dass auch eine kurze Episode 
Hitlers für Europa Krieg und für den politischen Gegner Verfolgung heißen könne. 
Diese elementaren Übereinstimmungen veranlassten jene die Weimarer Demokratie 
tragenden Parteien jedoch nicht zu einem gemeinsamen Vorgehen. Im Gegenteil verbanden 
die sozialdemokratischen Führer oftmals ihren Kampf gegen den lokalen Faschismus mit 
einer umfassenden Kritik an den Vorgehensweisen der staatlichen Institutionen und damit an 
der Regierung. So beklagten die sozialdemokratischen Führer des Landes unter anderem 
die einseitige Parteinahme der Justiz zugunsten der politischen Rechten und zum Nachteil 
der politischen Linken, die Unterwanderung der Landespolizei, insbesondere der Stuttgarter 
Polizei durch die Nationalsozialisten und die Agitation nationalsozialistischer Lehrer an 
öffentlichen Schulen. Mit der Kritik an der Rechtslastigkeit der staatlichen Institutionen 
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verband sich immer auch der Vorwurf an die Regierung, nichts dagegen zu unternehmen. 
Dies wurde naturgemäß durch die in der Verantwortung stehenden Minister abgestritten. 
Dass aber bestimmte Organe des württembergischen Staatsapparates dem 
Nationalsozialismus auffallend unkritisch gegenüberstanden, warf zum einen ein schlechtes 
Licht auf die Verantwortlichen und zeigte zum anderen die Ohnmacht, vielleicht auch die 
Gleichgültigkeit des Staates in diesen Jahren hinsichtlich der politischen Unterwanderung 
seines Apparates. Die Anhängerschaft der neuen Bewegung vermehrte sich so schnell, dass 
eine dementsprechende Reaktion und Abwehr innerhalb des öffentlichen Dienstes schwierig 
wurde. 
Scharfe Kritik übten die Sozialdemokraten an der Haltung der württembergischen Polizei. Die 
Ermittlungen beispielsweise bei Straßenkämpfen zwischen Nationalsozialisten und 
Sozialdemokraten aber auch zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten zeigten oftmals 
rechtslastige Tendenzen. Insbesondere höhere Beamte des Stuttgarter Polizeipräsidiums 
brächten den Nationalsozialisten „eine Freundlichkeit und ein inneres Mitempfinden“ 
entgegen, welches eine unparteiische Arbeit blockierte.881 „Uns ist bekannt, dass bei den 
Polizeimannschaften, wenn es gegen die Nationalsozialisten geht, ein unsicheres Gefühl 
vorhanden ist, das Gefühl, wie wenn bei ihren höheren Beamten, bei den Polizeioffizieren bis 
hinauf zum Präsidenten nicht erwünscht wird, dass man hier durchgreift“.882 Jenes 
Durchgreifen erachtete die württembergische Sozialdemokratie, die nach eigenen Angaben 
den Reichsbanner angewiesen hatte, keine gegnerischen Versammlungen mehr 
aufzusuchen, sondern lediglich die eigenen Aufmärsche zu sichern883, als wichtig. Daher 
stellte Steinmayer für seine Partei im Landtag auch die Frage, „ob die Dinge so weitergehen 
sollen, ... ob jeder Bürger warten soll, bis er in der Weise persönlich angerempelt, persönlich 
niedergeschlagen wird“884. Die Polizei unternehme nichts gegen die Brutalität auf der Straße, 
unternehme auch nichts gegen den von der SA praktizierten Bereitschaftsdienst in Stuttgart. 
Zwar könne Innenminister Bolz nicht für jede Fehlhandlung, die in seinem Ressort geschehe, 
zur Verantwortung gezogen werden, dennoch müsse etwas geschehen.885  
Es musste tatsächlich etwas geschehen. Die Gewalt auf der Straße, insbesondere in 
Stuttgart, hatte in den letzten Jahren zugenommen. Insgesamt lagen laut Jahresbericht des 
Polizeipräsidiums Stuttgart für das Jahr 1930 290 Anzeigen nach politischen 
Versammlungen beziehungsweise Schlägereien vor. 1929 waren es 131 Anzeigen 
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gewesen.886 887 Wenn der Jahresbericht zudem mitteilte, dass im Gegensatz zu dem bei 
kommunistischen Veranstaltungen notwendigen polizeilichen Einschreiten dieses bei 
Veranstaltungen der Nationalsozialisten nicht notwendig gewesen sei888, so unterstreicht 
dieser Kommentar die Richtigkeit sozialdemokratischen Empfindens hinsichtlich der 
politischen Parteinahme der lokalen Polizei. Es gab zudem einige Fälle, welche die 
diesbezügliche Einschätzung führender Sozialdemokraten stützten. So die Affäre um die 
Bekleidung der SA, die von der Presse umfangreich geschildert wurde. Die Stuttgarter SA 
hatte von der städtischen Schutzpolizei für einen entgegenkommenden Preis neue 
Uniformmäntel erhalten, bestückt mit den Originaluniformknöpfen und dem Stempelaufdruck 
der Württembergischen Schutzpolizei. Natürlich war der Verkauf jener Restbestände ein 
unglaublicher politischer Akt, der für Innenminister Bolz oder aber zumindest für den 
Polizeipräsidenten hohe politische Konsequenzen hätte nach sich ziehen müssen. Die 
Abzeichen des Weimarer Staates als Garderobe staatsfeindlichen Totalitarismus waren 
einzeln für sich ein Skandal, der die Titelseiten der sozialdemokratischen Presse füllte. „Wir 
fragen aber den Herrn Innenminister und Staatspräsidenten Dr. Bolz, ob er von diesem 
Skandal, dass Bürgerkriegsparteiangehörige in Polizeibeamtenuniformen auftreten können, 
Kenntnis hat ... Soll so Ruhe und Ordnung gestützt werden, Herr Staatspräsident?“ schrieb 
die „Schwäbische Tagwacht“889 und erhielt als Dementi, die zuständige Behörde habe 
gedacht, die Mäntel seien für einen unpolitischen Wanderverein, die Knöpfe seien 
zurückgegeben, der Rückerwerb sei eingeleitet890. Dieses Dementi veranschaulichte für die 
Sozialdemokraten ein „Maß an Sorglosigkeit, das alle Deutungen zulässt“891, änderte 
demnach nichts an dem schlechten Licht, welches die Affäre auf die Polizei und auf die 
Regierung geworfen hatte. Wiederholt unterstrichen die württembergischen 
Sozialdemokraten die Problematik, welche sie mit der Landespolizei verbunden sahen. Zwar 
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betonten die Führer, sie seien überzeugt, dass die große Mehrheit der württembergischen 
Polizeibeamten „gut republikanisch“ eingestellt sei, dennoch müsse sich aufgrund der 
verschiedenen Vorkommnisse beziehungsweise Versäumnisse etwas ändern. Die 
Sozialdemokraten wussten beispielsweise von nationalsozialistischen Zellenbildungen 
innerhalb des Polizeipräsidiums. „Mit Wissen und Duldung des Polizeipräsidenten“ war hier 
ein nationalsozialistischer Lesezirkel gegründet worden892, zudem bekannten sich nach 
sozialdemokratischen Recherchen einige mittlere Verwaltungsbeamte der Polizei öffentlich 
zur NSDAP und trieben politische Agitation.893 Ebenso auffällig empfand die 
sozialdemokratische Führung, dass das von der Regierung erlassene Uniformverbot bei 
Reichsbanner und SPD mit strengen Kontrollen durchgesetzt wurde, dass aber NSDAP und 
SA von härteren Kontrollen verschont blieben.894 Auch die laut Zeugenberichten oft 
verspäteten Einsätze der Polizei bei politischen Krawallen diskutierte die SPD öffentlich. 
Dabei erhielt eine Auseinandersetzung zwischen Reichsbanner und SA besondere 
Aufmerksamkeit. Am 21. Februar waren in der Hauptstätter Straße in Stuttgart neun 
Reichsbannermitglieder von SA-Gruppen verletzt worden.895 Wer diese Schlägerei 
angezettelt hatte, war nicht eindeutig zu klären: Die Darstellungen der Polizei, der 
Augenzeugen, der SA und des Reichsbanners stimmten bei weitem nicht überein. Da die 
weitaus größeren Verluste der Reichsbanner zu beklagen hatte, lag ein Überfall seitens der 
Nazis nahe. Der SPD waren sowohl das verspätete Eingreifen der Polizei als auch deren 
einseitige Ermittlungen sowie die „viehische Brutalität“896, mit der die SA auf die 
Sozialdemokraten eingeschlagen hatte Grund genug, ihre Fraktion und ihre Presse für 
diesen Fall zu instrumentalisieren. So forderte die „Schwäbische Tagwacht“ von dem 
Stuttgarter Polizeidirektor, „dass derartige Überfälle in Zukunft unmöglich gemacht 
werden“897 und beschuldigte die Behörde, bewusst verspätet zu den Kampfhandlungen 
erschienen zu sein, dies, obwohl sie von verschiedenen Seiten alarmiert gewesen sei898. 
Diese Vorwürfe unterstrich zugleich die Landtagsfraktion, indem sie eine Große Anfrage899 
betreffend „den Überfall von Reichsbannerleuten durch Nationalsozialisten“900 stellte.901 
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Hierzu betonte Staatspräsident Bolz seine Überzeugung von der Verlässlichkeit der Polizei902 
und artikulierte klar seine Meinung von der Unzulänglichkeit der Vorwürfe, die seitens der 
Sozialdemokratie gegen die Polizei und auch gegen die Justiz gemacht worden waren. 
Nicht allein Polizei und Justiz903 gerieten in Zusammenhang mit dem erstarkenden 
Nationalsozialismus in die Kritik der württembergischen Sozialdemokratie. Ebenso richteten 
führende Parteifunktionäre ihren Blick auf andere Bereiche des öffentlichen Lebens, deren 
Unterwanderung durch den Nationalsozialismus zunehmend augenscheinlicher wurde. Die 
Schulen des Landes hatten Probleme die Agitation nationalsozialistischer Lehrer zu 
unterbinden. Ein sozialdemokratischer Abgeordneter forderte in diesem Kontext im Landtag, 
die parteipolitische Betätigung von Lehrern an den württembergischen Schulen zu 
untersagen: „Es gehe nicht an, dass ein Lehrer, der auf den Weimarer Staat vereidigt sei, 
sich in aller Öffentlichkeit in staatsfeindlichem Sinne betätige“904. Es werde auch 
nationalsozialistisches Agitationsmaterial an den Schulen verbreitet, ohne dass sich die 
zuständigen Stellen darum kümmerten. „Was nützen alle Erlasse905, wenn kein Mensch 
danach sieht, ob sie auch durchgeführt werden.“906 Die Jugend, insbesondere die 
Arbeiterjugend sollte vor den Nationalsozialisten geschützt werden. Öffentlich warnte die 
Partei die Arbeitereltern vor den Jugendbünden der NSDAP, die immer mehr Zulauf für sich 
verbuchen konnten, unter anderem deshalb, da „die Arbeiterschaft sich noch viel zu wenig 
für die Frage interessiert, wo ihre Kinder sich aufhalten“907 Dabei bedeutete Kritik an den 
staatlichen Institutionen immer auch Kritik an den Regierungsparteien. Betroffen war hier die 
Kultverwaltung und ihr Minister Bazille, die für das Geschehen in den württembergischen 
Schulen verantwortlich waren, sowie das Innenministerium, das der Polizei vorstand.  
Im Sommer des Jahres hatte die SA Wehrübungen auf den Fildern nahe Stuttgarts trotz der 
im Mai erlassenen „Notverordnung des Innenministeriums über Verbot von Versammlungen 
unter freiem Himmel“908 durchgeführt. „Seit Wochen pfeifen es die Spatzen von den Dächern, 
dass die Hakenkreuzler jeweils in der Nacht vom Samstag auf Sonntag ihre 
Bürgerkriegsübungen abhalten. Hauptsächlich auf den Fildern. Aber nicht nur dort. 
Jedermann weiß davon, ausgenommen die Behörden. Diese allein sind scheinbar nicht 
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 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.3010. 
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 Siehe dazu auch die Ausführungen des Justizministers Dr. Beyerle als Antwort auf die Vorwürfe 
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 STW, 25.3.1931 (3) „Gegen die parteipolitische Verhetzung...“. 
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 Siehe Verordnung des Kultministeriums über die Aufrechterhaltung der Schulzucht vom 16. 
Februar 1931, In: HStAS, E 130 b, Bü. 222, Dok. 5 (1931). 
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 STW, 27.2.1931 (5) „Stuttgart. An alle Arbeitereltern!“. 
908
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Wochen vorher erlassenen Notverordnung des Reichspräsidenten erlassen, HStAS, E 130 b, Bü. 
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unterrichtet...“909, hieß es im Zentralorgan der SPD. Dass die Behörde die Aufmärsche nicht 
verhinderte, setzte die Redaktion mit einer Erlaubnis der Übungen gleich. Anscheinend 
existierte tatsächlich eine Genehmigung seitens des zuständigen Amtes, zumindest berief 
sich die NSDAP darauf, dass sie eine solche erhalten zu haben.910 Die nun folgenden 
Angriffe der Sozialdemokraten richteten sich nicht nur gegen jene Behörde sondern gegen 
die Regierung insgesamt. Die Schärfe der sozialdemokratischen Kritik näherte sich dabei 
zum einen aus dem Umstand, dass Versammlungen der SPD nach eigenen Angaben 
wesentlich schärfer kontrolliert wurden, zum anderen aus der Ungeheuerlichkeit, die bei 
einer näheren Betrachtung der Umstände deutlich wurde. Tatsächlich tolerierte die 
württembergische Regierung die militärischen Übungen, die sich gegen die Republik und 
damit gegen sie selbst richteten.     
Auch die  Kirche und ihre Verbindungen zur NSDAP standen unter Beobachtung der 
Sozialdemokraten und erfuhren heftige Kritik. Einige Pfarrer, die sozialdemokratische Presse 
schrieb von „Dutzenden“, hatten sich zur NSDAP bekannt und waren in ihrem Sinne 
agitatorisch tätig911. So beispielsweise der evangelische Pfarrer Karl Steger, der als 
Landesgeschäftsführer der NSDAP fungierte. Den nationalsozialistischen Führern kam dies 
mehr als gelegen, galt es doch in diesem Stadium zur Werbung auch der Massen auf dem 
Land insbesondere in Württemberg die Religionsfeindlichkeit der Partei zu widerlegen.912 
„Dass die nationalsozialistische Barbarei  und der Rassenhassunsinn die christliche 
Gedankenwelt auf den Kopf stellt, kümmert diese Sorte Christen und Pfarrer ganz und gar 
nicht...“913 ereiferten sich die Sozialdemokraten und suchten so das Paradox zwischen 
christlicher Lehre und nationalsozialistischer Ideologie zu entlarven. Dass der Evangelische 
Landeskirchentag betonte, die evangelische Kirche heiße die Politisierung mancher Pfarrer 
nicht gut, erfuhr in der „Schwäbischen Tagwacht“ keine versöhnliche Haltung: Die 
evangelische Kirche hat noch niemals  Verwahrung dagegen eingelegt, dass ihre Geistlichen 
sich politisch rechts betätigt haben...“, hieß es als Antwort auf diese Stellungnahme. 
Kennzeichnend für die antifaschistische Aktion der württembergischen Sozialdemokraten 
wurde auch in diesem Jahr die zunehmende Versammlungstätigkeit, die sich in der 
Hauptsache gegen Nationalsozialismus und Faschismus wandte. Es kam geradezu zu 
Versammlungswellen im Land wie im Reich914. Die größten Aufmärsche der 
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 Siehe beispielsweise STW, 13.3.1931 (3) „Unser Versammlungsfeldzug“; 24.3.1931 (3) „Die 
Lawine rollt. Die Kundgebungen der Sozialdemokratie; 10.8.1931 (5/6) „Unser die Republik trotz 
alledem! Württembergs Reichsbanner in Front – Stuttgart im Zeichen von Schwarz-Rot-Gold – Eine 
  
208
württembergischen Partei fanden dabei naturgemäß in Stuttgart statt, so am 24. Januar in 
der Stadthalle – der Preußische Innenminister Carl Severing ergriff hier das Wort – und 
Anfang August, ebenfalls in der Stadthalle. Insbesondere der Reichsbanner gab sich 
kampfbereit. So erklärte der ehemalige Innenminister Württembergs und Mitglied des 
Reichsparteivorstands der SPD, Artur Crispien: „Hätten die Nationalsozialisten ihren 
Wahlerfolg vom 14. September sofort praktisch ausnützen können, so wäre zwar nicht das 
Dritte Reich begründet worden, es hätte aber doch allerlei katastrophales Durcheinander 
gegeben ... Wahrscheinlich wären dem deutschen Volke sogar blutige 
Auseinandersetzungen leider kaum erspart geblieben... Na, und dass die Sozialdemokraten 
vor solchen Methoden (vor jenen „blutigen Auseinandersetzungen“, die Verf.) kapitulieren, 
das glaubt doch wohl kein Mensch...“915. Interessant erscheint in diesem Kontext, die 
Bekundung führender Sozialdemokraten, unter Umständen auch vor dem Kampf auf der 
Straße und auch vor dem Bürgerkrieg nicht zurückschrecken zu wollen. Ganz offensichtlich 
und dies in Hinblick auf die bevorstehenden Ereignisse – beispielsweise des 20. Juli 1932 – 
waren zumindest Teile der SPD-Führung zu diesem Zeitpunkt noch bereit, 
außerparlamentarische, radikale Mittel gegen den Nationalsozialismus als Lösung 
anzuerkennen. Allerdings wurden keine eindeutigen Maßnahmen vorgestellt, wie dieser 
Kampf aussehen sollte. 
Auch diesbezügliche künftige Maßnahmen des Staates wurden zunächst nicht konkretisiert. 
Wenn Keil sehr treffend im Landtag formulierte, die NSDAP missbrauche die Freiheit des 
demokratischen Staates, um mit deren Hilfe den demokratischen Staat zu zerstören. Es 
hieße Selbstmord üben, wolle der demokratische Staat diesem Treiben ruhig zusehen,916 so 
ließ Keil offen, welcher Art das aktive Eingreifen seitens des Staates sein sollte. Erst als die 
württembergische Regierung aufgrund von schweren Auseinandersetzungen zwischen 
Nationalsozialisten und Kommunisten in Heslach im Mai d. J. der Gewalt auf der Straße 
mittels einer „Verordnung des Innenministeriums über Verbot von Versammlungen unter 
freiem Himmel“917 Herr zu werden versuchte, zeigte die SPD ihre Position: „Mit diesem 
Verbot hat man sich in ganz Deutschland lächerlich gemacht, da man annehmen muss, dass 
Württemberg bereits im offenen Bürgerkrieg ist“, urteilte die Tagwacht. Der Grund für all 
diese Maßnahmen sei doch „ein Versagen der polizeilichen Leitung und damit auch des 
verantwortlichen Ministeriums. Es ist eine Ungeheuerlichkeit, das politische Leben 
Württembergs zu knebeln und alle Parteien und politischen Organisationen für die 
                                                                                                                                                                                     
Massenkundgebung in der überfüllten Stadthalle“; 11.8.1931 (3) „Die Riesenkundgebung des 
Reichsbanners in der Stadthalle“; 13.8.1931 (3) „Verfassungsfeiern im Lande“, u.a. 
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 STW, 1.1.1931, „Die Partei der Konfusion. Von Artur Crispien“. 
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 Verhandlungen des Landtags...1930/31, Protokoll-Band 4, S. 3100. 
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 HStAS, E 130 b, Bü. 2646, Dok. 85. 
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Unfähigkeit der polizeilichen Führung zu bestrafen“.918 Die Parteiführung vertrat die Meinung, 
zweckmäßig sei ausschließlich ein Verbot der nationalsozialistischen Organisationen – vor 
allem der SA – nicht aber die Einschränkung der Versammlungsfreiheit im Ganzen.919 Und 
tatsächlich hätte eine direkte Maßnahme gegen die NSDAP zu diesem Zeitpunkt deutlich 
mehr Sinn gemacht als jener allgemeine Erlass. Denn wie immer auch die Regierung 
zugunsten oder zuungunsten der einzelnen Parteien entschied, wann immer sie 
Versammlungen stillschweigend hinnahm, es fanden sich zu jedem Fall Kritiker, welche die 
Bevorzugung beziehungsweise die Benachteiligung der entsprechenden Organisationen 
heftig kritisierten. Dies betraf auch die zweite und dritte Notverordnung vom 17. Juli und 19. 
Oktober d. J.. Als beispielsweise der Reichsbanner im Juni in Cannstatt aufmarschierte, 
erhielt der Staatspräsident Bolz mehrere Protestnoten aus württembergischen konservativen 
(Regierungs-)Kreisen. So beklagte sich der deutschnationale Walter Hölscher in einem Brief 
an Bolz, dass „die rote Partei- und Bürgerkriegsgarde, genannt Reichsbanner“920, öffentlich 
auftrete und sein Parteikollege Fritz Wider forderte, gegen die Veranstalter, also gegen die 
SPD-Parteiführung, gerichtlich vorzugehen und drohte mit einer Regierungskrise: „Daneben 
bitte ich sehr ergebenst, weiter zu erwägen, ob die nationalen Kreise, welche sich hinter die 
Regierung stellen, nicht veranlasst werden könnten, eine andere Haltung einzunehmen, 
wenn einerseits der Stahlhelm und andere Verbände keine Umzüge vornehmen dürfen, 
während die Roten nach dem Gesetz nichts fragen“.921 922 Hatte sich der Zentrumsmann Bolz 
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1930 erklärte, die Sozialdemokratie würde geschlossen und gerüstet in den Kampf ziehen. Für die 
Hauptschlacht ständen ihr 70000 Schupobeamte, 1000000 bewaffnete Reichsbannerleute und 5 
Millionen freigewerkschaftlich organisierte Arbeiter zur Verfügung. Der Berliner Polizeipräsident 
Grzesinski, der als Innenminister die bekannte Hängerede gehalten hat, hat am 13. Dezember in einer 
Rede ausgeführt, dass die Sozialdemokratie die Schupo als wichtigstes Machtinstrument für ihren 
Kampf zur Errichtung des sozialistischen Staats betrachten. Der Vorsitzende der 
sozialdemokratischen Partei Crispien hat ebenfalls am 23. Dezember 1930 die zweite Revolution 
angekündigt, die anders verlaufen würde, als die Novemberrevolution. Der Sozialdemokrat Levi 
schreibt im Klassenkampf, dass der Kampf um die sozialistische Republik mit Waffen geführt werden 
müsse und dass der Reichsbanner nur den Weg der proletarischen Wehrorganisation gehen könne. 
Bei einer anderen Gelegenheit sagte Levi: „Es gilt, den bürgerlichen Staat zu zerschlagen und eine 
eigene Staatsorganisation für die Interessen des Proletariats zu schaffen.“ Der Führer der 
Sozialdemokratie in Preußen, der Barmat-Freund Heilmann schrieb in Nr. 52 seiner Zeitschrift „Das 
freie Wort“, dass die Sozialdemokratie die Entscheidungsschlacht mit Waffen führen werde und „nicht 
Entwaffnung, sondern Bewaffnung“ fordere. Der Parteivorsitzende Wels hat jetzt sogar gedroht, dass 
die Sozialdemokratie den Faschismus unter allen Umständen verhindern würde, auch auf 
gesetzlichem Wege die Macht zu ergreifen und die Durchführung des Sozialismus verlangt. 
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nicht in dieser Situation die Frage zu stellen, mit welchen politischen Partnern die Republik 
überhaupt zu verteidigen war?923 Statt 1928 eine prorepublikanische Regierung zu bilden, 
hatte sich das württembergische Zentrum ohne zwingende Gründe für den Bürgerblock 
entschieden und so den antirepublikanischen Kräften den Rücken gestärkt. 
Ein weiteres Thema, welches die Interessenskonflikte zwischen den einzelnen Parteien 
zeigte, waren die alljährlich stattfindenden Verfassungsfeiern. Hier wurde deutlich, wie wenig 
Sinn ein Verbot machte, dass auch die republikanisch-demokratischen Gruppen betraf, die 
definitiv zur Verteidigung der Republik bereitstanden und offensichtlich unter dem Schutz des 
Staatspräsidenten selbst standen. So beschwerte sich der politisch höchst umstrittene 
Stuttgarter Polizeipräsident Rudolf Klaiber in einem Brief an das württembergische 
Innenministerium: „Rückblickend ist zu sagen, dass die Verfassungsfeiern in Stuttgart bei 
Licht betrachtet sich im wesentlichen als eine sozialdemokratische Parteisache ausgewirkt 
haben“924. Er habe schon deshalb nichts dagegen unternehmen können, da „das Ministerium 
in unmittelbaren Verhandlungen mit dem Reichsbanner ein so weitgehendes 
Entgegenkommen gezeigt hatte“925. Während der Verfassungsfeiern war es zwischen 
Reichsbanner und Stahlhelm zu Gewalttätigkeiten gekommen, die laut des 
voreingenommenen Polizeiberichts vom Reichsbanner, das „sich an diesem Tag wiederholt 
recht aggressiv gezeigt hat“, provoziert worden sei. Kurt Schumacher habe – auch hier die 
antirepublikanische Handschrift Klaibers - die Atmosphäre noch zusätzlich angeheizt.  Er 
habe in seiner Rede, die er in der Stadthalle zum Verfassungstag hielt, erklärt, strafbar „im 
Sinne der Republik“ hätten sich nur die gemacht, die daneben geschlagen hätten.926 Das 
württembergische Staatsministerium ließ aufgrund der öffentlichen Diskussion offiziell 
verlautbaren, die Verfassungsfeier sei keine „sozialdemokratische Parteisache“ gewesen. Es 
habe gemäß dem üblichen Turnus unter den Parteien in diesem Jahr ein 
sozialdemokratischer Redner gesprochen, nach diesem Turnus sei auch der Chor 
ausgewählt worden, der eben durch Zufall in diesem Jahr auch von der SPD gestellt worden 
                                                                                                                                                                                     
Auch hier im Lande ist klar zu erkennen, dass die Sozialdemokratie mit Hochdruck an der Arbeit ist, 
um eine neue revolutionäre Bewegung herbeizuführen. Ich weiß zuverlässig, dass von marxistischer 
Seite auch bereits Einzelpläne zur Überrumpelung von Polizeiwachen usw. vorbereitet werden.... 
Hölscher“, HStAS, E 150/03, Bü. 699, Dok. 749, 750. 
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sei927, erklärte Bolz geradezu naiv die politische Situation verkennend. Die Haltung und 
Positionierung des württembergischen Zentrums mutete in jenen Monaten insgesamt recht 
ungewöhnlich an: Einerseits führte es die Regierungskoalition mit der Bürgerpartei an und 
andererseits sah es sich in Mitten der Verteidiger der Republik neben der Sozialdemokratie. 
Die Gradwanderung des Staatspräsidenten, Partei zu ergreifen für die Republik und zugleich 
den Bürgerblock zu vertreten, konnte nicht gelingen. Auch das Zentrum begab sich 
zunehmend in eine Position, in der es mehr und mehr in die Schusslinie aller übriger 
Parteien – mit Ausnahme der DDP und der DVP – gelangte. 
Auch die Sozialdemokratie war einem Mehrfrontenkrieg ausgesetzt, ohne aber dabei die 
Staatsmacht in den eigenen Händen zu wissen und eben ohne den politischen Aktionsradius 
einer Regierungspartei. Abgelehnt und in die politische Isolation verbannt durch das 
Zentrum, wurde sie von den konservativen Kreisen nach wie vor als Bürgerkriegspartei 
bekämpft, welche das Deutsche Reich 1918/19 verraten hatte. Ebenso sah die NSDAP in 
den Sozialdemokraten einen elementaren Gegner. Vor allem auf Kurt Schumacher 
konzentrierte sich der Hass der Nationalsozialisten. Der Kampf der KPD gegen die 
Sozialdemokraten vervollständigte die nahezu alle Parteien erfassende Front gegen die 
SPD. Dabei erhielten die Angriffe der KPD sehr präzise Dimensionen und der Vorwurf des 
Sozialfaschismus lastete schwer auf der reichsdeutschen wie der württembergischen 
Sozialdemokratie. Die verschiedenen Spaltungsprozesse in den einzelnen Abteilungen der 
SPD wie die der württembergischen Naturfreunde928 und auch der Arbeitersportler929 
erlangten insofern Schlagkraft, da sie die Bewegung lähmten und eine effektive 
Mobilisierung gegen den Nationalsozialismus einschränkten. Für die SPD lässt sich in dieser 
Zeit eindeutig feststellen, dass sie den Kampf gegen die KPD auf ein Nötigstes beschränkte. 
Zwar waren die öffentlichen Attacken seitens der Sozialdemokratie von ähnlicher Schärfe 
gekennzeichnet wie dies umgekehrt der Fall war. Der Vorwurf, KPD und NSDAP seien 
wesensverwandt tauchte immer wieder wie hier auf einer Parteiveranstaltung in Magstadt 
auf: „Bei der engen geistigen Verwandtschaft, die zwischen Kommunisten und Faschisten 
besteht, ist das nicht weiter zu verwundern. Der Feind, den die Kommunisten am tiefsten 
hassen, ist nicht der Faschismus, sondern die Sozialdemokratie ... Die Kommunisten sind 
die Wegbereiter für den Faschismus. Davon konnten auch die Versammlungsbesucher in 
Magstadt sich überzeugen. Wer den Faschismus niederringen will, muss sich, wie jeder Tag 
mehr zeigt, ebenso gegen die Kommunisten wie gegen die Faschisten wenden, er muss zur 
Sozialdemokratie stehen“.930 Dennoch: die quantitativ im Vergleich zur intensiven Arbeit 
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gegen die NSDAP eindeutig schwächere Positionierung gegen die KPD und auch die 
Stellungnahmen der sozialdemokratischen Presse anlässlich verschiedener Schlachten 
zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten, welche oftmals leichte Tendenzen 
zugunsten der KPD enthielten – dies im Gegensatz zur KPD931 -, zeigten eine Partei, die im 
Grunde nicht gewillt war beziehungsweise sich außer Stande sah, einen Kampf sowohl 
gegen rechts als auch gegen links zu führen.  
Die schwierige Situation der württembergischen Sozialdemokratie – die Gegnerschaft in 
Württemberg aller übrigen Parteien gegen die SPD und die so empfundene, durch äußere 
Umstände oktroyierte Politik der Tolerierung der Regierung Brüning – wurde entgegen der 
offiziellen Haltung der Parteiführung von den führenden Männern der Landespartei als 
schwere Belastung empfunden. Der Landesvorsitzende Rossmann äußerte in dieser Zeit tief 
bewegt und schwermütig in einem Brief an seinen Weggefährten Wilhelm Keil: „... Alles, was 
rein agitatorisch und propagandistisch möglich ist, geschieht im Allgemeinen, wenn auch 
nicht immer mit der erforderlichen Einheitlichkeit und Geschicklichkeit, aber ich glaube, auch 
wenn diese Seite unserer Arbeit völlig ideal wäre, so könnten wir im Augenblick an dem 
gegenwärtigen Zustand eines Teiles unseres Volkes nichts ändern. Dieses Volk ist krank, 
und zwar ist seine Krankheit von einer Art, die durch äußere Mittel nicht mehr beeinflusst 
werden kann, sondern nur dadurch, dass ihr der Boden entzogen wird, auf dem sie gedeiht. 
Aber gerade da ist unser Vermögen so gering, dass es die Grenze des Unvermögens und 
der Machtlosigkeit berührt...“932 
           
8.2. Württemberg in der Weltwirtschaftskrise (2) 
 
Die schwere Krise, welche die internationale Wirtschaft seit 1929 erschütterte, erreichte im 
Winter 1930/31 in Deutschland ihren Höhepunkt.933 Die furchtbarste und augenscheinlichste 
Folge war die aus der wirtschaftlichen Depression resultierende Massenarbeitslosigkeit. Im 
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 Siehe beispielsweise die Stellungnahme der KPD zu Auseinandersetzungen zwischen Stahlhelm 
und Reichsbanner: „Es kann nicht nachdrücklich festgestellt werden, dass dieser Überfall in keiner 
Weise provoziert war, sondern dass nur wegen eines einzelnen Stahlhelmabzeichens diese Horden 
losprügeln zu können glaubten. Sie handelten damit allerdings ganz im Sinne ihres Meisters 
Schumacher, der in der Stadthalle erklärte, strafbar „ im Sinne der Republik“ hätten sich nur die 
gemacht, die daneben geschlagen hätten. Wir glauben doch hoffen zu dürfen, dass sie die 
württembergische Regierung diesen unglaublichen Missbrauch ihrer bedenklich einseitigen Langmut 
nicht länger gefallen lässt“, Süddeutsche Arbeiterzeitung, 10.8.1931, HStAS, E 150/03, Bü. 699, Dok. 
896.   
932
 AdsD, Abteilung I, Wilhelm Keil, 2. Korrespondenz mit Einzelpersonen, Mappe 30 – Erich 
Rossmann: 20.5.1931: Erich Rossmann an Wilhelm Keil. 
933
 Siehe Kapitel 7.4.: „Württemberg in der Weltwirtschaftskrise (1). 
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Februar 1930 waren 3,4 Millionen Menschen im Deutschen Reich arbeitslos gemeldet. Diese 
Quote stieg bis Februar 1931 auf 5 Millionen an, um ein Jahr später ihren Höchststand von 
6,2 Millionen Erwerbslosen zu erreichen. Letztere Quote machte etwa 30% aller 
Arbeitnehmer im Reich aus.934  In Württemberg lag die Arbeitslosenziffer deutlich unter dem 
Reichsdurchschnitt. 1933 waren hier 13% der Gewerbetreibenden als arbeitslos gemeldet. 
Die physische wie psychische Situation, in der sich die Erwerbslosen dabei befanden, war 
katastrophal. In einer Zeit, in der die Gesellschaft Arbeitslosigkeit und Armut nach wie vor als 
selbstverschuldeten Makel betrachtete, und die öffentliche Unterstützung jener Gruppe sehr 
notdürftig ausfiel, wurde dieses gesellschaftliche Phänomen zu politischem Sprengstoff, der 
die junge Republik bis in ihr Fundament erschütterte. 
Die von der deutschen Regierung getroffenen Maßnahmen waren auf wenige Aktionsfelder 
gebündelt. Brünings vorrangige Ziele waren dabei die Konsolidierung der Staatsfinanzen und 
die Streichung der Reparationszahlungen. Diese Ziele suchte er damit zu erreichen, indem 
er einen klaren Sparkurs einschlug und die öffentlichen Ausgaben und Investitionen strikt 
zusammenstrich. Die Ankurbelung der Wirtschaft sollte unter anderem durch die von Brüning 
eingeleitete, gegen die politischen Gegner durchgesetzte Deflationspolitik betrieben werden. 
Die Senkung der Lohnkosten und somit der Produktionskosten und die oktroyierte Senkung 
der Preise sollten die Exporttätigkeit des Deutschen Reiches steigern und die Arbeitslosigkeit 
ins Ausland importieren. Jedoch ging Brünings Rechnung bei weitem nicht auf. Der 
Sparkurs, die Zurückhaltung staatlicher Investitionen und Förderprogramme, verschärfte die 
Konjunkturkrise und vermochte keinen ausgeglichenen Staatshaushalt zu begründen. Zu 
hoch waren die Ausgaben der öffentlichen Hand für die Arbeitslosenfürsorge, welche ständig 
stiegen. Zudem wirkte die von Brüning aus politisch-taktischen Motiven eingeleitete 
Ost(preußen)hilfe kontraproduktiv hinsichtlich der Sparmaßnahmen. So forcierte die 
prozyklische Wirtschaftspolitik die krisenverschärfenden Faktoren. Zudem verlor das Ausland 
zunehmend das Vertrauen in das Deutsche Reich, seine Politik und seine Wirtschaft. Nach 
den Septemberwahlen von 1930 hatte es erste deutlich Anzeichen für jenes Misstrauen 
gegeben, als ausländische Investoren aufgrund des nationalsozialistischen Wahlerfolges ihre 
Gelder abzogen. Nachdem am 5. Juni 1931, unmittelbar nach dem Parteitag der SPD935, die 
Zweite Notverordnung zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen erlassen wurde – der 
Reichstag war bis zum Herbst des Jahres aufgelöst, die SPD unter Androhung der Auflösung 
der Regierungskoalition in Preußen in Schach gehalten – und Brüning einen Tag später die 
deutsche Bevölkerung in einem Aufruf, dem sogenannten Tributaufruf, über den Ernst der 
                                                          
934
 Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte,VII, S.842. 
935
 Man sieht an dem von Brüning gewählten Datum die Methoden der Regierung, die SPD 
aktionsunfähig zu halten. 
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Lage aufklärte und so seine wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu rechtfertigen suchte936, 
schwand das Vertrauen sowohl der deutschen Bevölkerung als auch der ausländischen 
Kapitalgeber weiter. Aus der Konjunkturkrise entwickelte sich hernach eine strukturelle Krise, 
die seitens der deutschen Bevölkerung und der auslänischen Regierungen gekennzeichnet 
war von einer grundsätzlichen Vertrauenskrise in das politische und wirtschaftliche System 
Deutschlands937. Durch die einsetzende Kapitalflucht des Auslandes, welches in dem Aufruf 
vom 6. Juni eine deutliche Erklärung der Zahlungsunfähigkeit des Deutschen Reiches 
verstanden hatte, verlor die Deutsche Reichsbank binnen drei Wochen mehr als die Hälfte 
ihrer Währungsreserven.938 Dies wirkte sich schwer auf die inländischen Kreditinstitute aus 
und begründete die deutsche Bankenkrise. Vor allem die Deutsche Bank- und Disconto-
Gesellschaft, die Dresdner Bank, die Darmstädter und Nationalbank und die Commerzbank 
erfuhren starke Einbußen. Dass auch die Sparkassen betroffen waren, hatte erhebliche 
Konsequenzen auf die Gemeinden in den deutschen Ländern, welche die Hauptlast der 
Krise zu tragen hatten. 
Die Reichsführung der SPD hatte nach dem Zusammenbruch der Großen Koalition unter 
Reichskanzler Hermann Müller die Tolerierung des Kabinetts Brünings innerhalb der eigenen 
Reihen durchsetzen können. Die Gründe für die Absage einer klaren Oppositionspolitik und 
für die Unterstützung Brünings machten für die eigene Fraktion und Mitgliedschaft vor allem 
die preußischen Sozialdemokraten Ernst Heilmann, Otto Braun und auch Rudolf Hilferding 
deutlich. Dabei spielten die Aufrechterhaltung der preußischen Koalition, des „Bollwerk(s) 
Preußen“, und die Vermeidung einer Regierungsbeteiligung der NSDAP durch die 
Verteidigung der Republik auf Grundlage der Aufrechterhaltung der Regierung Brüning, 
welche ausschließlich durch eine Zusammenarbeit zwischen Zentrum und SPD gesichert 
schien, die herausragenden Motive.939 Am 3. Oktober 1930 entschied daher die 
Reichstagsfraktion auf Druck der preußischen Politiker den vorgeschlagenen 
Tolerierungskurs zu stützen. Allerdings kam es in der Folgezeit zunehmend zu heftiger Kritik 
innerhalb der SPD, vornehmlich aus den Reihen der Partei-Linken, an dem festgelegten 
Kurs. Zu den klaren Befürwortern der Tolerierungsstrategie gehörten vor allem die 
                                                          
936
 Aufruf des Reichskabinetts Brüning an das deutsche Volk vom 5. Juni 1931; In: Schultheß, EGK 
1931, S.120f.  (Abkürzung in Huber, VII, S.843, Anm.12). 
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 Jener Aufruf sollte dazu dienen, der deutschen Bevölkerung die Notwendigkeit der Notverordnung 
zu erklären. Da das Ausland diesen jedoch als deutliche Erklärung der Zahlungsunfähigkeit des 
Deutschen Reiches verstand, verschärfte der Inhalt und Wortlaut die Krise stark. Ein in der 
geschichtswissenschaftlichen Literatur allgemein formulierter Vorwurf, Brüning hätte die 
Konsequenzen seines Aufrufs auf die Reaktionen des Auslandes nicht verkennen dürfen, erscheint 
nachvollziehbar.   
938
 Siehe dazu auch Handbuch der deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, hrsg. v. Hermann 
Aubin und Wolfgang Zorn, Stuttgart 1976, S.703ff. 
939
 Siehe dazu ausführlich: Schäfer, Rainer: SPD in der Ära Brüning: Tolerierung oder Mobilisierung? 
Handlungsspielräume und Strategien sozialdemokratischer Politik 1930-1932, Frankfurt a. M. 1990, 
S.54ff. 
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süddeutschen Sozialdemokraten, deren Vertreter, der bayerische Reichstagsabgeordnete 
Wilhelm Hoegner und der württembergische Landesvorsitzende Erich Rossmann auf dem 
Leipziger Parteitag, der als letzter Parteitag vor der Machtübernahme durch die 
Nationalsozialisten vom 30. Mai bis 5. Juni tagte, die Verteidigung jener Politik unternahmen. 
Erich Rossmann fand zudem in seinem Landesvorstand in Wilhelm Keil einen 
Gleichgesinnten. Beide betonten in den folgenden Monaten wiederholt, die Richtigkeit der 
sozialdemokratischen Tolerierungsstrategie.940 
Die Tolerierung der Regierungspolitik war jedoch nicht gleichzusetzen mit einer 
diesbezüglichen allumfassenden Akzeptanz Brüningscher Politik durch die Genossen. Die 
württembergischen Sozialdemokraten fochten im Landtag klar für ihre Konzeption zur 
Behebung der wirtschaftlichen Not und ließen wenig Zweifel daran, dass ihre 
Lösungsvorschläge im Gegensatz zur Regierungspolitik standen. So führte Winker in der 
Debatte um die Etatsberatungen Mitte Februar das Wort für die württembergische 
Sozialdemokratie und verlas seine Grundsatzrede zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Situation im Land. Dass der Haushaltsplan für zwei Jahre festgelegt werden sollte, stellte 
Winker zunächst fest – die Regierung begründete die besondere Behandlung mit der 
schwierigen Finanzlage und die durch einen für zwei Jahre verabschiedeten Etat ermöglichte 
Geschäftsvereinfachung –, sei ein Unding, welches dem „Wesen des parlamentarischen 
Systems“ widerspräche.941 Wie auch in den letzten Jahren betonte die SPD-Fraktion auch in 
der Beratung um den Staatshaushaltsplan 1931/32 zudem ihren Unmut hinsichtlich der 
Rechnungsprognosen des Finanzministers, der jährlich Fehlbeträge für den jeweils 
kommenden württembergischen Etat prognostiziert hatte, obwohl der Haushalt regelmäßig 
Überschüsse verzeichnete. Dehlinger hatte noch im Juni 1930 von einem erheblichen Defizit 
in seinem Haushalt gesprochen, um fünf Monate später einen Überschuss von insgesamt 27 
Millionen Reichsmark zu vermerken942. Zwar beteuerte die württembergische Regierung 
wiederholt, der Ausgleich des Haushalts sei für das Jahr 1930 ausschließlich dadurch 
erreicht worden, dass die Regierung „erhebliche Restmittel“ eingeworfen hätte. Für das Jahr 
1931/32 stünden dagegen keine solchen Restmittel zur Verfügung. „Künftig sind wir 
ausschließlich auf die laufenden Einnahmen angewiesen und müssen damit auskommen“, 
so Bolz zu dieser Problematik.943  Allerdings: die Politik des unbedingten Ausgleichs auch in 
Zeiten größter Not vermochte sicherlich vielen Zeitgenossen als widersinnig erscheinen. 
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 AdsD, Abteilung I, Wilhelm Keil, 2. Korrespondenz mit Einzelpersonen, Mappe 30 – Erich 
Rossmann. 
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 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2924. 
942
 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2924. 
943
 HStAS, E 131, Bü. 7: Pressekonferenz am 15. Juli 1931, vormittags  10 Uhr im Ausschusszimmer 
des Landtags, Tagesordnung: Außerordentliche Sparmaßnahmen der Regierung in den Planjahren 
1931/1932. U.a. waren anwesend neben dem Staatspräsidenten Bolz, der das Referat hielt, Bertold 
Heymann und Kurt Schumacher für die sozialdemokratische Presse. 
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Eine solche Politik musste sich geradezu auf die wirtschafts- und sozialpolitische 
Entwicklung Württembergs auswirken und die Krise weiter steigern. Während nahezu 
100.000 Württemberger ohne Arbeit waren und dringender Fürsorge bedurften, führte die 
Regierung Rechnungen durch, um den Haushalt nicht nur zu konsolidieren sondern darüber 
hinaus mit finanziellen Überschüssen abzuschließen. „Es ist für die Allgemeinheit wenig 
nützlich“, zitierte Winker den Gemeindetag, „wenn von dem Staat gesagt werden kann, er 
verfüge über die besten Finanzen im Reiche, wenn daneben Teile des Volkes darben und 
die Gemeinden im Finanzelend versinken“944. 945 
Die SPD betonte mehrere Punkte aus ihrem Programm zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen Situation in Württemberg. Dabei waren die 
Kernforderungen der Arbeitsbeschaffung, Arbeitszeitverkürzung und Preissenkung die 
vorrangigen Maßnahmen in jenem Katalog. Die Fraktion sprach sich im einzelnen für die 
Kürzung der hohen Beamtenpensionen aus, gegen die Beschäftigung von 
Doppelverdienern946, für die Auflösung der württembergischen Gesandtschaft in München als 
einfache Sparmaßnahme, für eine intensivere Preissenkung zur Absatzsteigerung und für 
staatlich subventionierte Arbeitsbeschaffungsprogramme, vor allen Dingen im Straßen- und 
Wohnungsbau.947 Unter heftiger Kritik standen demgegenüber die Senkung staatlicher 
Investitionen im Bereich Straßenbau um 750.000 RM auf 2,6 Millionen RM948 sowie die 
sozialpolitischen Maßnahmen der Regierung insgesamt. „Trotz der täglich steigenden 
Erwerbslosigkeit und trotz Zunahme des ungeheuren Elends ist an Aufwendungen des 
Staats für die produktive Erwerbslosenfürsorge kein Pfennig im Etat eingestellt, denn die 
eingestellten 400.000 RM werden restlos gedeckt durch Zins- und Tilgungsbeträge aus 
früher gewährten Darlehen. Ein seiner Verantwortung bewusster Staat müsste zur Linderung 
der Arbeitsnot und zur Belebung der Wirtschaft durch Unterstützung der Gemeinden bei 
Ausführung öffentlicher Bauten und Notstandsarbeiten mehr tun ... Es ist zweifellos, dass die 
Drosselung der öffentlichen Wirtschaft und ihre Kapitalversorgung eine der Ursachen der 
Verschärfung der Wirtschaftskrise ist ... Es gibt nur einen Ausweg, aus der Wirtschaftskrisis 
herauszukommen: den Arbeitslosen Arbeit zu verschaffen und die Arbeitszeit zu 
verkürzen“.949              
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 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2926. 
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 Dehlinger bestritt in seiner Antwort die Benachteiligung der Gemeinden zugunsten des Staates. 
Zudem erklärte es, dem Staat fehlten die Mittel zu ihrer Unterstützung, Verhandlungen des Landtags 
1931; Protokollband 4, S.2992. 
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 Hinsichtlich dieser Forderung vermerkte Winker jedoch mit keinem Wort, wie dies zu realisieren 
sei, da der Staat diesbezüglich im Grunde keinen Einfluss auf die Wirtschaft einnehmen konnte. 
947
 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2927, 2928, 2929. 
948
 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2928. 
949
 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.2928, 2929. 
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Die Arbeitsbeschaffung und mit ihr die Arbeitszeitverkürzung blieb die vornehmliche 
Forderung der Sozialdemokratie. Bereits 1930 hatte sie unter Nennung konkreter Projekte 
eindringlich arbeitsbeschaffende Maßnahmen gefordert.950 Wenn auch einige dieser Projekte 
zur Realisierung kamen, so lehnte die Staatsregierung jedoch viele Eingaben der einzelnen 
Gemeinden, welche um die finanzielle Unterstützung von arbeitsbeschaffenden 
Bauprojekten baten, ab, im Hinblick auf die „missliche Lage des Staates und auf die 
Schwierigkeiten des Ausgleichung des Etats für 1931/31“951. In diesem Sinne bekräftigte 
Staatspräsident Bolz im Finanzausschuss bereits im Januar des Jahres, er wolle im 
staatlichen Straßenbau erhebliche Abstriche vornehmen, um Steuererhöhungen zu 
vermeiden952. Unter dem Gesichtspunkt, dass das Land Württemberg keine Schulden zu 
verzeichnen hatte und dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise zusteuerte, musste die Politik 
der strikten Einhaltung des Zieles „keine Ausgaben ohne Deckung“ insbesondere der 
Arbeiterbewegung wie ein Luxus erscheinen, den sich die württembergische Regierung auf 
Kosten der Arbeitnehmerschaft leistete. 
Wilhelm Keil nahm sich Anfang Mai der dritten Kernforderung der SPD an. Er setzte sich für 
eine deutliche Preissenkung ein, um bei Ausnutzung einer damit verbundenen erhöhten 
Kaufkraft der württembergischen Bevölkerung die Wirtschaft zu beleben. Heftig bemängelte 
Keil die Ausführungen des Staatspräsidenten, der sich von der von ihm als solchen 
benannten „Kaufkrafttheorie“ lossagte, um zu erklären, es gebe für ihn keinen anderen Weg, 
„als Mehrarbeit und äußerste Sparsamkeit ... Billiger produzieren, damit die Leute für billiges 
Geld das Doppelte kaufen können“953. Die von der SPD geforderte Verkürzung der 
Arbeitszeit ohne Lohnausgleich zur Schaffung neuer Arbeitsplätze stand demnach in 
direktem Widerspruch zur Bolzschen Formel der Mehrarbeit oder Heraufsetzung der 
Arbeitszeit zur Produktionskostensenkung. Wenn Bolz also am Ende seiner Landtagsrede 
anmerkte, dass Zentrum und SPD in den grundlegenden Anschauungen über die Lösung der 
Wirtschaftskrise derart verschiedener Meinung seien, „dass ich befürchte, dass wir vor lauter 
Meinungsverschiedenheit in den kostbarsten Monaten dieses Sommers zu keinem Ergebnis 
kommen“954, so artikulierte er die tatsächliche Uneinigkeit zwischen Regierung und 
Opposition. Im Hinblick auf die von der SPD geforderte Erhöhung der Kaufkraft rechnete die 
sozialdemokratische Fraktion dem Landtag vor, dass im Deutschen Reich durch die 
Regierungspolitik gerade das Gegenteil eingetroffen sei. Die Löhne seien um 8-10% gekürzt, 
die Einkünfte des Arbeitnehmers in der Gesamtwirkung um nahezu 20% gefallen, die Preise 
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 STW, 14.1.1931, S.3. 
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 STW, 14.1.1931, S.3. 
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 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.3108. 
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 Verhandlungen des Landtags 1931; Protokollband 4, S.3108. 
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aber lediglich um 7-8% gesunken: „Diese erhebliche Schwächung der Kaufkraft des Volkes 
ist für die Erhaltung des inneren Marktes um so verhängnisvoller, wenn man berücksichtigt, 
dass der deutsche Arbeitnehmer mehr als 50% seines Lohnes für seinen dürftigen 
Lebensunterhalt auszugeben hat, etwa 25-28% für Miete braucht, wozu noch Ausgaben wie 
Sozialversicherungsbeiträge usw. hinzukommen. Und wer dann noch berücksichtigt, dass 
nur etwa 20% der in Deutschland hergestellten Waren zur Ausfuhr kommen und etwa 80% 
ihren Absatz auf dem Binnenmarkt finden müssen, der wird die ungeheure Bedeutung der 
Kaufkraft anerkennen“955. 
Württemberg verzeichnete im Jahr 1931 durchschnittlich 99.286 Arbeitslose (1930: 62.108; 
1929: 38.015).956 Davon entfiel der Hauptteil, nämlich 34.025 Erwerbslose auf den 
Arbeitsamtsbezirk Stuttgart, der damit mehr als ein Drittel aller württembergischen 
Erwerbslosigkeit verzeichnete. Ebenso betroffen, wenn auch lange nicht in so starkem 
Umfang wie die Landeshauptstadt, waren die Arbeitsamtsbezirke Heilbronn (7.117 
Arbeitslose), Reutlingen (6.370), Esslingen (5.824), Ulm (5.349) und Ludwigsburg (5.178).957 
Gemessen am Reichsdurchschnitt fuhr die württembergische Wirtschaft in ruhigen 
Gewässern. Womöglich blieb Bolz aus diesem Grunde gelassen gegenüber den 
Forderungen der SPD hinsichtlich möglicher Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Land. So 
wurden 1931 im Durchschnitt 2.727 Notstandsarbeiter in der sogenannten werteschaffenden 
Arbeitslosenhilfe finanziert. Dies waren zwar etwa 40% Notstandsarbeiter mehr als im 
vorausgegangenen Jahr, gemessen an einer Gesamtarbeitslosenzahl von nahezu 100.000 
Personen, entsprach dies jedoch einer relativ geringfügigen Quote.958               
Wie bereits im Vorjahr hatte sich die württembergische Sozialdemokratie nicht einzig zum 
Ziel gesetzt, die Arbeitslosigkeit auf parlamentarischem Weg einzudämmen, sondern für die 
Opfer jener „kapitalistischen Wirtschaftsordnung“959 einzutreten, indem sie die Öffentlichkeit 
um Verständnis für die Situation der Erwerbslosen bat. Die Redakteure der parteieigenen 
Zeitungen beschrieben wiederholt Einzelschicksale in Gedichten und Kurzgeschichten, 
welche exemplarisch für das Leben aller Arbeitslosen stehen sollten. Eine von der 
„Schwäbischen Tagwacht“ veranstaltete Rundfrage, welche die Leser anhielt, eine Antwort 
zu finden auf die Frage „Wo drückt mich der Schuh?“, fand großen Anklang. Die „Tagwacht“ 
veröffentlichte einige Einsendungen und gab auf diesem Wege den Arbeitslosen die 
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Gelegenheit, sich öffentlich zu artikulieren. Ein Gedicht gab die bescheidenen Wünsche 
wieder, welche für viele Betroffenen bereits ein Stückchen Glück bedeuteten:   
„Ein Genügsamer. 
Wo mi dr Schuh druckt, wöllt dr wissa, 
Ha, ihr send net domm verrissa. 
Mir fehlt a Gschäft, wo i ka saga: 
Es langt für äll mei Lebadaga, 
A Päckle Dubak ond an Pris, 
An  Moscht em Keller, des isch gwiß. 
A Schüssel Sauerkraut ond Spatza, 
Wo i mi kräftig ka dra atza, 
Ond no dös Blättle ´Volk ond Zeit 
´No fihl i mi en Ewigkeit sauwohl.“960 
 
Die publizierten Einsendungen der sozialdemokratischen Leser waren offensichtlich 
aufgrund der einzelnen Themenschwerpunkte gewählt, welche die Kurztexte und Gedichte 
dominierten. Ein Leser beispielsweise kam zu Wort, der eindringlich zu erklären wusste, 
warum Arbeitslosigkeit und Armut zwangsläufig zu kleinkriminellem Handeln zwangen. „Ich 
friere und lache – über meine fromme Erziehung, über die Moral und Treu und Redlichkeit. 
Und in einer Nacht wurde ich zum Dieb. Ich stahl Kohlen, weil es mich fror“961. Neben dem 
Problem des quasi oktroyierten Diebstahls wurden immer wieder die Stimmen von 
Familienvätern laut, welche den Anblick der abgearbeiteten und sich sorgenden Frauen und 
ihrer Kinder als die schwerste Bürde empfanden. „Wo der Schuh mich drückt? 16 Monate 
arbeitslos, und nicht die geringste Aussicht auf Verdienst! Persönliche Wünsche plagen mich 
längst nicht mehr. Aber wenn ich zusehen muss, wie meine Frau sich aufopfert, um die 
ganze Familie über Wasser zu halten, und wie mein Junge, der mit seinen Zeugnissen die 
besten Aussichten und ein Anrecht auf gute Weiterbildung hätte, um seine Zukunft geprellt 
wird, weil er in der Volksschule verbummeln muss, dann drückt mich etwas!“962 Eine 
Zusendung war mit dem Titel „Aus dem Tagebuch eines Arbeitslosen“963 erfasst und enthielt 
die erschütternde Beschreibung eines arbeitslosen Maurers: „Seit Monaten keine Arbeit. Seit 
Monaten gehe ich stempeln“, begann die Beschreibung und thematisierte so peripher das 
gesellschaftliche Problem der Langzeitarbeitslosigkeit, welches sich auch in anderen 
Beiträgen wiederfand964. „Aber das reicht nicht aus für meine Frau und die drei 
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Rachitiskinder, und ich muss auch leben. Aber ich spar mir alles vom Munde, denn die 
Kinder haben´s nötiger und das Weib auch, das so schwach und krank ist, und ich denke oft, 
wenn mal so ein starker Wind kommt, der hebt sie auf und nimmt sie mit. So schwach ist sie. 
Und muss doch ab und zu Wäsche waschen für fremde Leute, denn im Winter können die 
Kinder nicht barfuß laufen, und man muss auch mal was Warmes essen, denn das 
Stempelgeld reicht nur für Brot und Margarine, und die Miete muss bezahlt werden für Küche 
und Kammer, und im Finstern kann man nicht sitzen...“965 Im Gegensatz zu seinem eigenen 
Leben beschrieb dieser Familienvater das Leben der Reichen in den gehobenen Stadtteilen, 
die er auf seinen täglichen Spaziergängen oft besuchte, und hob so die gesellschaftlichen 
Ungerechtigkeiten hervor, welche durch die Krise noch verschärft worden waren. Die 
Konsequenzen, welche sich aus der Not ergaben, beschrieb ein anderer Familienvater, der 
sich in den Alkohol flüchtete und die Not seiner Familie damit weiter vermehrte.966 Auch 
tauchte wieder und wieder in den Geschichten der Wunsch vieler Erwerbslosen auf, ihrem 
Leben ein Ende zu machen. Die Beschreibung der Hoffnungslosigkeit, deren Höhepunkt sich 
in den geäußerten suiziden Drohungen wiederfand, war sicherlich die extremste Form, derer 
sich die sozialdemokratischen Redakteure bedienten. Da die Selbstmordrate in Württemberg 
und in Stuttgart in den Jahren 1930, 1931, 1932 stetig stieg, waren jene Schilderungen 
jedoch legitim.967 Ebenfalls kamen die Söhne und Töchter der erwerbslosen Familienväter zu 
Wort und dokumentierten in kindlicher Weise die schwierige Situation ihrer Familien. 
Welchen praktischen Nutzen die Beschreibung der sozialen Problematik der 
Weltwirtschaftskrise hatte, ist schwer zu deuten. Sicherlich war es den Versuch wert, 
innerhalb der Gesellschaft um Verständnis für die Situation der Arbeitslosen zu werben und 
mit der Erwerbslosigkeit einhergehende Probleme wie Armut, Alkoholismus und 
kleinkriminelle Delikte zu erklären. Womöglich gaben die Veröffentlichungen in den 
Parteizeitungen auch manchem Arbeitslosen das Gefühl, nicht allein mit seinen Problemen 
zu sein, und verstanden zu werden. Sicherlich war es aus propagandistischer Sicht der 
Sozialdemokratie das geeignete Instrument, mit gehobenem Zeigefinger auf die Folgen der 
von ihr benannten „kapitalistischen Wirtschaftsordnung“ aufmerksam zu machen und die 
Massenarmut als Beweisstück für die eigene, von ihr vertretene Wirtschaftsphilosophie zu 
nehmen. Der volkspädagogische Auftrag, dem sich die sozialdemokratischen Publizisten 
verschrieben hatten, dürfte gleichsam eine nicht unbedeutende Rolle gespielt haben: 
Erziehung der Gesellschaft musste auch heißen Dokumentation sozialer Probleme als These 
sozialistischer Zielsetzung.        
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8.3. Die Stuttgarter Abtreibungsaffäre und die Diskussion um den Paragraphen  218. 
Die Weimarer Gesellschaft zwischen Fortschritt und Rückschritt 
 
Die Veränderungen der sozialen, kulturellen und geistigen Grundlagen der Weimarer 
Gesellschaft hatten den Themenkatalog öffentlicher Auseinandersetzung ausgedehnt und in 
vielen Bereichen die Diskussionsfähigkeit der Öffentlichkeit neu ausgebildet, so dass 
gesellschaftspolitische Diskurse innerhalb verschiedener Problemfelder erst jetzt stattfinden 
konnten und auch stattfinden durften. Ein zentrales Thema jener öffentlichen 
Auseinandersetzungen wurden Inhalt und Konsequenz des Paragraphen 218 SDGB (Im 
Folgenden nur § 218), der aus den Gesetzestexten des Kaiserreiches in selbiger Fassung in 
das Weimarer Strafgesetzbuch übernommen worden war. Er stellte den 
Schwangerschaftsabbruch unter Strafe, wobei  die gesetzliche Ahndung sowohl die 
werdende Mutter als auch ihren den Abbruch vornehmenden Arzt betraf. Die Möglichkeit 
einer medizinischen Indikation, d.h. die Durchführung eines Abbruchs aufgrund einer 
medizinisch fundierten Begründung, welche das Risiko einer Schwangerschaft für das Leben 
und die Gesundheit der Schwangeren belegte, war zwar praktisch gegeben. Allerdings 
begaben sich der ausführende Arzt wie auch die werdende Mutter in einen gesetzlichen 
Raum, der ihnen keine juristische Absicherung gewährte und der also nicht vor 
Strafverfolgung schützte. Immer wieder wurde der Paragraph öffentlich diskutiert. 
Schriftsteller wie Kurt Tucholsky, Bertolt Brecht und Erich Kästner setzten sich mit ihm 
auseinander. Zwischen 1920 und 1926 beschäftigte sich der Reichstag sechsmal mit seiner 
Reform. Im Mai 1926 war es auf Antrag der sozialdemokratischen Fraktion zumindest zu 
einer Teilreform gekommen, welche die Abtreibung nicht mehr als Verbrechen, sondern als 
Vergehen behandelte. 
Für Sozialdemokraten und Kommunisten war die Fortsetzung der Diskussion um den 
Paragraphen 218 zur weiteren Reformtätigkeit der Legislative ein besonderes Anliegen, da 
insbesondere das Arbeitermilieu betroffen war. Gut situierten Frauen, die sich gegen eine 
Schwangerschaft entschieden, war es immerhin möglich unter starken finanziellen 
Aufwendungen einen Arzt zu finden, der das Risiko eines weiterhin strafbaren Abbruchs auf 
sich zu nehmen bereit war. Frauen mit sozial schwachem Hintergrund, die sich oftmals aus 
finanziellen Gründen gegen ein Kind entscheiden mussten, da zum einen ihre Arbeitskraft für 
den Unterhalt der Familie gebraucht wurde, zum anderen ein weiteres Kind eine zu große 
wirtschaftliche Belastung bedeutet hätte, waren angewiesen auf alternative Möglichkeiten 
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des Abbruchs. In den Arbeitervierteln wurden sogenannte Abtreibungsmittel vertrieben, 
deren Einnahme oft schwerste gesundheitliche Folgen mit sich brachte. Injektionen von 
Seifen- und Essigwasser fanden verzweifelte Abnehmerinnen, die nach der „Behandlung“ 
nicht selten an Perforationen oder Entzündungen litten. Führten die genannten Methoden zu 
keinem Resultat, suchten viele Frauen die Hilfe sogenannter „Engelmacherinnen“. Fachlich 
unqualifiziert, unter unhygienischen Bedingungen, das Werkzeug oft ungeeignet und 
verschmutzt, begaben sich die Schwangeren hier in höchste Gefahr. Den äußeren 
Umständen entsprechend war die Zahl der in Folge einer illegalen Abtreibung verstorbenen 
Frauen erschreckend hoch. Der Stuttgarter Arzt und Schriftsteller Dr. Friedrich Wolf, der sich 
vehement für eine Liberalisierung des Paragraphen einsetzte, schätzte die jährliche 
Todesrate auf 10.000 Frauen. Der ebenfalls gegen den Paragraphen protestierende 
Mediziner, Dr. Carl Credé nannte gar 25.000 Todesfälle. Die Überzahl stammte aus dem 
Arbeitermilieu. Bei einer jährlichen Todesrate im Deutschen Reich von 58.000 Frauen im 
Alter zwischen 18 – 45 Jahren insgesamt wogen diese Schätzungen schwer.968 
Die besondere Aufmerksamkeit der Sozialdemokraten galt folgerichtig nicht der 
medizinischen, sondern der sozialen Indikation. Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot und die 
andauernde körperliche und seelische Doppelbelastung berufstätiger Arbeiterfrauen, welche 
keine staatlichen Hilfen erwarten durften, – staatliche Bezuschussungen gab es nicht, 
Werkkindergärten waren selten und die Haushaltsarbeit kraft- und zeitintensiv – waren die 
tragenden Gründe der Entscheidung für den Schwangerschaftsabbruch. Konnte man die 
äußeren Bedingungen nicht auf einen Schlag ändern – ganz im Gegenteil wurden die 
Bedingungen während der Weltwirtschaftskrise noch verschärft -, so wollten die 
Sozialdemokraten den Arbeiterfrauen doch zumindest die Möglichkeit schaffen, straffrei die 
Konsequenzen ziehen zu können. 
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Im Februar und März des Jahres 1931 belebte die Festnahme der Stuttgarter Ärzte Dr. 
Friedrich Wolf und Dr. Else Jacobowitz-Kienle die Diskussion um den Paragraphen erneut. 
Beschuldigt wurden beide Mediziner des Vorgehens gegen den § 218  in über hundert 
Fällen. Bei Dr. Jacobowitz-Kienle hatte man belastendes Material gefunden, das sowohl 
beweisen sollte, dass die Ärztin illegale Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen hatte, als 
auch Dr. Wolf belastete, da von ihm ausgestellte Atteste die Abbrüche gerechtfertigt hatten. 
Da nicht allein den beiden Ärzten Strafverfolgung drohte, sondern auch ihren Patientinnen, 
welche die Abtreibungen hatten vornehmen lassen, stand der Fall von Beginn an im 
Interesse der Öffentlichkeit. Da zudem, wie sich schnell herausstellte, Frauen aller sozialer 
Schichten betroffen waren, gewann die Diskussion eine klassenübergreifende und 
überparteiliche Komponente und erzwang also von allen politischen Gruppen eindeutige 
Stellungnahmen. Auch der Umstand, dass es sich bei Dr. Wolf um den Verfasser des 
erfolgreichen Theaterstück „Cyankali“ handelte, ein Stück, welches den Paragraphen 218 
und seine Folgen thematisierte, gab den Festnahmen jenen öffentlichkeitswirksamen 
Charakter, zunächst in Stuttgart und Württemberg, wenig später im gesamten Reich. 
Schon kurz nach der Verhaftung am 19. Februar hatte die württembergische 
Sozialdemokratie ihren Hoffnungen Ausdruck gegeben, dass die Affäre nicht ein „Fall Wolf“, 
sondern ein „Fall § 218“ werden müsse. „In diesem Sinne befasst sich auch bereits die 
Öffentlichkeit  mit dem Fall, der seiner ganzen Struktur nach eine neue Kampagne gegen 
einen Gesetzesparagraphen im Gefolge haben wird, der es längst schon verdient zu 
verschwinden und der schon so vielen Frauen zum Verhängnis geworden ist. Wenn hier von 
einem Vergehen die Rede ist, dann sind es die Vergehen eines Paragraphen, der 
rücksichtslos an sozialen Verhältnissen vorbeigeht, die sich schon lange nicht mehr mit den 
Buchstaben des Paragraphen 218 vertragen“.969 Vorbehaltslos stellten sich die 
württembergischen Sozialdemokraten hinter die beiden Ärzte, die durch jene von ihnen 
zahlreich durchgeführten qualifizierten Schwangerschaftsabbrüche vielen Frauen geholfen 
und vor dem Gang zu Kurpfuscherinnen bewahrt hatten. Allerdings verurteilte die 
Landesparteiführung die aus ihrer Sicht einseitige Politisierung des Falles durch Wolfs 
Ehefrau und durch engere Freunde des Paares, die öffentlich zugunsten der KPD 
vorsprachen beziehungsweise in öffentlichen Versammlungen gemeinsam mit 
kommunistischen Rednern auftraten und so „die ganze Abtreibungsaffäre zu einer 
Propagandaangelegenheit für die Kommunistische Partei Deutschlands“ machten. „Aus dem 
Kampf um eine große sittliche Idee wird ein Reklameschild für einen schwierigen und 
bankrotten Parteiladen.“970 Die Tatsache, dass Wolf Mitglied der KPD war, klammerte die 
SPD weitestgehend aus, als könne nicht sein, was nicht sein dürfe. Wiederholt betonten die 
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Sozialdemokraten, der Kampf gegen den Paragraphen müsse unabhängig jeder 
Parteizugehörigkeit geführt werden. Diese Forderung wurde sehr schnell auch von Wolf 
selbst erhoben, der laut württembergischem Pressedienst auf eine derartige Politisierung 
seines Falles verzichten und der Zielsetzung seiner Verteidigung gemäß durch eine 
reichsgerichtliche Entscheidung die Ausdehnung der Indikation in sozialer Richtung erwirken 
wollte.971 
Ein erster Teilerfolg war die baldige Haftentlassung Wolfs, die sicherlich nicht ohne den 
starken Zuspruch in der Bevölkerung hätte erzielt werden können. Die Entlassung führte in 
der sozialdemokratischen Presse zu einer kurzfristigen Gewichtsverlagerung des Interesses 
auf Dr. Jacobowitz-Kienle, die „persönlich und menschlich etwas ungerecht im Hintergrund in 
einer deprimierenden Untersuchungshaft gelassen worden, wenn nicht vergessen worden 
ist“972. Wenn Else Jacobowitz-Kienle später selbst urteilte, dass sie in Stuttgart aufgegeben 
worden sei, „irgendeine öffentliche Meinung zu meinen Gunsten gab es nicht“973, so erfasste 
die Ärztin nicht die Stellungnahmen der verschiedenen lokalen, parteizugehörigen Zeitungen 
wie die der „Schwäbischen Tagwacht“ und auch nicht die Reaktion der Stuttgarter 
Bevölkerung974. Die sozialdemokratischen Redakteure arbeiteten gegen die Schmutzwelle, 
welche sich nach der Verhaftung Else Jacobowitz-Kienles nach ihren eigenen Angaben über 
sie ergoss975 und sprachen sie öffentlich frei von den Vorwürfen, sie habe sich auf Kosten 
ihrer Patientinnen bereichert und medizinisch fragwürdige Eingriffe unternommen.976 Auch 
blieb die Ärztin, die am 20. März in den Hungerstreik trat, bis zu dem Tag ihrer 
Haftentlassung am 28.3.1931 präsent in den Blättern der württembergischen 
Sozialdemokratie, so dass nicht allein der Hungerstreik der Ärztin, sondern auch die 
Berichterstattung in der Presse jenen Druck ausgeübt haben dürften, welcher folgend zu der 
Freilassung führte. Der Chefredaktion der „Tagwacht“ war dann auch die Haftentlassung 
Jacobowitz-Kienles wichtig genug für die Titelseite. „Ungeachtet dieser Freilassung der 
Stuttgarter Ärztin werden die Abwehrbestrebungen der Arbeiterorganisationen auch 
weiterhin in verstärktem Maße fortgesetzt bis zur Beseitigung der Gesetzesparagraphen, die 
das Rechtsempfinden des Volkes verletzen.“977  
Die Stuttgarter Abtreibungsaffäre hatte insbesondere die Stuttgarter Ortsgruppe zu schnellen 
und klaren Stellungnahmen ermutigt, die sich hinsichtlich dieser Problematik „auf dem 
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Vormarsch“978 sah. So sprach auf ihrer Hauptversammlung am 9. März Schumacher zum 
Thema und unterstrich die Haltung der lokalen SPD gegen „den unmenschlichen und 
barbarischen § 218“, der „durch einen humanitären Paragraphen auf Grund der Gestattung 
der medizinischen und sozialen Indikation“ ersetzt werden müsse.979 Die Hauptversammlung 
nahm nach dem Referat Schumachers folgende Entschließung einstimmig an: „Die 
Hauptversammlung der SPD Groß-Stuttgart protestiert mit aller Entschiedenheit gegen die 
barbarische und mittelalterliche Handhabung des rückständigen und volksschädigenden 
Sexualstrafrechts.“ Der Kampf gegen § 218 werde mit aller Entschiedenheit 
aufgenommen.980 Gleichsam schritten die sozialdemokratischen Frauen zur Tat und riefen zu 
einer Frauenversammlung auf, welche sich ausschließlich mit dem Paragraphen 218 
beschäftigen sollte. Dabei war es den Frauen besonders wichtig, ihre Versammlung noch vor 
der von ihnen als solchen bezeichneten Aktion des Parteivorstands in Berlin 
durchzuführen.981 
Nach der Freilassung Dr. Jacobowitz-Kienles schwand das Interesse nicht nur in der 
Öffentlichkeit, sondern auch in der württembergischen und reichsdeutschen 
Sozialdemokratie an der bestehenden Ordnung, die der Paragraph 218 den Frauen 
oktroyierte. Die Tolerierungsstrategie der Brüningschen Politik war mit solchen 
gesellschaftspolitischen Grundsatzdebatten schwer zu realisieren. Zudem hätte die 
Uneinigkeit innerhalb der SPD womöglich ein tatsächlich effektives Vorgehen in Bezug auf 
den Paragraphen verhindert. Zu verschieden waren die Meinungen und Stellungnahmen der 
einzelnen Landesorganisationen und Ortsgruppen als auch die der einzelnen Abgeordneten 
im Deutschen Reichstag. Wenn die Stuttgarter Organisation unter Kurt Schumacher die 
medizinische und soziale Indikation favorisierte, so positionierte sie sich damit in den 
gemäßigten Breiten sozialdemokratischer Standortbestimmung. Die Meinungen innerhalb 
der reichsdeutschen Sozialdemokratie bewegten sich zwischen dem vergleichsweise 
konservativen Lösungsmodell der Strafminderung über die konkretisierten Vorstellungen von 
einer Fristenregelung und Indikationsregelung, welche der Großteil der Sozialdemokraten 
vertrat, bis hin zu der Forderung nach der völligen Streichung des Paragraphen. Die 
Fristenregelung wurde dabei lange Zeit von der Parteimehrheit favorisiert.982  
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Die Kontroverse um den Paragraphen 218 fasziniert durch ihre einzigartige Dokumentation 
der Weimarer Gesellschaft. Während in Berlin und in anderen deutschen Großstädten die 
Neue Frau die Cafés bevölkerte mit Bubikopf, kurzem Rock und Zigarette, während immer 
mehr Frauen Zugang zu den Universitäten fanden und zu ehemals klassischen 
Männerberufen, während das Lebensmodell der alleinstehenden, kinderlosen, selbständigen 
und selbstverdienenden Frau zunehmend anerkannt wurde, forderten manche Teile der 
Gesellschaft den klassischen Frauentypus aus der Vorkriegszeit zurück. Die Unterschiede 
zwischen den Generationen traten in der jungen Republik deutlicher hervor als je zuvor und 
auch die Unterschiede zwischen Land- und Stadtbevölkerung. War dies das Resultat einer 
gesellschaftlichen Entwicklung, welche allein durch die hohe Geschwindigkeit ihres Verlaufs 
die Gesellschaft selbst überforderte und war wiederum das Ergebnis jener allgemeinen 
Überforderung die politische Instabilität, welche den Radikalen das Fundament bereitete? 
Um die Jahrhundertwende hatte eine „mächtige Geistesströmung, eine Art erotische 
Aufklärungsbewegung“983 eingesetzt. Der Erste Weltkrieg hatte mit der Emanzipation der 
Frau diese Entwicklung weiter forciert. In Weimar besang Marlene Dietrich die freie Liebe 
und verkörperte die begehrte und vor allen Dingen – und eben dies war das 
Avantgardistische -  die begehrende Frau, wenn sie von Kopf bis Fuß auf Liebe eingestellt 
war „und sonst gar nichts“. Stadtluft machte nach dem Weltkrieg frei, freier als jemals zuvor. 
Zuallererst in Berlin, aber auch in den übrigen deutschen Großstädten wie Hamburg, 
Königsberg, Dresden und auch Stuttgart. Jedoch wurde durch jenes städtische Treiben die 
Kluft zwischen Stadt und Land stark vergrößert. So erklärt sich vielleicht das groteske Bild, 
welches die Stuttgarter Abtreibungsaffäre von der Weimarer Gesellschaft zeichnet. In den 
Städten die Enttabuisierung nicht nur der Sexualität, sondern breiter Themenkataloge, auf 
dem Land tradierte Werte und eine erheblich langsamere Gangart der Entwicklung – auf der 
einen Seite ein Lobgesang auf Liebe und Sexualität, auf der anderen Seite die infolge illegal 
vorgenommener Abtreibungen sterbenden Frauen, deren jährliche Zahl gering geschätzt bei 
10.000 Opfern lag. 
 
8.4. Zusammenfassung 
 
Das Jahr 1931 zeigt die SPD in ihrer finalen Konstitution. Ohnmächtig stellte sie sich gegen 
die immer stärker werdende nationalsozialistische Bewegung in unzähligen Versammlungen 
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und Demonstrationen. Mancher sozialdemokratische Anhänger mochte wohl an die starken 
Worte seiner Führer glauben, wenn diese zum Kampf mit allen Mitteln aufriefen. Ein 
realistisches Konzept, ein Notfallplan, den die SPD bereits im kommenden Jahr 1932 so 
dringend gebraucht hätte, existierte jedoch nicht. Viele Parteiführer wussten um diese 
Hilflosigkeit. Wenn Erich Rossmann resigniert aussprach, dass die Sozialdemokratie ohne 
praktischen Einfluss auf die Tagespolitik – hier insbesondere auf die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik – nichts gegen den Nationalsozialismus unternehmen könne, auch wenn sie 
propagandistisch und agitatorisch noch so viel organisierte, so zeigt dies die Ohnmacht 
vieler. Sicherlich hätte die Partei tagespolitisch keine Wunder vollbringen können, dennoch 
wäre ihre aktive Beteiligung an der württembergischen Regierung nach 1928 eine Offerte an 
die Weimarer Demokratie durch die mögliche Weimarer Koalition gewesen. 
Als Vertreterin der Arbeiter und Angestellten nahm sie sich im Besonderen – wie auch im 
Vorjahr – den arbeitslosen Arbeitern und Angestellten an. Armut, Krankheit, Alkoholismus 
und Kriminalität umrissen dabei Themenbereiche, denen sich die Parteipresse offen und 
offensiv widmete. Die Darstellungen von Einzelschicksalen in den Parteiorganen warben um 
Verständnis und übten ein Stück weit Solidarität mit den Opfern der Weltwirtschaftskrise. 
Hierbei griffen die Redakteure auch zu literarischen Berichten und auch Gedichten, um die 
emotionale Seite des Problems zu betonen. 
Die Diskussion um den Paragraphen 218 und die Stuttgarter Abtreibungsaffäre 
veranschaulicht die Diskrepanz der Weimarer Gesellschaft zwischen Fortschritt und 
Rückschritt. Moderne großstädtische Gedankenwelten prallten hier auf unflexible, 
rückschrittliche Verhaltensmuster der konservativen Bevölkerungsschichten. Dabei trat die 
intellektuelle und kulturelle Zerrissenheit der Weimarer Gesellschaft deutlicher  zutage als 
bei vielen anderen politischen Themenpunkten jener Zeit. Die Gräben zwischen vorwärts und 
rückwärts gewandten Kulturträgern der Weimarer Gesellschaft erschienen so breit, wie 
deren politische Differenzen unüberbrückbar waren. Während sich in Berlin und anderen 
deutschen Großstädten eine Gesellschaft etablierte, die zu einer einzigartigen Kulturszene 
führte, welche höchste Ansprüche an sich und andere stellte, lief das Leben in den 
Kleinstädten und auf dem Land oftmals in vorkriegsähnlichen Bahnen. Dass das 
intellektuelle Gefälle zu gewaltigen Irritationen innerhalb der Bevölkerung führte, wussten die 
Nationalsozialisten unübertroffen für sich zu nutzen.   
Das Jahr 1931 steht nicht nur chronologisch sondern auch die innere Konstitution der SPD 
betreffend zwischen den Jahren 1930 und 1932. Die Ohnmacht und Hilflosigkeit der 
sozialdemokratischen Führer wuchs in gleichem Maße wie die Skrupellosigkeit ihrer Gegner. 
Ihre politische Isolation lähmte sie zusätzlich und ließ die Führung zwar agitatorisch weiterhin 
  
228
den Kampf auf jeder Ebene proklamieren, tatsächlich aber wurde die Entscheidung 
zugunsten des rein legalen Kampfes immer deutlicher. 
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9. Der gewaltlose Widerstand der württembergischen Sozialdemokratie gegen die 
Feinde der Republik – Das Jahr 1932 
 
9.1. Die Beschlagnahme der „Schwäbischen Tagwacht“   
 
Die Beschlagnahme der „Schwäbischen Tagwacht“ am 5. Januar 1932 wurde von der 
württembergischen Sozialdemokratie als ein Akt „von solch charakteristischer Bedeutung“ 
empfunden, dass die Parteiführung diese zum Anlass nahm, sie zum Gegenstand einer 
eingehenden Besprechung im Landtag zu machen. 984 Die von der Sozialdemokratie im 
Februar des Jahres eingereichte Große Anfrage, formal gerichtet „an das Staatsministerium 
betreffend die politische Polizei, Beschlagnahme der Schwäbischen Tagwacht u.a.“ 
beschäftigte den Landtag in drei Sitzungen, die sich ausschließlich der Aussprache jener 
Anfrage widmeten. 985 Dabei erfuhr der eigentliche Gegenstand der Diskussion, nämlich die 
Schwäbische Tagwacht und ihre Behandlung durch die politische Polizei eine zunehmend 
nebensächliche Rolle. Vielmehr nutzten die Vertreter der einzelnen Parteien die Debatte zu 
einer Grundsatzdiskussion über die Ursachen und Gründe der Weimarer politischen Krise 
und artikulierten ihre Vorstellungen von der von ihren Parteien favorisierten Staatsordnung. 
Die verschiedenen, miteinander unvereinbaren Positionen der einzelnen Fraktionen und die 
Offenheit, mit welcher mancher Abgeordnete die Weimarer Demokratie ablehnte, bewies 
einmal mehr die Krise des Parlamentarismus und die Last, welche die demokratischen 
Parteien zu tragen hatten.  
Die Eröffnungsrede dieser Grundsatzdebatte hielt für die Sozialdemokraten Wilhelm Keil, der 
zunächst die Beschlagnahme des württembergischen Zentralorgans beschrieb und ihre 
vermeintlichen Gründe aufführte. Der offizielle Grund für die Beschlagnahme war ein Artikel 
gewesen, der sich mit dem hessischen Gerichtsassessor Dr. Werner Best und die gegen ihn 
eingeleiteten Ermittlungen befasste. Werner Best, Nationalsozialist und Verfasser der 
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 Siehe hierzu „Beschlagnahmt! Stuttgarter Polizeipräsidium gegen die Tagwacht – Das 
Kapitalverbrechen der sechs Zeilen – Weil die Lauheit der Gerichte gegen die Nazis kritisiert wurde“, 
STW, 7.1.1932, HStAS, E 131, Bü. 110, Mappe A 8 l und siehe Verhandlungen des Landtags 
1931/32, Protokoll-Band 6, S.4186.  
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 In der Großen Anfrage hieß es wörtlich: „... Auf der einen Seite werden unzweideutige 
Ankündigungen von Plänen, die auf eine gewaltsame Beseitigung der verfassungsmäßigen 
Staatsform abzielen und Äußerungen, die zur Verächtlichmachung und Untergrabung der Autorität 
ihrer obersten Vertreter dienen, stillschweigend geduldet, auf der anderen Seite werden Parteien, 
Organisationen und Zeitungen, die für die Sicherung der verfassungsmäßigen Grundlagen des 
heutigen Staates kämpfen, mit polizeilichen Machtmitteln verfolgt und schikaniert...“, HStAS, E 130 b, 
Bü. 3499, 134. 
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Boxheimer Dokumente,986 war wegen Hochverrats angeklagt worden aufgrund der in den 
Boxheimer Dokumenten artikulierten Bestrebungen zum Umsturz der Republik. Die 
Schwäbische Tagwacht hatte in dem Artikel vom 5. Januar 1932987 auf die Behandlung des 
Falles Dr. Werner Best durch den  Reichsgerichtshof aufmerksam gemacht, als sie schrieb: 
„Während die Ermittlungen im Schneckentempo fortgeführt werden, versieht der 
Hochverräter Best das Amt des Richters im hessischen Staatsgerichtshof. Ist es ein Wunder, 
wenn die Öffentlichkeit diese Art der Durchführung eines Verfahrens als widerliche Komödie 
empfindet, die mit Justiz jedenfalls nicht das Geringste zu tun hat und die Autorität des 
Reichsgerichts völlig aufs Spiel setzt?“988 Als „willkommenen Anlass“ habe, so Keil im 
Halbmondsaal, der Polizeipräsident diese Notiz benützt, um die Ausgabe der Tagwacht zu 
beschlagnahmen. Dabei seien die Vorwürfe der SPD begründet. Die wahnwitzigen, in den 
Boxheimer Dokumenten artikulierten Pläne, beispielsweise Streikende zu erschießen, 
Beamte der SA zu unterstellen und sie bei Widerstand zu erschießen, die Arbeitspflicht 
einzuführen u.a. mussten Grund genug für einen Prozess gegen den Verfasser sein. 
Stattdessen hatte der Oberreichsanwalt sofort zu verstehen gegeben, dass er Hochverrat in 
dieser Schrift nicht erkenne. „Wenn dieser Untersuchungsrichter die ungeheuerlichen Pläne 
des Dr. Best mit einer solchen geradezu herausfordernden Gemächlichkeit prüft, wenn er 
sich in seinem Schneckentempo auch dadurch nicht beirren lässt, dass der des Hochverrats 
verdächtige Gerichtsassessor inzwischen Mitglied des hessischen Staatsgerichtshofes 
geworden ist, so muss die Öffentlichkeit ein solches Verhalten als eine widerliche Komödie 
empfinden. Das hat die Schwäbische Tagwacht ausgesprochen.“989 Den Vorwurf, die 
Tagwacht habe damit den Reichsgerichtshof beschimpft und böswillig verächtlich gemacht, 
wie die Beschlagnahmeverfügung formulierte, wies Keil zurück990: Die Kritik richte sich gegen 
den mit der Voruntersuchung gegen Best beauftragten Richter, nicht gegen das 
Reichsgericht. Die Kritik wolle vielmehr das Reichsgericht schützen gegen die Untergrabung 
seiner Autorität.  
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 Die Boxheimer Dokumente, erstellt im Sommer 1931, gelangten im November 1931 an die 
Öffentlichkeit und waren Zündstoff für lange Diskussionen. Werner Best, Amtsrichter und 
Rechtsberater der hessischen NSDAP, galt als Autor der Schrift. Die Boxheimer Dokumente 
beschreiben Maßnahmen und Richtlinien, die im Falle einer nationalsozialistischen Machtübernahme 
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Gegner, die Einführung der Arbeitspflicht u.a.. Das diesbezügliche Verfahren gegen Best wurde 1932 
vom Reichsgericht eingestellt; Enzyklopädie des Nationalsozialismus, Hrsg. v. Wolfgang Benz, 
Hermann Graml und Hermann Weiß, Stuttgart 1997, S.400; Herbert, Ulrich: Best. Biographische 
Studien über Radikalismus, Weltanschauung und Vernunft, Bonn 1996 
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 Wegen der lückenhaften Bestände der „Schwäbischen Tagwacht“ ist der Originalartikel nicht 
erhalten. Das folgende Zitat ist den Landtagsprotokollen entnommen; Verhandlungen des Landtags 
1931/32, Protokoll-Band 6, S.4187. 
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 Zitiert hier aus: Verhandlungen des Landtags 1931/32, Protokoll-Band 6, S.4187. 
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 Siehe hier und im Folgenden: Verhandlungen des Landtags 1931/32, Protokoll-Band 6, S.4187 ff. 
(- S. 4194). 
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 Tatsächlich war dieser Vorwurf unhaltbar, da die SPD sich in jeder Hinsicht hinter den Staat und 
seine Institutionen stellte. 
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Formalrechtlich warf Keil dem Polizeipräsidium vor, die Voraussetzungen für eine 
Beschlagnahme nicht erfüllt zu haben, da zumindest keine offizielle Verwarnung 
vorausgegangen sei. Insgesamt lautete der Vorwurf an die politische Polizei Württembergs, 
sie begünstige zunehmend die rechtsradikalen Feinde der bestehenden Staatsordnung und 
bekämpfe die verfassungstreuen Staatsbürger. „Kundgebungen, die auf eine gewaltsame 
Beseitigung der verfassungsmäßigen Staatsform abzielen, Äußerungen, die zur 
Verächtlichmachung und Untergrabung der Autorität der obersten Vertreter der deutschen 
Republik dienen, werden stillschweigend geduldet. Parteien, Organisationen, Zeitungen, die 
für die Sicherung der verfassungsmäßigen Grundlagen des Staates eintreten, werden mit 
polizeilichen Machtmitteln verfolgt und schikaniert.“ Keil machte auf Äußerungen des 
Stuttgarter NS-Kuriers aufmerksam, der in verschiedenen Ausgaben den Staatspräsidenten 
Bolz wie auch die Polizei diffamiert hatte und dafür von der politischen Polizei nicht zur 
Verantwortungen gezogen worden war: „...wie erklärt sich das alles?“ resümierte Keil. „Es 
erklärt sich, glaube ich, ganz einfach aus den inneren persönlichen Sympathien, die die 
maßgebenden Beamten der politischen Polizei mit den rechtsradikalen Elementen 
verbinden, und aus dem Hass, den diese selben Beamten der Linken, besonders der 
Sozialdemokratie gegenüber nicht zu verleugnen vermögen.“991 Dass dieser Hass 
„gerichtsnotorisch“ sei, beweisen einzelne Formulierungen in den Polizeiberichten, in denen 
beispielsweise von „kommunistischem Gesindel“ die Rede sei. Die Verantwortung für jene 
den Nationalsozialisten gegebenen Freiheiten trage Bolz in seiner Funktion als 
württembergischer Innenminister. Keil verlangte politische Gleichberechtigung und gleiche 
Behandlung aller Parteien durch die politische Polizei, die zu diesem Zeitpunkt aus 
sozialdemokratischer Sicht die politische Rechte eindeutig bevorzugte. Im alten 
monarchischen Staat habe es als absolute Selbstverständlichkeit gegolten, dass der Beamte 
sich zu den Grundsätzen der Monarchie bekannte, referierte Keil und forderte von Bolz, er 
müsse von seinen Beamten „ein innerliches, ehrliches Bekenntnis zu der bestehenden 
Staatsordnung, zur Republik verlangen.“ Keil betonte, er sei überzeugt davon, dass Bolz 
ehrlich bemüht sei, Ruhe und Ordnung in Württemberg wieder herzustellen. Die 
Voraussetzung dafür sei, die entscheidenden Schritte gegen die Unterwanderung des 
Staatsapparates durch die Nationalsozialisten einzuleiten. 
Diese Forderung an Bolz, die Beamtenschaft auf ihre republikanische Gesinnung hin zu 
kontrollieren, das heißt der Unterwanderung des Staatsapparates durch den 
Nationalsozialismus entgegenzutreten, war eine elementare Forderung der SPD an die 
württembergische Regierung. Und tatsächlich schien der Staatsapparat hinsichtlich der ihn 
tragenden Beamten außer Kontrolle. Dass insbesondere die Stellung der Polizei eine 
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wiederholt unter Beweis, dass Republik und Sozialdemokratie seine Sache nicht waren. 
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wichtige, wenn nicht die wichtigste Rolle spielte, erscheint allein aufgrund der Verbreitung 
diverser Gerüchte über Putschabsichten einzelner Parteien von immenser Bedeutung. War 
auf die Polizei Verlass, wenn es darauf ankam? Bolz hatte selbst die politische 
Zweckmäßigkeit der Beschlagnahme angezweifelt, also sich distanziert von dem Vorgehen 
der ihm unterstellten Behörde.992 Zeigte dies nicht, dass dem Staatspräsidenten die Zügel 
zumindest teilweise aus der Hand geglitten waren?   
Der nächste Redner, Karl Schneck, sprach für die Kommunistische Partei. Er weitete die 
Grundsatzdebatte zur Systemdiskussion aus, indem er eine allgemeine marxistische 
Interpretation der politischen Situation unternahm, um dann zur Revolution aufzurufen: „... 
gerade die Vorgänge, die heute zur Sprache kommen, sind die glänzende Illustration für 
unsere marxistische Auffassung, dass der Staat und seine Polizei nichts anderes sind als ein 
Herrschaftsinstrument in den Händen der besitzenden Klassen“993. Die Polizei könne ihrer 
Aufgabe, die sich in dem Schutz weniger Reicher manifestiere, nur Herr werden, indem sie 
zu faschistischen Herrschaftsmethoden ihre Zuflucht nehme. Zur Faschisierung hätten „die 
Herren Bürgermeister und Landräte, die Polizeipräsidenten und Polizeidirektoren ja auf 
Grund der Notverordnung sogar ein verbrieftes Recht“, klagte Schneck die 
Notverordnungspolitik der Reichsregierung und auch der württembergischen Regierung an 
und stellte damit außer Frage, dass für die württembergischen Kommunisten die 
republikanische, demokratische Verfassung bereits außer Kraft gesetzt war. Schneck rief im 
württembergischen Landtag offen zur marxistischen Revolution und zur roten Einheitsfront 
auf. Allerdings unter der Führung der KPD, da die Eiserne Front der Sozialdemokraten 
bereits durchrostet sei. 
Im Gegensatz zu Schneck hielt sich der Vertreter der NSDAP, Christian Mergenthaler, 
hinsichtlich systemkritischer Äußerungen sehr bedeckt. Für die Nationalsozialisten gehe es 
bei dem Kampf um den politischen Kurs keineswegs um die Staatsform. Es stehe fest, „dass 
der weitaus überwiegende Teil der Nationalsozialisten durchaus keine Monarchisten, 
sondern überzeugte Republikaner sind“994, ließ Mergenthaler im Halbmondsaal verlautbaren 
und provozierte mit dieser Aussage, die so offensichtlich nicht der Wahrheit entsprach, 
höhnisches Gelächter bei Kommunisten und Sozialdemokraten, welches während 
Mergenthalers Beitrag zunehmender Empörung wich. Der Nationalsozialist traf mit seinen 
Polemiken wieder und wieder den Nerv der Sozialdemokraten. Die alten Vorwürfe um 
Novemberrevolution, Dolchstoß und Landesverrat verfehlten Mergenthalers Ziel nicht, wenn 
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Karl Ruggaber ihm im Laufe der Debatte Schläge androhte und der Landtag erfüllt war von 
lebhaften Zurufen gegen den Redner.995 
Auch der Abgeordnete der Bürgerpartei (DNVP), Dr. Walter Hölscher, griff die 
Sozialdemokratie an und attackierte die Republik. „Herr Keil insbesondere hat hier alle 
Register seiner Beredsamkeit gezogen. Wir haben hier, sagen wir einmal, einen 
Theaterdonner erlebt, der aber keinen Eindruck machen konnte, weil man merkte, dass das 
alles zu unrecht war. Herr Keil hat hier ein sterbendes System noch einmal verteidigen 
wollen“996, beurteilte Hölscher die Situation. Den Sozialdemokraten seien, um das System 
und damit ihre politische Macht zu halten, alle Mittel recht. Man wisse „aus allen möglichen 
sonstigen Äußerungen,... dass die Sozialdemokratie ganz offen droht, die wahre Revolution 
machen zu wollen, und sich auch durch blutigen Bürgerkrieg in der Macht halten zu wollen.“ 
Auch im Falle einer legalen Machtübernahme durch die Nationalsozialisten, und Hölscher 
betonte die legale Möglichkeit, sei die SPD bereit, ihre Kampfverbände einzusetzen. Diesem 
Vorwurf entgegneten die sozialdemokratischen Abgeordneten mit entrüsteten Zwischenrufen 
und distanzierten sich damit von jeglichen Gewaltmaßnahmen seitens ihrer Organisationen. 
Hölscher wies im Anschluss die Möglichkeit einer politischen Einigung zwischen 
Sozialdemokratie und Bürgerpartei strikt von sich und erklärte die Gegensätze für 
„unüberbrückbar“: „Es gibt keinen Kompromiss zwischen Vaterlandslosigkeit und 
Vaterlandsliebe, zwischen Vaterlandslosigkeit und Nationalismus, ebenso wenig wie es 
einen Kompromiss geben kann zwischen Atheismus und Glaube an Gott. Entweder, wir 
haben einen Gott, oder wir haben ihn nicht. Ein Kompromiss dazwischen ist einfach nicht 
möglich, ebenso wie auch auf anderen Gebieten. Wir bedauern, dass es so ist, wir 
bedauern, dass der Geist des Marxismus heute noch bei uns eine so verhängnisvolle 
Wirkung hat“.  Diese Wirkung zeige sich in der Zerrissenheit der deutschen Nation 
zugunsten ihrer „äußeren Feinde“. Am Ende seiner Rede bekannte sich Hölscher zu der 
Überzeugung, dass in Deutschland ein Staat errichtet werde, „in dem nicht der blutige rote 
Terror herrschen wird, sondern dass wir einen freien, deutschen Staat, ein wahres Drittes 
Reich schaffen werden, das das ganze deutsche Volk und den ganzen deutschen Boden 
umfasst, soweit er in Mitteleuropa von Deutschen bestellt und urbar gemacht worden ist“. Die 
Worte Hölschers erhielten lebhaften Beifall in seiner Partei. Die Bürgerpartei bekannte sich 
mit Beifallsstürmen zu einer Politik, die innenpolitisch mit den Grundsätzen der Demokratie 
und der Republik und außenpolitisch mit den Forderungen des Versailler Vertrages und den 
Folgeverträgen unvereinbar war. 
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Der nächste Redner, Hans Göz, sprach für den Bauernbund. Es habe bereits 1931 auf 
Wunsch der SPD einen Untersuchungsausschuss gegeben, der sich mit exakt diesem 
Punkt, nämlich dem einseitigen Vorgehen der Polizei, beschäftigt habe. Allerdings habe die 
SPD ihr Desinteresse an diesem Thema bewiesen, indem sie nicht weiter daran gearbeitet 
habe997, warf er der SPD vor. Zudem sei die Beschlagnahme der Schwäbischen Tagwacht 
gerechtfertigt. Gerade die Linke habe sich doch in der letzten Zeit immer wieder beklagt, 
dass der Ton auch in der Presse verwildere. Klar distanzierte sich Göz von KPD und 
NSDAP998, um schließlich zur nationalen Einheit aufzurufen: „...was nützt es uns, wenn wir 
immer wieder hin und her den Ruf erheben: Der Feind steht links! Der Feind steht rechts! Ja, 
meine Herren, wo steht denn der Feind? Der Feind steht rings um uns an unseren Grenzen, 
Herr Abg. Keil, und der Hauptfeind steht in uns in unserer eigenen Brust, und da nehme ich 
keine Partei aus, und das ist der Geist der Uneinigkeit, und der wird mit solch Großen 
Anfragen gepflegt“.999  
Für das Zentrum sprach Lorenz Bock. Seit Jahr und Tag befinde der deutsche Volksstaat 
sich in stärkster Notwehrstellung, stellte der Zentrumsabgeordnete fest1000 und führte weiter 
aus: „(Es) ist festzustellen ..., dass unser gegenwärtiger Volksstaat von rechts- und 
linksradikalen Kreisen in seinem Bestand aufs heftigste gefährdet und bekämpft ist ... Wir 
haben auf der linken Seite den Kommunismus ... Rechts steht der Nationalsozialismus...“ Für 
die sich anschließende abwertende Kurzanalyse beider Parteien, der KPD und der NSDAP, 
erhielt Bock diverse positive Zurufe auch von Seiten der Sozialdemokraten.  
Zu dem eigentlichen Thema der Diskussion, nämlich der Beschlagnahme der Schwäbischen 
Tagwacht, äußerte sich Bock erstaunlich deutlich gegen die Regierung und gegen den 
eigenen Parteichef. Zwar bezeichnete er die Beschlagnahme als juristisch durchaus 
zulässig, zweifelte aber an der politischen Zweckmäßigkeit1001 des Unternehmens. „Denn 
man weiß, dass auch die Schwäbische Tagwacht und die hinter ihr stehenden Kreise offen 
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und ehrlich sich zur bestehenden Staatsordnung bekennen und in Abwehrstellung sind 
gegen die Angriffe, die gegen diese bestehende Staatsordnung unternommen werden...“. 
Diese Aussage in dieser Offenheit verwundert, zumal sie unverhohlene Kritik am 
Staatspräsidenten enthielt, unter dessen Führung die Beschlagnahme stattgefunden hatte.  
Auch wenn Bolz nicht vorher darüber informiert worden war, wäre es doch seine Aufgabe 
gewesen, der politischen Polizei bereits im Vorfeld auf die Finger zu schauen und deren 
Vorhaben zu kontrollieren. Dies war offensichtlich nicht geschehen und so trug Bolz die 
Verantwortung für die Aktion, dessen politische Symbolik gleichwohl katastrophale Aussagen 
über den württembergischen Staatsapparat treffen ließ. Unbestreitbar war die 
Beschlagnahme aus politischer Sicht eine Erniedrigung aller die Republik verteidigenden 
Kräfte und demgegenüber eine Ermutigung der Republikgegner. Warum hatte Bolz dies 
zugelassen?  
Und auch wenn der Staatspräsident zu spät in Kenntnis gesetzt worden war, hätte er doch 
zumindest zu einem späteren Zeitpunkt reagieren können. Antifaschistische Kräfte zu 
lähmen und deren Arbeit zu blockieren, erscheint insbesondere in jenem fortgeschrittenen 
Stadium, in dem sich die bedrohte Republik befand, unverständlich und unverantwortlich. 
Bolz Erklärung, er habe bereits im Wirtschafts- und Verwaltungsausschuss die 
Zweckmäßigkeit der Beschlagnahme in Frage gestellt1002 und seine Aussage, als „reiner 
Parteimann“ habe auch er „Veranlassung, das eine oder andere nicht zu wünschen“ geben 
Aufschluss über seine persönlichen Ansichten, die sich offensichtlich mit denen seines 
Parteikollegen Bock deckten. Als Staatspräsident jedoch wollte er seine Beurteilung der 
Dinge anderen Richtlinien unterwerfen: „Aber ich muss mich auch überwinden und mich in 
meinem Amt auf den Standpunkt stellen: Was standhält gegenüber dem Wortlaut der 
Verfassung und gegenüber dem Wortlaut der Notverordnungen, gegen das können wir nicht 
einschreiten, auch wenn die Stimmung draußen ab und zu so ist, dass viel schärfer 
vorgegangen werden sollte.“ Diese Sätze waren in alter württembergischer Tradition 
gesprochen, in der sich seit ehedem die führenden Politiker des Landes mehr der 
Administrative als der Politik verschrieben hatten. Parteipolitik und Verfassungsdiskussion 
gehörten hernach nicht zur Arbeit einer vernünftigen Regierung. Vielmehr hatte sich ein 
Staatspräsident sowie seine Minister ausschließlich dem Staat zu verpflichten, in einem 
Sinne, der sie zu führenden Verwaltungsbeamten, nicht aber zu führenden Politikern machte. 
Ziel war für Bolz die Orientierung an der Sachlichkeit, an einem Staat über den Parteien.1003 
Das beinhaltete, dass das Staatsoberhaupt keine Unterschiede zwischen den einzelnen 
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politischen Gruppen machen durfte. Dieser geradezu naive Objektivismus, der jede 
persönliche Stellungnahme verbot, dem bewusst apolitischen Ideal eines Staatspräsidenten 
folgend, dessen Hauptaufgabe die Verwaltung des Staates war1004, wurde in dieser 
angespannten politischen Situation zur Hürde für die eigene Sache. Der Skrupellosigkeit, mit 
welcher die Nationalsozialisten ihre Ziele verfolgten, war ausschließlich mit einer 
konsequenten antifaschistischen Politik zu begegnen, welche mit Zuckerbrot und Peitsche 
gegen Freund und Feind agieren musste. Stattdessen übte sich der württembergische 
Staatschef in Neutralität, obwohl auch er ein überzeugter Gegner des Dritten Reiches 
war.1005 
Bock sah ebenso wie Keil ein großes Problem in der Unterwanderung des Staatsapparates 
durch die Nationalsozialisten. Es befänden sich doch manche Beamte in der 
Staatsverwaltung, von denen man Zweifel hegen müsse, ob sie innerlich der gegenwärtigen 
Staatsform zugetan sind: „Es sind Beamte da, die gewissermaßen schon mit einem Fuß auf 
dem Boden des nebelhaften Dritten Reichs stehen ... und bereit sind, den anderen Fuß 
nachzuziehen... Das ist kein Zustand ... Der Beamte hat treu gemäß seinem Eid der 
Verfassung und dem Staat, auf dessen Verfassung er den Eid geleistet hat, zu dienen“.1006 
Bock referierte, dass Beamte, die sich gegen die Republik aussprächen oder auch nur 
Zweifel an der republikanischen Staatsordnung äußerten, demoralisierend auf das Volk 
wirkten. Sicherlich entsprach dies den Tatsachen und tatsächlich war unter diesem Aspekt 
das Vorgehen gegen demokratische Kräfte, wie die Schwäbische Tagwacht, demoralisierend 
und irritierend für alle Demokraten gewesen. Der Zentrumsabgeordnete forderte eine 
schärfere Gangart gegen die Republikgegner, wenn er sich – ebenso wie sein Vorredner Keil 
- das Kaiserreich als Beispiel für ein konsequentes Vorgehen gegen seine Antagonisten 
wählte. „Es wäre in monarchischen Zeiten ausgeschlossen gewesen, dass jemand so mit der 
Republik geliebäugelt hätte, wie jetzt viele Beamte da sind, die mit dem Dritten Reich 
liebäugeln...“ Demgegenüber müsse man die Parteien unterstützen, welche die Bevölkerung 
in öffentlichen Versammlungen vor der Verhetzung und Demagogisierung schützen wollten: 
„(es) wäre einmal zu überlegen..., wie man diesen radikalen Parteien das Handwerk legen 
könnte. Und da wäre der beste Weg, man würde ihre Versammlungen verbieten.“ Man 
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müsse durchgreifen und den Störenfrieden das Handwerk legen, „damit wenigstens 
diejenigen, die einen guten Willen haben, in Ruhe und Ordnung mit dem Volk 
zusammenzugehen und zusammenzuarbeiten, in diesem guten Willen nicht auch noch zum 
Scheitern gebracht werden“ endete Bock seine Rede und erntete dafür lebhaften Beifall.  
Die Haltung des württembergischen Zentrums wirkt zwiegespalten. Einerseits stellten sich 
die Zentrumspolitiker – wie in dieser Debatte Lorenz Bock – klar auf die Seite der 
Sozialdemokratie beziehungsweise auf die Seite der Weimarer Koalitionsparteien, 
andererseits lehnten sie die Weimarer Koalition praktisch ab. Nach den Wahlen von 1928 
hatte das Zentrum eine Minderheitsregierung der Zusammenarbeit mit der SPD vorgezogen. 
Daran hatte sich bis dato nichts verändert. Die Koalition mit der Bürgerpartei eines 
Hölschers, der sich unmissverständlich gegen die parlamentarische Demokratie aussprach, 
wenn er „ein wahres Drittes Reich“1007 schaffen wollte, war die offenkundig gewünschte 
politische Realität des Zentrums. Dem widersprach die Vehemenz, mit der Bock seine 
Verteidigungsrede für die Weimarer Republik gehalten hatte. Warum wurde in der Führung 
des Zentrums, wenn schon seine Funktionäre mit dieser Leidenschaft für die Demokratie und 
gegen den Nationalsozialismus stritten, nicht über eine demokratische Front zur Verteidigung 
der Republik nachgedacht? Warum koalierte man eher mit der Bürgerpartei als mit einer 
gemäßigten württembergischen SPD?  
Ebenso wie der Zentrumsabgeordnete hielt auch der Vertreter der Demokraten, Johannes 
Fischer, eine Rede für die Republik. Zu Beginn seines Beitrages äußerte Fischer streng, ihn 
habe selten „eine Antwort des Herrn Staatspräsidenten auf eine Große Anfrage so wenig 
befriedigt wie die von gestern“1008. Es sei zu wenig, so Fischer, wenn einem nicht gesagt 
werden könne, ob der Stuttgarter Polizeipräsident Klaiber bereit sei, den Kampf dieses 
Staates gegenüber den revolutionären Gewalten, die rechts und links anstürmten, zugunsten 
dieses Staates zu entscheiden. Fischer forderte den Rücktritt des Polizeipräsidenten, der 
offenkundig seiner Aufgabe nicht gewachsen war1009. Anschließend erklärte Fischer die 
Politik der eigenen Partei, dass sie in die Regierung eingetreten sei, da „man es in der 
Regierung solcher Länder mehr mit Verwaltungsaufgaben als mit großen politischen 
Aufgaben zu tun habe“. „Sie wissen, ich war im Anfang anderer Meinung. Ich gebe aber 
heute zu, dass es sich praktisch bei der Kleinheit und unpolitischen Art unserer 
Landesregierung bewährt hat, diesen Schritt zu tun.“1010 Auch an diesem Punkt der Debatte 
kam die charakteristische württembergische Sichtweise erneut zum Ausdruck, wenn die 
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Aufgabe der Landespolitik als reine Verwaltungsarbeit eingeschätzt wurde, welche 
parteipolitische Diskurse besser ausklammerte, um mit Sachlichkeit und Objektivität ihren 
Anforderungen Herr zu werden. Das bedinge aber, dass alle Minister und alle an der 
Regierung beteiligten Parteien diese Grundsätze anerkennen und „dem Volke gegenüber für 
diesen Staat sich einsetzen und dem Reich gegenüber eine Loyalität betätigen, die auch die 
anderen noch mittragen und mitstützen können. Da muss ich sagen, habe ich das, was der 
Herr Finanzminister1011 in manchen Reden geäußert hat, nicht mehr verstehen können. Die 
Herren vom Bauernbund und die Herren von den Deutschnationalen werden bei den 
kommenden Wahlen es erleben und haben es zum Teil schon erlebt, wie sie von der 
Brutalität der Nationalsozialisten ...vergewaltigt werden...“. Fischer wandte sich hier eindeutig 
gegen die eigenen Koalitionspartner, um sich auf die Seite der Opposition zu stellen. Was 
war dies für eine Vorstellung von Politik? Auf Verwaltungsebene waren die Demokraten sich 
nicht zu schade für eine Zusammenarbeit mit Partnern, welche offenkundig gegen die 
Demokratie eingestellt waren. Und wenn es um die nach Fischers Angaben „großen 
politischen Aufgaben“ ging, wechselte man zur Opposition? Mit den Republikbefürwortern 
verteidigte man die Republik, um sie später mit den Republikgegnern zu regieren?  Wie 
konnte diese Auffassung von Politik funktionieren? In diesem Kontext wirken die 
Schlussworte Fischers, gerichtet an Eugen Bolz, geradezu paradox, wenn er den 
Staatspräsidenten aufforderte, die Kreise der Bevölkerung zu unterstützen, „die loyal sich für 
diesen Staat einsetzen, die loyal ihren Anhängern zureden, mitzugehen, auch wenn einem 
viel zugemutet werden muss, in diesem letzten Entscheidungskampf, wirken sie darauf hin, 
dass das Vertrauen dieser Kreise nicht auf eine übermäßig harte Probe gestellt wird“1012. 
War es nicht gleichsam eine harte Probe für jene Kreise, ausgeschlossen zu sein aus der 
Regierungspolitik? Die württembergische Sozialdemokratie war seit 1928 als potentieller 
Koalitionspartner für die Regierung ausgeschieden. Hatte die politische Isolierung der Partei 
nicht bereits das geleistet, vor dem Fischer warnte? Und hatte sich die DDP nicht 
kompromittiert, wenn sie mit Bauernbund und Bürgerpartei die Regierungsgeschäfte 
bestellte? 
Das Ende der Debatte leitete Eigen Bolz ein, der zusammenfassend ausführte, die 
Beantwortung der Großen Anfrage habe weit über den Inhalt derselben hinausgeführt. 
Wieder betonte Bolz die Unterscheidung seiner Person in Amt und Privatmann1013, wenn er 
formulierte, er wolle sich, „ebenso wie vorgestern, darauf zurückziehen, als Inhaber eines 
Amtes Rede und Antwort zu stehen, soweit die Große Anfrage das Innenministerium und 
das Polizeipräsidium berührt.“ Zu der Frage nach dem „System“ sei er zudem nicht 
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imstande, eine Antwort zu geben. Letztere Aussage dürfte alle Demokraten des 
württembergischen Landtags irritiert haben, da Bolz als Oberhaupt einer parlamentarischen 
Demokratie eindeutig hätte Stellung nehmen müssen für dieses System. Da er dies nicht tat, 
stellte er die Verfassungstreue der gesamten Regierung in Frage. 
Wilhelm Keil resümierte als letzter Redner der Debatte, „unsere Große Anfrage hat ihren 
Zweck erfüllt. Sie hat gedient zur Beleuchtung der gesamten parteipolitischen Situation ... Es 
war interessant, die Meinungen der Vertreter der einzelnen Parteien der Reihe nach zu 
hören.“1014 Keils Referat endete mit den Worten: „Deutschland würde vollends zugrunde 
gerichtet werden, wenn eine Gewaltherrschaft nach Hitlerschem oder Moskauer Vorbild zu 
errichten versucht würde. Das deutsche Volk wird in seiner ganzen geistigen, politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Verfassung eine solche Diktatur nimmermehr ertragen. Die 
Erhaltung und Rettung Deutschlands ist nur möglich auf dem Boden der Demokratie, auf 
dem Boden der politischen Freiheit, auf dem Boden des geordneten geistigen und 
wirtschaftlichen Aufstiegs.“1015     
 
9.2. Die Reichspräsidentenwahlen in Württemberg 
 
Die antifaschistische Arbeit der deutschen wie der württembergischen SPD umfasste 1932 
sämtliche politische Bereiche und Themenfelder. Ein Schwerpunkt der gegen die NSDAP 
gerichteten Arbeit der Partei lag hierbei in der Darstellung nationalsozialistischer Gewalttaten 
im Einzelnen und dem Inferno insgesamt, welches das Dritte Reich für Deutschland 
bedeuten würde. Die Beschlagnahme ihres Zentralorgans1016 hatten die württembergischen 
Sozialdemokraten zum Anlass genommen, im Halbmondsaal eine Grundsatzdiskussion über 
das „gegenwärtige politische System“ herbeizuführen und die Kollegen im Landtag zu 
eindeutigen Stellungnahmen für und wider die parlamentarische Demokratie zu provozieren. 
Diese Diskussion war deshalb so wichtig, da sie der Bevölkerung erneut vor Augen hielt, wie 
es um die Republik bestellt war, wo die Gegner und wo die Verteidiger sich positioniert 
hatten. Auch der Wahlkampf zu den Reichspräsidentenwahlen von 1932 illustrierte die 
einzelnen Positionen aller Parteien und erlangte seitens der Sozialdemokraten den 
Charakter einer pro-republikanischen und antifaschistischen Demonstration. 
Bedauerlicherweise wurden bei diesem Wahlkampf wichtige sozialdemokratische Positionen 
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aufgehoben zugunsten der Agitation für Hindenburg. Der Umstand, dass die deutsche 
Sozialdemokratie die Republik gegen den Faschismus mit einem Monarchisten an der Spitze 
verteidigen wollte, dies gemeinsam mit antirepublikanischen Parteien1017, machte jede 
inhaltliche Argumentation zu einem inneren Widerspruch und ließ im Grunde nur das polit-
taktische Motiv gelten, welches Hindenburg als das geringere Übel benannte. Dies 
bedeutete im engeren Sinne, dass die SPD weniger eine positive Argumentation als vielmehr 
eine negative Argumentation formulieren musste. So sollte denn vermutlich die leitende 
Parole des sozialdemokratischen Wahlkampfes verstanden werden, die charakteristisch mit 
dem negativen Aufruf „Schlagt Hitler!“ begann und erst hernach den positiven Aufruf und 
Zuspruch für den Reichspräsidenten anschloss: „Wählt Hindenburg!“: Das wesentliche Ziel 
war die Niederlage Hitlers, welche ausschließlich durch den amtierenden Reichspräsidenten 
erreichbar schien. Dafür wagten die sozialdemokratischen Führer in der Öffentlichkeit und so 
auch vor der eigenen Parteibasis den politischen Spagat: Hindenburg mit allen Kräften zu 
unterstützen und sich simultan mit der gleichen Intensität von ihm zu distanzieren. Die 
sozialdemokratische Propaganda versuchte sich aufgrund der Paradoxie des Unternehmens 
im Wesentlichen auf die Negativargumentation gegen Hitler zu beschränken und so 
weitestgehend wie möglich eine positive Propaganda für den amtierenden 
Reichspräsidenten zu umgehen.1018 Dies gelang jedoch nicht immer: Der preußische 
Ministerpräsident Otto Braun verlautbarte beispielsweise in seinem Aufruf vom 10. März, der 
auf den Titelseiten aller sozialdemokratischen Organe abgedruckt wurdet: Die Aussicht auf 
eine erfolgreiche Kandidatur eines Sozialdemokraten bestehe leider nicht, die Kommunisten 
betrieben eine unsinnige Politik. Daher bleibe dem Wähler nur die eine Alternative: 
Hindenburg oder Hitler. „Mich trennt in weltanschaulicher und politischer Einstellung eine 
tiefe Kluft von Herrn v. Hindenburg. Doch hat das Menschliche, das heute leider in unserem 
öffentlichen Leben kaum noch Geltung hat, eine Brücke über diese Kluft geschlagen, die uns 
zusammenführt und eint, in dem Streben, jeder nach seiner Überzeugung das Wohl des 
Volkes zu fördern“1019. Die menschlichen Qualitäten des Reichspräsidenten bezeichnete 
Braun näher als „die Verkörperung von Ruhe und Stetigkeit, von Mannestreue und 
hingebender Pflichterfüllung für das Volksganze“1020. Dass ausgerechnet ein 
sozialdemokratischer Spitzenfunktionär, der Ministerpräsident Preußens, den Hindenburg-
Mythos belebte und einem Mann, der den Sozialdemokraten mit der Dolchstoßlegende 
wieder und  wieder in den Rücken gefallen war, mit , „hingebender Pflichterfüllung“ auswies, 
muss von vielen Parteigenossen als ungeheuerlich empfunden worden sein. Die SPD 
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manövrierte sich mit diesem nahezu bedingungslosen Tolerierungskurs in eine politische 
Sackgasse, aus der heraus nur eine taktische Kehrtwende führen konnte. 1925 hatten 
sämtliche Parteien zumindest im ersten Wahlgang eigene Zählkandidaten präsentiert, die 
ihren Vorstellungen von geeigneten Amtsinhabern entsprachen. Für die Sozialdemokraten 
hatte sich Otto Braun neben Wilhelm Marx (Zentrum), Willi Hellpach (DDP), Karl Jarres (DVP 
und DNVP), Ernst Thälmann (KPD) sowie Ludendorff (Nationalsozialistische 
Einheitsbewegung) zur Wahl gestellt. Für den zweiten Wahlgang hatten sich die Weimarer 
Koalitionsparteien auf den Zentrumskandidaten geeinigt, der schließlich gegen Hindenburg, 
gestützt von der NSDAP, der DVP, der DNVP und der BVP, unterlag. 1932 stellte keine der 
demokratischen Parteien einen eigenen Kandidaten auf, obwohl ein solcher Schritt sicherlich 
das Selbstbewusstsein der Parteimitgliedschaften, insbesondere das der Sozialdemokraten, 
hätte stärken können und eine Intensive Werbung für die eigene Sache ermöglicht hätte. 
Dies um so mehr, da Nationalsozialisten, Deutschnationale und Kommunisten eigene 
Kandidaten bestimmt hatten, die im Wahlkampf ihr Programm, bzw. das ihrer Parteien 
propagierten. Diese frühe Kapitulation im Vorfeld des Wahlkampfes schloss jeden politischen 
Sieg der demokratischen Parteien bei den Reichspräsidentenwahlen aus. Die Wiederwahl 
Hindenburgs wurde so allenfalls ein Remis, nicht aber ein Erfolg.  
Warum aber hatte die SPD keinen Sozialdemokraten zur Wahl gestellt?1021 So wenig ein 
eigener Kandidat im zweiten Wahlgang Sinn gemacht hätte, so wenig machte ein 
gemeinsamer Kandidat aller Parteien im ersten Wahlgang Sinn.1022 Hätte die Republik nicht 
zumindest am 13. März ihre Souveränität unter Beweis stellen müssen mit einem 
demokratischen Bewerber um das höchste Amt im Staat? Die symbolische Bedeutung einer 
demokratischen oder auch sozialdemokratischen Kandidatur hätte womöglich die Moral in 
den demokratisch gesinnten Teilen der Bevölkerung gestärkt und einen effektiveren 
Wahlkampf zugunsten der Republik ermöglicht. Zudem hätte der Wahlausgang die spätere 
Parteinahme für Hindenburg als den einzigen Garanten gegen Hitler in der Öffentlichkeit 
argumentativ weiter belegen können. So aber wurden die Republikgegner gestärkt, voran die 
Nationalsozialisten, denen mehr und mehr gewahr werden musste, in welcher Verfassung 
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sich ihre politischen Widersacher befanden, und dass ernsthafter Widerstand wohl 
insgesamt nicht zu befürchten war.1023  
Wie wirkte sich aber dieses Verhalten auf die Parteibasis der SPD aus? Allein der 
Wahlausgang zugunsten des greisen Reichspräsidenten unterstreicht die erstaunliche 
Parteidisziplin1024, mit welcher die Mitglieder den Aufforderungen der Parteiführung 
nachkamen und Hindenburg wählten. Kam es in den einzelnen Ortsvereinen und auch in 
Württemberg tatsächlich zu keinerlei Diskussionen? 
Die Führung der württembergischen SPD stellte sich zu Beginn des Wahlkampfes umgehend 
hinter den Reichsparteivorstand.1025 Dies war nicht verwunderlich, hatten doch die 
Spitzenfunktionäre Keil und Rossmann oft genug verlautbaren lassen, die Tolerierungspolitik 
der Partei sei die einzige Möglichkeit den Faschismus in Deutschland aufzuhalten.1026 
Jedoch existierten in Württemberg sehr wohl auch Stimmen, die sich für ein Ende der 
Tolerierung einsetzten. So schrieb Wilhelm Benz, stellvertretender Oberbürgermeister der 
Stadt Heidenheim, an seinen Genossen Keil, er müsse nach 43-jähriger Mitgliedschaft 
feststellen, „dass ich die Parteitaktik nicht mehr verstehe, dass ich die Politik unserer Partei 
nicht mehr verteidigen kann“ und forderte das Ende der sozialdemokratischen 
Tolerierungspolitik.1027 Eine solche Kritik aus einer der sozialdemokratischen Hochburgen 
Württembergs war keine Bagatelle, sondern zeigte deutlich die innerparteilichen 
Diskrepanzen. Der Parteivorstand blieb dennoch bei seiner Haltung und vermied die 
öffentliche Diskussion. Insbesondere als die Bemühungen der NSDAP bekannt wurden, 
Hitler die deutsche Staatsbürgerschaft auf Umwegen zu beschaffen, um seine Kandidatur 
überhaupt erst zu ermöglichen, benannte die SPD Hindenburg als den einzigen Garanten für 
die Sicherung der Demokratie. Die Wahl zwischen Hindenburg und Hitler setzten die 
württembergischen Sozialdemokraten gleich mit der Wahl zwischen Weimarer Verfassung 
und nationalsozialistischer Diktatur. Dabei, wurde öffentlich eingeräumt,  sei „Herr v. 
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Hindenburg (...) keineswegs der Kandidat der Linken ... Die politisch-konservative 
Grundeinstellung des Herrn v. Hindenburg hat sich in den sieben Jahren seiner 
Präsidentschaft niemals verleugnet.“ Aber er sei politisch-konservativ im Rahmen der 
Verfassung gewesen.1028 Die Reichsverfassung sei aber gleichzusetzen mit dem „derzeitigen 
System“, mit der „Herrschaft des Rechts in der Demokratie“1029. Hindenburg garantierte also 
auch für die württembergische Sozialdemokratie Verfassung, Demokratie und Republik. Ein 
sozialdemokratischer Bewerber um das höchste Amt, sei wegen der Politik der KPD, die 
niemals einen Sozialdemokraten unterstützten würde, eine bloße „Zählkandidatur“. Dafür sei 
man sich zu gut1030, da sie lediglich den politischen Gegner unterstützte, da sie Hindenburg 
schwächte, wusste die Parteipresse der sozialdemokratischen Leserschaft zu erklären und 
ignorierte die Möglichkeit eines eigenen Kandidaten zumindest im ersten Wahlgang.  „Die 
Sozialdemokratie aber muss im Interesse der Arbeiterklasse alles tun, um wenigstens dem 
Faschismus den Sieg zu entreißen. Mit anderen Worten: sie muss auf einen eigen 
Kandidaten verzichten, wenn sie einen anderen sieht, durch dessen Aufstellung ein Keil in 
die Reihen der Gegner getrieben und eine Niederlage des reaktionärsten Teil der 
Bourgeoisie, der Harzburger Front, herbeigeführt werden kann“1031. „Zu verhindern, dass 
vom 13. März oder vom 10. April dieses Jahres ab ein Faschist Deutschlands Oberhaupt 
wird, ist das Ziel jeder vernünftigen Arbeiterpolitik. Die Sozialdemokratie wird in nüchterner 
Überlegung die Mittel wählen, um einen Sieg der Faschisten zu verhüten.“1032 Offensichtlich 
rechnete die württembergische Parteiführung ungeachtet ihrer Hoffnung auf eine schnelle 
Entscheidung ohnehin mit einem zweiten Wahlgang, wenn sie beide Wahltermine nannte. 
Zumindest schloss sie einen solchen offensichtlich nicht aus, was einmal mehr – und dies im 
Gegensatz zu der hier artikulierten Erklärung – die Möglichkeit eines eigenen Zählkandidaten 
zuließ, ohne Hindenburg zu schwächen. Die Diktion „in nüchterner Überlegung“ den Kampf 
zu führen, betonte nochmals den Willen der Parteiführung, die Emotionen in der 
Arbeiterschaft zu dämpfen zugunsten einer gewaltlosen Auseinandersetzung mit dem 
Gegner auf parlamentarischer Ebene. Darüberhinaus zeigte der Hinweis auf die Politik der 
SPD in der Vorkriegszeit, in der „es für uns selbstverständlich (war), dass wir den Parteien 
der schlimmsten Reaktion, den Konservativen und Freikonservativen, Niederlagen 
bereiteten, wo wir konnten. Wir scheuten uns nicht, zu diesem Zweck den schwärzesten 
Zentrumsmann oder dem blauesten Nationalliberalen unsere Stimme zu geben“1033, das 
charakteristische Denken vieler Sozialdemokraten: Die Vergangenheit hatte doch gezeigt, 
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dass keine Gefahr die Sozialdemokratie ernsthaft gefährden könne, man müsse sich nur 
umsichtig verhalten. Insbesondere die älteren Genossen sahen in der Geschichte ihrer 
Partei, in den Sozialistengesetzen und dem anschließenden Aufschwung der deutschen 
Sozialdemokratie sowie in der Politik  der SPD im Kaiserreich, die Bestätigung für die 
Richtigkeit ihrer Strategie, dem Nationalsozialismus mit Besonnenheit zu schlagen und eben 
nicht auf der Straße. Und ein sozialdemokratischer Kandidat hätte möglicherweise 
Auseinandersetzungen auf der Straße provoziert, für die offensichtlich auch in Württemberg 
niemand die Verantwortung zu übernehmen bereit war und für die es offenbar in der 
Parteiführung ohnehin kaum Fürsprecher gab.          
So erklärte beispielsweise der Kampfleiter der Eisernen Front, Erwin Schöttle, bei einer 
Massenkundgebung in der Stuttgarter Stadthalle vor 10.000 Menschen: „Nicht Rachsucht 
und Hass erfüllt die Eiserne Front, sondern der Wille, solchen Zuständen in Deutschland so 
rasch als möglich ein Ende zu machen“.1034 Wiederholt wurden Kundgebungen in den 
württembergischen Städten seitens der SPD organisiert. Die Eiserne Front marschierte auf, 
ebenso die Arbeiter-Sänger, die Arbeiter-Sportler und andere parteiinterne Gruppen. „Wer 
Thälmann wählt, wählt Hitler!“ und „Schlagt Hitler, wählt Hindenburg!“ waren die gängigen 
Wahlkampfparolen auch der württembergischen Sozialdemokraten. Die Redner forderten 
dabei immer wieder den Kampf mit allen Mitteln, lehnten aber definitiv alle Gewalt ab und 
versuchten außerparlamentarische Auseinandersetzungen bereits im Vorfeld zu unterbinden. 
Appelle wie „Eiserne Front, jetzt gilt es zu kämpfen! Hitler muss geschlagen werden!“1035 und 
Aussagen wie „Die Eiserne Front kämpft, sie diskutiert nicht“1036 widersprachen eindeutig der 
realen Politik der Partei. Jedoch hielten sich nicht alle Reichsbanner- und Eiserne-Front-
Kämpfer an diese Parolen, sondern lieferten sich erbitterte Kämpfe und widersetzten sich 
also den Wünschen ihrer Führung. Glaubt man den Statistiken des Stuttgarter 
Polizeipräsidiums,1037 so agierte der württembergische Reichsbanner deutlich aktiver und 
aggressiver als die Kampfverbände der anderen Parteien und auch als der reichsdeutsche 
Reichsbanner: So wurden in den ersten vier Monaten des Jahres 1932 insgesamt 46 
Gewalttaten an Nationalsozialisten durch Reichsbannermitglieder gezählt, wohingegen die 
SA sich lediglich in 31 Fällen gegen den Reichsbanner verschuldigt haben sollte. Auch die 
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Kommunisten lagen unterhalb des Aktionsradius der sozialdemokratischen Kampftruppe. Die 
SA hatte lediglich 17 Opfer durch den Rot-Front-Kämpfer-Bund zu verzeichnen.1038  
Der dreizehnte März erbrachte keine endgültige Entscheidung, trotz des klaren Vorsprungs 
Hindenburgs vor Hitler. Für den amtierenden Reichspräsidenten hatten insgesamt 18,6 
Millionen Bürger und damit 49,6% der Wahlteilnehmer votiert. Hitler erlangte 11,3 Millionen 
Stimmen (30,1%), Thälmann 4,9 Millionen Stimmen (13,2%) und Duesterberg 2,5 Millionen 
Stimmen (6,8%). Die absolute Mehrheit, die für die Wahl des Reichspräsidenten 
vorgeschrieben war, hatte Hindenburg um rund 300.000 Stimmen verfehlt1039.  Die 
Ergebnisse in Württemberg fielen deutlicher zugunsten Hindenburgs aus: hier hatte 
Hindenburg eine klare absolute Mehrheit von knapp 59% erhalten. Hitlers Ergebnis lag 
deutlich unter dem Reichsdurchschnitt mit 25,5%. Auch Düsterberg und Thälmann hatten in 
Württemberg schlechter abgeschnitten als im Reich und erhielten hier 5,8% und 10% der 
Stimmen.1040 Die radikalen Kräfte waren nach wie vor in Württemberg weniger chancenreich 
als im Deutschen Reich insgesamt. Jedoch bildete Württemberg mit diesem Wahlergebnis 
keine Ausnahme: 16 von den insgesamt 35 Wahlkreisen hatten Hindenburg die absolute 
Mehrheit zugesprochen.1041  
Die Sozialdemokraten Württembergs waren also dem Aufruf ihrer Partei gefolgt. In Stuttgart, 
wo sich der mitgliederstärkste Ortsverein der württembergischen Sozialdemokraten befand, 
hatten knapp 64% der Wähler Hindenburg ihre Stimme gegeben. In Heilbronn, der Hochburg 
der SPD im Land, hatte Hindenburg gar 70% der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten.1042Die Schlagzeile der Donau-Wacht lautete signifikanterweise: „Hitler wird nicht 
Reichspräsident“. Die Niederlage Hitlers war den Sozialdemokraten erstes Ziel gewesen, 
nicht der Sieg Hindenburgs, betonten die württembergischen und auch die reichsdeutschen 
Sozialdemokraten mit solchen Schlagzeilen und verschwiegen so die ganze Wahrheit. Hatte 
man nicht auf einen eigenen Kandidaten verzichtet, um Hindenburg gleich im ersten 
Wahlgang im Amt zu bestätigen? War das Ergebnis des ersten Wahlgangs dann nicht auch 
für die Sozialdemokraten eine Niederlage, eben weil es nicht bei jenem ersten Wahlgang 
blieb? Der Aufruf des Parteivorstands vom 17. März  artikulierte zwar diesen Punkt, jedoch 
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ohne das Problem zu benennen, dass dahinter stand, nämlich dass die unmittelbare 
Parteinahme für Hindenburg überflüssig gewesen war: „Hitler zu schlagen, war das Ziel. 
Darum hat die Partei schon im ersten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl auf einen 
eigenen Kandidaten verzichtet und die Parole für Hindenburg ausgegeben“1043, erklärte der 
Parteivorstand seine Intentionen und bezeichnete anschließend das Ergebnis, das eben 
nicht zur Amtsbestätigung Hindenburgs geführt hatte, ungeachtet dessen als Erfolg: „Arbeit 
und Opfer waren nicht vergebens. Hitler ist geschlagen! Dem Faschismus ist der Sieg, den 
er schon in seinen Händen glaubte, entrissen. Deutschland bleibt vor einem entsetzlichen 
Unheil bewahrt.“1044 Die Parole für den 10. April hieß „Der zweite Schlag! Mehr Stimmen für 
Hindenburg!“1045, obwohl er an diesem Tage einer absoluten Mehrheit nicht mehr bedurfte. 
Die vier Wochen, welche bis zum zweiten Wahlgang verblieben, der lediglich eine relative 
Mehrheit für den künftigen Reichspräsidenten erforderte, nutzten die Parteien für einen 
intensiven Wahlkampf. Zwar hatte Hindenburg  am 17. März  eine Notverordnung erlassen, 
die alle öffentlichen politischen Versammlungen, alle politischen Veranstaltungen unter 
freiem Himmel und die Verbreitung von politischen Plakaten und Flugblättern zwischen  dem 
20. März und dem 3. April verbot1046, in Württemberg wurde dieses Verbot jedoch vollständig 
ignoriert. Die Ergebnisse des ersten Wahlganges hatten gezeigt, wo die NSDAP gewonnen 
hatte, wo in Württemberg die politischen Problemzonen der Republik sich befanden. Die 
schnelle Wahlanalyse ermöglichte den Parteien einen effektiveren Wahlkampf für den 
zweiten Urnengang. So machte das Zentrum besonders in seinen oberschwäbischen 
Hochburgen mobil, da sich hier die NSDAP deutlich gesteigert hatte.1047 1048  
Die württembergischen Sozialdemokraten hielten in jenen vier Wochen ihre 
Landesversammlung ab1049, die nach eigenen Angaben den „Charakter eines Kriegsrats“1050 
trug. Die bevorstehende Landtagswahl, welcher das Hauptaugenmerk der Versammlung 
galt, nutzte die württembergische Parteiführung dazu, für ihre eigenen Positionen und Ziele 
zu werben. So machte die württembergische Sozialdemokratie einerseits Werbung für den 
deutschnationalen Reichspräsidenten, dies gemeinsam mit dem Zentrum und den Liberalen, 
gleichzeitig aber attackierte sie die hinter Hindenburg stehenden Parteien. „Angreifen werden 
wir alle Zweideutigen, alle Halben, alle Unehrlichen, alle Hinterlistigen. Angreifen werden wir 
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die Bürgerblocktaktik, durch die entgegen dem klar ausgesprochenen Willen der 
württembergischen Wählerschaft der vernichtend geschlagene frühere Staatspräsident 
Bazille, gestützt auf seine eigene Stimme, als rückschrittlicher Schulminister in seinem Amte 
verblieb, der Sozialdemokratie aber jeder Einfluss auf die Landespolitik verweigert 
wurde“1051, verlautbarte die Partei in ihren Organen und benannte mit der fragwürdigen 
Regierungsbildung in Württemberg von 1928 den Beginn der politischen Isolation der 
württembergischen Sozialdemokratie, die sich bis dato fortgesetzt hatte, und die sie 
offensichtlich als einen Grund für die Systemkrise im Land auffasste. Man wolle die Politik 
und die „Zwiespältigkeit“ der Bürgerblockregierung angreifen, vor allem die Finanzpolitik des 
Deutschnationalen Dehlingers, der staatliche Vermögenswerte an das Privatkapital 
ausliefere, sowie die kleinlichen Sparmaßnahmen der Regierung insgesamt, die „weite 
Volkskreise vor den Kopf stößt“. „Auf allen Gebieten der Landespolitik Mängel, Fehler, 
Versäumnisse, Einseitigkeiten, Ungerechtigkeiten, besonders zum Nachteil der 
Arbeiterklasse. Darüber wird in den nächsten Wochen öffentlich, in Wort und Schrift, zu 
sprechen sein“ und „Ist die Präsidentenwahl vorbei, so rollen wir unsere Front neu auf“.1052 
Diese Worte waren sozialdemokratisch gesprochen, kollidierten jedoch mit dem aktuellen 
Wahlkampf zur Reichspräsidentenwahl. War die Parteinahme für Hindenburg und die 
gleichzeitige Gegnerschaft gegen die württembergischen Bürgerblockparteien überhaupt 
möglich?  
In Württemberg ergab sich durch die politische Konstellation eine besondere Situation. 
Während die Reichs-SPD sich allein auf die Reichspräsidentenwahlen konzentrieren konnte 
und zudem ein strategischer Frieden mittels Tolerierungskurs seitens der Sozialdemokraten 
mit Brüning geschlossen war, während die preußische SPD, die gleichfalls unmittelbar vor 
ihren Landtagswahlen stand, sich als Regierungspartei in einer sehr viel flexibleren Rolle 
befand, glich die Stellung der württembergischen SPD aufgrund der Haltung des Zentrums 
einer politischen Schizophrenie: Mit dem Bürgerblock für Hindenburg und gegen den 
Bürgerblock für die eigene Sache.   
Die Angst vor einer allgemeinen Irritation der Arbeiterschaft beziehungsweise der 
sozialdemokratischen Wählerschaft aufgrund jener divergierenden Vorgehensweisen war in 
der württembergischen Parteiführung vorhanden. Wilhelm Keil betonte in einem Artikel, der 
in den sozialdemokratischen Organen Württembergs erschien, und der sich direkt an die 
Mitgliedschaft wandte, nochmals „die zweifache Aufgabe in Württemberg“.1053 Zunächst 
müsse für die Wiederwahl Hindenburgs die „Mobilisierung aller Gegner jener gewalttätigen, 
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diktaturlüsternen Banden, die eine Partei zu sein wähnen“, erreicht werden, dies mit Hilfe der 
SPD. Und wenn auch diese „Kräfte der großen Abwehrfront  nicht erlahmen (dürfen)“, so 
forderte Keil doch gleichzeitig von den Genossen, diese Front simultan aufzugeben und 
gegen die vormaligen Partner zu agitieren: „Der endgültigen Entscheidung im Kampf um die 
Reichspräsidentschaft am 10. April werden am 24. April die Landtagswahlen in Preußen, 
Bayern und Württemberg folgen. Dabei werden sich andere Fronten ergeben als bei der 
Präsidentenwahl. Die Parteien werden völlig getrennt, jede für sich aufmarschieren. Für die 
Sozialdemokratie ist das ein Vorteil“1054, erklärte Keil die Kampftaktik. 
Die sozialdemokratische Presse widmete sich auch nach dem 13. März ausführlich – wie 
bereits in den vorausgegangenen Monaten – der NSDAP. Im Zuge der Wahlen beschäftigten 
sich etliche Artikel mit vermeintlichen Putschabsichten Hitlers im Falle der Wiederwahl 
Hindenburgs. Zudem berichtete sie vermehrt auch über die „Hindenburg-Veranstaltungen“ 
der anderen Parteien. So veröffentlichte sie die Wahlreden Brünings in Stuttgart und auch 
die des württembergischen Staatspräsidenten. Auffällig an der sozialdemokratischen 
Berichterstattung während des Wahlkampfes waren die Meldungen über die 
Verbesserungen auf dem Arbeitsmarkt, die sich wiederholt in der „Schwäbischen Tagwacht“ 
fanden.1055 Womöglich sollten die positiven Wirtschaftsberichte die von Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit betroffenen Bevölkerungsteile von Hitler fernhalten. Insgesamt war die 
Parteirhetorik der sozialdemokratischen Presse von einer übertrieben optimistischen 
Einschätzung der politischen Zukunft getragen, welche die Ohnmacht der SPD-Führung 
möglicherweise überspielen sollte.1056  
Die reichsdeutsche und ebenso die württembergische Sozialdemokratie lud auch nach dem 
ersten Wahlgang permanent zu öffentlichen Versammlungen und Veranstaltungen ein. Dabei 
spielte insbesondere die Eiserne Front eine herausragende Rolle. So zählte die 
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Kampforganisation der SPD allein in den zehn Apriltagen des Wahlkampfes 75.000 
Versammlungen im Reich.1057 Die württembergische Partei hielt am letzten Sonntag vor der 
Wahl in Württemberg knapp 60 Veranstaltungen ab. Dabei traten die zur Parteispitze 
gehörenden Funktionäre mehrfach auf und nutzten den Tag vor allen Dingen für den 
Wahlkampf in den ländlichen Gebieten. So sprach Wilhelm Keil an jenem Nachmittag in 
Obersontheim und Galldorf, auch Gompper  sprach zweimal in Altenried und 
Neckartenzlingen, Rossmann gar dreimal in Obertal-Mitteltal, in Baiersbronn und in 
Freudenstadt.1058 Schumacher sprach an diesem Tag in Stuttgart vor den 
Arbeitersportlern.1059 In den folgenden Tagen konzentrierten sich die Parteiführer jedoch 
wieder auf Stuttgart. Hier sprachen bis zur Wahl Schumacher, Keil, Schöttle, 
Schneckenburger und andere.1060 Die Mitglieder wurden täglich aufgefordert, die öffentlichen 
Veranstaltungen zu besuchen. Darüber hinaus lud die Parteiführung zur Parteiarbeit in den 
einzelnen Ortsgruppen ein. In Stuttgart beispielsweise wurden die einzelnen Lokalitäten 
genannt, in denen die ausstehenden Arbeiten organisiert werden sollten, so im „Hauptstätter 
Hof“ (Mitte),, in der „Paulusklause“ (Westen), im „Paradies“ (Stöckach), im Restaurant 
„Sängerheim“ (Heslach), im „Adler“ (Gablenberg), in der „Rose“ (Gaisburg) und im 
„Schwabenbräu“ (Cannstatt).1061 
Der 10. April 1932 erbrachte ein klares Votum für den amtierenden Reichspräsidenten, der 
53% der Stimmen erhielt. Die „Tagwacht“ veröffentlichte die Schlagzeile „Hindenburg bleibt 
Reichspräsident. Er erringt die absolute Mehrheit – Katastrophale Niederlage für die 
kommunistischen Verräter“1062 und ließ Hitler außer Acht. Dieser hatte 36,8% der Stimmen 
erhalten. Thälmann hatte verloren und kam im zweiten Wahlgang auf lediglich 10,2%. Da 
Duesterberg sich nicht erneut zur Wahl gestellt hatte, waren von den 2,5 Millionen Wählern 
der DNVP und des Stahlhelms 600.000 Stimmen an Hindenburg und 1,6 Millionen Stimmen 
an Hitler gefallen1063. Die Sozialdemokraten triumphierten „Der Faschismus ist 
geschlagen“1064, räumten aber ein, die NSDAP habe mit „ihren Hetzparolen ... beachtliche 
Splitter gesammelt“1065: „Hitler hat einen Stimmenzuwachs von rund 2 Millionen erzielt, der 
unter anderen Verhältnissen beachtlich wäre. Sieht man jedoch in diesen zwei Millionen die 
Reserven aller jener Unzufriedenen, die entsprechend den Parolen des Braunen Hauses 
diese große Gelegenheit zur ´Abrechnung mit dem System´ wahrnehmen wollten, so 
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erscheint diese Zahl klein.“1066 Die sozialdemokratische Interpretation des Wahlergebnisses 
lief konform mit der widersprüchlichen Einschätzung der Gesamtsituation. Einerseits stand 
der Nationalsozialismus im sozialdemokratischen Themenkatalog an erster Stelle, 
andererseits versuchte die Parteispitze wieder und wieder die nationalsozialistische 
Bewegung zu verharmlosen und mit positivistischen Erklärungsmustern Gegenwart und 
Zukunft zu erörtern: Nahezu 37% der Wähler hatten sich für Hitler ausgesprochen. Dies 
bedeutete für die SPD, dass die Bevölkerung sich zur Demokratie bekannt hatte: „Es (das 
Volk, die Verf.) bekannte sich zur Weimarer Verfassung, zur Demokratie. Es gab den 
Abenteurern den Laufpass“1067. 37% nationalsozialistische Wähler bedeuteten für die 
Parteiführung eine „klare Absage an den Faschismus“1068. War dies Zweckoptimismus oder 
die tatsächliche Einschätzung des Problems? 
In Württemberg hatten sich 63% für Hindenburg ausgesprochen. 29% hatten Hitler gewählt 
und lediglich 7,6% hatten für Thälmann votiert. Wenn auch diese Ergebnisse günstigere 
Voraussetzungen für den antifaschistischen Kampf boten, so unterstrichen sie doch 
eindeutig, welche Gefahren in den kurze Zeit später stattfindenden Landtagswahlen lagen 
und mit welchen Ergebnissen man möglicherweise rechnen musste. Was bedeutete der 
Aufstieg Hitlers für die württembergische Regierungskoalition und für die württembergische 
Sozialdemokratie. Führte man miteinander, nebeneinander oder gegeneinander den Kampf 
für die Republik und gegen Hitler und Mergenthaler? 
 
9.3. Die Landtagswahlen vom 24. April 1932 in Württemberg 
 
Die besondere Situation des Wahljahres 1932 lag für die württembergischen 
Sozialdemokraten - und dies im deutlichen Gegensatz zu vielen anderen Landesparteien – in 
den flexiblen Frontstellungen, die sich in den verschiedenen Wahlkämpfen bedingt durch die 
divergierenden Kampftaktiken der Partei ergaben. Bildete die Landespartei im Zuge der 
Reichspräsidentenwahlen gemeinsam mit den Weimarer Koalitionsparteien, dem 
Bauernbund, der DNVP und der DVP eine antifaschistische Einheit zugunsten des 
amtierenden Reichspräsidenten, so stritt sie während des Wahlkampfes zu den 
Landtagswahlen am 24. April des Jahres gegen jene Partner des „Hindenburg-Blocks“. Da 
die Landtagswahlen und die Reichspräsidentenwahlen nur vierzehn Tage auseinander 
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lagen, durchmischten sich bis zur Wiederwahl Hindenburgs  am 10. April positive und 
negative Argumente zugunsten und zuungunsten des politischen Partners und eben auch 
Gegners und boten insgesamt ein paradoxes Bild politischen Handelns.  
Den eigentlichen Auftakt des Wahlkampfes zu den Landtagswahlen unternahm die 
Landesversammlung der württembergischen Sozialdemokraten, die am 20. März im 
Gewerkschaftshaus in Stuttgart tagte und nach Angaben der sozialdemokratischen Presse 
„mehr als je den Charakter eines Kriegsrats“ trug.1069 Einleitend sprach der Parteivorsitzende 
Erich Rossmann. Rossmanns Rede enthielt die typischen kontradiktorischen Elemente der 
sozialdemokratischen Rhetorik im antifaschistischen Kampf. So verharmloste der 
Parteiführer die nationalsozialistische Bewegung, indem er auf die Niederlage Hitlers bei der 
Reichspräsidentenwahl hinwies, welche die NSDAP selbst als „die letzte Entscheidung“, als 
ein „Ringen um Sieg oder Niederlage, Sein oder Nichtsein“ charakterisiert habe und sich also 
„nach einem solchen Schlage aus allen Himmeln gerissen fühlen“ müsse. Wenig später 
jedoch erklärte Rossmann die nationalsozialistische Bewegung zur „Gefahr ersten Ranges“, 
gegen die „bis zum letzten Blutstropfen“ gekämpft werden solle.1070 Mit keinem Wort 
erläuterte Rossmann in diesem Kontext, wie, wann und mit welchen Waffen dieser von ihm 
benannte Kampf „bis zum letzten Blutstropfen“ stattfinden werde und wer die taktische 
Führung übernehme. Die Erläuterung einer wirklichen Strategie, die Erarbeitung eines 
Planes, mit dessen Hilfe im Falle des Falles der Kampf gegen die nationalsozialistischen 
Kampfverbände zu organisieren war, fehlte auch in dieser Landesversammlung und gab 
jedem Aufruf gegen Hitler einen pseudo-radikalen Charakter. Zudem verhinderte die 
klassische Parteirhetorik durch die sich fortwährend wiederholenden Phrasen von 
„siegesfroher Zuversicht“ oder „heldenhaftem Kampfe“ und anderem, die nahezu in allen 
Reden enthalten waren, einen ehrlich wirkenden, optimistischen Zukunftsglauben der 
Parteiführung zu vermitteln. Der folgende Redner, der über „Die württembergischen 
Landtagswahlen und die Sozialdemokratie“ sprach und also das Hauptreferat hielt, 
überwand dieses Problem, indem er sein Hauptaugenmerk auf die Landespolitik richtete und 
dem erstarkenden Nationalsozialismus mit einem politischen Programm entgegnete, dass 
eine Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Situation im Land zum Ziel hatte, 
welche die politische Situation zwangsläufig entschärfen werde und daher eine Schwächung 
der NSDAP bedeutete.1071 Friedrich Winker präsentierte in seinem Referat einen 
beachtlichen Forderungskatalog der SPD. Mit seinem Beitrag gab er der Öffentlichkeit die 
Möglichkeit, die tatsächliche Oppositionspolitik der Partei zu bewerten und ihre für die 
nächste Legislaturperiode gesetzten Ziele zu beurteilen. Das Programm, das auf diese 
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Weise den Zuhörern der Landesversammlung und der württembergischen Öffentlichkeit vor 
Augen geführt wurde, ermöglichte den Wählern eine echte Auseinandersetzung mit den 
genannten Punkten und machte die sozialdemokratische Politik für jedermann greifbar. In 
der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus hatten viele Parteiführer ihre Reden 
auf die Argumentation reduziert, warum die NSDAP nicht zu wählen war und darüber 
versäumt das eigene Programm transparent zu machen und zu propagieren. Winker holte 
dies auf der Landesversammlung detailliert nach: Zum Vorwurf machte er der 
Landesregierung zunächst, dass sie den Brüningkurs unterstütze mit allen außen- und 
innenpolitischen Konsequenzen. Zudem lehne das Zentrum die Regierungsbeteiligung der 
Sozialdemokraten ab und mache so die sozialdemokratischen Wähler zu „Bürgern zweiter 
Klasse“, da sie von vornherein in die Opposition verbannt würden. Die wichtigsten Posten 
seien von Zentrumsleuten besetzt. Auch der Eintritt der Demokraten in die Regierung habe 
nichts an der Regierungspolitik geändert, in Württemberg tobten sich nach wie vor die 
Verfassungsfeinde aus. Die SPD sei nunmehr die einzige ernst zu nehmende 
Oppositionspartei. Winker forderte, gegenüber der politischen Polizei „scharf und kritisch“ zu 
sein. Auch die Einstellung der Justiz gegenüber dem Nationalsozialismus müsse überprüft 
werden. Sie habe vielfach Urteile gefällt, „die dem Empfinden der republikanischen 
Bevölkerung geradezu ins Gesicht schlagen“.1072 Winker sprach sich in diesem Kontext 
zudem gegen die Unabsetzbarkeit der Richter aus. Der Finanzpolitik wurde naturgemäß 
große Beachtung geschenkt. Dass der deutschnationale Finanzminister Dehlinger alljährlich 
die Haushaltspläne verschleierte, hatte die SPD der Regierung oft genug im Parlament 
vorgeworfen. Tatsächlich hatte das Finanzministerium alljährlich Fehlbeträge prognostiziert, 
obwohl der Landeshaushalt in Wirklichkeit Überschüsse verzeichnete, laut Winker, „zu dem 
Zweck, jede soziale und kulturelle Entwicklung im Staate zu unterbinden und den 
Gemeinden den Brotkorb so hoch wie möglich zu hängen“. Einen auffallend großen Raum 
nahm die Landwirtschaft in Winkers Beitrag ein. Offensichtlich versuchte die Parteiführung,  
in den ländlichen Regionen vermehrt Fuß zu fassen. Die Wirtschafts- und Zollpolitik der 
Regierung Bolz sei einseitig „großkapitalistisch“ und „großagrarisch“. Die Agrarpolitik gehe 
ausschließlich zugunsten der Großagrarier und benachteilige die kleinbäuerliche, 
schwäbische Landwirtschaft. Daher liefen viele Bauern zur NSDAP über. Die SPD forderte, 
landwirtschaftliche Bedarfsartikel zu verbilligen, das landwirtschaftliche Siedlungswesen zu 
fördern, die Beziehungen zwischen Erzeugern und Verbrauchern zu vertiefen und die 
„Volksschmarotzer“ im Zwischenhandel auszuschalten. Insgesamt müsse aber die Kaufkraft 
der Bevölkerung erhöht werden. Am Ende seines Beitrags artikulierte Winker klassische 
sozialdemokratische Forderungen: Kartelle und Banken müssten unter die Aufsicht des 
Staates: „Es ist ein Unfug, dass der Staat die verluderten Bankbetriebe auf Kosten der 
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Steuerzahler saniert und nachher nichts zu sagen hat“. Zuungunsten der Steuerzahler sei 
auch der Verkauf des vormals staatlichen Jura-Ölschieferwerks gewesen, dass Dehlinger an 
„die Zementbarone verschachert“ habe, was zum Anstieg der Zementpreise geführt habe. 
Für die gemeine Bevölkerung müsse der Wohnungsbau gefördert und die Gelder für die 
Volksschulen, Gymnasien und Hochschulen gerechter verteilt werden. Geld könne in der 
Administrative gespart werden, beispielsweise in der Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung. Die württembergische Regierung sei nicht den Vorschlägen des 
Reichssparkommissars gefolgt, indem die Zahl der Oberämter von 61 auf 23 vermindert 
worden sei. Dies obwohl der Reichssparkommissar errechnet habe, dass der 
Verwaltungsapparat der Oberämter Millionen koste. Durch die hohen Aufwendungen seien 
die Steuern drückend, allerdings nicht für die Großindustrie, die Großbanken und den 
Großgrundbesitz, die in einer „ungeheuerlichen Weise steuerlich entlastet wurden, während 
auf der anderen Seite Lohn- und Gehaltsempfänger, Mieter, Handwerker und 
Kleinhausbesitzer um so stärker bluten müssen“. Die Anträge der SPD, die eine steuerliche 
Entlastung der minder bemittelten Bevölkerungsteile herbeiführen sollten, seien abgewiesen 
worden, dagegen betrüge die jährliche Steuerermäßigung beim Fürsten zu Hohenlohe-
Oehringen 6.400 Mk., Fürsten von Thurn und Taxis 20.000 Mk., Herzog Albrecht von 
Württemberg 40.000 Mk. Winker fasste am Ende seiner Rede die Ziele der SPD zusammen 
und nannte die politischen Gegner beim Namen: „Wir Sozialdemokraten stehen der 
württembergischen Regierung und ihrer Politik, die wir für volksschädigend halten, in 
stärkster Opposition gegenüber ... Ganz besonders gegen die Volksverderber, die Nazis, 
müssen wir den rücksichtslosesten Kampf führen ... Kommunistische Politik heißt dem 
Faschismus den Weg ebnen. Auch in Württemberg müssen die Feinde der Republik von der 
Macht ferngehalten werden. Und wer es wagt, mit Gewalt die Republik anzugreifen, wird die 
eiserne Faust der Eisernen Front zu spüren bekommen ... Wir Sozialdemokraten sind 
durchdrungen von dem Kampfeswillen, die politische Macht zu erobern ... Wir wollen den 
Staat ausbauen zu einem sozialen Volksstaat, in dem kultureller Fortschritt, Friede, Freiheit 
und Gerechtigkeit die oberste Richtschnur bilden." Dass die SPD als Zielvorgabe die 
Regierungsbeteiligung in Württemberg nannte, war trotz der scheinbaren Chancenlosigkeit 
jenes Vorhabens sinnvoll und geradezu zwingend. Warum sollte sich der württembergische 
Wähler für eine Partei entscheiden, die sich bereits im Vorfeld die Oppositionsrolle zuteilte. 
Und hatten die Reichspräsidentenwahlen nicht gezeigt, dass man notfalls – trotz aller 
gegenseitiger Kritikpunkte - gemeinsam gegen die Nationalsozialisten vorgehen konnte und 
dies mit Erfolg? Zog nicht das Erstarken des Nationalsozialismus eine engere Bindung 
zwischen den demokratischen Parteien nach sich? Bescherte ein gutes Wahlergebnis der 
NSDAP am 24. April der SPD nicht automatisch einen Sitz in der Regierung, allein um die 
neuen Kräfteverhältnisse auszubalancieren und die nötige Regierungsmehrheit zu erhalten? 
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Im Anschluss an Winkers Referat wurde die Landesliste vorgestellt und auf Antrag ohne 
Debatte von der Landesversammlung angenommen. Die Kandidaten der Landesliste waren 
nach Reihenfolge: Wilhelm Keil (Platz 1), Albert Pflüger (Platz 2), Otto Steinmayer (3), Jakob 
Weimer (4), Karl Ruggaber (5), Emilie Hiller (6), Emil Schuler (7), Erwin Schöttle (8), Dr. 
Schenkel (9)1073, Gottlieb Kazmeier (10), Karl Rais (11), Gottlob Kamm1074 (12), Oskar 
Kalbfell (13), Anton Arnold (14), Frida Heilbronner (15), Paul Keller (16), Albert Bauer1075 
(17), Christian Fauser (18), Joseph Hirn (19) und Jakob Maier (20).1076 Die Neuwahl des 
Landesvorstands erfolgte einstimmig. Dieser bestand aus dem Vorsitzenden Erich 
Rossmann, dem stellvertretenden Vorsitzenden Alois Miller, ferner Hermann Dörr, Andreas 
Dreher, Christine Evert, Emilie Hiller, Wilhelm Keil, Gottfried Kinkel, Albert Pflüger, Erwin 
Schöttle, Otto Steinmayer, Weimer sowie den neu gewählten Mitgliedern Bosch, Paul Keller 
und Dr. Kurt Schumacher.1077  
Eine von Schumacher eingebrachte Entschließung „Die Landesversammlung der 
Sozialdemokratischen Partei Württembergs ersucht die Reichsregierung, im Einvernehmen 
mit sämtlichen Landesregierungen entsprechend dem Vorgehen der preußischen Regierung 
die gesetzlichen Machtmittel gegen die ungesetzliche und terroristische Privatarmee Adolf 
Hitlers einzusetzen und die für Staat und Wirtschaft gleich notwendige Ruhe und Sicherheit 
in Deutschland wiederherzustellen“ wurde angenommen.1078  Diese Aufforderung an die 
Reichsregierung war ein politischer Akt, der verdeutlichte, was die württembergische 
Parteiführung von Berlin erwartete, und wo nach ihrer Meinung die Verantwortlichen für 
künftige Eskalationen zwischen der SA und den demokratischen Kampfverbänden saßen.  
Ein Problem der württembergischen Parteiführung lag in jenem „doppelten“ Wahlkampf der 
Landtagswahlen und der Wahlen zum Reichspräsidenten. Während die 
sozialdemokratischen Funktionäre im Zuge des Reichspräsidentenwahlkampfes auch die 
übrigen Parteien des Hindenburgblocks zu den Verteidigern der Republik erklärten, was 
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innerparteiliche Kritik entfachte,1079 hoben sie im Landtagswahlkampf für die SPD hervor, die 
einzige wahre antifaschistische Kraft im Staat zu sein. Noch am 6. April lobte die 
„Schwäbische Tagwacht“ Reichskanzler Brüning in Stuttgart: „Seine von vielen 
Beifallskundgebungen unterbrochene Rede war eine scharfe Abrechnung mit den Nazis und 
ein Appell an das ganze Volk, unter Hintansetzungen von Parteistreitigkeiten den 
Reichspräsidenten Hindenburg zu wählen“.1080 Es sei schade, dass die Rede des Kanzlers 
nicht im Rundfunk übertragen worden sei, stellte die „Tagwacht“ fest und gab Brünings 
Aussage, nicht die Republik, sondern das kaiserliche Regime trage die Schuld an den 
heutigen Schwierigkeiten, einen besonderen Stellenwert. „Brüning erkannte, dass die 
Sozialdemokratie mit viel größerem staatspolitischen Verständnis  die Präsidentschaftsfrage 
behandelt hat als die Rechte, der man den politischen Verstand nicht einmal durch 
Notverordnungen beibringen kann.“1081 1082  
Nach dem 10. April änderte sich die Haltung der Sozialdemokraten gegenüber dem Zentrum 
naturgemäß. Am Montag nach der Wahl forderte die württembergische Parteiführung 
„Schluss mit der Abenteurerpolitik  - vor allem aber verstärkte Aktivität der Regierungen 
gegen den Faschismus“1083. Die Parole in der sozialdemokratischen Presse lautete „Holt aus 
zum dritten Schlag!“1084. Den Anhängern wurde unmittelbar die veränderte Situation 
vergegenständlicht. Die antifaschistische Einheit, der Hindenburg-Block, gehörte der 
Vergangenheit an, die ehemaligen Partner waren die jetzigen Gegner: „Neue Fronten bilden 
sich. In voller Selbständigkeit vollzieht die Sozialdemokratie ihren Aufmarsch zur 
Landtagswahl.“1085 Das Ziel wurde von der Partei in der Zerschlagung des Bürgerblocks 
gesehen.1086 Dabei verhielten sich die württembergischen Sozialdemokraten gegenüber den 
Weimarer Parteien als potentielle Koalitionspartner vergleichsweise mild. Die Hauptkritik galt 
in erster Linie den Nationalsozialisten, hiernach dem Bauernbund und den 
Deutschnationalen – insbesondere der württembergische Finanzminister Dehlinger wurde 
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zur Zielscheibe der sozialdemokratischen Presse1087 –, und weniger dem Zentrum, der DDP 
und der DVP. Das vergleichsweise neutrale Verhalten der württembergischen SPD 
gegenüber dem Zentrum war bereits in den vergangenen Wahlkämpfen auffällig 
gewesen.1088 So hatten die sozialdemokratischen Wahlkämpfer in den vorausgegangenen 
Landtagswahlen 1928 ebenfalls leise Töne gegenüber der katholischen Partei angestimmt, 
um den potentiellen Koalitionspartner nicht zu verschrecken. Da das Zentrum bei der 
Regierungsbildung von 1928 und auch später unmissverständlich verdeutlicht hatte, dass die 
SPD als Koalitionspartner in keinem Fall in Frage kam, wäre allein aus diesem Grund 
nunmehr ein aggressiver Wahlkampf gegen die Regierungspartei zu erwarten gewesen. Dies 
geschah nicht. Da die württembergische Parteiführung durch ihre Presseorgane artikulieren 
ließ, Ziel sei es, an die Regierung zu kommen1089, rechnete man in sozialdemokratischen 
Kreisen allen Anschein nach mit einer Wende des Zentrums in die eigene Richtung, alleine 
um eine Mehrheit im Landtag zu erhalten, die wegen des zu erwartenden Zuwachses der 
nationalsozialistischen Fraktion sonst nicht mehr gegeben war. So erhofften sich die 
Sozialdemokraten – und dies war so unrealistisch nicht in jenem historischen Kontext – die 
Große Koalition als antifaschistische Einheitsfront in Württemberg. 
Dabei wurde die positive Haltung gegenüber der katholischen Regierungspartei keineswegs 
von allen Sozialdemokraten Württembergs getragen. Wilhelm Benz, stellvertretender 
Oberbürgermeister Heidenheims, einer Hochburg der württembergischen Sozialdemokratie, 
äußerte gegenüber seinem Genossen Keil: „Wenn Brüning mit unserer Hilfe einen Freibrief 
für Zollerhöhungen, für Panzerkreuzerbauten, für Verteuerung der Lebensmittel erhält in dem 
Augenblick, wo die Löhne und Gehälter mit Hilfe der Regierung abgebaut werden, wenn wir 
dem Verbot des Films „Im Westen nichts Neues“ zustimmen müssen, wenn wir kurz gesagt 
nur noch so tanzen müssen, wie das Zentrum aufspielt, dann ist es kein Wunder, wenn die 
Kommunisten mit ihrem bornierten Verrätergeschrei immer mehr Gläubige finden. Wir sind 
die Gefangenen des Zentrums und müssen offenbar mit ihm die Politik machen, die es 
andernfalls mit der Rechten machen würde“1090, stellte Benz fest und traf mit dieser 
Charakteristik den Kern des Problems, welches die SPD und insbesondere die 
württembergische SPD zur „Mittel-zum-Zweck-Partei“ für das Zentrum degradierte. „Und 
deshalb möchte ich daran erinnern, dass es auch für die Sozialdemokratie ein: „bis hierher 
und nicht weiter“ gibt. Möge der Augenblick, in dem unsere Politik an diesem Punkt 
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angelangt ist, von der Leitung der Partei rechtzeitig erkannt werden“,1091 schloss der 
Heidenheimer Sozialdemokrat seine Kritik. Offenbar blieb die Heidenheimer Ostgruppe in 
der Minderheit mit ihren Ansichten. Zumindest ignorierte die württembergische Parteiführung 
die Kritik und ließ solche Auseinandersetzungen in der Öffentlichkeit nicht zu. 
Die Sozialdemokraten führten einen Wahlkampf, der zwei Grundargumentationen hatte. Zum 
einen zählten Presse und Wahlkämpfer wiederholt die wesentlichen Forderungen der SPD in 
Württemberg auf, welche ja Winker in seinem Referat akzentuiert ausformuliert hatte, zum 
anderen versuchte die sozialdemokratische Propaganda unablässig den Nationalsozialismus 
als terroristische Vereinigung zu entlarven. In den veröffentlichten Forderungskatalogen der 
SPD spielten insbesondere die Erhaltung der öffentlichen Ordnung sowie der Republik 
insgesamt die entscheidende Rolle1092. Ebenso wurden als Ziele genannt: die Vereinfachung 
der Administrative, um Kosten zu senken, der Wohnungsbau, das Volksschulwesen, die 
soziale Absicherung der Arbeiterschaft durch Arbeitsbeschaffung, Sicherung der Existenz 
der Erwerbslosen, Befestigung des Arbeiterschutzes und der Sozialversicherung, das Ende 
des Lohn- und Gehaltsabbaus durch die württembergische Regierung, die Unterstützung der 
Kleinlandwirtschaft durch entsprechende Maßnahmen und „die baldmögliche volle Befreiung 
Deutschlands von allen Reparationslasten, volle Gleichberechtigung mit den anderen 
Großmächten“. Als oberstes Ziel nannte der Landesparteivorstand als Vorbedingung für alles 
politische Handeln einen „arbeitsfähigen Landtag mit einer starken Vertretung der 
Sozialdemokratie. Nicht ein Parlament des Lärms und des Skandals, sondern eine 
Vertretung, die gewissenhaft den Nöten der Zeit zu Leibe geht...“1093 Die einzelnen 
Forderungen wurden von den jeweiligen Fachleuten der Partei in der Presse aufgegriffen 
und erläutert. 
Auch die übrigen Parteien führten einen intensiven Wahlkampf zu der Wahl, die zeigen 
sollte, wie stark die nationalsozialistische Bewegung tatsächlich in der Bevölkerung verhaftet 
war.  
Die Parteien der württembergischen Regierungskoalition gingen nicht miteinander sondern 
gegeneinander in den Wahlkampf. Zwar übten sie Einigkeit in ihrer Gegnerschaft gegen 
Hitler – dies gemeinsam mit den Sozialdemokraten –, eine demokratische „Einheitsfront“ 
oder eine feste Koalition der republikanischen Mitte blieb jedoch aus. Der Kampf für die 
Republik und gegen den Nationalsozialismus gewann in Württemberg immer mehr den 
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Charakter vieler Einzelner gegen den Einen. Einigermaßen verständlich war hierbei der 
Alleingang der Bürgerpartei und des Bauernbundes. Als einzige Koalitionsparteien, die 
antirepublikanisch ausgerichtet waren, war ihre Argumentation gegen die demokratischen 
Parteien von sich aus sinnvoll und schlüssig. Die DVP, die DDP und das Zentrum1094 seien 
die Parteien, „welche die Revolution unterstützt haben, indem sie mit den Sozialisten 
dauernd in den Regierungen saßen!“ verlautbarte die Bürgerpartei1095. Die Sozialdemokratie 
müssten als das größte Übel angesehen werden. Dies sei jedoch von den übrigen 
demokratischen Parteien noch nicht erkannt worden. Im Gegenteil. Bei einer künftigen 
Regierungsbildung werde das Zentrum sich eher für eine Koalition mit der SPD als für ein 
Zusammengehen mit den Nationalsozialisten entscheiden.1096  
Das Zentrum vertrat ausschließlich und konsequent die eigenen Positionen und griff 
sämtliche übrigen Parteien, ob Mitglieder der laufenden Regierungskoalition oder Mitglieder 
der Opposition, gleichermaßen an. „Keine Stimme dem Umsturz!“ agitierte die katholische 
Partei gegen die NSDAP, „Keine Stimme dem Wirrwarrr!“, hieß es gegen die SPD, die DDP 
und die DVP und „Keine Stimme dem Bauernbund und ... den Deutschnationalen!“.1097 stand 
in den Flugblättern. „Die Religion ist in Gefahr“1098. Ebenso agitierte die DVP. Der SPD könne 
man kein Vertrauen schenken, da sie „mit ihren sozialistischen Experimenten ... den 
deutschen Mittelstand ruiniert“ habe, dies mit Hilfe der DDP und des Zentrums. Auch die 
DNVP sei nicht zu wählen, da „durch ihre sture und unfruchtbare Oppositionspolitik ... sie 
vielmehr den Einfluss den Bürgertums geschwächt und damit den Sozialisten eine breite 
Betätigungsmöglichkeit gegeben“ habe. Die NSDAP sei „das Grab des selbständigen 
Mittelstandes!“.1099  
Die DDP versuchte vor allem mit dem von ihr gestellten Wirtschaftsminister Reinhold Maier 
zu punkten und mit der Betonung einer mittelständischen Politik vor allen Dingen das 
Handwerk für sich zu gewinnen. 
Die württembergischen Nationalsozialisten verstanden die Ängste und Sorgen der 
Bevölkerung für sich zu nutzen und zeigten dabei keinerlei Skrupel, das eigentliche 
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Programm der NS-Führung zu verleugnen. Entgegen den reichsunitarischen Bestrebungen 
der Nationalsozialisten, deren eindeutiges Ziel der Zentralstaat mit der Hauptstadt Berlin war, 
erklärten die württembergischen Parteikollegen in ihrem Forderungskatalog: „Deshalb 
fordern wir: ... Wahrung der württembergischen Eigenart und der württembergischen 
Belange, insbesondere auf dem Gebiet der Verwaltung. Maßnahmen zur Zurückgewinnung 
der finanziellen Unabhängigkeit des Landes. Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
finanziellen  Unabhängigkeit der Gemeinden“.1100 Die SPD blieb für die NSDAP der 
vorrangige Gegner. In der nationalsozialistischen Presse wie auf Flugblättern wurden den 
württembergischen Arbeitern suggeriert, die SPD habe sie verraten, die NSDAP dagegen 
verträte sie tatsächlich: „Den Beweis dafür hat die Betriebszellen-Organisation erbracht bei 
dem Lederarbeiterstreik in Backnang, in dem unsere Betriebsräte in die Streikleitung gewählt 
wurden und somit in forderster Front standen, als es galt, sich rücksichtslos für die Belange 
des Arbeiters einzusetzen.“1101  
Die KPD warf der SPD vor, ihre Politik ermögliche erst den Aufstieg der Nationalsozialisten 
und blieb also ihrer These des Sozialfaschismus treu. Die SPD wurde in der 
kommunistischen Propaganda nachhaltig in einen Topf mit den Nationalsozialisten geworfen. 
In dieser angeheizten Atmosphäre, in welcher alle Parteien ineinander verkeilt im Wahlkampf 
standen, erließ Hindenburg jene Notverordnung, die der von Schumacher auf der 
Landesversammlung eingereichten Entschließung entsprach und insbesondere den 
württembergischen Landesparteien, die sich mitten im Wahlkampf befanden, eine große 
Entlastung bedeutete. Die Kampfeinheiten der NSDAP, die SA und die SS wurden aufgelöst. 
Die württembergische SPD beurteilte die Notverordnung als erste, „die wirklich 
staatspolitischen Sinn hat“1102. „Politische Bewegungen zu verbieten, wäre töricht“, erklärte 
die württembergische Sozialdemokratie ihr Vertrauen in die Republik und sprach sich also 
gegen ein Verbot der NSDAP aus. „Auch jetzt nimmt niemand der Nationalsozialistischen 
Partei die Basis ihrer geistigen Existenz, soweit man überhaupt von einer solchen reden 
kann. Die Auflösung der Staatsgewalt durch die Organisation militärischer, bewaffneter 
Formationen zu begünstigen, wäre Selbstpreisgabe der Republik. Man kann – und das tun 
wir – das Verbot politischer Vereinigungen für bedenklich halten. Die Auflösung militärischer 
Verbände, die auf jede Gelegenheit warten, um mit Messern, Pistolen und 
Maschinengewehren gegen die Staatsgewalt anzurennen und künstlich Unruheherde zu 
schaffen, die ihre Propaganda erleichtern – die Auflösung solcher Organisationen ist 
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Pflicht“.1103 Das SA-und SS-Verbot fand demzufolge im Gegensatz zu einem fiktiven Verbot 
der NSDAP die unbedingte Unterstützung der SPD. Zudem hob die Führung hervor, unter 
anderem unterstrich dies Kurt Schumacher auf einer Stuttgarter Großkundgebung, die 
Verordnung zeige, dass die Sozialdemokratie den richtigen Weg gegangen sei, als sie 
Hindenburg unterstützte.1104 Allerdings sah die Partei ein Problem sich nähern, welches die 
unmittelbare Folge der Notverordnung war: Die Forderung der Nationalsozialisten, nunmehr 
müsse auch der Reichsbanner verboten werden. Wenn auch die Reichsregierung auf dieses 
„durchsichtige Spiel der Lüge und des Betrugs“ nicht eingegangen sei, sei doch 
anzunehmen, „dass nunmehr die Gegner der Republik alles tun werden, um 
Zusammenstöße herauszufordern und so den angeblich gefährlichen Charakter des 
Reichsbanners ... beweisen“. Die Konsequenz, welche die württembergische Parteiführung 
aus dieser neuen Situation zog, war die Aufforderung an die eigenen Kampfverbände, sich 
ruhig zu verhalten, um das eigene Verbot nicht zu provozieren. Dies bedeutete bei genauer 
Betrachtung, dass die sozialdemokratischen Führer das Verbot der nationalsozialistischen 
Kampfverbände als zwingenden Grund bewerteten, die eigenen Kampforganisationen zu 
befrieden, um sie nicht zu gefährden, was wiederum beinhaltete, dass das Verbot der SA 
und SS die Eiserne Front und das Reichsbanner entscheidend lähmte. Die Vorsicht der 
sozialdemokratischen Parteiführung beweist an dieser Stelle, dass es keinerlei Absprachen 
zwischen ihr und der Reichsregierung sowie der Landesregierung gegeben haben kann, 
welche zum Ziel hatten, die sozialdemokratischen Formationen zu schonen. Die SPD hegte 
zunehmend die Befürchtung, dass sozialdemokratische Verbände von dem von ihr 
gestützten Reichspräsidenten, getragen von dem ehemaligen Koalitionspartner Zentrum, in 
die Illegalität gedrängt werden könnten. Diese Angst vor der Illegalität lähmte die 
Parteiführung und machte ihre Kampfverbände bereits in dieser Zeit kampfunfähig. Jedoch 
waren eine blockierte Eiserne Front sowie ein blockierter Reichsbanner nicht nutzlos? Da die 
Befürchtungen der Parteiführung durchaus berechtigt waren – der Reichsbanner wurde 
wenige Tage später einer Prüfung durch die Reichsspitze unterzogen – war der 
Aktionsradius der sozialdemokratischen Organisationen tatsächlich erheblich eingeschränkt. 
Mit der Aufforderung an die eigenen Verbände zur Defensive sicherte sich die Partei deren 
Legalität, um im richtigen Augenblick bereit zu stehen. Diese Strategie war in sich schlüssig. 
Das Problem der Arbeiterschaft, war, dass keiner ihrer Führer artikulierte, wann jener richtige 
Augenblick sich ereignete. 
Die württembergischen Nationalsozialisten konnten demgegenüber das SA-Verbot zu 
propagandistischen Zwecken nutzen: „Zum erstenmal eine Stadthallenversammlung ohne 
SA und SS, ohne Sturmfahnen – ohne den ersten Sturm der Begeisterung, wenn unsere 
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jungen Kämpfer unter der Führung alter Frontsoldaten einmarschierten!“ berichtete der NS-
Kurier über eine der letzten Wahlveranstaltungen der NSDAP vor der Wahl, in welcher der 
nationalsozialistische Pfarrer Ettwein aus Cannstatt in Stuttgart für seine Partei warb.1105 Der 
Führer der württembergischen Nationalsozialisten, Mergenthaler, erklärte zu dem Verbot: 
„Kameraden von der ehemaligen SA und SS, ihr wurdet verboten, weil ihr Deutschland über 
alles liebtet ... SA-Fahnen sind verboten, die roten Fetzen der Novemberverbrecher dürfen in 
den Straßen herumgetragen werden“.1106 
Der Reichsbanner blieb legal und konnte dementsprechend bis zu den Wahlen eingesetzt 
werden. Insgesamt rief die württembergische Sozialdemokratie im Landtagswahlkampf zu 
insgesamt 815 Versammlungen auf.1107 Lediglich die NSDAP verzeichnete eine stärkere 
Tätigkeit mit starken 1.395 Versammlungen, gefolgt von der KPD (692), dem Bauernbund 
(639) und dem Zentrum (522). DDP und DNVP verzeichneten jeweils etwa 250 
Versammlungen.1108 
Der 24. April wurde für die württembergischen Nationalsozialisten zu einem klaren Erfolg, 
auch wenn ihre Ergebnisse hinter dem Reichsdurchschnitt zurückblieben. Mit 26,4% (23 
Mandate) der Stimmen gewannen sie hier den Status der stärksten Partei Württembergs. 
Das Zentrum folgte mit 20,5% (17) der Stimmen und hatte sich demnach seit der letzten 
Landtagswahl 1928 um 0,9% verbessern können. Als drittstärkste Partei zog die SPD mit 
schmalen 16,6% der Stimmen in den Landtag (14 Mandate), gefolgt vom Bauernbund 
(10,7% / 9 Mandate), der KPD (9,4% / 7 Mandate), der DDP (4,8% / 4 Mandate), der DNVP 
(4,3% / 3 Mandate), dem Christlichen Volksdienst (4,2% / 3 Mandate), der DVP (1,5%) und 
der Volksrechtspartei (1,3%). Während das Zentrum seine Wählerschaft hatte halten 
können, waren die Wahlen für die demokratische Mitte eine Katastrophe. Seit 1928 hatten 
die DDP und die DVP gemeinsam 9%-Punkte, seit der Reichstagswahl von 1930 3,4%-
Punkte verloren. Ebenso zählte der Bauernbund seit 1930 3,4 % weniger und seit 1928 
insgesamt 7,4%-Punkte. Die Sozialdemokratie, die 1928 noch 23,8% der Stimmen auf sich 
vereinigt hatte und damit stärkste Partei gewesen war, hatte 1930 20,1% der Stimmen 
erhalten und nunmehr 16,6%, verzeichnete also einen Stimmenverlust um insgesamt 7,2%-
Punkten. Die KPD  hatte ihr Ergebnis im Vergleich zu den Reichstagswahlen von 1930 nicht 
verändert, im Vergleich zu den Wahlen von 1928 hatten die Kommunisten um 2%-Punkte 
hinzugewonnen. Auch die DNVP hatte insgesamt um 1,4%-Punkte verloren. Die NSDAP 
hatte zwischen 1928 und 1930 um 7,6%-Punkte zugelegt, zwischen 1930 und 1932 gar um 
17%-Punkte.  
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Dieses württembergische Ergebnis unterschied sich stark von den Ergebnissen der 
gleichzeitig stattfindenden Landtagswahlen in Preußen, Bayern, Anhalt und Hamburg. Hier 
hatten die Nationalsozialisten wesentlich mehr Stimmen auf sich vereinigen können, ebenso 
waren hier – mit Ausnahme Bayerns – die Sozialdemokraten sehr viel stärker durch die 
Wählerschaft unterstützt worden als in Württemberg.1109 
Die württembergischen Sozialdemokraten bezeichneten den Ausgang der Landtagswahlen 
als „Großkampftag der Abwehr“ und betonten die Tatsache, dass der Faschismus in 
Deutschland die Minderheit geblieben sei: „Trotzdem rücken Nationalsozialisten zur 
stärksten Partei auf – Bürgerliche Mitte weitgehend aufgerieben – Sozialdemokratie das 
Bollwerk des Widerstands“1110 Diese Schlagzeile widersprach den tatsächlichen 
Gegebenheiten. Wenn auch die DDP und die DVP starke Verluste verzeichnet hatten, so 
war doch auch die Sozialdemokratie keineswegs verschont geblieben. Immerhin hatte sie 
seit 1930 mehr als ein Sechstel ihrer Stimmen eingebüßt. Es war die Situation eingetreten, 
welche keine der Parteien mit Ausnahme der Nationalsozialisten gewollt hatte: der 
württembergische Landtag war nicht imstande, koalitionsfähige Mehrheiten zu bilden. Die 
Zahlen reichten weder für die Weimarer Koalition (35 Mandate von 40), die in Württemberg 
schon vor den Wahlen keine Alternative gewesen war, noch für eine Große Koalition unter 
Einbindung der Bürgerpartei (38 Mandate)und auch nicht für eine Verlängerung der 
Bürgerblockregierung (33 Mandate). Die einzige Regierungsmehrheit unter Ausschluss der 
NSDAP blieb die „Hindenburg-Koalition“ (50 Mandate). Wilhelm Keil mutmaßte direkt nach 
den Wahlen, das Zentrum werde eine Minderheitsregierung aufstellen um „sich von Fall zu 
Fall die Mehrheit zu suchen“. Die Sozialdemokratie komme als Koalitionspartner schon 
deswegen nicht in Frage, da die Rechte sich weigern würde, sie zu akzeptieren, die NSDAP, 
so Keil, werde an ihrer Forderung scheitern, das Innenministerium  zu erhalten, welche das 
Zentrum nicht erfüllen werde.1111 Das Zentrum verfolgte allerdings andere Pläne. 
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9.4. Koalitionsverhandlungen in Württemberg und die politisch-gesellschaftliche 
Aufwertung der württembergischen NSDAP 
 
In Württemberg war die Situation eingetreten, die eine weitere Regierungsarbeit nahezu 
unmöglich machte und die Parteien vor eine schwere Aufgabe stellte. Eine 
Regierungsmehrheit ohne die NSDAP war rechnerisch nur möglich, wenn die Parteien, die 
wenige Tage vor der Landtagswahl Hindenburg gestützt hatten, sich nun auch 
kompromissbereit für gemeinsame Koalitionsverhandlungen zeigten. Die bis zur ersten 
Einberufung des neu gewählten 4. Ordentlichen Landtages geführten 
Koalitionsverhandlungen wurden zur Demonstration der inneren Zerrüttung, welche die 
politische und wirtschaftliche Situation des Deutschen Reiches sowie der Aufstieg der 
Nationalsozialisten in den einzelnen Parteien verursacht hatten. So fanden sich die 
Demokraten zu Verhandlungen für ein evangelisches Bündnis bereit, welches sich aus der 
DNVP, dem Christlichen Volksdienst, der DDP und der NSDAP zusammensetzen sollte und 
mit 42 Mandaten eine Mehrheit im Landtag auf sich vereinigen konnte. Der 
Reichsparteivorstand der Demokraten verurteilte die Koalitionsbereitschaft seiner 
württembergischen Kollegen. „Die Staatspartei auf Irrwegen“ betitelte das „Berliner 
Tageblatt“ das Geschehen in Württemberg und wendete sich scharf gegen die Haltung der 
hiesigen Demokraten, die im Begriff stünden, den Nationalsozialisten Helfersdienste zu 
leisten.1112 Die Berliner Kritik vermochte derweil die württembergische Parteiführung wenig 
zu stören. „...Den Nationalsozialisten muss für diese Verhandlungen im weitesten Sinne 
dieses Wortes im neuen Landtag „Fair play“ eingeräumt werden, sie müssen zeigen und 
sollen zeigen dürfen, was sie zustande bringen. Es wäre ein schwerer politischer Fehler, 
ihnen ihre Wirkungsmöglichkeiten von vornherein abzuschneiden. Wenn ihnen die Schaffung 
einer Koalition mit einer klaren und zuverlässigen Mehrheit gelingt, so soll nicht gleiches mit 
gleichem vergolten werden. Nicht blindmütiger Opposition soll diese Koalition ausgesetzt 
sein, sondern zuwartender Prüfung auf ihre objektiven Leistungen ... Dies im Gegensatz zur 
Sozialdemokratie oder bestenfalls Zentrumspolitik, die geradezu zwangsläufig 
Nationalsozialisten schafft..“ 1113, urteilten Abgeordnete der demokratischen Fraktion im 
württembergischen Landtag. Wenn auch diese evangelische Koalition nicht zustande kam, 
so hatten die Demokraten doch durch ihre Annäherung an die Nationalsozialisten der 
NSDAP zu einem entscheidenden Sieg verholfen, indem sie die bis dahin isolierte Partei in 
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Württemberg salonfähig machten.1114 Zudem gab die Tatsache, dass die DDP-Führung 
zunächst mit den Nazis und nicht mit dem Zentrum oder den Sozialdemokraten verhandelte, 
einen ersten Eindruck von dem inneren Chaos, in welches die demokratischen Parteien 
mehr und mehr sich drängen ließen1115. Erstaunlicherweise berichtete die 
sozialdemokratische Presse sehr zurückhaltend über die Koalitionsverhandlungen der 
Demokraten. Keine Schlagzeilen, keine Polemiken gegen die Weimarer Partei. Die Kritik 
blieb dezent und sachlich und entbehrte vollständig der jener Zeit üblichen Rhetorik, die 
meist übertrieben in ihrer Polemik den politischen Gegner aufreiben sollte.1116 Wollte die 
württembergische SPD-Führung auch jetzt noch in ihrer fortgeschrittenen politischen 
Isolierung den ehemaligen Partnern ihre potentielle Koalitionsbereitschaft demonstrieren, 
indem sie sich in Zurückhaltung übte? 
Während der Koalitionsverhandlungen konnten die personellen Fragen schnell gelöst 
werden: Wie die Demokraten selbst bemerkten, hatten die Nationalsozialisten keinerlei 
Interesse an den von ihnen vornehmlich kritisierten Ministerien – dem Finanz- und dem 
Wirtschaftsministerium – welche sie mit einem Mal in den „bewährten“ Händen lassen 
wollten. Vielmehr lag ihnen daran, die Kontrolle über den Polizeiapparat des Landes zu 
erhalten. „Dies“, so urteilten die Sozialdemokraten folgerichtig, „lasse Schlüsse zu, welche 
die anderen Verhandlungspartner ´hellhörig´ machen müssen“.1117 
In dieser Situation traten am 10. Mai die Fraktionen zu der erste Sitzung des neu gewählten 
Landtags zusammen. Entgegen der vormaligen Verhandlungsbereitschaft, zeigten sich die 
Demokraten nun wieder als klare Gegner einer nationalsozialistischen Regierungsbeteiligung 
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bringen. Es wäre ein schwerer politischer Fehler, ihnen ihre Wirkungsmöglichkeiten von vornherein 
abzuschneiden. Wenn ihnen die Schaffung einer Koalition mit einer klaren und zuverlässigen Mehrheit 
gelingt, so soll nicht gleiches mit gleichem vergolten werden. Nicht blindwütiger Opposition soll diese 
Koalition eingesetzt sein, sondern zuwartender Prüfung auf ihre objektiven Leistungen...“, HStAS, E 
131 / 101 (Mappe 1931-1933). 
1115
 Thomas Schnabel meint zu dem Verhalten der DDP, es habe kein wirkliches Interesse seitens der 
Demokraten  an einem Bündnis mit den Nationalsozialisten bestanden: „Entgegen der Meinung von 
Besson, der sich ausschließlich auf Zeitungsausschnitte stützte, dass man sich rasch über die 
personelle Seite der neuen Regierung geeinigt habe, berichtete der bayerische Gesandte schon am 4. 
Mai 1932 aus Stuttgart, dass die Staatsparteiler keine große Lust zu haben schienen, diese neue 
Koalition zu bilden [...] In einem Schreiben an Theodor Heuss nach Abschluss der Verhandlungen 
betonte der Generalsekretär der DDP, `dass von uns niemand daran gedacht habe, die sogenannte 
kleine Koalition der 42, also ohne das Zentrum mitzumachen`.“ In Schnabel, Thomas: Württemberg 
zwischen Weimar und Bonn, S.123. Schnabel übersieht hier meines Erachtens, dass es bereits ein 
politischer Fauxpas war, überhaupt mit den Nationalsozialisten in Koalitionsverhandlungen zu treten, 
ob mit oder ohne Zentrum.    
1116
 Siehe beispielsweise STW, 10.5.1932, S. 3 und auch HStAS, E 131, 101 (Mappe 1932 / 1933). 
1117
 STW, 10.5.1932, S. 3. 
  
265
und leiteten ein taktisches Manöver ein, welches die Wahl eines Nationalsozialisten zum 
Staatspräsidenten verhindern sollte1118: Die bisherige Geschäftsordnung des 
württembergischen Landtags hatte für die Wahl des Staatspräsidenten eine relative Mehrheit 
vorgesehen. Nach dieser Ordnung war es der NSDAP möglich, einen Nationalsozialisten 
zum Staatsoberhaupt zu wählen. Um dies zu unterbinden, beantragte das Zentrum die 
Änderung der Geschäftsordnung und verlangte bezüglich der Wahl des Staatsoberhauptes 
eine absolute Mehrheit im Haus. Da sich verfassungsgemäß jeder neu einberufene Landtag 
eine neue Geschäftsordnung zu geben hatte, was bislang zugunsten einer einfachen 
Übernahme der alten Ordnung in die neue Legislaturperiode vermieden worden war, konnte 
dieser Antrag, welcher sogleich von den Demokraten gestützt wurde, realisiert werden. Die 
Mehrheit des Landtags übernahm zwar die alte Geschäftsordnung, stimmte allerdings einer 
Neuregelung des Paragraphen 22, der die Wahl des Staatspräsidenten zum Inhalt hatte, zu, 
so dass ein nationalsozialistischer Kandidat nun keine Chance mehr hatte, dieses Amt zu 
besetzen.1119  
Zuvor allerdings wurde die Wahl des Landtagspräsidenten durchgeführt, deren Ausgang eine 
symbolische Bedeutung erhielt, die in der Literatur überraschenderweise keine Beachtung 
erfährt. Der Landtagspräsident war in den vergangenen Legislaturperioden traditionell von 
der stärksten Partei gestellt worden. So war der vorhergehende Präsident der 
Sozialdemokrat Albert Pflüger gewesen. Da nun die Nationalsozialisten zur stärksten Partei 
aufgestiegen waren, schlugen diese ihren Vorsitzenden Christian Mergenthaler vor.  
Lediglich Sozialdemokraten und Kommunisten fanden sich nicht bereit, dem „alte(n) 
parlamentarische(n) Brauch“, wie der Nationalsozialist Wilhelm Murr es aussprach1120, 
nachzugeben und schlugen eigene Kandidaten vor. Das Ergebnis der Wahl dokumentiert, 
dass sämtliche Parteien mit Ausnahme der SPD und der KPD und sieben weiteren 
Abgeordneten den Nationalsozialisten Mergenthaler zu ihrem Landtagspräsidenten wählten. 
Unter den sieben Stimmenthaltungen befanden sich mit allerhöchster Wahrscheinlichkeit die 
demokratischen Abgeordneten sowie drei Zentrumsabgeordnete.1121  Die übrigen 
Abgeordneten des Zentrums hatten für Mergenthaler gestimmt.1122 Wenn auch diesem Amt 
keine gehobene politische Rolle zufiel, so handelte es sich doch zumindest um ein 
repräsentatives öffentliches Amt, dem die Leitung des höchsten politischen Instruments 
Württembergs oblag. Dass sich die Mehrheit der Zentrumsfraktion bereit fand, mit ihren 
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 Verhandlungen des Landtags 1932/33; Protokoll-Band, S. 1 ff. 
1119
 Sicherlich hätte sich die württembergische Sozialdemokratie in der Not für eine Wiederwahl des 
amtierenden Staatspräsidenten Bolz entschieden, um ein nationalsozialistisches 
Regierungsoberhaupt zu verhindern. Womöglich diente die Änderung der Geschäftsordnung von 
daher dazu, die Tolerierungspolitik der SPD nicht überzustrapazieren. 
1120
 Verhandlungen des Landtags 1932/1933, Protokoll-Band, S.2. 
1121
 STW, 11.5.1932, S. 3. 
1122
 Verhandlungen des Landtags 1932/1933, Protokoll-Band, S.3. 
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Stimmen aktiv einen Nationalsozialisten zu stützen, um ihm jene Befugnisse zu übertragen, 
erscheint auch angesichts der schwierigen politischen Situation unverständlich und 
unverantwortlich. 
Während weiterer Koalitionsverhandlungen gelangten die Demokraten schließlich zu dem 
Entschluss, dass aufgrund der fehlenden sachlichen Ebene bei den Nationalsozialisten und 
aufgrund des Drucks durch die Reichsführung der Demokraten eine Regierungskoalition 
ohne das Zentrum nicht zu machen sei.1123 Hierauf  beteiligten sich ab dem 14. Mai die 
Parteiführer des Zentrums ebenso an den Verhandlungen mit den Nationalsozialisten und 
boten der NSDAP – ein taktisch kluges Angebot, dass bereits von der SPD in der gegebenen 
Situation spöttisch gefordert worden war1124 -  das Wirtschafts- und Finanzministerium an 
und verweigerten das Staatspräsidium sowie das Innenministerium. Im Wirtschafts- und 
Finanzministerium könnten sie das „Es muss anders werden“ am besten zeigen, so die 
Verhandlungspartner der NSDAP. Die DVP forderte gar von den württembergischen 
Nationalsozialisten, sie sollten selbstverantwortlich in einer Regierung mitarbeiten, „und nicht 
im Auftrag Hitlers und nach seinen Weisungen regieren“.1125 Die württembergische NSDAP 
nahm trotz dieser für sie ungünstigen Wendung weiter an den Koalitionsverhandlungen teil 
und zeigte daher ein Interesse an jener Koalition auch dann, wenn sie nicht die unmittelbare 
Staatsführung in Person des Staatspräsidenten übernehmen konnte. Wenn Waldemar 
Besson folgend interpretiert, das Zentrum habe die Koalitionsverhandlungen mit seinen 
entsprechenden Forderung aus dem einen Grunde geführt, die Nationalsozialisten aus der 
Regierung herauszuhalten, „das Zentrum hatte taktisch sehr klug gespielt“1126, so scheint 
diese Interpretation zu wohlwollend. Da sich die württembergischen Nationalsozialisten 
tatsächlich auf die Bedingungen des Zentrums einließen und erst durch die Reichsführung, 
durch Hitler selbst davon abgehalten wurden, unter diesen Umständen die 
Regierungsgeschäfte Württembergs zu übernehmen, war die Koalition aus Zentrum, DDP, 
DNVP, Christlichem Volksdienst und NSDAP zu Beginn ein durchaus realistisches 
Unterfangen gewesen und somit keineswegs eine bloße taktische Strategie gegen den 
Nationalsozialismus. Sicherlich muss allein die Verhandlungsbereitschaft der 
demokratischen Parteien mit der NSDAP als moralisches Versagen begriffen werden, zumal 
diese keinen politischen Sinn machte, außer den, der nationalsozialistischen 
Wahlbevölkerung die Erkenntnis vermittelt zu haben, einer allgemein akzeptierten Partei 
anzuhängen. 
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 Vgl. Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise, S. 256ff. 
1124
 So schrieb die Tagwacht am Tag der ersten Sitzung des neu gewählten Landtags: „Die 
naziotischen Allesbessermacher mögen sich doch mal ins Wirtschafts- und Finanzministerium setzen, 
um ihre Versprechungen gegenüber Mittelstand, Bauer und Arbeiter wahr zu machen.“ Und weiter 
bissig: „Mit der Polizei kann man die Wirtschaft eines Staates kaum bessern...“, STW, 10.5.1932, S. 3. 
1125
 „Schwäbischer Merkur“, 14.5.1932, HStAS, E 131, 101 (Mappe 1932 / 1933). 
1126
 Besson, Waldemar: Württemberg und die deutsche Staatskrise, S. 260. 
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Die Sozialdemokratie wurde von keiner Partei zu Verhandlungen gebeten und gehörte somit 
gemeinsam mit der KPD zu den einzigen Parteien des württembergischen Landtags, die 
ohne jede Chance auf eine aktive Gestaltung der Regierungspolitik blieben. Sicherlich wäre 
es mit der SPD zu keiner Koalition mit dem Bauernbund gekommen und auch nicht zu einer 
Einigung mit den Deutschnationalen oder dem Christlichen Volksdienst. Jedoch wäre eine 
Weimarer Minderheitsregierung aus Zentrum, SPD und DDP (zusammen 35 Mandate) unter 
der wechselnden Tolerierung von Bauernbund, DNVP und Christlichem Volksdienst nicht 
ebenso möglich gewesen, wie die später vom Zentrum angestrebte Bürgerblock-Regierung 
unter der Tolerierung der SPD?  
Nachdem die Koalitionsverhandlungen auf Eingreifen Hitlers, der für die NSDAP das Amt 
des Staatspräsidenten forderte, gescheitert waren, nahm die Regierung Bolz die 
Regierungsgeschäfte als geschäftsführende Regierung1127 am 24. Mai 1932, genau einen 
Monat nach den Landtagswahlen wieder auf.1128 Bereits am 25. April hatte die „Schwäbische 
Tagwacht“ eine solche Möglichkeit formuliert und sie ihrer Leserschaft als ein 
wahrscheinliches Lösungsmodell des Bürgerblocks vorgelegt.1129 Und ebenfalls deutlich vor 
der Etablierung der geschäftsführenden Regierung, nach der Vertagung der Regierungsfrage 
am 10. Mai, hatten die Sozialdemokraten den Nationalsozialisten vorgeworfen, entgegen 
ihren Drohungen, die Regierung Bolz „sofort zum Auffliegen zu bringen“, ihr zum Verbleib im 
Amte zu verhelfen, womit sie ihren Wählern eine „schallende Ohrfeige“ versetzten.1130 Der 
württembergische Landtag war nun praktisch ohne Kompetenzen, der Sozialdemokratie blieb 
der Status einer bewegungsberaubten politischen Partei in einem nunmehr politisch 
bewegungsunfähigen Länderparlament.  
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 Zu den Aufgaben einer geschäftsführenden Regierung bzw. einer „Geschäftsregierung“ siehe 
HStAS, E 130b, Bü. 113, Dok. 95 ( „Vorläufige Äußerungen zum ´Geschäftsministerium´“) und siehe 
auch „Sitzung des Staatsministeriums vom...“ ??? (undatiert), in der Bolz erklärt, „eine 
geschäftsführende Regierung habe alle Rechte und Pflichten wie eine andere. Die geschäftsführende 
Regierung sei genau wie die parlamentarische für ihre Handlungen und Unterlassungen dem Landtag 
voll verantwortlich. Die geschäftsführende Regierung müsse auch politisch wichtige Entscheidungen 
treffen. Sie werde versuchen, eine Mehrheit im Landtag über notwendige Maßnahmen etwa zur 
Ausgleichung des Haushaltsplans zu bekommen. Wenn aber dies nicht möglich sei, müsse sie 
selbständig auf Grund der bestehenden Gesetze handeln..."“ HStAS, E 130b, Bü. 113, Dok.96. 
1128
 Der N-S-Kurier, 24.5.1932,  urteilte: „Sabotage des Volkswillens [...] Man verweigert uns die 
Macht“, HStAS, E 131, 101 (Mappe 1932 / 1933). 
1129
 STW, 25.4.1932, S. 1: „Man deutet deshalb hier auch die Möglichkeit einer geschäftsführenden 
Regierung an“. 
1130
 STW, 11.5.1932, S. 1. 
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9.5. Der 20. Juli 1932 im Reich 
 
In den folgenden Monaten überschlugen sich die Ereignisse und führten immer weiter in die 
Katastrophe, die zu diesem Zeitpunkt offensichtlich niemand in ihrem tatsächlichen Ausmaß 
einzuschätzen wusste. Gröners Rücktritt, Brünings Entlassung und von Papen als neuer 
Reichskanzler, die Aufhebung des SA- und SS-Verbots, die wachsende Gewalt auf 
reichsdeutschen Straßen, der Altonaer Blutsonntag und der Preußenschlag, schließlich die 
Reichstagswahlen am 31. Juli, der gewaltige Erfolg der Nationalsozialisten und die Absage 
nicht nur ihrer Wähler an die parlamentarische Demokratie dokumentieren das Ende einer 
Kultur.  
In Württemberg hatte bereits der 24. April direkten Aufschluss über die politische Stimmung 
in der Bevölkerung gegeben so wie die anschließenden Koalitionsverhandlungen Aufschluss 
gegeben hatten über die Stimmung in den einzelnen Parteien. Über 26% der Württemberger 
hatten sich für die Nationalsozialistische Arbeiterpartei ausgesprochen, so dass die NSDAP 
nunmehr mit 23 Abgeordneten in den Landtag einziehen konnte. Vor den Wahlen hatte 
Christian Mergenthaler als einziger nationalsozialistischer Abgeordnete die Interessen seiner 
Bewegung allein vertreten müssen. Zwar hatten die Nationalsozialisten in Württemberg 
deutlich weniger Anhänger als in den übrigen deutschen Ländern, dennoch waren die Zahlen 
auch hier alarmierend. Zudem machten die Mehrheitsverhältnisse im Landtag eine 
Regierungsbildung nahezu unmöglich. Die Erklärung, die Zersplitterung der 
Parteienlandschaft sei mitschuldig an der gegebenen Situation gewesen, scheint jedoch in 
diesem Zusammenhang bei näherer Betrachtung nicht den Kern des Problems zu treffen. 
Eingezogen in den württembergischen Landtag waren acht Parteien, von denen keine 
weniger als 4% der Stimmen auf sich vereinigt hatte.1131 Der Anteil der übrigen Parteien 
belief sich auf etwas mehr als 3%-Punkte. Die entscheidende Blockade bei der 
Regierungsbildung errichteten insofern die Parteien selbst, da sie eine nur sehr 
eingeschränkte Koalitionsbereitschaft beziehungsweise Koalitionsfähigkeit offenbarten1132. 
Nicht nur in Württemberg blieb als Folge jener Koalitionsblockade eine geschäftsführende 
Regierung im Amt, auch in Preußen fanden sich keine Mehrheiten, so dass Otto Braun 
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 Die bundesrepublikanische Verfassung beziehungsweise das bundesrepublikanische Wahlrecht 
hätte keine nennenswerten Abweichungen hinsichtlich der Mandatsverteilung erbracht. 
1132
 Auch in der Bundesrepublik treten vermehrt solche koalitionspolitischen Probleme auf, seit die 
Linke eine ernstzunehmende Kraft innerhalb der parlamentarischen Ordnung ist. Siehe auch 
„Ausblick“. 
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weiterhin regieren musste, ohne sich demokratisch legitimiert zu wissen.1133 In vielen 
deutschen Ländern amtierten die Minister interimistisch. In Sachsen erklärte gar der 
Ministerpräsident in Bezug auf einen gegen ihn gestellten Misstrauensantrag der 
kommunistischen Abgeordneten, die Herren gäben sich unnötig Mühe, er sei bereits seit 
Jahr und Tag gestürzt und habe nur noch keinen Nachfolger gefunden.1134 
In dieser Situation, in der Länderchefs vornehmlich administrative Aufgaben wahrnahmen, 
um wenigstens die staatliche Grundordnung zu halten, begann die definitive Entmachtung 
der Republik. Dies geschah bis zum 30. Januar 1933 in jeder Instanz mit der Unterschrift des 
Reichspräsidenten Hindenburg, welcher somit jeden Schritt verfassungsmäßig absegnete 
wenn auch nicht initiierte. Brünings Rücktritt am 30. Mai 1932 war vor allem von Schleicher 
forciert und keine „Neudecker Entscheidung“1135. Schleicher sah die Lösung der politischen 
Misere in einer Regierung, die unabhängig von Sozialdemokraten agierte, und welche die 
Nationalsozialisten in ihre Politik miteinzubinden verstand, um sie quasi durch die ihnen so 
übertragene politischen Verantwortung und der hiermit auch für die Nationalsozialisten 
gegebenen sachpolitischen Zwänge, die realpolitisch zu berücksichtigen waren, zu zähmen. 
Die konservativen Kreise und auch die Führung der NSDAP waren lange vor Brünings 
Demission über die „Aktion Schleicher“1136 informiert. Bereits am 9. Mai rechneten die 
Nationalsozialisten fest mit Brünings Sturz. Dies offenbar aufgrund einer Unterredung 
zwischen Ernst Röhm, Wolf Graf von Helldorf1137 und Hitler auf der einen und Schleicher, 
Otto Meißner1138 und Oskar von Hindenburg1139 auf der anderen Seite, von der Goebbels 
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 Ein Faktum, dass Otto Braun selbst zum Anlass nahm, sich insofern von seinem Amt zu trennen, 
da er aus gesundheitlichen Gründen auf unbestimmte Zeit Urlaub antrat, „mit der festen Absicht, nicht 
mehr in das Amt zurückzukehren“. Braun, Otto: Von Weimar zu Hitler, New York 1940, S.396. 
1134
 Schulze, Hagen: Weimar. Deutschland 1917-1933, Berlin 1982, S. 371. 
1135
 So betonen wiederholt Teile der geschichtswissenschaftlichen Literatur zu jenem Thema, 
Hindenburg sei auf seinem Gut Neudeck von einflussreichen Nachbarn bearbeitet worden, Brüning zu 
entmachten zugunsten des ostelbischen Großgrundbesitzes. Sicherlich stand der Reichspräsident 
unter jenem Einfluss, dennoch befand sich der Kern der Reaktion doch in Berlin, so auch dessen 
Sohn Oskar von Hindenburg, der gemeinsam mit Schleicher gegen Brüning intrigierte. 
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 Die Tagebücher von Joseph Goebbels, hrsg. v. Elke Fröhlich, Abteilung: Teil 1, Aufzeichnungen 
1923 – 1941; 2,2. Juni 1931 – September 1932, München 2004, 19.5.1932, S.284. 
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 Wolf Graf von Helldorf, * 14.10.1896 in Merseburg, + 15.8.1944 in Berlin. Kriegsteilnehmer, 1915 
zum Leutnant befördert, Angehöriger mehrerer Freikorps. 1920 beteiligt sich Helldorf am Kapp-Putsch 
und flieht anschließend für einige Monate nach Italien. Mitglied des preußischen Landtags zunächst 
für die NSFP (Nationalsozialistische Freiheitspartei), ab 1925 für die NSDAP und ab 1932 ihr 
Fraktionsvorsitzender. 1933 übernimmt Helldorf die SS-Führung in Berlin-Brandenburg. Ab 1933 
Polizeipräsident von Potsdam, ab 1935 Polizeipräsident von Berlin. Wegen seiner Teilnahme an dem 
Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilt. 
1138
 Otto Meißner, * 13.3.1880 in Bischweiler (Elsass), + 27.5.1953 in München. Jurastudium in 
Straßburg 1898 bis 1903, danach im Verwaltungsdienst im Elsass, Kriegsteilnehmer, 1919 
Vortragender Rat im Büro des Reichspräsidenten Friedrich Ebert, ab 1923 Staatssekretär unter Ebert 
wie auch unter Hindenburg, ab 1937 Chef der Präsidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers. 
1139
 Oskar von Beneckendorf und von Hindenburg, * 31.1.1883 in Königsberg, + 12.2.1960 in Bad 
Harzburg. Sohn des Reichspräsidenten Paul von Beneckendorf und von Hindenburg. Erlangte vor 
allem wegen seiner starken Einflussnahme auf seinen Vater politischen Einfluss. Unterstützte die 
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler durch seinen Vater. 
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berichtet: „Alles gut gegangen. Chef (gem. ist Hitler) hat überzeugend geredet. Brüning soll 
diese Woche noch fallen: Der Alte (gem. ist Paul von Hindenburg) wird ihm das Vertrauen 
entziehen. Schleicher macht sich stark dafür“. Auch dass diese Informationen streng 
vertraulich waren, stellte Goebbels klar, wenn er schrieb, die Abgeordneten des Reichstages 
„haben alle keine Ahnung und dürfen auch nichts wissen. Ich kann schweigen“.1140 
Tatsächlich beruhte das Ende Brünings auf der Initiative der genannten Kreise: Hinter den 
Kulissen hatten die Nationalsozialisten demzufolge einen nicht unerheblichen Teil der Fäden 
bereits in der Hand, auch wenn die konservativen Kreise und eben Schleicher meinten, die 
NSDAP sei unter ihrer Kontrolle. Für Hitler galt es nun, die Staatsmacht zu erobern und sie 
dann zu halten und dies allein. Hindenburg, nach wie vor verärgert über die seines 
Erachtens ihn brüskierende Zustimmung bei der Reichspräsidentenwahl durch 
Sozialdemokraten und Zentrum, welche Brüning mitinitiiert hatte, zudem aufgestachelt durch 
die Neudecker Nachbarn gegen das Ostsiedlungsprogramm der Regierung, sowie kritisch 
gegenüber dem SA- und SS-Verbot und die seines Erachtens vergleichsweise 
entgegenkommende Behandlung des Reichsbanners durch Brüning, entließ den 
Reichskanzler am 30. Mai 1932.    
Eine Hürde auf diesem Weg nach dem Rücktritt Brünings und der Amtseinführung von 
Papens war das rote Preußen. Preußen wurde für die antirepublikanischen Kräfte zu einem 
Versuchsfeld. Hier wurde auf kleinerem Terrain experimentiert, die Sympathie der politischen 
Freunde geprüft, die Reaktion und die Abwehrmaßnahmen der politischen Gegner 
vorgefühlt. In Preußen, so später der amtierende sozialdemokratische Ministerpräsident Otto 
Braun, „wurde einfach der erste schüchterne Versuch mit der Marke: Reichstagsbrand 
gemacht, die später folgerichtig in größerem Ausmaß angewandt, der Weimarer Republik 
zum Verhängnis wurde...“1141. Preußen war Generalprobe für die reichsdeutsche 
Machtübernahme. Das Bauernopfer war Gröner. Das von ihm bewerkstelligte Verbot der SA 
und SS, zu welchem ihn die Länderchefs gedrängt hatten, die um die innere Sicherheit 
bangten, kostete ihn endgültig seine Karriere. Ausgerechnet sein langjähriger Weggefährte 
Schleicher hatte das Intrigenspiel in Gang gesetzt.  
Mit Gröners Entlassung wurde am 16. Juni das SA-Verbot wieder aufgehoben, was zur 
Konsequenz hatte, dass sich insbesondere Kommunisten und SA-Truppen schwere Kämpfe 
lieferten. Der Altonaer Blutsonntag am 17.Juli war mit 18 Toten trauriger Höhepunkt der 
gewalttätigen Auseinandersetzungen, bei denen in den Sommermonaten insgesamt 72 Tote 
und 497 Schwerverletzte festgestellt wurden1142. Der Vorwand für ein schnelles Eingreifen 
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 Braun, Otto: Von Weimar zu Hitler, S. 402. 
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 Huber, VII, S.1013. 
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war damit gegeben1143 1144. Von Papen setzte sich in eigener Person als Reichskommissar 
für Preußen ein und entließ die preußische Regierung aus dem Amt. Der preußische 
Innenminister Severing hatte zwar vorher einen Reichskommissar für innere 
Angelegenheiten in Preußen angefordert, da er die Verantwortung für die eskalierende 
Gewalt denen anlasten wollte, die sie mit der Aufhebung des SA-Verbots zu verantworten 
hatten. Von einem Sturz der gesamten preußischen Regierung war aber in dieser 
Anforderung selbstverständlich nicht die Rede gewesen1145. Vielmehr hatte Severing nach 
eigenen Angaben an einen auf die Polizeigewalt beschränkten Reichskommissar 
gedacht.1146  
Die preußischen Minister ließen sich ohne wirkliche Gegenwehr aus dem Amt entlassen. 
Severing, „innerlich sehr erregt“1147, erklärte zwar dem Reichskanzler bei seiner 
Amtsenthebung, er werde nur der Brachialgewalt weichen und lediglich dann sein 
Amtszimmer räumen, wenn er verhaftet werde, es blieb jedoch bei jenen Worten, denen 
keine Taten folgten, also kein in Handschellen abgeführter Innenminister, der hätte auf der 
Straße Aufsehen erregen können1148, Dennoch führte Severings handzahme Reaktion 
augenblicklich zur Verhängung des Ausnahmezustandes über Groß-Berlin und der Provinz 
Brandenburg führte. Otto Braun, der einstige „rote Zar“, der sich im Grunde als 
geschäftsführender Ministerpräsident sowieso nur als teillegitimiert empfunden und sich von 
daher bereits aus seinem Amt verabschiedet hatte, blieb in seinem Haus in Zehlendorf, 
nachdem er seine Entlassungsurkunde erhalten hatte. Ebenso ließ sich der Polizeipräsident 
Grzesinski ohne wirkliche Gegenwehr im Auftrag von Generalleutnant von Rundstedt 
verhaften. Dieser hatte für jenen Schritt, der für die Republik doch eine so große politische 
Tragweite hatte, gerade mal einen Hauptmann der Reichswehr mobilisiert, nachdem 
Rundstedts zunächst telefonisch versuchte Absetzung des Polizeipräsidenten von diesem 
aus formellen Gründen abgelehnt worden war und Grzesinski zumindest schriftliche 
Unterlagen gewünscht hatte.1149  Damit waren die drei mächtigsten Männer Preußens – 
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mächtig insofern, da allein sie über die für einen Aufstand in Preußen notwendigen Mittel 
verfügten – ausgeschaltet worden, ohne dass sie eine wirkliche Gegenwehr gezeigt hatten.  
Sie hatten diese Entscheidung nicht eigenmächtig getroffen. Bereits am 16. Juli war der 
Parteivorstand der SPD zusammengekommen, um über die eventuelle Einsetzung eines 
Reichskommissars in Preußen zu sprechen und am 2. Juni d. J. war es zu einer lebhaften 
Debatte im preußischen Landtag betreffend der Möglichkeit der Einsetzung eines 
Reichskommissars gekommen1150 und auch unter Brüning hatte es Gespräche zwischen 
dem Reichskanzler und Severing gegeben. Wenn also führende Männer der deutschen 
Sozialdemokratie – wie beispielsweise Wilhelm Keil – behaupteten, sie seien von den 
Ereignissen des Tages überrascht worden1151, so entsprachen diese Äußerungen nicht 
annähernd den realen Vorbedingungen. Bei der Besprechung vom 16. Juli also referierte 
Severing über die Situation in Berlin. Als er auf die Möglichkeit eines gewaltsamen 
Widerstandes der preußischen Regierung mittels der preußischen Polizei zu sprechen kam, 
unterbrach ihn nach eigenen Angaben Friedrich Stampfer, der bemerkte, „dass ich kein 
Recht habe, auf Kosten meiner Polizeibeamten tapfer zu sein. Das war auch meine 
Meinung“, schrieb Severing und weiter: „Ich hatte keineswegs die Absicht, dem 
Parteivorstand die angedeutete Art der Abwehr zu empfehlen. Andererseits fühlte ich mich 
aber verpflichtet, alle Möglichkeiten des Widerstandes oder eines sichtbaren Protestes in 
diesem Gremium zu erörtern. Die Besprechung kam einmütig zu dem Ergebnis, bei allem, 
was kommen möge, die Rechtsgrundlage der Verfassung nicht zu verlassen.“1152 So blieb 
der Befehl am 20. Juli an Reichsbanner und Eiserne Front sowie auch an die Gewerkschaft 
aus, loszuschlagen beziehungsweise in den Generalstreik zu treten. Die Effektivität eines 
Generalstreiks wurde ohnehin von führenden Gewerkschaftern angezweifelt, da für jeden 
Streikenden ein oder mehrere Arbeitslose auf der Straße bereit standen.  
Die jüngeren Sozialdemokraten, zumal jene, die in den genannten Kampforganisationen 
organisiert waren und auf einen entsprechenden Befehl seitens der Parteiführung warteten, 
nahmen die Passivität der Parteiführung in diesen entscheidenden Tagen mit großer 
Enttäuschung auf1153. Enttäuscht zeigte sich auch der preußischen Polizeipräsidenten 
Grzesinski, dem selbstredend in diesen Tagen eine Schlüsselrolle zufiel. Grzesinski hatte im 
Vorfeld in öffentlichen Reden zur „Abwehrrüstung“ geraten und de facto entgegen der 
parteioffiziellen Linie – d.h. entgegen den Vorstellungen des Parteivorstands – agiert. Auf 
Druck der Reichsregierung, also des späteren preußischen Reichskommissar von Papen 
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selbst, wurde dieses ihm von Severing untersagt „und mir quasi der Mund verboten. 
Severing sprach auch zu seinen Beamten im Ministerium wiederholt davon, dass er mich 
abberufen wolle, da er meine Reden missbillige“1154. Die preußischen sozialdemokratischen 
Führer waren sich, wie das Beispiel Severing – Grzesinski belegt, demzufolge alles andere 
als einig über weitere Maßnahmen. 
Der Ablauf der Amtsenthebungen der drei genannten Persönlichkeiten verlief – wie nach der 
Besprechung vom 16. Juli nicht anders zu erwarten - ohne weitere Komplikationen für die 
Reichsregierung und basierte mehr auf formalen Briefwechseln, die sich mit diesbezüglichen 
verfassungstechnischen Fragen befassten, als auf echten politischen 
Auseinandersetzungen, die der Öffentlichkeit die Situation eventuell begreiflicher gemacht 
hätten. Otto Braun berichtete später, er habe sich zunächst überlegt, als er seinen 
Entlassungsbrief erhielt, den Urlaub abzubrechen und nach Berlin zu eilen: „Sollte ich 
dennoch (obwohl das Staatsministerium mit Reichswehrtruppen besetzt worden war, die 
Verf.) nach Berlin fahren und mich dort vielleicht vor meinem Ministerium  mit den 
Reichswehrsoldaten herumbalgen?“1155. Als jedoch die „ruhige Überlegung“ wiederkehrte, 
„setzte ich mich hin und schrieb an den Kanzler einen Brief, in dem ich erklärte, dass seine 
Maßnahme jeder rechtlichen Grundlage entbehre“1156. Ebenso reduzierten der preußische 
Innenminister Severing und Staatsminister Hirtsiefer ihren offiziellen Protest auf eine 
Erklärung, die sie gemeinschaftlich abfassten.1157 Geradezu grotesk mutet die 
Amtsenthebung des Polizeipräsidenten Grzesinski an, welche einen solch regen 
Briefwechsel zwischen Grzesinski und der Gegenseite zur Folge hatte, dass der Ernst der 
Stunde in jenen bürokratischen Vorgängen völlig aufgeschwemmt wurde. Hier ging es nicht 
um Inhalte – womöglich hatte Grzesinski bereits im Vorfeld aufgrund der 
Auseinandersetzungen zwischen ihm und Severing resigniert kapituliert -, sondern lediglich 
um die Einhaltung von Formalitäten bei der Erstellung entsprechender Schreiben und 
Urkunden. So schrieb Grzesinski über den Schriftverkehr mit Rundstedt, dessen erstes 
Schriftstück zur Amtsenthebung des Polizeipräsidenten Grzesinski aus formalen Gründen 
hatte zurückgehen lassen: „Der (Brief) war nun ganz ordentlich abgefasst, mit Datum und 
Unterschrift versehen, auch die Notverordnung war nun im Wortlaut dabei. Das heißt, wieder 
nicht im vollen Wortlaut, die Strafbestimmungen fehlten! Es muss ein tolles Durcheinander 
da drüben sein“.1158 Den Höhepunkt dieser Groteske, die sich im Polizeipräsidium abspielte, 
bildete ein kurzes Gespräch zwischen Grzesinski und dem Vertreter der Reichswehr: 
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„Während die Erklärungen geschrieben wurden“, erinnert sich Grzesinski in seinen 
Tagebuchaufzeichnungen, „fragte ich scherzeshalber, während wir uns unterhaltend im 
Zimmer saßen, Hauptmann Hauffe, was er wohl sagen würde, wenn ich ihn nun meinerseits 
verhaften ließe. Er antwortete darauf nicht, sondern lächelte nur etwas verlegen“.1159 1160   
Die Verlegenheit des Reichswehrvertreters war dabei schwer begründet. Die in Berlin 
stationierten Einheiten waren an diesem und den folgenden Tagen aufgrund von 
Truppenverlegungen und der Urlaubszeit so unterrepräsentiert, dass ein Vorgehen gegen 
die lokale Polizei keineswegs zum sofortigen Erfolg geführt hätte. Die Mobilisierung der 
Reichswehr im Raum Berlin hätte nach ihrer eigenen Einschätzung bis zum 26. Juli 
bedurft.1161  So verfügte der verantwortliche General Wilhelm Adam am 20. Juli sowie an den 
folgenden 6 Tagen über keine militärische Macht, die einer Gegenwehr der preußischen 
Regierung, bewaffnet mit einem etwa 20.000 Mann starken Polizeiheer sowie mit den 
eigenen politischen Kampfverbänden, standgehalten hätte.1162  
Die defensive Positionierung Brauns und Severings und des Reichsparteivorstandes 
insgesamt machte selbstverständlich den entsprechenden Eindruck auf die Führung der 
NSDAP, die lange vorher über das Vorgehen in Preußen durch Schleicher informiert worden 
war.1163 Hatte Goebbels am 20. Juli mit „fieberhafter Spannung“1164 abgewartet, ob die 
Sozialdemokraten und die Gewerkschaften zum Generalstreik aufrufen, so konnte er am 
folgenden Tag in sein Tagebuch schreiben: „Berlin alles ruhig. S.P.D. und Gewerkschaften 
ganz kusch. Sie machen auch nichts. Reichswehr rückt ein. Bravo. Nun sind die Schweine 
aus der Macht heraus.“1165 1166 Welche Konsequenzen hatte das Verhalten der 
sozialdemokratischen Führung? Wie groß war der Entscheidungsspielraum überhaupt, 
innerhalb dessen sich die Parteiführung bewegte und ihre Vorgehensweise bestimmte? Was 
bedeutete der 20. Juli 1932 für die Republik? 
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9.6. Exkurs: Die Kapitulation der Demokratie - Das Ende von Weimar. Der Versuch 
einer historischen, politischen und staatsrechtlichen Interpretation des 20. Juli 1932 
 
Die Ereignisse des 20. Juli eröffneten noch am selben Tag die Kontroverse um die 
Möglichkeiten, welche der Republik zu ihrer Verteidigung in dieser Stunde noch 
offenstanden. Bis heute liegen die Meinungen hinsichtlich dieser Frage weit auseinander. 
Was hätte geschehen müssen beziehungsweise geschehen können, um Weimar zu retten? 
Welches waren die Voraussetzungen seitens der Reichsregierung, um die Reichsexekution 
vorzunehmen? Welches waren die Voraussetzungen für die Vertreter der Republik, der 
Entdemokratisierung zu entgegnen? Welche Rolle spielte die Bevölkerung und zu welchen 
politischen Aktionen war sie willens und fähig? Welches waren die historischen, die 
politischen und die staatsrechtlichen Vorbedingungen, die den Handlungsspielraum aller 
Akteure bestimmten? 
Die bundesrepublikanische Geschichtsforschung widmete und widmet sich bis heute 
vorwiegend der Frage, welche Rolle die SPD als die staatstragende Partei Weimars und die 
Regierungspartei Preußens am 20. Juli spielte und hätte spielen müssen. Die 
hervorragendsten Vertreter der westdeutschen Historiker kamen dabei zu gänzlich 
unterschiedlichen Ergebnissen. So verurteilte Karl Dietrich Bracher die sozialdemokratische 
Parteiführung, indem er ihr vorwarf, sie habe sich mit ihrer Defensivstrategie aus der 
politischen Verantwortung gezogen, „zu der sie ihre demokratisch legitimierte Stellung 
verpflichtet hätte“1167. Ebenso warf Erich Matthias der SPD-Führung politisches Versagen 
vor. Eine „unerwartet entschlossene Demonstration der Bürgerkriegsbereitschaft der Linken“, 
hätte „eine entscheidende Größe im politischen Spiel sein können“1168, so Matthias und 
weiter: „Die heimliche Furcht vor den Konsequenzen eines unwahrscheinlichen Sieges“, 
habe dazu beigetragen, die Entschlussunfähigkeit des sozialdemokratischen Parteivorstands 
zu besiegeln.1169 Demgegenüber stehen Heinrich August Winkler und Hans Mommsen, die 
die Haltung der SPD in ihrem Kontext rechtfertigen. Winklers Formulierung, die SPD sei, weil 
sie eine demokratische Partei war, eine „Antibürgerkriegspartei“1170 gewesen, umfasst im 
Grunde alles sozialdemokratische emotionale und strategische Denken jener Zeit. Auch 
Hans Mommsen vermag in einem Bürgerkrieg keinen Sinn zu sehen, da die 
Sozialdemokratie diesen mit einer ausschließlich negativen Zielsetzung hätte führen 
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müssen, nämlich die Abwehr des hochkonservativen oder faschistischen Systems zugunsten 
einer abgewählten Demokratie.1171 Allerdings vermisst auch Winkler die friedliche 
Demonstration der politischen Stärke der Partei, wenn er die Frage formulierte, warum die 
preußische Regierung nicht wenigstens im Vorfeld der Ereignisse die Polizeipräsenz im 
Regierungsviertel erhöht hatte, um auf diese Weise mit friedlichen Mitteln zu zeigen, dass es 
sie gab. Auch den Ausnahmezustand hätte Preußen vor dem Eingriff von Papens über Berlin 
und Brandenburg verhängen können, um der Reichsregierung zuvorzukommen1172. Die 
Urteile der geschichtswissenschaftlichen Literatur fallen also sehr unterschiedlich aus und 
stützen sich oftmals auf theoretische Abwägungen und Fragen wie: Was wäre geschehen, 
wenn...? Oder: Hatte ein gewaltsamer Widerstand der demokratischen Kräfte überhaupt eine 
Chance? Manche Kritiker meinen zudem, die SPD hätte auch dann zum Kampf für die 
Republik aufrufen müssen, wenn keinerlei Hoffnung bestanden hätte, diesen Kampf zu 
gewinnen: Die Sozialdemokraten hätten ihr Gesicht wahren und sich als Macht präsentieren 
müssen - allein aus sogenannten moralischen Gründen.  
Lässt man zunächst die Akteure, nämlich die führenden Sozialdemokraten selbst sprechen, 
so  ergibt sich ein Bild, das den Vorwurf der Schuld auf den Terminus der Verantwortung 
reduziert. So urteilte Otto Braun: „Freilich, die Welt liebt bei solchen Anlässen dramatische 
Szenen und pathetische Posen ... Meine Haltung in jenen kritischen Tagen war durch die 
tatsächliche Kräftekonstellation gegeben....“1173 und explizierte an dieser Stelle ein 
entscheidendes Moment der vorgegebenen Verhältnisse: Die demokratischen Parteien 
hatten bei den vorausgegangenen Landtagswahlen keine Mehrheit bekommen - die 
Demokratie war auf rein legalem, das heißt demokratischem Weg, abgewählt worden. Dazu 
Braun: „Ich konnte wohl sagen: Ihr seid Esel1174, musste mich aber fügen, wollt anders ich 
meine demokratischen Grundsätze nicht verleugnen“. Und mehr noch: „Mir gegen den, wenn 
auch irregeleiteten Volkswillen die Macht zu usurpieren und um sie zu behaupten, Tausende 
treuer Republikaner in einen völlig aussichtslosen Kampf zu opfern, dazu fehlt mir die 
politische Grundsatzlosigkeit, und vor allem die verbrecherische Veranlagung, die zu solch 
unverantwortlichem Handeln erforderlich ist“.1175 Sicherlich mag die Betrachtungsweise des 
preußischen Ministerpräsidenten auf manchen zu dogmatisierend wirken und gewirkt haben, 
dennoch trifft Braun hier doch den Kern des Problems. Bei allem, was in Preußen am 20. Juli 
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geschehen und vor allem nicht geschehen war, am 24. April hatten sich die preußischen 
Wähler gegen die Republik ausgesprochen und sie demgemäß legal entmachtet. Es ging bei 
Braun also weniger um die Angst vor der politischen Verantwortung, sondern vielmehr um 
die Frage des politischen Zieles: „Vielleicht die Niederringung des Reichspräsidenten und 
seiner Reichsregierung, die Stabilisierung der Weimarer Republik, gegen die bei der letzten 
Wahl weit über 50% der Wähler gestimmt hatten...?“ Sicherlich vergaß Braun an dieser 
Stelle die Verantwortung seines Amtes für die Mitwirkung der politischen Willensbildung und 
damit für die Radikalisierung der Bevölkerung. Hier hatten sich sicherlich alle 
demokratischen Politiker die Frage zu stellen, inwieweit der Unmut der Wahlbevölkerung 
gegenüber der Republik auch in ihrem Verantwortungsbereich lag. Die aktuelle Problematik 
jedoch hatte Braun mit dieser Frage explizit getroffen: Die SPD war in der Situation lediglich 
zu einem destruktiven, nicht aber zu einem konstruktiven Widerstand fähig und wendete sich 
daher von gewaltsamen Aktionen ab. Friedrich Stampfer bemerkte hierzu: „Ob sie (die SPD) 
deswegen Tadel verdient, ist eine Frage des persönlichen Empfindens. Sie mag beschämt 
worden sein von Männern, die in ähnlichen Situationen heroischer handelten. Aber sie 
braucht sich nicht zu verstecken vor Maulhelden, die versichern, sie hätten an Stelle der 
sozialdemokratischen Führer den ´Untergang in Ehren´ gewählt. Der Weg zum ´Untergang in 
Ehren´ hat am 20. Juli 1932 und später einem jeden offengestanden, kein Parteivorstand 
konnte ihn versperren ... Insbesondere konnte kein sozialdemokratischer 
Vorstandsbeschluss die Kommunistische Partei hindern, loszuschlagen. Widersprach der 
Beschluss der allgemeinen Stimmung, so mussten die Massen den kommunistischen 
Parolen folgen, und die erstrebte Einheitsfront war durch die Aktion herstellt“.1176 Hatte 
Stampfer nicht Recht mit seiner Analyse? Handelte es sich bei der bewahrten Ruhe der 
deutschen Arbeiterschaft tatsächlich wie immer wieder betont wurde um eine nicht näher 
definierte Parteidisziplin oder stand nicht die gefasste Haltung der Basis für ihr klares Nein 
zum Bürgerkrieg oder zum bewaffneten Widerstand? Zudem ist an dieser Stelle die Frage 
nach der Einheit der Arbeiterschaft, der sogenannten Linken, zu stellen. Wenn Erich 
Matthias diesbezüglich den sozialdemokratischen Parteiführern vorhielt, eine „unerwartet 
entschlossene Demonstration der Bürgerkriegsbereitschaft der Linken“ hätte „eine 
entscheidende Größe im politischen Spiel sein können“1177, so ignoriert er einerseits das 
Argument Stampfers und benennt andererseits eine politische Kraft, die es so nicht gab. So 
weiß Stampfer sich zu erinnern, die Absetzung der Regierung Braun sei in kommunistischen 
Versammlungen mit Beifallsstürmen aufgenommen worden.1178 Dennoch darf Stampfers 
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Argumentation und Rechtfertigungsversuch der eigenen Politik nicht kommentarlos 
übernommen werden. Die Überweisung der Verantwortung an die Bevölkerung, an die 
Arbeiterschaft, erscheint doch zu einfach und zu unkritisch. Der Bevölkerung vorzuwerfen, 
sie habe die Demokratie abgewählt, wie Otto Braun es tat, mochte unmittelbar der 
Enttäuschung und Frustration entsprungen sein und entsprach ja den tatsächlichen 
Mehrheitsverhältnissen. Der Vorwurf an die Arbeiterschaft aber, sie habe freiwillig auf einen 
Kampf verzichtet, gegen den die sozialdemokratischen Führer eindeutig Stellung genommen 
hatten, indem sie Aufrufe an die Anhängerschaft gerichtet hatten, Parteidisziplin zu wahren 
und sich ruhig zu verhalten, markiert jedoch eine andere Ebene.  
Inwieweit hatte die Basis tatsächlich versagt? Im Jahr 1919 hatte die Basis die 
entscheidenden Schritte zur Übernahme der Staatsmacht übernommen, bevor sich die 
damalige Parteiführung der SPD - die „Revolutionsführer wider Willen“ - an die Spitze der 
Bewegung gesetzt hatte. Die sozialdemokratische Anhängerschaft hatte also eine gewisse 
Erfahrung, was den verängstigten Gang ihrer Führung in epochalen Momenten belangte. 
Eventuell hätten sich die Mehrheiten in Preußen bei spontanen Aktionen widerstandswilliger 
Arbeiter zugunsten der Republik geändert. Dass viele Wähler der NSDAP sich ihrer Sache 
so sicher nicht waren, zeigen die Reichstagswahlen des Jahres 1932, in welchen der erste 
große Erfolg der NSDAP bereits bei der zweiten Wahl im November revidiert werden sollte. 
Hätte eine Verselbständigung der demokratischen1179, sozialdemokratischen und auch 
kommunistischen Gruppen also nicht viel eher zu einem Erfolg für die Republik führen 
können als Aufrufe der politischen Führer, die immer nur Teile jener Gruppen ansprechen 
konnten, wenn sie ihr Programm nicht verleugnen wollten? Natürlich entbindet diese Frage 
Friedrich Stampfer und seine Vorstandskollegen nicht von der Verantwortung. Dennoch wäre 
auf diesem Wege möglicherweise eine republikanische Einheitsfront geschaffen worden, 
welche eine echte Kraft gegen den Nationalsozialismus hätte werden können. Statt in Angst 
vor der Übernahme einer solchen Massenbewegung durch die KPD-Führung zu leben, hätte 
die sozialdemokratische Parteiführung, wenn das Spektrum der Widerständler die gesamte 
republikanische Basis, inklusive der Anhängerschaft des Zentrums, erfasst hätte, sämtliche 
politischen Vorteile für sich und die Republik ausspielen können. Dies geschah nicht. 
Weder die demokratischen Parteien noch die Bevölkerung traten aktiv für die Republik ein. 
An Erklärungen für diese Passivität versuchten sich bereits Zeitgenossen. So urteilte 
Heinrich Mann über den 20. Juli in seiner Nachbetrachtung: „Die Republik hat um Berlin nicht 
gekämpft, obwohl sie es konnte“ und versuchte gleichsam die Erklärung: „Die Sache ist, 
dass alle Verantwortlichen neutral waren; dass die Deutschen in tiefster Brust neutral sind, 
sobald es ihre eigenen Angelegenheiten angeht. Sich in fremde einmischen, gut. Länder, wo 
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sie nichts zu suchen haben, anfallen, zu schweigen von dem blödsinnigen Wachtraum einer 
Welteroberung: das geht. Was nicht vorkommt bei Ihnen, ist ein innerer Krieg. Ihr Land, ihren 
Staat und sich selbst verteidigen gegen wen immer, ich fürchte, es wird nicht erlebt werden 
... Als die Republik stürzte, verhielt sich die Nation neutral. Die Generäle verhielten sich 
neutral, bis auf die Verhaftung des Ministers mit dem Leutnant1180, eine leichte 
Abweichung.“1181. Sicherlich nimmt Mann hier keine sogenannte wissenschaftliche 
Beurteilung vor, dennoch ist die Tatsache, dass die Bevölkerung weder am 20. Juli 1932 
noch zu einem späteren Zeitpunkt aufstand und ihrer Entmündigung entgegnete, ein nicht 
unerheblicher Aspekt bei der Entmachtung Weimars. Jedoch sah Mann die deutsche 
Bevölkerung keinesfalls antirepublikanisch oder wie neuere Untersuchungen vorzuwerfen 
wussten, genetisch faschistoid: „ Skeptiker“, verteidigte Mann seine Kultur, „wollten wissen, 
dies sei eine Republik ohne Republikaner. Gerade umgekehrt, ich habe Republikaner 
gekannt, nur keine Republik“1182. Was bedeutete dies?  
Wenn führende Intellektuelle die jehe Existenz der Republik anzweifelten, was war dann 
gemeint? Gab die Staatsverfassung mögliche Antworten auf mentalitätspolitische und 
logistische Problemzonen Weimars? Auffällig an der Weimarer Verfassung waren nicht 
alleine die Artikel 25 und 48, die so oft als Basisproblem der Demokratie interpretiert werden. 
Auffällig in der Nachbetrachtung ist zunächst das Vorwort des Verfassungsvaters selbst, der 
im Grunde 1919 schon das Problem markierte, was Weimar ab 1930 untergraben sollte. So 
schrieb Hugo Preuß: „Die Verfassung enthält die Möglichkeit ihrer gesetzmäßigen Fort- und 
Umbildung; sie macht Änderungen nicht allzu leicht; denn wenn jemals, so bedarf jetzt unser 
Volk der Ruhe und Sammlung auf fester rechtlicher Grundlage. Wer solche Befriedigung auf 
der Grundlage der von einer gewaltigen Mehrheit der frei gewählten Volksvertretung 
beschlossenen Reichsverfassung zu stören sucht, der versündigt sich schwer am Schicksal 
unseres so hart gerüsteten Volkes. Denn die Parteien der äußersten Linken wie der 
äußersten Rechten, die allein diese Verfassung ablehnten, können selbst nicht glauben, 
dass eine Verwirklichung ihrer Ziele, Rätediktatur oder monarchische Wiederherstellung, 
nach Lage der Dinge irgendwie möglich ist.“ Sicher aber sei, so Preuß, „dass jeder Versuch 
nach dieser Richtung und jede Erschütterung  des Ansehens der neuen Verfassung die 
Lasten, unter denen unser Volks seufzt, durch neue Unruhen und neue Zerstörung noch 
entsetzlich steigern muss. Solche Gefahren abzuwenden, gibt es kein zuverlässigeres Mittel, 
als dass sich das Volk in seinen breitesten Schichten mit den Bestimmungen und dem Geist 
dieser Verfassung vertraut mache, mit der Überzeugung von der Notwenigkeit und der heute 
einzigen Möglichkeit solcher Ordnung seines Gemeinlebens durchdringe. Wenn das Volk 
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nicht die Verfassung des Volksstaats schützt, ist die Verfassung, aber auch das Volk 
schutzlos“1183. Offenbar hatte der Vater der Weimarer Verfassung die Vernunft als Basis der 
politischen Konstante, sozusagen als logische Schlussfolgerung aus dem 1. Weltkrieg und 
aus den Erschütterungen, welche der Nation zugesetzt hatten, gesetzt. Aber war der 
Anspruch, den Preuß an die Bevölkerung und vor allen Dingen auch an die politischen 
Parteien erhob, nicht geradezu naiv überhöht? Jeder, der den Frieden des Reiches zu stören 
versuche, versündige sich schwer, äußerte Preuß, unternahm aber keine Maßnahmen zu 
einem verfassungsmäßigen Schutz dieser Ordnung. Wo das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland die ersten 20 Artikel als Grundrechte manifestiert, die 
außerhalb der menschlichen Disposition liegend quasi als Naturrecht nicht geändert werden 
dürfen, so erlaubte die Weimarer Verfassung jede Verfassungsänderung. Zudem lieferte sie 
keinen Schutz gegen die von Preuß benannten verfassungsfeindlichen politischen Extreme, 
während dieser Schutz heute aufgrund der Weimarer Erfahrung im Grundgesetz konkret 
garantiert ist. Dass die Weimarer Verfassung diesen Selbstschutz nicht kannte, vermag 
wegen der fehlenden Erfahrungen - dies im Gegensatz zum Grundgesetz, nicht zu 
verwundern. Verwunderlich ist jedoch, dass jene Erfahrungswelt zumindest fiktiv benannt 
wurde in dem Vorwort. So stellt sich dann die Frage, warum es in Weimar unterlassen 
worden war, eine wie auch immer formulierte Garantie zum Erhalt der republikanischen 
Ordnung in der Verfassung zu manifestieren. Allerdings muss an dieser Stelle gleichsam die 
Frage stehen, inwieweit eine solche Garantie sich überhaupt hätte durchsetzen lassen 
können. Während die bundesrepublikanischen Parteien jedweder Aufschwemmung 
beziehungsweise Unterwanderung des Grundgesetzes entgegenwirken und sie also strikt 
den Auftrag, zu dem sie das Grundgesetz verpflichtet, ausfüllen - dies im übrigen auch im 
Gegensatz zur Weimarer Verfassung, welche die politischen Parteien nicht gesondert 
behandelte -, übten die Parteien Weimars offenen Verfassungsbruch offenbar nach bestem 
Wissen und Gewissen. Brünings Notverordnungspolitik entsprach in keiner Weise dem 
verfassungsmäßigen Recht Weimars. Der Artikel 25 erlaubte zwar dem Reichspräsidenten 
die Auflösung des Reichstages, „jedoch nur einmal aus dem gleichen Anlass“1184. 
Nach Abwägung der einzelnen Komponenten bleibt die Frage nach den Gründen, die zur 
Entmachtung der Demokratie am 20. Juli 1932 führten. Wer trug die Verantwortung für die 
Geschehnisse? Zunächst darf bei jener Fragestellung nicht vergessen werden, dass die SPD 
- wo auch immer sie versagte - nicht Subjekt, sondern Objekt der Entwicklung war. Warum 
sie in ihrer Rolle, die sie selbst als Opferrolle empfand, nicht die vorhandenen Möglichkeiten 
ausspielte, dass sie eben nicht zu einem Gegner heranreifte, der aktiv die Verteidigungsrolle 
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zu übernehmen bereit war, ist wiederum eine andere Frage. Zunächst muss festgestellt 
werden, dass zuallererst die Haltung des Zentrums und dessen Politik entscheidend dazu 
beitrug, die Verfassung und damit die Grundwerte der Republik zu verschwemmen und so 
das Ansehen aller demokratischen Institutionen zu erschüttern. Brüning setzte sich über den 
Reichstag hinweg und entmachtete also die Volksvertretung und damit das Volk. Dass die 
sozialdemokratische Führung demgegenüber nicht die Verfassung und den 
verfassungsmäßigen Weg der Beschwerde beim Reichsgerichtshof überwand, wann immer 
es zu Gewalttaten seitens der Regierung kam, erscheint sicherlich naiv, entsprach aber 
allem sozialdemokratischen Rechtsempfinden jener Zeit. So schrieb Heinrich Mann über 
diese Haltung mit einigem Sarkasmus: „Sie (die Republik) war der Meinung, dass Recht - 
Recht bleiben müsse“1185 Exakt dies war die Basis des Immobilismus der 
sozialdemokratischen Partei. Allerdings wäre es zu einfach, die demokratisch gesinnten 
Restbestände der politischen Parteien in der bloßen Opferrolle zu belassen. 
Selbstverständlich hatten sie es versäumt, ihren politischen Auftrag wahrzunehmen, der vor 
allem in der Festigung der Republik und in der demokratischen Erziehung ihrer Bürger lag. 
Jedoch lag auch dieser Fehler nicht allein in ihrem Kompetenzbereich. Dass die Bevölkerung 
sich bei den Wahlen selbst entmündigte, dass sie zwar Hitler nicht und nie mehrheitlich 
wählte, jedoch gleichsam die Demokratie mehrheitlich abwählte, steht ohne Frage auch im 
Verantwortungsbereich des Souveräns selbst. So liegt die Schuld am 20. Juli allein bei 
seinen Initiatoren, die Verantwortung aber beim mündigen Volk und seinen entmündigten 
Vertretern.             
 
9.7. Der 20. Juli 1932 in Württemberg 
 
Die württembergische Regierung erhielt am 20. Juli um 10 Uhr die Nachricht von der 
Amtsenthebung der preußischen Regierung Braun und der Einsetzung eines 
Reichskommissars für Preußen durch die reichsdeutsche Regierung. Bereits am Vortage 
war der württembergische Staatssekretär in Berlin, Rudolf Widmann, zu von Papen zitiert 
worden, der ihn über sein baldiges Eingreifen in Preußen aufklärte und ihn darum bat, in 
derselben Nacht nach Stuttgart zu fahren, um Bolz am nächsten Tag zu genannter Zeit die 
zu besprechende Mitteilung zu machen1186. In dem Gespräch zwischen von Papen und 
Widmann betonte der Reichskanzler, ihm und dem Reichspräsidenten läge daran, die 
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 HStAS, E 130 b, Bü. 1857, Dok. 49: Aufzeichnungen des württembergischen Staatssekretärs in 
Berlin, Widmann, über seinen Empfang bei Papen am 19. Juli 1932 auf dessen Einladung. 
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süddeutschen Staatspräsidenten auf dem gewählten, persönlichen Weg von dem Vorgehen 
der Reichsregierung in Preußen zu unterrichten. Von Papen betonte gegenüber dem 
württembergischen Vertreter, er lege „ganz besonderen Wert darauf (...), bei dieser 
persönlichen Unterrichtung zum Ausdruck zu bringen, dass alle Besorgnisse, es möchte sich 
die Maßnahme gegen Preußen gegen den Föderalismus als solchen richten, gänzlich 
unbegründet seien“.1187 Im Hinblick auf die aktuelle Situation in Württemberg nach den 
Landtagswahlen betonte der Reichskanzler gleichfalls, die Maßnahme in Preußen richte sich 
gleichfalls nicht „gegen eine geschäftsführende Regierung als solche, sondern gegen 
Preußen, weil dort die sogenannte geschäftsführende Regierung die Geschäfte eben nicht 
mehr führen könne“.1188 Zudem ließ von Papen wissen, er denke „auch nicht im entferntesten 
daran, auf diese Weise etwa eine Rechtsregierung in Preußen durchzudrücken.“1189 Trotz 
dieser beschwichtigenden Erklärung, welche offensichtlich der Beruhigung der süddeutschen 
Länderchefs dienen sollte, reagierte der württembergische Staatspräsident auf die 
Reichsexekution in Preußen „mit größter Sorge“.1190 In einer Sitzung des Staatsministeriums 
am 21. Juli, an der Eugen Bolz, Joseph Beyerle, Wilhelm Bazille sowie die Staatsräte 
Leopold Hegelmaier, Berthold Closs und Oskar Schmid teilnahmen, wurde daher 
beschlossen, eine Verwahrung beim Reichspräsidenten und beim Reichskanzler 
einzulegen.1191 Dies entgegen der Argumentation Bazilles, welcher in der Sitzung erklärte, 
„es handle sich um eine rein preußische Frage.“ Zudem müsse zugegeben werden, so 
Bazille, „dass es für die Reichsregierung auf Dauer unerträglich gewesen sei, dass die 
preußische Regierung sich gegen die Reichsregierung gewendet habe. Für eine 
rechtsgerichtete Reichsregierung sei es sehr schwer, eine sozialdemokratische preußische 
Regierung neben sich zu haben“.1192 Die Erklärung Bazilles, welche die Weimarer Ordnung 
im Ganzen ignorierte, stellte die politischen Diskrepanzen innerhalb der württembergischen 
Regierungskoalition deutlich unter Beweis.1193 Entgegen also der Positionierung Bazilles 
formulierte das württembergische Staatsministerium im Anschluss in dem Schreiben an 
Hindenburg: „Die Notverordnung des Herrn Reichspräsidenten über die Einsetzung eines 
Reichskommissars für das Land Preußen vom gestrigen Tage erfüllt das württembergische 
Staatsministerium mit größter Sorge. Wir halten uns in erster Linie verpflichtet, namens des 
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 Dass das Zentrum die Bürgerpartei der württembergischen gemäßigten Sozialdemokratie vorzog, 
erscheint unter dem Aspekt jener Stellungnahme, welche die Weimarer Ordnung im Ganzen 
ignorierte, mehr und mehr unverständlich. 
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Landes Württemberg ernste verfassungsrechtliche Bedenken geltend zu machen ... das 
Vertrauen auf die Erhaltung der Selbständigkeit der Länder und die Grundlagen des 
deutschen Verfassungswesens wird durch solche Maßnahmen zutiefst erschüttert“.1194 
Dieses Schreiben offenbarte den württembergischen Kompromiss: Statt einer Klage beim 
Reichsgerichtshof hatte sich die Landesregierung für die Verwahrung entschieden und so ihr 
halbherziges Engagement gezeigt, welches die eigene so empfundene Machtlosigkeit 
wiederspiegelte.1195 
Aufgrund der Verwahrung und aufgrund auch der Proteste einiger anderer 
Landesregierungen fand am Samstag, den 23. Juli, drei Tage nach der Amtsenthebung der 
Regierung Braun, ein Treffen zwischen den einzelnen Landesregierungen und von Papen in 
Stuttgart statt. Dass hierbei die württembergische Landeshauptstadt als Tagungsort gewählt 
worden war, mochte das große Interesse der Reichsregierung zeigen, insbesondere die 
württembergische Regierung von ihrem Standpunkt zu überzeugen. Das württembergische 
Staatsministerium, sich offenbar des Ernstes der Stunde bewusst und bewusst auch dessen, 
welche Grundordnung durch den Staatsstreich in Preußen angetastet worden war, schickte 
sämtliche Vertreter. So standen auf der offiziellen Anwesenheitsliste neben dem 
Staatspräsidenten Bolz, die Minister Dehlinger, Beyerle, Bazille und Maier und zudem 
Staatsrat Bosler und Ministerialrat Closs.1196 Demgegenüber schickten die übrigen 
Landesregierungen lediglich ihre Regierungschefs.1197 Das Treffen hatte seitens der 
Reichsregierung ausschließlich den Grund, die Landesregierungen zu beruhigen und zu 
beschwichtigen. In diesem Sinne gab der Reichspräsident in einem Schreiben an Bolz einen 
Tag später auch seiner Hoffnung Ausdruck, dass dieses gelungen sei: „Ich hoffe“, so schrieb 
Hindenburg, „dass Sie nach dieser Aussprache (gem. ist das Treffen mit von Papen, die 
Verf.) davon überzeugt sein werden, dass eine Auswirkung dieser Maßnahme auf andere 
Länder, insbesondere auf Württemberg, nicht zu besorgen ist“.1198 
Die württembergische SPD-Führung stellte sich augenblicklich hinter ihre Reichsleitung und 
ernannte die bevorstehenden Reichstagswahlen, welche für den 31. Juli angesetzt waren, 
zum Tag der Abrechnung. Die Landesparteiführung dachte zu keinem Zeitpunkt über 
außerparlamentarische Protestaktionen nach. Wilhelm Keil, der geistige Führer der 
Landespartei, war ohnehin nie ein Mann gewesen, welcher die parteioffizielle Linie verlassen 
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wollte, und dem spontane Willenskundgebungen seiner Arbeiter, die außerhalb seiner 
Kontrolle liegen konnten, eher verschreckt als motiviert hätten. Von ihm hatte der gemäßigte 
Flügel um Wels, Braun, Severing, Stampfer u.a. keine Alleingänge zu befürchten. Jedoch 
auch der junge Kurt Schumacher sprach sich öffentlich gegen spontane Aktionen gegen den 
20. Juli aus und begab sich brav auf Linie. In einer Rede in Ulm am 22. Juli erläuterte 
Schumacher die sozialdemokratische Haltung und stimmte die organisierte und womöglich in 
Teilen enttäuschte Arbeiterschaft auf den offiziellen Kurs ein. Man dürfe sich nicht zur 
Unbesonnenheit verleiten lassen, um Hitler und Schleicher die Möglichkeit zu geben, die 
Reichstagswahlen auf den St. Nimmerleinstag zu vertagen, verteidigte Schumacher die 
Defensivstrategie seiner Partei und versuchte im gleichen Moment das vermeintliche 
Aktionspotential der deutschen Sozialdemokratie zu demonstrieren: „Wir werden, wenn die 
Demokratie angetastet und gegen uns mit Gewalt vorgegangen wird, mit gegebenen Mitteln 
zu antworten wissen. Aber unsere Taktik lassen wir uns vom Gegner nicht vorschreiben.“1199 
Längst schon bestimmte die SPD ihre Taktik nicht mehr selbst, sondern war Objekt einer 
Entwicklung geworden, welche sie in die Isolation drängte. Längst schon war gegen die 
Partei mit besagter Gewalt vorgegangen worden, als Grzesinski inhaftiert wurde. Aber 
dessen ungeachtet verbreiteten ihre Führer nach wie vor, auch nach der kampflosen 
Aufgabe Preußens, die Partei sei stark genug, mit nicht näher definierten „gegebenen 
Mitteln“ bei einer nicht näher definierten, gegen sie gerichteten „Gewalt“ einzuschreiten. Nie 
ließen die SPD-Führer in der Theorie die Möglichkeit eines gewaltsamen Widerstands aus, 
lehnten jedoch in der Praxis jede außerparlamentarische Aktion ab. Das Problem, welches 
sich den Parteivorständen in Berlin und Stuttgart in den Weg stellte und welches ihren 
Entscheidungs- und Aktionsradius schwer beeinträchtigte, war politischer, ideologischer und 
moralischer Natur: Aus dem Selbstverständnis der deutschen Sozialdemokratie heraus 
konnten ausschließlich die Wahlen zeigen, dass die Mehrheit der Bevölkerung hinter der 
Weimarer Demokratie stand. Stand die Mehrheit der Wähler hinter den Republikgegnern, 
hatte die SPD und mit ihr die demokratischen Parteien ihre Legitimation verwirkt. Eine 
demokratische Partei durfte nicht gegen den Willen der Mehrheit die Staatsmacht für sich 
beanspruchen, die Demokratie durfte nicht auf autoritärem Wege erzwungen werden. Aus 
diesem Grundverständnis heraus hatte Otto Braun gehandelt, wenn er sich dem Willen der 
Mehrheit fügte, und auch Schumacher vertrat diese Position. Dass führende Vertreter der 
Partei dabei immer wieder erklärten, die SPD müsse nicht nur die parlamentarischen, 
sondern auch die außerparlamentarischen Kräfte mobilisieren, jedoch jede konkrete 
Darstellung dieser außerparlamentarischen Kräfte unterließen und eine Kampftaktik nicht 
benannten, dies aus dem einzigen Grund, da die Parteiführer sich selbst nicht über den Weg 
der SPD nach dem 31. Juli im Klaren waren, kennzeichnet  die Ohnmacht der Parteiführung. 
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Gleichsam zeigte sich die Mehrheit der Anhängerschaft außerstande und offenbar ohne 
Willen mit allen Konsequenzen loszuschlagen – es fand keine Verselbständigung der 
Mitgliedschaft statt, also keine Aktionen auf der Straße ohne Zustimmung der Parteiführung - 
und stimmte also in der Praxis mit ihrer Parteileitung überein. 
 
9.8. Die Reichstagswahlen vom 31. Juli 1932 
 
Die Amtsenthebung Brünings am 30. Mai 1932 – eine Woche nach dem Rücktritt des 
preußischen Ministerpräsidenten Braun1200 – wurde von der deutschen Sozialdemokratie als 
Katastrophe empfunden. So betonte Rudolf Breitscheid1201, der Reichskanzler habe nach wie 
vor das Vertrauen des Reichstages und damit den parlamentarischen Rückhalt gehabt. 
Dennoch habe Brüning den Rücktritt beschlossen allein aus dem Grunde, da ihm das 
Vertrauen des Reichspräsidenten verlustigt gegangen sei: „Die Arbeitsunfähigkeit der 
Volksvertretung, in der starke Parteien sitzen, die den Parlamentarismus als solchen 
ablehnen und schon deshalb seinen Mechanismus zu zerstören bestrebt sind, hat ganz 
naturgemäß die Machtvollkommenheit des Reichspräsidenten in einer Weise gestärkt, die 
dem Geist der Weimarer Verfassung nicht entspricht“.1202 Brüning sei in dieselbe Lage 
geraten, in der sich die Minister unter Wilhelm II. befunden hätten: „Die Gunst oder Ungunst 
des Mannes an der Spitze des Reiches entschieden über sein Schicksal. Und genau wie 
beim (…) Kaiser machten und machen sich auch beim Reichspräsidenten persönliche 
Einflüsse geltend“.1203 Noch am Tage der Amtsenthebung Brünings mutmaßte die SPD über 
eventuelle Nachfolger. Genannt wurde in der Parteipresse u.a. Graf Westarp, der, soweit die 
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französischen Behörden an die Gestapo, danach KZ Sachsenhausen und KZ Buchenwald. 
1202
 Donau-Wacht, 31.5.1932, S. 1. 
1203
 Donau-Wacht, 31.5.1932, S. 1. 
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Absichten des Reichspräsidenten erkennbar seien, unter Duldung der Nationalsozialisten 
eine rechtsgerichtete Regierung leiten sollte.1204 
Die Einsetzung von Papens zum Reichskanzler und die Bildung einer „Regierung der 
nationalen Konzentration“ bereits am 31. Mai verurteilte die Sozialdemokratie scharf: 
„Reaktionäres Konzentrationskabinett“ titelte die „Tagwacht“. „Der deutschnationale 
Parteigänger im Zentrum“ von Papen, erklärte die „Donau-Wacht“, sei ein „ausgesprochener 
Reaktionär, ein Feind der Gewerkschaften und insbesondere der Sozialdemokratie“, der von 
seiner eigenen Partei abgelehnt werde.1205 Das Kabinett bestehe ausschließlich aus adligem 
Großgrundbesitz und Schwerindustriellen. Es sei daher vollkommen klar, wohin der Kurs 
gehen solle.1206 Diese Beurteilung war durchaus richtig. Während Brüning mit einer 
tolerierenden Mehrheit regiert hatte, agierte von Papen ohne jede Unterstützung des 
Reichstages, zumal auch das Zentrum sich von dem neuen Reichskanzler distanzierte und 
alle Kabinettsmitglieder aus der Partei ausschloss. Zudem belegte die Bekanntgabe der 
Namen der Kabinettsmitglieder, dass es sich um kein Notkabinett handelte, welches sich aus 
einer Expertenrunde zur Lösung der wirtschaftlichen und politischen Situation 
zusammensetzte, sondern um eine Regierung, die vor allem eines besaß: das Vertrauen des 
Reichspräsidenten und anderer Funktionsträger.1207 Am 3. Juni erfolgte der offizielle 
Beschluss1208 der neuen Regierung, den Reichstag aufzulösen und Reichstagswahlen 
auszuschreiben. Von Papen entsprach damit den Forderungen der Nationalsozialisten, 
deren Ziel es war, durch ein Inferno von Wahlen das Ende des Weimarer Staates zu 
erreichen. Das radikale Ergebnis jener Reichstagswahlen war von Beginn an klar.1209 1210 
Der Berliner Parteivorstand erklärte in seinem Aufruf, der von der gesamten Parteipresse 
veröffentlicht wurde, die bevorstehenden Reichstagswahlen zum Focus des 
sozialdemokratischen Interesses und brachte sein Schiff auf parlamentarischen Kurs. Die 
Regierung von Papen sei nichts anderes als die Wegbereiterin des Nationalsozialismus: 
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 STW; 31.5.1932. 
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 Siehe beispielsweise Donau-Wacht, 1.6.1932, S. 1. 
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 Donau-Wacht, 31.5.1932, S. 1. 
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 Siehe hierzu die nach wie vor aktuelle Analyse von Bracher, Karl Dietrich: Die Auflösung der 
Weimarer Republik. Eine Studie zum Problem des Machtverfalls in der Demokratie, S. 465. 
1208
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Problem des Machtverfalls in der Demokratie, S. 465 ff.  
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 Nach eigenen Angaben von Papens, war die Auflösung des Reichstages eine längst ausgemachte 
Sache zwischen von Schleicher und der NSDAP. Als von Schleicher von Papen darüber am 28. Mai 
unterrichtete, war von Papen überrascht „betreffs der unnötigen Auflösung des Reichstages“, Franz 
von Papen: Vom Scheiter Scheitern einer Demokratie“, Mainz 1968, S. 194. 
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„Nach Erfüllung ihrer Bedingungen erhoffen sie (die Nationalsozialisten, die Verf.) unter 
Anwendung des blutigsten Terrors, durch rücksichtsloseste Einsetzung der Hitlerischen 
Privatarmee den künftigen Reichstag nach ihren Wünschen zu gestalten“. Der Umbau der 
versagenden Wirtschaftsordnung sei nun „zur Gegenwartsaufgabe gereift“. 1211  
Die Donau-Wacht wagte eine erste Analyse der Papen-Regierung: Die neue Regierung sei 
eine „Baronie von Hitlers Gnaden“, ein „echter Kronrat des Dritten Reiches“ und der „Beginn 
des Bündnisses Hindenburg-Hitler“.1212 1213Das Ulmer Blatt hob nachdrücklich hervor – und 
diese Erklärung beweist, dass sich viele Sozialdemokraten der politischen Entwicklung und 
damit der politischen Gefahren der nächsten Monate vollkommen bewusst waren -, dass von 
Papen nicht die Endstation, sondern nur Etappe war: Eine „Übergangsregierung“ zum Dritten 
Reich. Mit dieser Analyse hatte die Donau-Wacht einen wichtigen Teil der 
nationalsozialistischen Strategie zur Erlangung der Staatsmacht durchschaut. Während die 
konservativen Eliten des Deutsches Reiches nach wie vor glaubten, die 
nationalsozialistische Bewegung kontrollieren und in ihrem Sinne disziplinieren zu können, 
war sich die deutsche Sozialdemokratie der Kräfteverhältnisse zwischen den einzelnen 
Gruppen bewusst.  Da sich jedoch in der gegenwärtigen Situation, Konservative, Nationale 
und Nationalsozialisten vereinigt hatten und sich hinter dieser Konstellation zudem die 
dominante bewaffnete Macht in Reichswehr, SA und Stahlhelm konzentrierte, und weil die 
Sozialdemokratie klassischerweise ihre einzige Legitimation in einem Votum des Souveräns 
ausmachte, sah die SPD-Spitze nur einen Weg aus dem politischen Disaster, nämlich den 
Weg über die Wahlurnen. Entgegen der realistischen Einschätzung der gegenwärtigen 
politischen Situation war jedoch die Hoffnung auf einen Wahlsieg der demokratischen 
Parteien, so sie denn augenblicklich tatsächlich existierten, in jeder Hinsicht illusorisch. 
Dennoch konzentrierte sich die Partei allein auf den Wahlkampf und suggerierte ihren 
Anhängern „Beim Volke liegt die Entscheidung! Wahltag ist Zahltag“.1214 
Die Hoffnungen der Sozialdemokratie auf die parlamentarische Lösung der gegenwärtigen 
Probleme wurden in Württemberg von einem loyal wirkenden württembergischen 
Staatspräsidenten genährt. Bei seiner Begründung für den Besuch der süddeutschen 
Staatschefs beim Reichspräsidenten vor dem württembergischen Landtag am 28. Juni1215, 
hatte Bolz erklärt, er sei nach Berlin gefahren 1. Aus Sorge , dass Übergriffe gegenüber den 
Ländern stattfinden möchten, und hatte sich also eindeutig gegen eine mögliche 
Reichsexekution in Preußen ausgesprochen. 2. Habe er mit Hindenburg sprechen wollen 
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wegen der Befürchtung, die wirtschaftlichen  Interessen Süddeutschlands könnten durch die 
Reichspolitik verletzt werden, 3. Um sich bei Hindenburg gegen die Aufhebung des 
Uniformverbots und des SA-Verbots auszusprechen. Letztere Forderung nahm in der 
Begründung des Staatspräsidenten den breitesten Raum ein und erhitzte naturgemäß die 
Gemüter der Nationalsozialisten und dem folgend der übrigen Fraktionen. Bolz sprach sich in 
dieser Sitzung offen gegen die neue Reichsregierung und den Nationalsozialismus aus: „Ich 
persönlich halte die eingeschlagene Richtung der Innenpolitik des Reiches für falsch. 
(Lebhafter Beifall links.) Ich glaube auch nicht, dass sie gelingen wird ... Greifen Sie das 
Zentrum an, soviel Sie wollen, wir werden den angesagten Kampf aufnehmen. Hier rede ich 
nicht als Zentrumsvertreter. Wenn man die ganze Innenpolitik so umstellt, wie das durch die 
neue Reichsregierung geschieht, dann ist doch keine Sammlung der Volkskräfte möglich, 
aller der Kräfte, die zum Staate stehen und die, wenn sie auch politisch verschiedene 
Meinungen haben, doch mitarbeiten wollen an der Überwindung dieser Krise“.1216 Dies waren 
große Worte eines Staatspräsidenten, der die Zusammenarbeit mit der republikfeindlichen 
Bürgerpartei eines Bazilles einer Koalition mit der gemäßigten württembergischen 
Sozialdemokratie bereits 1928 vorgezogen hatte, obwohl die Weimarer Koalition in 
Württemberg zu diesem Zeitpunkt eine klare Mehrheit auf sich vereinigt hatte, und der nach 
den vorausgegangenen Landtagswahlen Koalitionsgespräche mit den Nationalsozialisten 
geführt, Verhandlungen mit den Sozialdemokraten jedoch abgelehnt hatte. Die Haltung des 
Zentrums nicht nur in Württemberg entbehrte einer klaren Positionierung. Einerseits 
unterstrichen seine Führer, Stütze der Republik zu sein und auf demokratischem Fundament 
zu stehen, andererseits nahm die Partei insbesondere in Württemberg der Republik den 
Atem, indem sie ihrem republikanischen Partner jede Mitarbeit in der Regierung verweigerte. 
Bolz hatte 1928 die junge württembergische Demokratie entkernt, als er die 
Sozialdemokratie als potentiellen Koalitionspartner ausschloss und sich der bürgerlichen 
Rechten zuwandte. Das württembergische Zentrum hatte über vier Jahre das Weimarer 
Koalitionsmodell, die Gemeinschaft der republiktragenden Parteien, abgelehnt und damit die 
Republik bereits vor der politischen und wirtschaftlichen Krise faktisch entmachtet. Dennoch 
gaben sich seine Führer nach wie vor republiktreu und nährten die Hoffnungen mancher 
Sozialdemokraten auf ein gemeinsames Vorgehen gegen den Nationalsozialismus. 
Entgegen der wohlklingenden Äußerungen Bolz´ musste den württembergischen 
Sozialdemokraten aufgrund der Politik der Regierungspartei jedoch klar werden, dass sie im 
württembergischen Zentrum keinen Mitkämpfer gegen den Nationalsozialismus haben 
würden. Die Basis für jede Tolerierungspolitik wurde durch Brünings Sturz und den 20. Juli 
genommen. 
                                                          
1216
 Verhandlungen des Landtags 1932 /1933, Protokoll-Band, S. 200. 
  
289
Den offiziellen Beginn des Reichstagswahlkampfes legte die württembergische 
Sozialdemokratie auf den 10. Juni.1217 Die sozialdemokratische Presse suchte in Aufrufen 
und Kampfschriften ihre Leser auf die bevorstehenden Wochen vorzubereiten. „Es wird der 
Wahl also ein sehr langer Wahlkampf vorausgehen“, bemerkte die Donau-Wacht und fügte 
hinzu, er werde „voraussichtlich an Heftigkeit alles überbieten..., was man seither in 
Deutschland gewöhnt war“.1218 Diese Prophezeiung sollte sich leider in allen Konsequenzen 
bewahrheiten. Bereits am 6. Juni hatte der Parteivorsitzende Otto Wels eine Stellungnahme 
zur Regierungserklärung von Papens in der Parteipresse veröffentlichen lassen, deren 
Tonart keinen Zweifel am Agitationsmodus der Partei ließ: „Diese Regierungserklärung“, so 
Wels, „ist (...) kein Programm, sondern mehr ein Sammelsurium von 
Stammtischschlagworten, die sich selbst ein drittklassiger nationalsozialistischer 
Diskussionsredner in einer Dorfversammlung genieren würde, zu produzieren“.1219 
Die Parteien führten eine erbitterte Wahlschlacht, in welche ihre Kampfverbände aggressiv 
eingriffen. Die verhetzende Wahlagitation der Nationalsozialisten vergiftete den Wahlkampf, 
so dass sich sowohl die gemäßigten und als auch die demokratischen Parteien ihrerseits mit 
Polemiken statt mit Programmen zu antworten gezwungen sahen. Die Aufhebung des SA-
Verbots durch die Regierung Papen am 14. Juni hatte die erwarteten Konsequenzen: Tote 
und Verletzte säumten den Weg der Wahlschlacht. Trauriger Höhepunkt wurde der „Altonaer 
Blutsonntag“ am 17. Juli, welcher der Reichsregierung als willkommener Anlass für die 
Reichsexekution in Preußen diente.  
Die württembergische Sozialdemokratie rief für den 12. Juni zur Landeskonferenz, auf der 
die Kandidaten der Partei bestimmt wurden. Wilhelm Keil führte die Liste an, gefolgt von dem 
Parteivorsitzenden Rossmann, welcher hier das Hauptreferat hielt. Kurt Schumacher  folgte 
auf Platz drei, Karl Hildenbrand und Fritz Ulrich auf den Plätzen vier und fünf. Dies waren die 
Spitzenkandidaten der württembergischen Sozialdemokratie. Aufgestellt, aber ohne Chance 
in den Reichstag gewählt zu werden, waren auf den Plätzen 6 bis 12 die Genossen Jakob 
Weimer, Johann Meißer, Christine Evert, Oskar Kalbfell, August Weinstock, Christian Fauser 
und Valentin Dach.1220 Dass die Stimmung der Konferenzteilnehmer eher von 
Hoffnungslosigkeit getragen war, beweist die Tatsache, dass Schumacher, der zunächst auf 
Platz vier der Liste gewählt wurde, nach Absprache der Teilnehmer auf Platz drei gesetzt 
wurde, um ihm einen garantierten Einzug in den Reichstag zu sichern.1221 
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Rossmann führte auf der Landeskonferenz aus, in welchem Entwicklungsstadium sich die 
Demokratie befinde: „Die Schöpfer der Weimarer Verfassung durften glauben, dass das 
deutsche Volk nach den bitteren Erfahrungen der Vergangenheit reif sei für die Verlagerung 
der politischen Macht vom Staatsoberhaupt in die Volksvertretung. Gegenwärtig scheint es, 
als ob sie sich getäuscht hätten. Das politische Gewissen des Volkes wird seit Jahren 
überschrien von einer gewissenlosen politischen Demagogie....“ Diese Verblendung und 
Irreführung der Wahlbevölkerung habe zu einem Erstarken der KPD und NSDAP geführt. 
„Dem parlamentarischen System (wurde) in der Tat immer mehr die Basis entzogen und 
damit eine Rückbildung eingeleitet“. Brüning sei während dieser Entwicklung der „Träger 
jener Gestaltwandlung der Demokratie“ gewesen, „die in ihrem Extrem für den deutschen 
Reichspräsidenten etwa die Machtbefugnisse des amerikanischen Präsidenten erstrebt, der 
die ganze Exekutive und Administration einschließlich der Bestellung und Entlassung der 
Minister vollkommen in seiner Hand hat“.  Aus einer Regierungskrise habe sich nun eine 
Staatskrise entwickelt, die sich weiter zum Staatsstreich bis hin zur Diktatur ausweiten 
könne. Die SPD habe sich zunächst zwangsläufig der Tolerierungspolitik verschrieben: „Die 
Rolle, die der Regierung Brüning zugefallen war, zwang uns mit beinahe geschichtlicher 
Gesetzmäßigkeit, uns trotz aller Vorbehalte für ihre Existenz einzusetzen, weil schlimmer 
und folgenschwerer als alle Belastungen, die uns der Tag brachte, die Last der 
geschichtlichen Verantwortung für das gewesen wäre, was nach dem Sturz dieser Regierung 
kommen werde. Jetzt sind wir der Fesseln der Tolerierungspolitik ledig, jetzt sind wir frei.“1222 
Dass Rossmann an diesem Punkt eine geschichtliche Gesetzmäßigkeit feststellte, unter 
deren Diktat die Sozialdemokratie hatte handeln müssen, erfasst die Denkstrukturen der 
Parteiführer, welche zur Tolerierungspolitik geführt hatten: Im subjektiven Bewusstsein des 
eigenen Unvermögens, einen aktiven jedoch einsamen Kampf für die Republik nicht führen 
zu können, hatten sich die Parteiführer für die passive Politik der Tolerierung entschieden, 
welche ein gemeinsames Fundament mit den anderen Parteien beinhaltete, um das größte 
Übel aufzuhalten. Diese Politik hatte die Partei auf Kosten der eigenen politischen Mobilität 
und Flexibilität vertreten. Mit dem Ende Brüning setzte nun die Parteispitze das Ende der 
Tolerierung und damit das Ende ihres Immobilismus.  
Die wiedergewonnene politische Freiheit führte zu einem grundsätzlichen strategischen 
Kurswechsel, der zunächst die Wahlagitation betraf. Die deutsche und die württembergische 
Sozialdemokratie sahen ihren Hauptgegner nicht mehr allein im Nationalsozialismus, 
sondern auch in den Ultrakonservativen um von Papen, welche gleichermaßen die Republik 
begraben wollten. Regierungskrise – Staatskrise – Staatsstreich waren die Stationen, welche 
der Parteivorsitzende Rossmann jenen Kräften als politisches Nahziel unterstellte. So 
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richtete sich dieser Wahlkampf nicht allein gegen die NSDAP sondern ebenso gegen die 
Reichsregierung und unterschied sich also von den vorherigen Wahlagitationen der Partei. 
Dabei zogen die sozialdemokratischen Agitatoren keine klare Trennungslinie zwischen von 
Papen und Hitler. Immer wieder betonten die verschiedenen Redner und auch die 
Parteipresse die innere Koalition zwischen der Reichsregierung – den „Hitlerbaronen“ - und 
der NSDAP. Dennoch führte jene tatsächlich neu erworbene Freiheit nicht zu einem 
Kurswechsel hinsichtlich der praktizierten Kampftaktik der SPD. Wenn sich auch das 
gegnerische Spektrum um die Deutschnationalen erweitert hatte, so blieb die SPD doch 
betreffend ihrer Vorgehensweise gegen jene Gegner ihrer alten Haltung treu. Weiterhin 
vertrat sie praktisch – wenn auch nicht rhetorisch – allein den parlamentarischen 
Lösungsweg aus der Krise. Immer mehr war erkennbar, dass die Verantwortlichen der SPD 
vor Gewalt bis aufs Äußerste zurückschreckten und einen Bürgerkrieg aus seelischen und 
moralischen Gründen nicht zu verantworten vermochten. So bejahte Friedrich Stampfer 
später im Hinblick auf den 20. Juli den Vorwurf, die SPD-Führer seien schlechte Generäle 
gewesen, da sie niemanden in den Tod schicken konnten.1223   
Dennoch marschierten in Württemberg wieder und wieder Eiserne Front und Reichsbanner 
auf, die an Stärke und demonstrierter Geschlossenheit der SA in nichts nachstanden.1224 
Besonders in der Landeshauptstadt organisierte die SPD beeindruckende 
Massenkundgebungen, so beispielsweise am 10. Juli mit geschätzten 30.000 
Teilnehmern1225 und fünf Tage später in der Liederhalle mit 10.000 Teilnehmern1226 . Drei 
Tage vor der Wahl sprachen die Spitzenkandidaten Wilhelm Keil, Erich Rossmann und Kurt 
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Als Täter sind 
festzustellen 
oder sicher 
anzunehmen 
Delikte gegen 
Mitglieder der 
NSDAP 
Delikte gegen 
Mitglieder des 
Stahlhelms 
Delikte gegen  
Mitglieder des 
Reichsbanners 
Delikte gegen 
Mitglieder der 
KPD 
 
NSDAP   31 12  
Stahlhelm      
Reichsbanner 46     
KPD 17     
Andere 2     
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Württembergische Innenministerium,  
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Schumacher vor 13.000 Besuchern in der Stuttgarter Stadthalle.1227 So bezeichnete Wilhelm 
Keil später mit Recht den württembergischen Wahlkampf als „Versammlungskampf“.1228 
Der 31. Juli wurde ein Disaster für die Republik. Zwar urteilte die württembergische 
sozialdemokratische Presse: „Das Volk will keinen Papen ... Sozialdemokratie gut behauptet 
– Nationalsozialisten werden stärkste Partei, haben aber nicht einmal mit ihren Freunden die 
Mehrheit“1229. In einem Aufruf „An die Partei!“ ließ der Reichsparteivorstand gar verlauten: 
„Dem Sturm getrotzt – nun vorwärts! Der Republik eisernes Heer, Deutschlands Arbeitsvolk 
besiegt Hitlers Herrenpartei“1230. Dieser vermeintliche Jubel war jedoch tatsächliches Zeichen 
grenzenloser Ohnmacht gegenüber der neuen Situation Bei der höchsten Wahlbeteiligung 
der Weimarer Geschichte1231 waren die Nationalsozialisten die tatsächlichen Gewinner mit  
37,4% der Stimmen im Reich und 30,3% in Württemberg1232. Zweitstärkste Partei im Reich 
war die Sozialdemokratie mit 21,6% der Stimmen, in Württemberg wurde sie drittstärkste 
Partei mit 17,6% (4 Reichstagsmandate)1233. Die KPD, im Reich drittstärkste Partei mit 
14,5% wurde in Württemberg viertstärkste Partei mit 11%. Das Zentrum erlangte in 
Württemberg 21,8%, im Reich dagegen lediglich 12,5%. Die DNVP hatte im Reich 5,9%, in 
Württemberg 3,8% auf sich vereinigt, die DVP erzielte im Reich 1,2%, in Württemberg 0,9%, 
ebenso war die DDP in Württemberg gesunken, nämlich auf 2,4% (Reich: 1,0%), der 
Landbund hatte in Württemberg 6,9% der Wähler für sich gewonnen.1234 Die 
Landeshauptstadt Stuttgart hatte mehrheitlich SPD gewählt. 1235 
Im Reich wie in Württemberg hatten bei allen internen Unterschieden die Republikgegner die 
Mehrheit der Bevölkerung hinter sich vereinigt. Welche politischen Möglichkeiten standen der 
deutschen Sozialdemokratie als die womöglich einzige demokratische Partei in diesem 
Augenblick noch offen? Auf jeden Fall hatte sich die eingeschlagene Richtung der Politik der 
Tolerierung, welche die Konzessionsbereitschaft der Parteiführung bis zum Äußersten 
geführt hatte, als erfolglos erwiesen und war ohnehin seit dem Rücktritt Brünings und 
spätestens seit dem 20. Juli und jener Reichstagswahl aufgehoben worden. Die 
Kanzlerschaft von Papens ließ keinen Zweifel an dem Kurs der Republik. Die 
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Reichstagswahlen hatten die politische Konstitution des Souveräns offenbart. Die Republik 
war auf demokratischem Wege abgewählt worden und hatte sich so ihrer Grundrechte 
beraubt. Was blieben der SPD in dieser politischen Situation für Möglichkeiten? 
 
9.9. Die Reichstagswahlen vom 6. November 1932 
 
Die nächsten Wochen und Monate wurden für die NSDAP-Führung trotz des gewaltigen 
Erfolges bei den Reichstagswahlen zu einem politischen Debakel.1236 Zum einen hatte die 
Partei die absolute Mehrheit bei weitem nicht erreicht. Zum anderen erklärte Reichspräsident 
Hindenburg am 13. August Hitler, er werde ihn keinesfalls mit der Führung der 
Staatsgeschäfte beauftragen, da er dies nicht vor Gott, seinem Gewissen und dem Vaterland 
verantworten könne.1237 Einer Regierungsbeteiligung der NSDAP stand der Reichspräsident 
dabei durchaus positiv gegenüber, allerdings hielten ihn die Maximalforderungen Hitlers 
zurück, der ausschließlich als Reichskanzler in eine neue Regierung eintreten wollte.1238 Die 
von Hindenburg erteilte Abfuhr war insofern von großer Bedeutung, da sie Hitler und seine 
Partei politisch entmachtete: Der Reichspräsident sprach sich bis auf weiteres gegen einen 
Reichskanzler Hitler aus1239 und ohne die Zustimmung des Staatsoberhauptes war kein Staat 
zu machen. Hitler war der Zugang zur Macht versperrt, unabhängig seiner Zustimmung in 
der Bevölkerung.1240  
Die Nationalsozialisten machten ihrer aus der politischen Situation resultierenden Frustration 
Luft1241, indem sie ihre Kampfverbände, die SA, hemmungsloser denn je agieren ließen. Die 
vornehmlich von den Nationalsozialisten entfesselten Straßenschlachten forderten 
zahlreiche Tote und Verletzte und brachten von Papen in Zugzwang. Am 9. August erließ die 
Reichsregierung eine Notverordnung, welche politische Morde mit der Todesstrafe ahndete. 
Dieses Gesetz, welches einerseits die Gewalt auf der Straße eindämmen und andererseits 
die SA und die NSDAP in ihre Schranken weisen sollte, verlor noch am selben Tage an 
Konsequenz und politischer Symbolik: In der Nacht vom 9. Auf den 10. August prügelten in 
einem kleinen schlesischen Dorf, Potempa, neun uniformierte SA-Männer einen 
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kommunistischen Bergmann vor den Augen seiner Mutter zu Tode. Das Gericht verhängte, 
gemäß der Notverordnung vom 9. August, fünf Todesurteile. Die NSDAP-Führung stellte sich 
augenblicklich hinter die Verurteilten und polemisierte gegen die Regierung - mit Erfolg: Am 
25. August wurden die Täter zu Zuchthaus begnadigt: Hitler hatte nach seiner Niederlage 
beim Reichspräsidenten einen propagandistischen Sieg errungen. 
Dennoch standen die Zeichen schlecht für die nationalsozialistische Bewegung. Die 
Lausanner Reparationskonferenz hatte die Einstellung der Reparationszahlungen 
Deutschlands beschlossen und damit wichtige Weichen für ein wirtschaftliches und 
politisches Durchatmen des Deutschen Reiches gestellt. Im Oktober veröffentlichte das 
Institut für Konjunkturforschung erstmalig seit dem Beginn der Wirtschaftsdepression eine 
Besserung der Wirtschaftslage. Die Voraussetzungen für ein entspannteres Jahr 1933 und 
ein Absinken der radikalen politischen Bewegungen waren also durchaus gegeben. 
Auch die politische Konzeption des neuen Reichskanzlers enthielt realistische 
Lösungsmodelle zur gewaltlosen Überwindung der Staatskrise. In einer Notverordnung vom 
4. September formulierte von Papen ein neues Wirtschaftsprogramm, welches auf die 
wirtschaftliche Krise mit einer antizyklischen, d.h. aktiven Konjunkturpolitik antworten wollte, 
also staatliche Hilfen gewährleisten sollte, um Industrie und Wirtschaft anzukurbeln. Im 
gleichen Zug hatte von Papen vor, die NSDAP und ihre Organisationen zu verbieten, Hitler in 
Schutzhaft zu nehmen1242 und anschließend den Staatsnotstand zu erklären. Die 
Staatsnotstandserklärung sollte die Auflösung des Reichstags und die Verschiebung der 
Neuwahlen auf unbestimmte Zeit beinhalten, so dass die Reichsregierung unbefristet 
agieren könne. Solange der Reichstag aufgelöst sei, sollte eine „Präsidialpartei“ nach dem 
Vorbild des früheren „Deutschen Nationalvereins“1243 einzelne Interessen artikulieren. 
Verfassungsrechtliche Gutachten kamen bezüglich dieses Modells zu einem positiven 
Urteil1244 und auch der Reichspräsident  erklärte sich nach einem Gespräch mit von Papen  
und der Reichswehrführung, welche ein Aktionsmodell bei einem Aufstand der 
Republikgegner ausgearbeitet hatte, am 29. August in Neudeck bereit, den 
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Staatsnotstandsplan zu unterstützen.1245 1246 Insgesamt klang von Papens Programm, 
welches sich hinsichtlich der politischen Situation im Reich vornehmlich gegen die NSDAP 
richtete, in dem gegebenen Kontext wie das  geringste Übel und hätte auf den neutralen 
Betrachter als der womöglich einzige realisierbare Ausweg aus der Krise erkannt werden 
können. Natürlich war die Ausschaltung des Reichstages ein gefährliches Unterfangen, 
welches die Republik in Frage stellte und sicherlich auch stellen sollte. Jedoch war der 
deutsche Reichstag in seiner Zusammensetzung ohnehin kein demokratisches 
Machtinstrument mehr und seine Ausschaltung demgemäß ein Akt, welcher keine 
tatsächlichen praktischen Konsequenzen für die politische Mobilität des Deutschen Reiches 
hätte haben können. So hätte ein Kampf um die Rückgewinnung der Machtstellung der 
Volksvertretung gleichfalls auf unbestimmte Zeit vertagt werden können, auf einen Zeitpunkt, 
welcher durch eine stabilere politische und wirtschaftliche Gesamtsituation ein homogeneres 
Votum der Wähler ermöglicht hätte.  
Dass die im Reichstag vertretenen Parteien und vor allen Dingen die deutsche 
Sozialdemokratie sich gegen das Papen-Programm aussprachen, hatte unterschiedliche 
Gründe. Die SPD sah naturgemäß die Ausschaltung des Reichstages als einen Akt an, der 
die politische Krise zu einer politischen Katastrophe ausweitete, der die Republik liquidierte, 
die Bevölkerung entmündigte und die Sozialdemokratische Partei bis auf weiteres 
ausschaltete. Das „Kabinett der Barone“ war für sie finsterste Reaktion. Und diese 
Einschätzung entsprach im Grunde dem tatsächlichen Sachverhalt. Hätte von Papen sein 
Staatsnotstandsprogramm zugunsten der Republik erdacht, so hätte er die demokratischen 
Parteien in seine Pläne eingeweiht und eingebunden. Dies geschah jedoch nicht. Zwar 
kursierten offenbar Gerüchte um das geplante Verbot der NSDAP, eine direkte Information 
seitens von Papens an die sozialdemokratische Parteiführung und die Vorstände der übrigen 
Parteien erfolgte jedoch nicht. Womöglich hätte ein solches Parteiverbot die deutsche 
Sozialdemokratie beschwichtigen können. Womöglich hätte die Einbindung der (sozial-
)demokratischen Kampfverbände seitens der Regierung zum Schutz der Republik gegen 
eventuelle Aufstände der Nationalsozialisten gegen das Verbot ihrer Partei die SPD und ihre 
Anhängerschaft zudem innerlich und äußerlich rehabilitieren können. Doch offensichtlich 
sollte nicht die Republik geschützt, sondern eine alternative Staatsform aufgebaut werden. 
So wurden die Regierungspläne  statt in persönlichen Aussprachen mit den einzelnen 
Parteiführern ausschließlich über die offiziellen Organe veröffentlicht - statt seinen Plan eines 
Verbotes der NSDAP reichstagsintern bekannt zu geben, welches die antifaschistischen 
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Parteien möglicherweise geeint und für den neuen Kurs zugänglich gemacht hätte, fuhr von 
Papen öffentlich ausschließlich den antirepublikanischen Kurs, der in 
Verfassungsreformplänen zugunsten einer starken Präsidialregierung gipfelte und mittels 
Notverordnungen erhebliche Herabsetzungen der Fürsorge- und Sozialleistungen einleitete. 
Es lag in der Natur der Sache, dass die sozialdemokratische Parteiführung zwischen von 
Papen und Hitler nicht mehr zu differenzieren bereit war und im „Kabinett der Barone“ den 
Anfang des Dritten Reiches sah. 
Von Papen verpasste dann auch seine Stunde. Während der Reichstagssitzung vom 13. 
September, in welcher der von NSDAP und Zentrum gewählte Reichstagspräsident Göring 
mit politischen „Taschenspielertricks“1247 die wiederholten Wortmeldungen des 
Reichskanzlers bewusst übersah, um vor der Auflösung des Plenums der Regierung durch 
Abstimmung das Misstrauen auszusprechen, verlor von Papen sein Gesicht. Das spätere 
Einlenken der NSDAP und die quasi Anerkennung der Auflösung des Reichstages 
beziehungsweise das damit verbundene Eingeständnis, dass das Misstrauensvotum 
unrechtmäßig zur Abstimmung gekommen war, verhinderten einen offenen Konflikt zwischen 
Regierung und Nationalsozialisten und nahmen von Papen offenbar den Vorwand für die 
Staatsnotstandserklärung mit dem Rückhalt des Reichspräsidenten. Die Schwäche von 
Papens und sein inkonsequentes Handeln bereits gegenüber den Potempa-Mördern 
verhinderten in diesen Stunden das geplante kraftvolle Vorgehen gegen die politischen 
Extreme. Der Reichstag war aufgelöst, ohne die Wahlen unbefristet zu verschieben: Der 6. 
November wurde als der spätmöglichste Wahltermin festgesetzt. 
Entgegen des Tolerierungskurses gegenüber Brüning stand die SPD wie bereits im 
Juliwahlkampf in offener Opposition zu von Papen und konnte also ohne politische 
Rücksichten frei agieren. Diese wieder gewonnene Freiheit hatte sich zunächst in einem  
Beschluss des Berliner Parteivorstands geäußert, Von Papens Notverordnung vom 14. Juni, 
welche einen erheblichen Abbau der Sozialleistungen eingeleitet hatte, durch einen Antrag 
auf ein Volksbegehren zu entgegnen. Dies war insofern ein Novum in der 
sozialdemokratischen Oppositionspolitik, da zwar der Kampf weiterhin auf dem Boden der 
Verfassung geführt, jedoch aus dem Parlament hinaus getragen werden sollte. Allgemein 
äußerte sich der neue Kurs der deutschen Sozialdemokratie in einer Radikalisierung ihres 
Forderungskatalogs und einer Hinwendung in ihrer Propaganda und Wahlagitation zu 
marxistischen Terminologien. Diese Linksorientierung sollte unter anderem der 
Abwanderung der sozialdemokratischen Klientel zur Kommunistischen Partei 
entgegenwirken, darf aber sicherlich gleichermaßen als ein Zeichen der politischen 
Desorientierung und Ohnmacht der Parteiführung gewertet werden. 
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Insgesamt entwickelte sich der Wahlkampf der Novemberwahlen zu einem Fiasko für Würde 
und Ansehen jeder republikanischen politischen Kultur. Auf der einen Seite agitierten 
NSDAP und KPD, auf der anderen Seite sämtliche Gegner dieser beiden Parteien, die 
wiederum aggressiv gegeneinander polemisierten. Die Zielsetzungen der Weimarer Parteien 
waren nahezu ausschließlich negativ und konzentrierten sich auf die Abwehr einer 
nationalsozialistischen Diktatur beziehungsweise eines neuen Staates nach von 
Papenschem Muster. Positive Zielsetzungen im Sinne einer Propaganda für ein politisches 
System blieben allein der Agitation der KPD und NSDAP vorbehalten, welche für eine 
kommunistische beziehungsweise nationalsozialistische Staatsform warben. Es war von 
Beginn an klar, dass keine der propagierten Staatsformen eine Mehrheit der Bevölkerung auf 
sich zu vereinigen vermochte. Zudem waren die demokratisch-republikanischen Parteien so 
weit voneinander abgerückt, dass die Weimarer Koalition -  selbst bei dem völlig 
unrealistischen Wahlausgang einer von ihr errungenen zahlenmäßigen Mehrheit – keine 
Mehrheit innerhalb jener Parteien gefunden hätte. Allein das Zentrum – insbesondere in 
Württemberg - hatte sich zu sehr von der Republik entfremdet.     
Scheinbar unbeirrt eröffneten am 22. September die württembergischen Sozialdemokraten 
ihren Reichstagswahlkampf in der Stuttgarter Stadthalle1248. Erich Rossmann sprach sich vor 
8.000 Besuchern zunächst gegen die Regierung Papen aus, welche das parlamentarische 
System beseitigen und das wilhelminische System restaurieren wolle. Für diese Politik 
trügen die Nazis die Verantwortung, da von Papen nur möglich durch Hitler gewesen sei. 
Hindenburg müsse eine Regierung ernennen, welche die parlamentarische Mehrheit auf sich 
vereinige, forderte Rossmann, und überging die Unmöglichkeit jenes Unterfangens.1249  
Nicht nur in Stuttgart wurde an jenem Tag der Wahlkampf eingeleitet: In Esslingen sprach 
Wilhelm Keil, ebenso wie in Heilbronn, und Friedrich Stampfer war eigens aus Berlin 
angereist, um in Reutlingen das Wort zu ergreifen.1250 Insgesamt entwickelte sich der 
Wahlkampf der württembergischen Sozialdemokraten zu einem Wahlkampf, der 
ungewöhnlich intensiv die landespolitischen Probleme hervorhob und weniger die 
reichspolitischen Angelegenheiten besprach: Insbesondere die Notverordnungen der 
geschäftsführenden Regierung Bolz erfuhren intensive Kritik durch die Landespartei.  
So benannten die württembergischen Sozialdemokraten durch Wilhelm Keil die Einführung 
der sogenannten Schlacht- und Fleischsteuer als „üble Überraschung“, welche die 
Bevölkerungsteile stark belaste, „die schon vorher unter den Lohnsenkungen gelitten haben 
und deren Lohntarife jetzt durchbrochen werden“. Zwar sei jene Steuer in den meisten 
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anderen Reichsländern bereits eingeführt, diese Länder seien jedoch viel ungünstigeren 
finanziellen Verhältnissen ausgesetzt als Württemberg. Dass der württembergische 
Finanzminister Dehlinger zu solchen Mitteln greife, zeige, so Keil, dass er mit seinem Latein 
am Ende sei. Ebenso wie die Schlachtsteuer griff Keil den Teil der Notverordnung an, der die 
seit Jahren kontrovers diskutierte Einführung des achten Schuljahres bis auf weiteres 
aussetzte. Zwar hatte die Regierung finanzielle und wirtschaftliche Gründe für die Aufhebung 
der erweiterten Schulpflicht benannt, nichtsdestotrotz schien der wahre Grund vielmehr der 
zu sein, dass die Regierung die aktuelle Situation nutzte, um den bildungspolitischen 
Streitpunkt vorerst bequem aus dem Weg zu räumen. Keil bemängelte zudem, dass 
sämtliche andere Parteien  - die KPD sparte er aus – die Notverordnung schweigend 
akzeptiert hätten, und dass also die Sozialdemokratie als die einzige oppositionelle Kraft im 
Parlament agierte. 1251  
Jene Notverordnungen der württembergischen Regierung wurden nicht im Landtag, sondern 
im Finanzausschuss diskutiert, welcher die „Mitteilungen der Regierung“ entgegenzunehmen 
hatte. Staatspräsident Bolz begründete die Maßnahmen damit, dass trotz aller getätigten 
Einsparungen im Staatshaushalt ein großes Defizit entstanden sei. Die sozialdemokratischen 
Vertreter übten bei der Besprechung nicht allein Kritik an dem Inhalt der Notverordnungen, 
sondern kritisierten zunächst die Vorgehensweise der Regierung, welche den Landtag 
ausschalte, ihm keinerlei Vorschläge mache und eigenmächtig vorgehe. Sie kündigten an, 
die Aufhebung jener Maßnahmen im Landtag zu beantragen.1252 Gemeinsam mit den 
kommunistischen Vertretern stimmten die Sozialdemokraten für den kommunistischen 
Antrag, die Regierung solle ihre Deckungsvorschläge im Landtag in Form von 
Gesetzentwürfen einbringen, der von den übrigen Parteien niedergestimmt wurde. Ebenso 
blieb der sozialdemokratische Antrag erfolglos, der sich gegen die Verschleppung des 
achten Schuljahres wandte.1253 Dass die Sozialdemokraten gemeinsam mit der KPD für 
einen von der KPD eingebrachten Antrag stimmten, zeigt hierbei eine gewisse Flexibilität 
innerhalb der württembergischen Sozialdemokratie, zu der die übrigen Parteien in dieser 
Qualität zu diesem Zeitpunkt nicht mehr fähig waren: Der Eintritt für die eigene Politik trotz 
einer nicht gewollten Einheit zwischen sich und dem politischen Gegner. Mit ihrem Verhalten 
offenbarte die württembergische Sozialdemokratie einen Grad der Verinnerlichung einer 
politisch-parlamentarischen Kultur, die dem Zentrum  wie auch den Demokraten bereits 
abhanden gekommen war, welche im Vorfeld endgültige koalitionspolitische Absagen erteilt 
hatten.  
                                                          
1251
 Donau-Wacht, 26.9.1932, Artikel von Wilhelm Keil, S. 1. 
1252
 Donau-Wacht, 26.9.1932, S. 3. 
1253
 Donau-Wacht, 26.9.1932. 
  
299
Neben der Schlachtsteuer und der aufgehobenen Einführung des achten Schuljahres 
thematisierten die württembergischen Sozialdemokraten des Weiteren die Erhöhung der 
Einwohnersteuer in Württemberg. „Papenmethoden in Stuttgart. Ein neues Steuerdiktat der 
Regierung Bolz“ war auf den Titelseiten sozialdemokratischer Blätter zu lesen1254 und weiter: 
„Notverordnungsdiktat und Landtagsausschaltung – Bürgerliche und Nazi tragen die 
Verantwortung“1255. Zudem widmete sich die Landespartei einem Thema, welches die 
Gemüter in Zeiten extremer Arbeitslosigkeit und hoher Staatsverschuldung sicherlich 
bewegte: Die Gehälter der oberen Beamten. Hier traten die Vertreter der SPD im 
Finanzausschuss für eine Verminderung der Gehälter ein, um den Landeshaushalt zu 
sanieren.1256         
Bei allen thematischen Schwerpunkten verlor sich die sozialdemokratische Agitation oftmals 
und besonders während der verschiedenen Großkundgebungen der Partei in den üblichen 
zuversichtlichen Formeln und aggressiven Polemiken: „Die Partei des werktätigen Volkes 
steht nunmehr auch in Württemberg gerüstet zur Wahlschlacht“, hieß es in der Donau-Wacht 
über die Landesversammlung der württembergischen Sozialdemokratie am 9. Oktober. „Jetzt 
wird die Welle der Kampfbegeisterung hinausgetragen in das fernste Tal. Die Agenten des 
großen Komödianten Adolf Hitler und die Regierung, die er in den Sattel heben half – sie 
haben dem Volk gezeigt, was es von einem Sieg der Reaktion zu gewärtigen hat. Nicht mehr 
Abwehr der Konterrevolution allein gilt es heute, nein, jetzt heißt es ins Lager des Feindes 
hineinzustoßen, Laue aufzurütteln, die Massen wachzurufen, zum Entscheidungskampf des 
Volkes für das Recht auf seinen Staat, gegen die Knechtung durch Willkürherrscher – gegen 
Militarismus für Frieden – gegen Profitwirtschaft für Sozialismus.“1257 Dieser stereotype 
Optimismus entbehrte jeder realistischen Einschätzung der Situation. Die Wahlen konnten 
nicht gewonnen werden. Keines der von den einzelnen Parteien propagierten Staatssysteme 
war von der Bevölkerung mehrheitlich angenommen worden. Weder die parlamentarische 
Demokratie, noch die Monarchie – weder die Diktatur des Proletariats, noch das Dritte Reich 
hatten eine Majorität hinter sich. Zudem wusste die württembergische SPD keinen 
potentiellen Koalitionspartner an ihrer Seite. Dennoch sprachen die sozialdemokratischen 
Akteure solche Hoffnungen aus und versuchten so ihren minimierten Handlungsspielraum 
ohnmächtig zu ignorieren. 
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Die Landesversammlung, welche offenbar mit Differenzen zwischen den einzelnen 
Teilnehmern umzugehen hatte1258, stimmte unter anderem über die Kandidatenliste der 
Reichstagswahlen ab. Dabei wurde die seit 1928 eingeschlagene Richtung beibehalten, 
welche die Verjüngung der Partei anstrebte. Erstmalig verzichtete Wilhelm Keil auf sein 
Mandat. Zwar hatte Keil nach eigenen Angaben auf energischen Widerspruch in seiner 
Partei gehofft1259, dieser blieb bei seiner Verzichtserklärung jedoch aus. Der langsame 
Rückzug Keils aus der Parteiarbeit, sein Ausstieg aus der Tagwacht, welche er 
vierunddreißig Jahre lang als Chefredakteur geleitet hatte und eben der Verzicht auf sein 
Reichstagsmandat, liefen parallel mit dem raschen Aufstieg Kurt Schumachers, der die 
jüngere Generation verkörperte. Jedoch standen nicht bloß der innerparteiliche 
Generationskonflikt zwischen den beiden Männern, sondern gleichwohl persönliche 
Diskrepanzen. Der aus einfachen Verhältnissen stammende Autodidakt Keil, der mit bestem 
Wissen und Gewissen, jedoch auch recht selbstgefällig die württembergische SPD viele 
Jahre mitgeführt hatte, hatte in Kurt Schumacher einen intellektuell überlegenen 
Konkurrenten gefunden, der zudem nicht daran dachte, sich seinem Kontrahenten 
unterzuordnen. So wurde Schumacher, der zunächst von Keil als potentieller Nachfolger 
nach Stuttgart gerufen worden war, sehr schnell zu seinem Widersacher und nicht wie erhofft 
zu einem braven Ziehsohn, der in die Fußstapfen des Alten zu treten bereit war.  
Kurt Schumacher führte also im Oktober 1932 hinter dem Parteivorsitzenden Erich 
Rossmann die Kandidatenliste an, die erstmalig ohne den Namen Keil zur Abstimmung 
kommen sollte. Dies machte bei den kommenden Wahlen insofern Sinn, da Schumacher 
bereits 19311260 die Tolerierungspolitik der SPD abgelehnt hatte, die nun allgemein hinfällig 
war, wohingegen Keil bis zuletzt an dem parteioffiziellen Kurs, der nun beendet war, 
festgehalten hatte. Neben Rossmann und Schumacher waren weiter nominiert: Fritz Ulrich, 
Jakob Weimer, Emil Schuler, Oskar Kalbfell, Johann Weisser, Christine Evert, August 
Weinstock, Karl Ruggaber, Christian Fauser und Valentin Dach, die alle einstimmig gewählt 
wurden.1261 Die ersten fünf Kandidaten1262 gehörten dabei mit Ausnahme Ulrichs der 
Stuttgarter Sozialdemokratie an und hatten alle das 50. Lebensjahr noch nicht überschritten. 
Der älteste der Kandidaten war Erich Rossmann, geboren 1884, der jüngste war 
Schumacher, Jahrgang 1895.         
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 So beklagte Jakob Weimer am 11.11.1932 in einem Brief an Keil, es seien in Zusammenhang mit 
der Aufstellung der Kandidatenliste Verdächtigungen gegen seine Person geäußert worden. Welcher 
Art jedoch jene Verdächtigungen gewesen waren, geht aus jenem Schreiben nicht hervor, AdsD, 
Abteilung II, Nachlass Wilhelm Keil, Mappe 22. 
1259
 Keil, Wilhelm: Erlebnisse, Originalmanuskript, 8. Buch, S.79, HStAS, Q ¼. 
1260
 Dies nach der 2. Notverordnung Brünings. Brüning zeigte keinerlei Konzessionsbereitschaft an die 
SPD. 
1261
 Donau-Wacht, 10.10.1932. 
1262
 Bestenfalls konnten die ersten fünf Kandidaten mit ihrem Einzug in den Reichstag rechnen. 
Realistisch kamen die ersten drei oder auch vier Kandidaten in Frage. 
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Rossmann und Schumacher übernahmen in der Folgezeit die ideelle Führung der Partei. Vor 
allem Schumacher entwickelte in seinen Analysen der politischen Situation eine solche 
Qualität, dass er zur Hauptversammlung am 9. Oktober als Hauptreferent geladen wurde. 
Nach einer Begrüßungsansprache des Parteivorsitzenden Rossmann, der explizit auf den 
Ernst der Lage hinwies und auch für die Gesamtpartei eine Hauptversammlung forderte, 
ergriff er das Wort, veranschaulichte die Ausgangslage der SPD und markierte künftige 
Zielpunkte. Als die eigentliche Ursache der Weimarer Staatskrise benannte Schumacher die 
Revolution von 1918, die eine „unvollendete“ Revolution gewesen sei: „An der Wiege der 
Umwälzung stand der Zwang, alles Revolutionäre zurückzustellen hinter die brennenden 
Aufgaben der Demobilmachung, hinter die Schaffung von Arbeit und Brot, von Kleidung und 
Kohle“.1263 Darüber sei es versäumt worden, kompromisslos eine Republik zu begründen, die 
ausschließlich von Republikanern getragen werde.1264 Zudem hätten die bürgerlichen Partner 
der Sozialdemokratie „aus Angst vor der Partei und der Arbeiterbewegung sich zu keiner 
endgültigen Festigung der politischen und sozialen Errungenschaften der Revolution“ 
entschließen können. So habe „nicht ein Zuviel, sondern ein Zuwenig an Demokratie das 
deutsche Unheil verschuldet“. Diese frühe Analyse entsprach sicherlich in Teilen der 
tatsächlichen Entwicklung. Bereits die Geburt des Weimarer Staates hatte die 
entscheidenden Problemzonen geschaffen, die sein Ende verantworteten  - 
republikfeindliche Kräfte, die deutsche Linke und Rechte, hatten der Republik einen 
antirepublikanischen Boden bereitet, der nach und nach die Republik zersetzte. Die erste 
Chance jener „Gegenrevolution“ sei der Umfall der bürgerlichen Partner gewesen. 
Insbesondere in Württemberg traf Letzteres zu. Sehr früh, viel früher als im Reich und in 
Preußen, hatte sich hier das Zentrum von republikanischen Werten und parlamentarischen 
Grundideen verabschiedet. Es stand in Württemberg seit 1928 einer Regierung vor, die das 
Mehrheitsvotum der Bevölkerung missachtet und die Sozialdemokratie als die stärkste 
politische Kraft vollständig isoliert hatte. Damit hatte das Zentrum parlamentarische und 
republikanische Prinzipien ausgehebelt und war im höchsten Gerade mitschuldig an dem 
vorzeitigen Ende der württembergischen Demokratie, welches im Vorfeld weder 
Nationalsozialisten noch Kommunisten bedurft hatte. Die württembergische Demokratie war 
nicht wie im Reich und in Preußen abgewählt, sondern trotz der vorhandenen Mehrheit in der 
Bevölkerung durch die Politik des Zentrums ausgehungert worden. 
„Die Gegenrevolution ist uns in ihrer ganzen zwangsläufigen Entschlossenheit und in ihrer 
wahren Gestalt am 20. Juli entgegengetreten“. Die elementare Bedeutung dieses Tages sei 
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 Donau-Wacht, 10.10.1932, auch im Folgenden (gesamtes Referat Schumacher). 
1264
 Resultat der Revolution sei gewesen, nicht die „brutale Änderung der Machtverhältnisse, sondern 
die Teilung der Gewalt auf allen Gebieten“ mit eben jenen Kompromissen auf dem wirtschaftlichen, 
politischen und kulturellen Gebiet. 
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für die deutsche Sozialdemokratie „die Erkenntnis einer absolut neuen Situation in der 
Republik“, referierte Schumacher und unterstrich so, dass sich die deutsche 
Sozialdemokratie ihrer Situation bewusst war. Schumacher forderte eine rücksichtslose und 
konstruktive Opposition der SPD und konkretisierte sozialdemokratische Zielsetzungen, 
indem er einen Forderungskatalog formulierte: Enteignung des Großgrundbesitzes; 
Sozialisierung der Privatmonopole, der Schwerindustrie und der Großbanken „allein sichern 
uns vor Wiederauferstehung irgendeiner Form des Faschismus“; Aufrichtung der 
Konsumindustrie und nicht der Produktionsmittelindustrie; Abrüstung statt Aufrüstung – „Das 
deutsche Volk braucht Brot und nicht Kanonen“. Allerdings formulierte Schumacher keine 
politische Strategie zur Erlangung dieser Ziele, sondern verlor sich zunächst in der 
Argumentation, die Krise des Kapitalismus führe zwangsläufig zu seinem Ende und zum 
Sozialismus. Die Rückkehr zu orthodox marxistischen Interpretationen der Gesamtsituation 
führte ausschließlich und auch in Schumachers Beitrag zu einer Radikalisierung auf rein 
verbaler Ebene und gab keine tatsächlichen Kampftaktiken vor: „Der Druck der anderen 
erzeugt den Gegendruck des Proletariats. Die politische Praxis der Partei ist revolutioniert 
worden“, erklärte Schumacher und ignorierte die Passivität der Partei auch am 20. Juli, die 
offen dargelegt hatte, dass die SPD über eine revolutionäre Praxis nicht verfügte. Auch 
Schumachers Taktik führte an der parlamentarischen Lösung des Problems nicht vorbei. Das 
Ziel, auf welches die württembergischen Genossen eingeschworen werden sollten, war, die 
kommunistischen Arbeiter zu überzeugen, dass der sozialistische Staat ausschließlich mit 
der SPD zu realisieren sei. Grundsätzlich hatte Schumacher Recht, wenn er die Spaltung der 
Arbeiterbewegung als ein auschlaggebendes Problem benannte. Jedoch entbehrte dass 
formulierte Ziel, sich die Basis der KPD einzuverleiben, jeder realen Einschätzung. Die 
realistischere Konzeption des „Einheitsfront“-Gedankens schloss Schumacher aus.1265  So 
fand auch der Intellekt eines Kurt Schumachers keine Antwort auf die Frage der künftigen 
Taktik der Partei, um deretwillen Rossmann die Landesversammlung nach eigenen Angaben 
einberufen hatte.1266 Immer wieder unternahmen deutsche Sozialdemokraten eine Analyse 
der politischen Entwicklung des Weimarer Staates und immer endete jede Analyse an jenem 
Punkt, der die Konsequenz dieser Überlegungen hätte formulieren müssen. Wiederholt 
benannte auch Schumacher, welcher augenscheinlich die Führung des 
sozialdemokratischen Wahlkampfes in Württemberg übernahm, die Probleme des Weimarer 
Staates und erklärte fortgesetzt den 9. November zum Ausgangspunkt der geschichtlichen 
Ereignisse: „Dieser Wahlkampf geht um den 9. November 1918“. Jedoch zog auch er keine 
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 Donau-Wacht, 10.10.1932. 
1266
 Dies formulierte Rossmann in seiner in seiner Begrüßungsansprache, Donau-Wacht, 10.10.1932. 
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Konsequenzen, sprach zwar von der „Zerschlagung der Gegenrevolution“1267, wies jedoch 
keinen Weg, wie diese Zerschlagung vor sich gehen könnte.  
Der 6. November brachte wie nicht anders erwartet keine Entscheidung. Die 
Nationalsozialisten blieben die stärkste Partei, erreichten aber lediglich 33,1% im Reich 
(Württemberg: 26,2%) und verloren im Vergleich zur Juliwahl über 2 Millionen Stimmen. 
Zweitstärkste Partei im Reich wurde die SPD mit 20,4%, welche im Vergleich zur Vorwahl 
nur geringe Stimmeneinbußen verzeichnete. Die Verluste der Sozialdemokratie gingen 
zugunsten der KPD (Reich: 16,9%) welche die drittstärkste Partei vor dem Zentrum (11,9%) 
wurde. Deutliche Gewinne konnten die Deutschnationalen für sich verbuchen, welche sich 
um ein Viertel vergrößerten. 1268 
In Württemberg wurde die SPD drittstärkste Partei (Württemberg: 15,2%; 3 Mandate1269) 
hinter den Nationalsozialisten und dem Zentrum. Im Gegensatz zum Reich hatten die 
württembergischen Sozialdemokraten große Verluste zu melden und verloren ein Fünftel 
ihrer Stimmen. Auch die NSDAP (26,2%)hatte ihren Stimmenanteil erheblich verringert. Das 
Zentrum blieb stabil(20,5%). Die Kommunisten waren die eigentlichen Gewinner der Wahl 
(Reich: 16,9%; Württemberg: 14,5%)und erreichten nahezu das Potential der SPD. Die DDP 
erzielte in Württemberg 3%, der Landbund 8%.1270  
 
9.10. Zusammenfassung 
 
Das Jahr 1932 begann für die württembergischen Sozialdemokraten mit der Beschlagnahme 
ihres Zentralorgans aufgrund eines Kommentars gegen den Nationalsozialisten Dr. Best. 
Dieser politische Akt seitens der württembergischen Regierung war für die Parteiführung von 
solch „charakteristischer Bedeutung“, dass die sozialdemokratische Fraktion ihn zum Anlass 
nahm, eine Grundsatzdebatte über die Weimarer Demokratie im Landtag zu eröffnen. 
Hierbei zeigte sich nochmals der tiefe Schnitt zwischen Monarchisten, Konservativen, 
Demokraten, Kommunisten und Nationalsozialisten. Dass die sozialdemokratische Presse in 
ihrem antifaschistischen Kampf durch die Beschlagnahme der Tagwacht von der 
württembergischen Regierung behindert statt unterstützt wurde, muss für die 
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 Donau-Wacht, 4.11.1932. 
1268
 SDR, 434, S. 76/77. 
1269
 Für die württembergische Sozialdemokratie zogen in den Reichstag Rossmann, Schumacher und 
Ulrich, SDR, 434, S.105. 
1270
 SDR, 434, S.76/77. 
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Sozialdemokraten und auch für die übrigen demokratischen Vertreter als unglaublicher Akt 
und als frustrierender Schlag empfunden worden sein. 
Die Reichspräsidentenwahlen und die anschließenden Landtagswahlen waren eine 
politische Gradwanderung für die Sozialdemokraten in Württemberg. Stellten sie sich zur 
Unterstützung Hindenburgs neben ihre politischen Gegner, so agitierten sie zur gleichen Zeit 
im Zuge des Landtagswahlkampfes gegen sie. Die Irritation innerhalb der Arbeiterschaft und 
die Aufgabe des eigenen politischen Profils zugunsten der politischen Taktik lasteten 
selbstverständlich schwer auf der Parteiführung. Da das reichsdeutsche Ergebnis des ersten 
Wahlganges einen zweiten Wahlgang erzwang – das württembergische Votum hätte bereits 
im ersten Wahlgang für Hindenburg gereicht – und dieser zweite Wahlgang lediglich 
vierzehn Tage vor den Landtagswahlen lag, ergab sich für die württembergischen 
Sozialdemokraten in jenen Wochen eine besonders schwierige Situation. 
Der Wahlkampf wurde von der SPD aktiv gegen die NSDAP und versöhnlich gegenüber dem 
Zentrum als potentiellen Koalitionspartner geführt. Die Ausschreitungen der 
nationalsozialistischen Kampfverbände führten schließlich zum Verbot der SA und SS, 
welches von der SPD selbstverständlich positiv gewertet wurde, auch wenn es die eigenen 
Kampforganisationen lähmte, da nun auch sie unter strengerer Aufsicht seitens des Staates 
standen. Wie erwartet wurde bei diesen Wahlen die NSDAP stärkste Partei mit 26,4%. 
Demgegenüber erhielten die württembergischen Sozialdemokraten schmale 16,6%. Der 
württembergische Landtag war nunmehr nicht im Stande, koalitionsfähige Mehrheiten zu 
bilden. Während der Koalitionsverhandlungen zwischen den einzelnen Parteien kam es dann 
auch tatsächlich zu Annäherungen zwischen dem Zentrum, der DDP, der DNVP und dem 
Christlichen Volksdienst auf der einen und der NSDAP auf der anderen Seite.  Wenn auch 
die Verhandlungen scheiterten – Bolz bildete eine geschäftsführende Regierung -, so musste 
sich doch insbesondere das Zentrum vorwerfen lassen, die NSDAP durch die Offerte einer 
gemeinsamen Regierungskoalition salonfähig gemacht und eben jenes politische Tabu 
gebrochen zu haben. 
Am 20. Juli 1932 wurde die preußische Regierung Braun abgesetzt und durch einen 
Reichskommissar ersetzt. Die Reichsleitung der SPD und die preußische Regierung selbst 
übten praktisch keinen Widerstand, obwohl sie sich der Bedeutung des „Preußenschlages“ 
voll bewusst waren. Im Grunde genommen verpasste die deutsche Sozialdemokratie hier 
ihre nahezu letzte Gelegenheit – sieht man vom 30. Januar 1933 ab – die Demokratie mit 
außerparlamentarischen Mitteln zu verteidigen und zeigte ihren politischen Gegnern, dass 
die Angst ihrer Parteiführer vor einem Bürgerkrieg so stark war, dass auch die 
nationalsozialistische Machtübernahme ohne eine wirkliche Gegenwehr der 
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sozialdemokratisch organisierten Arbeiterbewegung denkbar erschien. Zu Besonnenheit 
riefen in Württemberg dabei nicht allein der konservative Flügel der Partei um Wilhelm Keil 
auf, sondern auch Männer wie Kurt Schumacher. Der Landesvorstand proklamierte den 31. 
Juli zum Tag der Abrechnung und berief sich also auf das Votum des Volkes, das über die 
Weimarer Demokratie entscheiden sollte. Die politische Legitimation durch das Volk war dür 
die SPD-Führung weiterhin die alleinige Grundvoraussetzung für die Erlangung der 
Staatsmacht. 
Der Wahlkampf weitete sich zur aggressivsten Wahlschlacht aus, die Deutschland bis dahin 
erlebt hatte. Der Altonaer Blutsonntag war trauriger Höhepunkt dieser Wochen. Auch die 
Sozialdemokraten, sich nicht mehr dem Zentrum und der Regierung Brüning verpflichtet 
fühlend, führten ihren Wahlkampf mit agitatorischer Schärfe. In der württembergischen 
Parteipresse warnten die sozialdemokratischen Redakteure, die Papen-Regierung sei 
lediglich der Übergang zum Dritten Reich. Der Parteivorsitzende Erich Rossmann unterstellte 
Nationalsozialisten und Ultrakonservativen, sie verfolgten die Nahziele Regierungskrise – 
Staatskrise – Staatsstreich. Die Einschätzung der politischen Situation durch die 
württembergische Parteiführung war also durchaus realistisch, auch was ihr schlechtes 
Abschneiden bei den bevorstehenden Wahlen betraf. Die NSDAP erlangte im Reich 37%, in 
Württemberg 30%, die SPD im Reich 21,6% und in Württemberg 17,6%. 
Der Reichstag blieb weiterhin gelähmt. In der Sitzung vom 13. September verpasste von 
Papen die Möglichkeit, den Reichstag unbefristet aufzulösen. Die Neuwahlen wurden für den 
6. November ausgeschrieben. Die württembergischen Sozialdemokraten hoben in dem nun 
folgenden Wahlkampf die landespolitischen und weniger die reichspolitischen Probleme in 
den Vordergrund. Insbesondere die Notverordnungen der geschäftsführenden Regierung 
Bolz standen in der sozialdemokratischen Kritik. Bei der Besetzung der Kandidatenliste 
wurde die seit 1928 eingeschlagene Richtung beibehalten, welche die Verjüngung der Partei 
anstrebte. Wilhelm Keil verzichtete erstmals auf seinen Platz auf der Liste, ohne den von ihm 
erhofften Widerspruch seiner Parteikollegen zu erhalten. Kurt Schumacher führte nun die 
württembergische Reichstagskandidatenliste an und übernahm in den noch wenigen 
verbleibenden Wochen die ideelle Führung der württembergischen Sozialdemokratie. Der 6. 
November brachte den Nationalsozialisten nicht den erhofften Sieg, sondern zwei Millionen 
weniger Stimmen als im Juli. Die Verluste der SPD waren im Vergleich zur Vorwahl gering.  
Das Jahr 1932 hatte die SPD auf Reichsebene erschüttert. Da die württembergische 
Landesorganisation bereits seit vier Jahren politisch isoliert war, bedeutete für sie das Jahr 
1932 nicht jenen Umbruch, den es für die reichsdeutsche oder gar die preußische SPD 
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ausmaß. Die württembergische SPD war 1928 entmachtet worden, die preußische SPD und 
damit auch die Reichspartei am 20. Juli 1932. 
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10. Legal – halblegal – illegal – Das Jahr 1933 
 
10.1. Die Reichskanzlerschaft von Schleichers  
 
Die Novemberwahlen zum Reichstag hatten der Regierung Papen keine politische 
Erleichterung gebracht. 1271 1272 Da sich keine Aussichten auf eine mehrheitsbildende 
Koalition boten, versuchte der Reichskanzler eine bürgerlich rechte Koalition in dem Gewand 
der „nationalen  Konzentration“ zu formieren. Auf Einladung des Reichskanzlers sandten 
sämtliche Parteien ihre Vertreter zu den anstehenden Verhandlungen, mit Ausnahme der 
KPD, welche keine Einladung erhalten hatte, der SPD, welche eine Teilnahme nach 
Vorstandsbeschluss vom 10. November ablehnte1273 und der NSDAP, dessen Führer sich 
statt zu einer persönlichen Aussprache zu einer schriftlichen Korrespondenz entschlossen 
hatte.12741275  In seinem ersten Gespräch, welches der Reichskanzler mit den Vertretern des 
Zentrums, Kaas und Joos führte, wurde von Papen erneut seine schwierige Position 
verdeutlicht. Die Zentrumsführer lehnten eine Regierung mit von Papen als Reichskanzler 
ab: Eine nüchterne Prüfung der Gesamtlage ergebe, so die Erklärung des Zentrums, „dass 
die Zusammenfassung der politischen Kräfte zu einer starken Not-und Arbeitsgemeinschaft, 
deren Bildung sachlich durchaus möglich ist, unter der gegenwärtigen politischen Führung 
und im Rahmen des gegenwärtigen Kabinetts ausgeschlossen bleibt“.1276 Die 
Zentrumsführer setzten sich für eine Reichskanzlerschaft Hitlers ein und versuchten also von 
Papen beiseite zu räumen und Hitler den Weg ebnen. Die Vertreter der DNVP, der DVP und 
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 Siehe im Folgenden Huber, VII, S. 1142. 
1272
 Die These, dass jene Wahlen eine klare Absage an die Regierung Papen gewesen seien, wie die 
Literatur vornehmlich behauptet, ist zweideutig formuliert und verwirrend. Die DNVP, jene Partei, 
welche dem Papenkurs sicherlich am nächsten stand gewann im Vergleich zu den Juliwahlen um 
8,8% und erweiterte die Zahl ihrer Mandate von 37 auf 52. Papen gewann hier also mit seiner Politik. 
Insgesamt hatte Papen jedoch keinerlei Rückhalt innerhalb der Bevölkerung erlangen können. 
1273
 Der Parteiausschuss hatte sich in jener Sitzung auf eine scharfe Opposition gegen die 
Präsidialregierung Papen festgelegt. Am 15.11.1932 hatte die SPD-Reichstagsfraktion der 
Reichskanzlei mitgeteilt, dass Wels und Breitscheid der Einladung Papens nicht folgen würden, Akten 
der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 1932, Bd. 2, 
Dok.Nr. 211, Anm. 2. 
1274
 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 
1932, Bd. 2, Dok.Nr. 214: „Adolf Hitler an den Reichskanzler. München, 16.11.1932. 
1275
 Hitler war nach dem Gespräch mit Hindenburg am 13. August nach wie vor äußerst frustriert, 
siehe zur inneren Verfassung Hitlers ausführlich Kershaw, Ian: Hitler 1889-1936, S.487. 
1276
 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 
1932, Bd. 2, Dok.Nr. 211: Aufzeichnung des Staatssekretärs Planck über eine Besprechung des 
Reichskanzlers mit den Reichstagsabgeordneten des Zentrums Kaas und Joos am 16. November 
1932, 11.30 Uhr. 
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der BVP dagegen gaben von Papen ihre Zusage1277. Interessant bei der Besprechung von 
Papens mit dem Vorsitzenden der DVP, Eduard Dingeldey, war das scharfe Bild, welches 
der Reichskanzler auf Berufung des Reichspräsidenten von den Konsequenzen für die 
Zukunft des Deutsches Reiches bei einer Kanzlerschaft Hitlers zeichnete. „... Wenn Hitler 
Reichskanzler ist, und der alte Herr eines Tages nicht mehr leben sollte, (würde) Hitler nicht 
nur gleichzeitig Reichspräsident, sondern auch Oberbefehlshaber der gesamten Wehrmacht 
sein“.1278 Offensichtlich waren sich von Papen und Hindenburg also durchaus der Gefahr 
bewusst, die von der NSDAP und dem Machthunger ihres Führers ausging. Aus diesem 
Bewusstsein resultierte sicherlich die ablehnende Haltung des Reichspräsidenten gegenüber 
einer Reichskanzlerschaft Hitlers. Wenn Hindenburg und von Papen dennoch den Versuch 
der Zähmung der NSDAP wagten, indem sie die Nationalsozialisten an der Regierung 
beteiligen wollten, so geschah dies in den folgenden Wochen unter der Nennung klarer 
Bedingungen, welche die Eingrenzung der nationalsozialistischen Macht garantieren 
sollten.1279 Dies war vor allen Dingen die Absage an eine Kanzlerschaft Hitlers. 
In einem Brief an Hitler verlautbarte von Papen dann auch, der Reichspräsident sei nach wie 
vor nicht zu einer Ernennung Hitlers zum Reichskanzler zu bewegen. Seit dem 13. August 
habe sich an der Haltung Hindenburgs nichts geändert.1280 Jedoch hatte sich auch an der 
Haltung Hitlers nichts geändert.1281 Nach wie vor beharrte auch er auf seiner Forderung, den 
Platz des Reichskanzlers bei Eintritt der NSDAP in die Regierung einzunehmen. Diese 
Haltung entsprach im Grunde einer realistischen Einschätzung der politischen Situation des 
NS-Führers: Der Einstieg in die Regierungsgeschäfte ohne den vollen Zugriff auf die 
Führung entsprach zum einen nicht der nationalsozialistischen Zielsetzung und hätte zum 
anderen die Bewegung zermürben können. 
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 Siehe Huber, VII, S.1142 ff (Huber versetzt hier die zeitlichen Abläufe und unterlässt zudem die 
Erwähnung, Hitler habe ein persönliches Gespräch mit Papen abgelehnt. Demgegenüber ist der 
Briefwechsel Papen – Hitler genauestens dokumentiert). 
1278
 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 
1932, Bd. 2, Dok.Nr. 212: Falk über eine Besprechung des Reichskanzlers mit dem Vorsitzenden der 
DVP Dingeldey am 16. November 1932, dabei nannte Papen nicht Hitler als das gefährliche Element 
in der NSDAP, sondern Strasser: „Man hat zu Hitler nicht das Vertrauen, dass er stark genug sein 
würde, sich dann der Einflüsse der radikalen Elemente seiner Partei zu erwehren ...“ Bei Hitler könne 
angenommen werden, „dass er persönlich nicht von vornherein im Falle einer Kanzlerschaft illegale 
Absichten verfolgen würde“, bei Strasser würde dies jedoch „absolut der Fall sein“. 
1279
 Hindenburg bezog hierbei klare Positionen und nannte Hitler die Bedingungen für eine 
Regierungsbeteiligung: In dem Gespräch zwischen dem Reichspräsidenten und Hitler am 19.11.1932 
lehnte es Hindenburg eindeutig ab, Hitler die Kanzlerschaft zu übertragen, da er eine überparteiliche 
Regierung wolle und keine Parteiregierung. Die NSDAP könne stattdessen „einige Ministerposten „ 
bekommen. Akten der Reichskanzlei, Kabinett von Papen, Band 2, Dok.Nr. 222, S. 984ff. 
1280
 Huber, VII, S. 1145. 
1281
 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 
1932, Bd. 2, Dok.Nr. 214: Adolf Hitler an den Reichskanzler“, München, 16.11.1932. 
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Die Widerstände seitens des Zentrums und seitens der NSDAP erwogen den Reichskanzler 
zur Gesamtdemission seines Kabinetts, welche dem Reichspräsidenten am 17. November 
übergeben wurde. Hindenburg  berief für den folgenden Tag eine Besprechung mit den 
Vertretern der bürgerlichen und rechten Parteien ein. Neben dem Reichspräsidenten sprach 
sich lediglich Hugenberg gegen die Kanzlerschaft Hitlers aus. Die übrigen Anwesenden, die 
Vertreter des Zentrums, der BVP und der DVP erklärten ihr Einverständnis, unter Hitler in die 
Regierung einzutreten. Wiederum einen Tag später, am 19. November, empfing Hindenburg 
Hitler. Auch bei diesem Gespräch forderte Hitler die Kabinettsführung und auch hier erklärte 
der Reichspräsident, der sehr wohl die Mitarbeit der NSDAP in einer künftigen Regierung 
wünschte, er wolle eine „überparteiliche Regierung“ und keine „Parteiregierung“ unter 
Führung der NSDAP.1282 Was den Reichspräsidenten womöglich in einem weiteren 
Gespräch am 21. November aufhorchen ließ, waren die sicherlich in diesem Kontext 
undiplomatischen und unklugen Ausführungen Hitlers, sein Programm mittels eines 
Ermächtigungsgesetzes durchzuführen, da Hindenburg dem Parteimann Hitler eine solche 
Verantwortung nicht zutraute1283. Dass der Reichspräsident nicht grundsätzlich gegen die 
Verabschiedung eines Ermächtigungsgesetzes im Reichstag war, das den Präsidenten 
zugunsten der Regierung aus der alleinigen Verantwortung hätte entlassen können, steht 
dabei außer Frage. Der Führungsanspruch Hitlers jedoch, der nicht nur das Amt des 
Reichskanzlers, sondern zudem die Position des preußischen Reichskommissars für sich 
einforderte, stießen auf Hindenburgs Ablehnung. Tatsächlich scheiterten die Verhandlungen 
zwischen Hitler und Hindenburg an den Bedingungen, die der Reichspräsident einer 
künftigen Regierung stellte und die Hindenburg auch in Zukunft seine präsidialen 
Vollmachten garantieren sollten.1284 Hitler lehnte dies am 23. November konsequenterweise 
ab: Sein Ziel war es, die Staatsführung zu übernehmen, ohne von Fall zu Fall auf 
Hindenburgs Zustimmungen angewiesen zu sein.1285  
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 Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 
1932, Bd. 2, Dok.Nr. 222: Aufzeichnungen des Staatssekretärs Meissner mit dem Führer der NSDAP 
Hitler am 19.11.1932, 11.30 Uhr. 
1283
 Wörtlich erklärte Hitler in jenem Gespräch: „Ich glaube, dass ich eine Basis finden würde, auf der 
ich und die neue Regierung vom Reichstag ein Ermächtigungsgesetz bekämen. Eine solche 
Ermächtigung wird vom Reichstag niemand anderes als ich bekommen. Damit wäre die Schwierigkeit 
gelöst“, Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von Papen, 1. Juni bis 3. 
Dezember 1932, Bd. 2, Dok.Nr. 222: Aufzeichnungen des Staatssekretärs Meissner mit dem Führer 
der NSDAP Hitler am 19.11.1932, 11.30 Uhr: Sicherlich stand Hindenburg jenen Zielen nicht 
deswegen kritisch gegenüber, weil er eine Einschränkung seiner präsidialen Macht befürchtete. Der 
Reichspräsident favorisierte ja nach wie vor eine parlamentarische und keine präsidiale Regierung. 
Jedoch traute er dem Führer der Nationalsozialisten einen adäquaten Umgang mit solcherlei 
Machtbefugnissen nicht zu.  
1284
 S.o. 
1285
 Siehe Huber, VII, S. 1149 ff. und Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, Das Kabinett von 
Papen, 1. Juni bis 3. Dezember 1932, Bd. 2, Dok.Nr. 224, 225, 226. 
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Nach den gescheiterten Verhandlungen zwischen dem Reichspräsidenten und Hitler setzte 
sich von Papen erneut für die Realisierung des verfassungsmäßig äußerst fragwürdigen 
Notstandsplanes1286 vom September des Jahres ein: Vertagung des Reichstages auf 
unbestimmte Zeit und Durchführung aller erforderlichen politischen Maßnahmen in dieser 
Zeit. Obwohl eine von Schleicher in Auftrag gegebene Studie an die Reichswehr besagte, 
dass im Falle eines Aufstandes der NSDAP und der KPD, mit welchem bei einer Erklärung 
des Staatsnotstands zu rechnen sei, Reichswehr und Polizei nicht stark genug seien, um die 
öffentliche Ordnung gegen die politischen Extreme aufrecht zu erhalten1287, gab der 
Reichspräsident von Papen die Garantie für die notwendigen präsidialen Vollmachten.1288 
Von Papen scheiterte jedoch an der Absage seines Kabinetts an seine Person aufgrund 
einer so benannten ablehnenden Stimmung innerhalb der Bevölkerung gegen von Papen. 
Jene „Palastrevolution“ führte schließlich zur Abdankung von Papens und auf dessen 
Vorschlag zur Ernennung Schleichers zum Reichskanzler am 3. Dezember 1932. 
Schleichers politisches Nahziel war die Gewinnung gänzlich unterschiedlicher politischer 
Gruppen zur Erlangung einer parlamentarischen Tolerierungsmehrheit. Mittels dieser 
Querfront wollte er eine politische Basis zur Lösung der schwerwiegendsten Probleme des 
Staates schaffen. Das Konzept stieß von Beginn an auf Schwierigkeiten: Hitler verharrte 
weiterhin auf seiner Ausschließlichkeitsposition, die NSDAP werde lediglich in eine 
Regierung mit ihm als Reichskanzler eintreten. Die SPD hatte bereits im Vorfeld, noch vor 
Schleichers Ernennung zum Reichskanzler, durch ihren Fraktionsvorsitzenden Rudolf 
Breitscheid erklären lassen, sie sei zu einer Tolerierung nicht bereit.1289 Die Absage durch 
Breitscheid war dabei für Schleicher keineswegs überraschend gekommen, da die SPD nach 
eigener Einschätzung für die Tolerierung eines Präsidialkabinetts, „von wem es auch immer 
geführt werde, nicht zu haben sei“1290. Das halbamtliche Contibüro meldete daher bereits am 
28. November: „Aus der ganzen Situation ergibt sich, dass die Aussichten eines 
parlamentarischen Burgfriedens für die nächsten Monate nach der schon jetzt erkennbaren 
schroffen Haltung der Sozialdemokraten und Nationalsozialisten äußerst minimal sind. Auch 
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 Huber erkennt die Verfassungsmäßigkeit jenes Planes an. Zwar widerspreche der 
Staatsnotstandsplan dem Art. 25 WRV, unter dem Aspekt jedoch, dass der Staatspräsident als Hüter 
der Verfassung zu fungieren habe, sei eine solche Verfassungssuspension durch ein sogenanntes 
überpositives Notstandsrecht legitimiert: „Volkswahlen“, so Huber, VII, S.1155, „, die zur Destruktion 
der Demokratie führen, sind keine Wahlen im Sinne der verfassungsmäßigen Demokratie“. Was in 
diesem Kontext, den Huber zur Erklärung herbeiführt, nicht schlüssig wirkt, ist die Tatsache, dass 
unter diesem Aspekt der „verfassungsmäßigen Demokratie“ die NSDAP von Beginn an keine 
Legitimation hätte haben dürfen und konsequenterweise keine Zulassung zu den Wahlen hätte 
erhalten dürfen.   
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 Die Ergebnisse dieser Studie waren insofern politisch gefärbt, da sie mit einem Widerstand aller 
Gruppen in sämtlichen Bereichen rechnete – quasi mit einem innen- und außenpolitischen GAU. 
1288
 Dies geschah in einem Gespräch mit Hindenburg, Papen, Schleicher und Oskar von Hindenburg 
am 1.12.1932, siehe Huber, VII, S.1160. 
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 Zitiert nach Donau-Wacht, 29.11.1932 (Bericht des Sozialdemokratischen Pressedienstes). 
1290
 Donau-Wacht, 29.11.1932. 
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ein Kabinett unter Führung des Generals von Schleicher würde also mit dem Reichstag in 
Konflikt geraten.“1291 
Schleicher blieb, was die Unterstützung organisierter Arbeiterorganisationen betraf, der Weg 
über die Gewerkschaften. In einem Bündnis mit ihnen sollte sowohl die bürgerliche Mitte als 
auch die SPD selbst aufgeweicht werden. Die NSDAP glaubte Schleicher zähmen zu können 
durch eine von ihm forcierte Parteispaltung mittels eines Bündnisses der neuen Regierung 
mit Gregor Strasser.1292  
Am 28. November, also vor seiner Ernennung zum Reichskanzler und noch vor der 
Abdankung von Papens, kam es zu ersten Gesprächen zwischen Schleicher und Vertretern 
des ADGB, Theodor Leipart und Wilhelm Eggert, bei denen „die vordringlichsten 
wirtschaftspolitischen und sozialpolitischen Fragen erörtert“ wurden.1293 Als die wichtigsten 
Aufgaben einer künftigen Regierung bezeichneten Leipart und Eggert die Arbeitsbeschaffung 
im Wege öffentlicher Arbeiten und die Aufhebung der lohnpolitischen Bestimmungen der 
Notverordnung vom 5. September. In den folgenden Tagen konkretisierten die 
Gewerkschaften ihre Forderungen an den designierten Reichskanzler. Offensichtlich hatte 
Schleicher bei dem Gespräch mit Leipart und Eggert einen solchen Eindruck hinterlassen, 
dass die Gewerkschaftsführer eine Zusammenarbeit nicht von vornherein ablehnten und 
konkrete Möglichkeiten zur Verbesserung der Lage der Arbeitnehmerschaft 
beziehungsweise der Arbeitslosen in einer Zusammenarbeit mit Schleicher tatsächlich 
erblickten. In einem Schreiben an Schleicher, welches die sozialdemokratische Presse 
veröffentlichte, forderte daher der ADGB: Aufhebung der Notverordnung vom 5. September 
1932; Gelder für Neueinstellungsprämien aus der Notverordnung vom 4. September 1932 
zur Finanzierung öffentlicher Arbeiten; Arbeitszeitverkürzung auf 40 Stunden; 
Steuergutscheine zur Finanzierung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen; 
Rückgängigmachung aller Verschlechterungen sozialer Leistungen durch die 
Notverordnungen; Winterhilfe; Unabdingbarkeit der Tarifverträge.1294 
Trotz des Vertrauenszugeständnisses der Gewerkschaften, blieb die SPD bei ihrer Haltung 
gegen Schleicher. Zum einen bestand die Parteiführung auf der Unantastbarkeit des 
Reichstages und also auf einer parlamentarischen Regierung, zum anderen sah sie in 
Schleichers Kabinett Grund genug, ihre Blockadehaltung zu festigen: Das Kabinett der 
Barone sei unverändert wiederbeauftragt, urteilte die Partei über die Kabinettsliste und 
folgerte: „Über den politischen und wirtschaftlichen Kurs der neuen Regierung kann also für 
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 Zitiert nach Donau-Wacht, 28.11.1932. 
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 Siehe zum Machtkampf Hitler – Strasser ausführlich Kershaw, Ian: Hitler 1889-1936, S.495ff 
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 Donau-Wacht, 29.11.1932. 
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 Zitiert nach Donau-Wacht, 2.12.1932. 
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die Sozialdemokratie kein Zweifel bestehen“.1295 Ein besonderer Dorn im Auge der 
Sozialdemokraten war dabei die Ernennung Franz Brachts1296 zum Innenminister: „Dieser 
Herr Bracht ist der Mann des 20. Juli ... In seiner Eigenschaft als Reichskommissar hat 
Bracht uns gezeigt, wer er ist. Er ist für Preußen, was Papen für das Reich war...“1297 erklärte 
die Donau-Wacht und fragte: „Ist das die ´Versöhnung´ des neuen Reichskanzlers, ist das 
die angekündigte ´Bereinigung´ des Preußenkonflikts? Schlimmer als durch die Ernennung 
Brachts zum Innenminister konnte Herr von Schleicher die vielgepriesene 
´Versöhnungspolitik kaum verhöhnen“. In der Tat war Schleicher hier schlecht beraten 
gewesen – zumindest, was seine Ziele zur Schaffung einer politischen Querfront anbelangte 
– als er ausgerechnet Bracht in seine Regierung berief. Mit Bracht als Innenminister verlor 
Schleicher alle Chancen für eine eventuelle Zusammenarbeit mit der SPD. Auch die 
Ernennung Friedrich Syrups zum Reichsarbeitsminister, dem einzigen guten Mann, der die 
SPD versöhnlich stimmen könne1298, änderte nichts an der Haltung der Parteiführung. 
In einem Aufruf des Parteivorstands, der am 6. Dezember von der Parteipresse veröffentlicht 
wurde, war die künftige Linie der SPD in ihrem kausalen Kontext zusammenfassend 
formuliert: „Es wird für alle Zeiten das geschichtliche Verdienst der Sozialdemokratie bleiben, 
den heutigen Faschismus so lange von der Macht ferngehalten zu haben, bis sein Abstieg in 
der Volksgunst begann. Dieser Abstieg wird kaum weniger schnell erfolgen, als sich der 
Aufstieg vollzogen hat“, verteidigte der Parteivorstand seine bisherige Politik und warnte: 
„Das deutsche Volk lehnt mit wachsenden Mehrheiten eine Diktatur des Nationalsozialismus 
ab. Jeder Versuch, sie dennoch aufzurichten, würde mindestens zwei Drittel des Volkes zu 
einheitlicher Abwehr mit allen Mitteln vereinigen.“ Die Beurteilung der Regierung Schleicher 
– obwohl bis dato nicht öffentlich durch eine Regierungserklärung hervorgetreten – erfolgte 
auch hier vorab:  „An die Stelle des Kabinetts Papen ist ein Kabinett Schleicher getreten, das 
nahezu ausschließlich aus Mitgliedern der alten Regierung besteht. Auch ihm wird die 
Sozialdemokratie nicht anders gegenüber stehen, als in der allerschärfsten 
Opposition....“.1299  
Bevor die Regierungserklärung am 15. Dezember erfolgte – Schleicher wählte statt des 
Reichstages den Rundfunk zu ihrer Veröffentlichung – tagte der Reichstag am 6. Dezember 
und den drei darauffolgenden Tagen bis er sich am 9. Dezember vertagte. In seinen 
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 Donau-Wacht, 5.12.1932. 
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 Franz Bracht; * 23.11.1877 in Berlin, + 26.9.1933 in Berlin; Studium der Rechts- und 
Staatswissenschaften in Würzburg und Berlin; Staatsanwalt in Essen und Hamm; 1923/24 
Staatssekretär der Reichskanzlei; 1924-1932 Oberbürgermeister der Stadt Essen; 1932 
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Sitzungen, die begleitet wurden von Radauszenen zwischen Nationalsozialisten und 
Kommunisten im Reichstagsgebäude, erhielt der Reichskanzler die nochmalige Möglichkeit, 
die Ziele der einzelnen Parteien und die Positionen der Reichstagsmehrheit 
nachzuvollziehen. Unter anderem wurden hiernach die Notverordnungen von Papens vom 4. 
und 5. September korrigiert und ein Amnestiegesetz verabschiedet. Zudem beschloss der 
Reichshaushaltsauschuss die Einführung der Winterhilfe. Die Eingaben der 
sozialdemokratischen Fraktion gaben Schleicher zudem ein konkretes Bild der politischen 
Nahziele der SPD:  Misstrauensvotum gegen das Kabinett Schleicher; Aufhebungen der 
Notverordnungen der Regierung Papen; Amnestiegesetzentwurf; Hilfe für die Opfer der 
Krise; Rückgängigmachung des Abbaus bei der Arbeitslosenunterstützung und der 
Wohlfahrtspflege, bei den Renten, der Sozialversicherung, bei der Versorgung der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen; Winterhilfsaktion: Versorgung der 
notleidenden Bevölkerung mit Brot und Kohlen und billigem Fleisch, Mietbeihilfe, 
Pachtsenkung, Pachtschutz, Entlastung notleidender Schuldner, Öffentliche 
Arbeitsbeschaffung; Verkürzung der Arbeitszeit auf 40 Stunden; Umstellung der gesamten 
Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik; Einführung einer Luxussteuer; Kürzung hoher 
Gehälter und Pensionen; Überwindung des kapitalistischen Systems; Verstaatlichung der 
Großbanken, der Versicherungen und der Schlüsselindustrie; Enteignung des 
Großgrundbesitzes; Einführung von Staatsmonopolen und Vereinheitlichung der 
Elektrizitätswirtschaft.1300  
Schleichers Programm, welches er am 15. Dezember veröffentlichte, war keineswegs 
identisch mit den sozialdemokratischen Forderungen, dennoch enthielt es wichtige 
Zugeständnisse an die sozialpolitischen Forderungen der deutschen Sozialdemokratie und 
wirkte insgesamt bedacht und ausgewogen. Schleicher bat die Bevölkerung und ihre 
Vertreter, ihn als „überparteilichen Sachverwalter der Interessen aller 
Bevölkerungsschichten“ zu sehen, der lediglich für eine „kurze Notzeit“ die Staatsgeschäfte 
lenken wolle.1301 Die Betonung, er sei im Grunde lediglich Reichskanzler auf Zeit, sollte 
sicherlich die Befürchtungen aller Republikaner und vor allen Dingen die der 
Sozialdemokraten zerstreuen, Schleicher werde die Weimarer Demokratie im Ganzen 
abschaffen und den Staat restaurieren. Er bat namentlich die Volksvertretung in diesem 
Kontext um Vertrauen. Sein Programm, betonte Schleicher, bestehe „aus einem einzigen 
Punkt: ´Arbeit schaffen!´“. Diese Einleitung klang versöhnlich und weckte Hoffnungen, vor 
allem, da der Reichskanzler im direkten Anschluss an jenen „einzigen Punkt“ der 
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 Zitiert nach Donau-Wacht, 9.12.1932, S. 1: „Freiheit, Arbeit, Sozialismus. Die 
sozialdemokratischen Anträge im Reichstag“. 
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 Hier und im Folgenden: Akten der Reichskanzlei, Weimarer Republik, das Kabinett von 
Schleicher, 3. Dezember 1932 bis 30. Januar 1933, DokNr. 25, S. 101ff. 
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Arbeitsbeschaffung erklärte, dass, bis das Ziel erreicht sei, die sozialpolitische Komponente 
einen erhöhten Stellenwert erhalten solle. Man müsse, so Schleicher, „rechtzeitig Dämme 
einbauen, damit die Fluten nicht über uns weggegangen sind, bevor die wirtschaftliche 
Erholung sichtbar wird, auch wenn diese Dämme nicht 100-prozentig den strengsten 
Gesetzen der wirtschaftlichen Vernunft entsprechen“. Dies war recht sozialdemokratisch 
gesprochen, hatte doch die SPD bereits zu Beginn der Wirtschaftskrise, so auch im 
württembergischen Landtag ebenfalls gefordert, man müsse Arbeit schaffen und wenn nötig 
Maßnahmen ergreifen, die der konventionellen wirtschaftlichen Logik widersprächen.1302 Im 
Folgenden nannte Schleicher konkrete Punkte, die zur Verbesserung der allgemeinen 
Situation beitragen würden. In diesem Kontext scheute sich der Reichskanzler nicht davor, 
dass unbequeme Thema „Siedlungspolitik“ aufzugreifen, welches ihn vom 
Reichspräsidenten und dem ostpreußischen Adel geradezu entfremden musste. Hier führte 
Schleicher gar den alten Preußenkönig Friedrich II. an, um die Nationalliberalen zu 
beschwichtigen, indem er darauf hinwies, „dass der große König nach einem siebenjährigen 
Kriege, der an Preußen beispiellose wirtschaftliche Anforderungen gestellt hatte, in kurzer 
Zeit blühende Provinzen durch Siedlung geschaffen hat. Gerade auch als Wehrminister“, so 
Schleicher, müsse er auf die Besiedlung der Ostmark den größten Wert legen: „Denn letzten 
Endes sind es noch immer die Menschen auf eigener Scholle gewesen, die den besten 
Grenzwall gegen das Vordringen fremden Volkstums abgeben". Dies war schlau gesprochen 
und zudem ein Balanceakt, der seinesgleichen suchte: In einem Zuge die SPD mit sozial- 
und wirtschaftspolitischen Versprechen zu locken und gleichzeitig die Nationalliberalen mit 
militärischem Ehrenkodex und vaterlandstreuer Opferbereitschaft zu binden. Diese Linie 
verfolgte Schleicher weiter, wenn er treuherzig versicherte, er sei „ketzerisch genug, 
einzugestehen, dass ich weder ein Anhänger des Kapitalismus noch des Sozialismus bin, 
dass für mich Begriffe wie Privat- oder Planwirtschaft ihre Schrecken verloren haben, ganz 
einfach, weil es diese Begriffe in absoluter Reinheit im Wirtschaftsleben gar nicht mehr gibt, 
auch gar nicht mehr geben kann“. Die eingangs versicherte Neutralität wurde hier zum 
Bekenntnis und wenig später an anderer Stelle konkretisiert, indem Schleicher drohend 
aussprach: „Es geht nicht an, dass gerade Unternehmungen alle Vorteile der Privatwirtschaft 
genießen wollen, alle Nachteile aber, vor allen Dingen also das Risiko, auf den Staat 
abwälzen“. Rückendeckung holte er sich bei diesem Ausspruch, den auch ein 
Sozialdemokrat hätte artikulieren können, ausgerechnet bei dem Vorsitzenden des 
Reichsverbandes der Deutschen Industrie Dr. Krupp. Auch bezüglich der höheren Gehälter 
leitender Beamter in Industrie und Wirtschaft sprach Schleicher ganz im Sinne der deutschen 
                                                          
1302
 Siehe Kapitel 8.4.:Württemberg in der Weltwirtschaftskrise (1). Maschinen sollten ausgeschaltet 
werden und statt ihrer Arbeiter beschäftigt werden. 
  
315
Sozialdemokratie, wenn er demgegenüber Krupp zitierend forderte, ein jeder solle sich 
„hinsichtlich seiner Ansprüche auf feste Bezüge die größte Zurückhaltung auferlegen“. 
„Also ein sozialer General, höre ich manchen meiner Zuhörer mit zweifelndem oder sogar 
spöttischen Achselzucken sagen“ mutmaßte Schleicher und erklärte, wie er zu dieser 
Einstellung gekommen sei, nämlich durch das Militär: „Ja, meine Damen und Herren, es hat 
in der Tat nichts Sozialeres gegeben als die Armee der allgemeinen Wehrpflicht, in der Arm 
und Reich, Offizier und Mann in Reih und Glied zusammenstanden ... Ich betrachte es daher 
... als eine meiner Hauptaufgaben, den sozialen Gesichtspunkt bei allen 
Regierungsmaßnahmen zur Geltung zu bringen“. 
Aus diesen Beweggründen heraus definierte der Reichskanzler die nächsten Ziele und 
wieder entsprachen diese den Forderungen der SPD: Keine weitere Senkung der 
Arbeitseinkommen; Verbesserung der Organisation der Arbeitslosenhilfe; eine besondere 
und von der SPD intensiv geforderte Winterhilfe für Bedürftige; die Aufhebung der 
Einschränkung des Versammlungsrechtes und in einer diesbezüglichen Zuwiderhandlung 
den Einsatz der Wehrmacht zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung. Ein besonderer Punkt in 
Schleichers Programm war die Jugendfürsorge. Durch ein sogenanntes Reichskuratorium für 
Jugendertüchtigung sollten die jungen Leute von der Straße geholt und beschäftigt werden. 
Hierzu hatte Schleicher in seiner Eigenschaft als Reichswehrminister bereits im Vorfeld dem 
Reichsbanner Angebote für eine Beteiligung an dem Kuratorium gemacht, die dessen Leiter, 
Karl Höltermann1303, durchaus positiv aufgenommen hatte. 
Die Regierungserklärung endete in dem Aufruf an alle Verbände, Gruppen und Parteien, 
„daran zu denken, dass sie nicht Selbstzweck sind und ihre Daseinsberechtigung verlieren, 
wenn sie sich der Mitarbeit am Staate entziehen. Das deutsche Volk hat ein sehr feines 
Gefühl für ein Versagen auf diesem Gebiet und wird sich enttäuscht von denjenigen 
abwenden, denen es im reichsten Maße sein Vertrauen geschenkt hat, weil es große 
positive Leistungen von ihnen erwartete und nicht Taktik und Negation“.1304 
Die offizielle Beurteilung der Partei war negativ. „Nehmt alles nur in allem“, erklärte der 
Sozialdemokratische Dienst1305, der offizielle Pressedienst der Partei, „der ganze echte 
Schleicher steckte dahinter (hinter der Regierungserklärung, die Verf.), verschlagen und 
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vorsichtig, die Fäden nach allen Seiten spinnend und überall horchend, ob nicht ein Echo der 
Unterstützung für ihn und seine Pläne zu erhoffen sei“1306. Die von Schleicher artikulierten 
Pläne wurden hier als „wenig greifbar“ bezeichnet, man wolle endlich „Taten sehen“, der 
Reichskanzler müsse „Farbe bekennen“. Endlich wurde der Grund benannt, der zu jenem 
Misstrauen geführt hatte: „Die Zusammensetzung der Regierung Schleicher lässt alles 
andere als den Schluss zu, dass diese Regierung diese Entschlusskraft aufbringen wird“.1307 
In der Tat hatte Schleicher nicht erwarten können, mit Männern wie Bracht einen 
Vertrauensvorschuss innerhalb der deutschen Sozialdemokratie zu erzielen. Gerade dieser 
Kabinettskollege hatte in Preußen zu viel Porzellan zerschlagen. Ebenso war die 
Zusammensetzung des Kabinetts insgesamt – mit Ausnahme Syrups – schlichtweg 
indiskutabel für die SPD: Zum einen war es das „Kabinett der Barone“, zum anderen das 
Kabinett des 20. Juli. Konnte man einer Regierung sein Vertrauen schenken, unter welcher 
die Reichsexekution Preußens vollzogen worden war, wenn auch unter einem anderen 
Reichskanzler? Konnte man Schleicher trauen, welcher beim Preußenputsch als 
Reichswehrminister agiert und damit in entscheidender Position gesessen hatte? Schleicher 
hatte Fehler gemacht, welche für die sozialdemokratische Führung unentschuldbar waren. 
Der Parteivorstand sah die Annäherungen des Reichskanzlers an Gewerkschaften und 
Reichsbanner mit seiner Offerte der Beteiligung der Kampforganisation an dem 
Reichskuratorium für Jugendertüchtigung als Versuch der Spaltung der sozialdemokratisch 
organisierten Arbeiterbewegung und Arbeiterorganisationen. Auch die Gespräche zwischen 
Schleicher, Leipart und Eggert hatten laut Parteivorstand jenen alleinigen Grund. Sicherlich 
blieb Schleicher aufgrund der ablehnenden Haltung nichts anderes übrig, als mit den 
Führern von ADGB und Reichsbanner zu verhandeln, nachdem die Absage des SPD-
Vorstands bereits vor seiner Ernennung zum Reichskanzler erfolgt war. Aber Schleicher 
wollte nicht die Spaltung – er wollte die Zustimmung der Partei aufgrund des Druckes von 
Höltermann und Leipart. Die Reichsbannerführung sah in dem Reichskuratorium tatsächlich 
wünschenswerte Potentiale. Auch die Gewerkschaften sahen in dem Programm einen Weg 
aus der Krise. Leipart sprach sich öffentlich für die neue Regierung aus und zeigte so 
zunächst wider die SPD-Führung seine Bereitschaft zu einer eventuellen Unterstützung des 
Regierungsprogramms. Neben ihnen gab es auch in der SPD-Führung Männer, die 
durchaus bereit waren, mit der neuen Regierung zusammenzuarbeiten. Otto Brauns Angebot 
an Schleicher, seine Politik zu stützen unter der Bedingung, die Notverordnung vom 20. Juli 
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 Zitiert nach Donau-Wacht, 16.12.1932, S. 1 und 3: „Militärromantiker oder Tatmensch?“. 
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 Die Zusammensetzung der Regierung benannte gleichsam Wels in der Sitzung des 
Parteiausschusses mit der Kontrollkommission am 16. Dezember 1932 als den dominanten Grund 
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Schleicher den Kampf angekündigt. Der Regierung Schleicher deswegen, weil die Regierung sich aus 
denselben Personen zusammensetzt wie die Regierung Papen“, in Hagen Schulze: Anpassung oder 
Widerstand...., DokNr. 3, S.115 f. 
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1932 aufzuheben, zeigte, dass sich nicht alle Parteiführer auf Linie des Parteivorsitzenden 
Otto Wels befanden. Jedoch verhinderte die strenge Parteidisziplin eine ernsthafte Kollision. 
Sowohl der Reichsbanner als auch – und dies war geradezu erstaunlich – der ADGB stellten 
sich nach kurzer Zeit hinter den Parteivorstand der SPD.  
Tatsächlich konnte man der SPD-Führung keine Vorwürfe machen, sich gegen die neue 
Regierung zu stellen. Schleichers Angebote waren zwar verlockend, jedoch blieb der Grund 
zur Annahme bestehen, sein Programm sei eher Mittel zum Zweck als ein wahres politisches 
Bekenntnis. Er hatte den Mut zur personellen Umgestaltung seines Kabinetts nicht gehabt, 
zudem hatte er dem Reichsbanner Offerten gemacht, die von der SPD bereits im Sommer 
abgelehnt worden waren und damit Streitigkeiten innerhalb der Sozialdemokratie und ihrer 
Organisationen forciert. Allein seine politische Biographie schloss ein Zusammengehen mit 
der SPD aus. Die ablehnende Haltung der deutschen Sozialdemokratie führte neben einigen 
anderen Faktoren wenig später zu seiner Abdankung. 
Die zweite politische Kraft, welche dem Reichskanzler zu einer Tolerierungsmehrheit 
verhelfen sollte, war die NSDAP. Sie war in sich gespalten und durchlebte im Dezember 
1932 eine innere Krise, ließ also Schleichers Plan von einer Spaltung der 
nationalsozialistischen Bewegung durchaus realistisch erscheinen. Hitlers 
Ausschließlichkeitskurs erfuhr in den eigenen Reihen mehr und mehr Kritik. Der 13. August, 
die Absage Hindenburgs an eine Reichskanzlerschaft Hitlers, die Novemberwahlen zum 
Reichstag mit dem deutlichen Rückgang nationalsozialistischer Stimmen, hatten den Konflikt 
Strasser-Hitler verschärft und Strasser, welcher sich für den Eintritt der NSDAP in die 
Regierung einsetzte, erstarken lassen. Mit Ausnahme der KPD hatte zudem keine Partei im 
Reichstag ein Interesse an seiner Auflösung und an Neuwahlen. Insbesondere die NSDAP-
Fraktion, welche sich auf einem absteigenden Ast wähnte, war Gegnerin einer 
Reichstagsauflösung, sodass sich Schleicher in einer  vergleichsweise stabilen Situation 
befand. Zunächst standen die Zeichen für Schleicher hier also nicht schlecht.  
Am 8. Dezember jedoch war der Führungskampf innerhalb der NSDAP zugunsten Hitlers 
entschieden. Strasser schied aus sämtlichen Parteiämtern und blieb in diesen kritischen 
Tagen seiner Partei und dem Deutschen Reich fern. Für Schleicher bedeutete die 
Niederlage Strassers das Ende seiner Möglichkeiten. Ohne Strasser war das Querfront-
Konzept nicht zu realisieren. Unter Hitlers Führung war eine Zusammenarbeit mit den 
Nationalsozialisten ausschließlich unter Hitler als Reichskanzler denkbar. 
Während sich für Schleicher der Vorhang der politischen Bühne langsam senkte, zeigte 
Reichskanzler a.D. von Papen erneut Aktivitäten. In seiner Herrenklub-Rede vom 16. 
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Dezember machte er Hitler offen ein Bündnisangebot1308 für eine gemeinsame künftige 
Regierung. In einem geheimen Treffen zwischen Hitler und von Papen am 4. Januar 1933, 
von welchem bereits am nächsten Tage in der Presse zu lesen war, einigten sich von Papen 
und Hitler auf ein Duumvirat, eine Art Zweikanzlerherrschaft. Mit Sicherheit dachte Hitler 
nicht wirklich an eine Teilung der Macht mit von Papen, dennoch war für ihn das Angebot ein 
realistischer Weg zur Machtübernahme. So schrieb Goebbels denn zu dieser Stunde: „Wenn 
der Coup gelingt, sind wir nicht mehr weit von der Macht entfernt“1309. Gegenüber Schleicher 
suchte von Papen das Treffen, von welchem der Reichskanzler in der Presse erfahren hatte, 
zu verharmlosen. Gegenüber Hindenburg erklärte von Papen jedoch, Hitler habe seinen 
Alleinführungsanspruch aufgegeben, woraufhin ihm der Reichspräsident die Erlaubnis 
erteilte, die Gespräche mit Hitler fortzuführen. Entscheidend für den Reichspräsidenten war 
der Verzicht Hitlers auf das Amt des Reichskommissars in Preußen.1310 Zudem konnte ihm 
von Papen ein Kabinett präsentieren, welches das Vertrauen des Reichspräsidenten besaß 
und in welchem die Nationalsozialisten in der Minderheit blieben. 
Am Ende seiner Amtszeit sah Schleicher nur noch jenen Ausweg, den er noch unter dem 
Reichskanzler a.D. von Papen abgelehnt hatte: Die Erklärung des Staatsnotstands, in 
welcher Schleicher von seinem Kabinett unterstützt wurde. Hindenburg lehnte jedoch diesen 
Plan unter den gegenwärtigen Umständen ab. Die Entfremdung zwischen Ihm und 
Schleicher war augenscheinlich geworden. 
Am 30. Januar ernannte der Reichspräsident Adolf Hitler zum Reichskanzler. Der Vorhang 
war gefallen. 
 
In Württemberg waren die politischen Wogen in jenem Dezember 1932 und Januar 1933 
sehr viel gemäßigter gewesen. Der Landtag tagte und kam also seinen parlamentarischen 
Pflichten im Gegensatz zum Reichstag zumindest formalrechtlich nach. Im Dezember 
versammelten sich die Abgeordneten der württembergischen Parteien zehnmal im 
Halbmondsaal und disputierten über Schulpraktikantenstellen, Junglehrer, die Jugend- und 
Volksbildung, die Verwaltungsvereinfachung, die Notlage der Waldwirtschaft, Löhne der 
Waldarbeiter, die Gebäudeentschuldungssteuer, die Wohnungszwangswirtschaft und vieles 
mehr.1311 Jedoch: auch „die Regierung Bolz waltete ... mit Notverordnungen weiter ihres 
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 Siehe ausführlich zu den Verhandlungen Papen – Hitler: Kershaw, Ian: Hitler 1889-1936, S.519ff. 
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 Huber, VII, S.1209, Anm. 21. 
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 Siehe hierzu ausführlich Kershaw, Ian: Hitler 1889-1936, S.519ff. 
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Amtes“1312, was Keil mit den Worten kommentierte: „Der arbeitsunfähige Landtag vermochte 
seinen Beschlüssen keine Geltung zu verschaffen“.1313 
Die Regierung Bolz zeigte sich selbstbewusst gegen den Nationalsozialismus: So war 
Württemberg das einzige Land im Deutschen Reich, welches die Übertragung einer 
Strasser-Rede im Rundfunk abgelehnt hatte. Aber das Selbstbewusstsein der 
württembergischen Regierung zeigte sich auch in anderen Bereichen. Gegen den Willen des 
württembergischen Parlaments hatte Bolz im Reichsrat für Württemberg gegen das 
Amnestiegesetz stimmen lassen, dies sehr zum Ärger der württembergischen 
Sozialdemokraten.1314  
Die württembergische Sozialdemokratie befand sich, was die Regierung Schleicher 
anbelangte, klar auf Linie der Reichspartei. Auf einer Kreiskonferenz des dreizehnten 
Wahlkreises referierte Kurt Schumacher über den neuen Reichskanzler in der ihm eigenen 
Klarheit und Schärfe: „Er ist klüger als Papen, aber für uns als Führer der Gegenrevolution 
vielleicht noch gefährlicher. Schleicher hat in früheren Jahren zu verhindern gewusst, dass 
ein politischer Staatssekretär in die Reichswehrleitung genommen werden sollte, er hat den 
früheren Reichswehrminister Gessler gestürzt, er war Schuld an dem Sturz Hermann 
Müllers, er hat Gröner und Brüning protegiert und sie später wieder beseitigt. Die 
Gegenrevolution hat kein Interesse daran, die Nazis zu beseitigen, sondern sie nur zu 
zähmen und an ihren Karren zu spannen. Die Nazis und der Stahlhelm sollen nur dazu 
dienen, die marxistische Front  zu schwächen und der Gegenrevolution die Truppen zu 
liefern. Man muss sich hüten, das Gerede von dem ´sozialen General´ ernst zu nehmen. 
Schleicher ist ein Stück der Gegenrevolution... Unsere Partei muss gegenüber Schleicher, 
Papen und Hitler eine Politik treiben, die unmissverständlich sein muss ... man muss sich 
auch davor hüten, zu große Hoffnung auf die Arbeitsbeschaffung durch Schleicher zu 
setzen. Es wäre auch falsch, Schleicher als Schutzwall gegen die Nationalsozialisten zu 
betrachten. Im Gegenteil, er will in der Gegenrevolution die Braunen und Blauen 
zusammenführen...“1315 
Dass die Braunen und die Blauen, die Nationalsozialisten und die Monarchisten, 
gemeinsame Sache machen könnten und wollten, stellte auch Wilhelm Keil in seinem 
Neujahrsaufruf  fest: „Neben der faschistischen steht die monarchistische Gefahr. Niemand 
kann wissen, ob nicht die heute gegeneinander stehenden feindlichen Brüder sich bald 
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 Keil, Erlebnisse, 2, S.486. 
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 Keil, Erlebnisse, 2, S.486. 
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 So titelte die Donau-Wacht: „Eugen Bolz in Diktaturpose. Zentrumseigensinn gegen 
Landtagsmehrheit“, Donau-Wacht, 21.12.1932. 
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 Donau-Wacht, 20.12.1932. 
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wiederfinden und gemeinsam die Bastion der Republik bestürmen werden“1316. Über die 
parallel verlaufenden Bemühungen von Papens und Schleichers mit Führern der NSDAP 
folgerten die württembergischen Sozialdemokraten: „Schleicher bemüht sich, Strasser und 
seinen etwa vorhandenen Anhang von Hitler zu trennen und Papen versucht, Hitler gegen 
Strasser sowohl wie gegen Schleicher auszuspielen, oder die beiden Reichskanzler arbeiten 
gemeinsam auf das Ziel hin, die Nationalsozialisten allesamt regierungsfähig und 
regierungswillig zu machen...“1317. Auffallend war an den Stellungnahmen der 
württembergischen Sozialdemokraten, dass Reichskanzler a.D. von Papen weiterhin als ein, 
wenn nicht der stärkste Gegner der Republik dargestellt wurde. Noch aus der nachträglichen 
Perspektive des Jahres 1945 heraus urteilte Wilhelm Keil: „Als in dieser Entwicklung die 
nationalsozialistische Flut ihren höchsten Stand erreicht hatte, glaubte der Intrigant v. Papen 
sie für seine Zwecke ausnützen zu können. Er schlich sich an den greisen 
Reichspräsidenten heran, ließ sich zum Kanzler ernennen und zerschlug mit militärischer 
Gewalt die demokratische Regierung Preußens. Die Nationalsozialisten jubelten ihm zu. 
Papen und Hitler führten als Verbündete den Wahlkampf im Sommer 1932 ... General von 
Schleicher wurde als Kanzler sein Nachfolger. Und nun begann ein neues Intrigenspiel 
Papens, und zwar gegen Schleicher....“1318 
Jedoch, so gefährlich die württembergische wie die reichsdeutsche Sozialdemokratie die 
politische Situation in jenen Wintermonaten auch einschätzte, so wenig war sie geneigt, 
definitive außerparlamentarische Kampfansagen zu machen. Im Gegenteil ließ sie 
zunehmend verlautbaren, die Arbeiterschaft solle sich besonnen verhalten. Während der 
Reichsparteivorstand noch am 26. Januar öffentlich drohte, bei einem Staatsstreich sei jeder 
Widerstand erlaubt, der geboten sei1319, riss er das Ruder zurück, als Hitler die 
Staatsgeschäfte übernahm: „Arbeitendes Volk! Republikaner!“ rief der Vorstand auf, „Wir 
führen den Kampf auf dem Boden der Verfassung ... Undiszipliniertes Vorgehen einzelner 
Organisationen oder Gruppen auf eigene Faust würde der gesamten Arbeiterklasse zum 
schwersten Schaden gereichen“. Und auch die Gewerkschaften warnten: „Lasst euch nicht 
zu voreiligen und darum schädlichen Einzelaktionen verleiten“.1320 
So übernahm Hitler die Staatsführung, ohne auf den gewaltsamen Widerstand der 
deutschen und auch der württembergischen Sozialdemokraten zu treffen. Statt des 
außerparlamentarischen Kampfes folgte die äußere und innere Emigration und die 
Verfolgung. 
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 Donau-Wacht, 7.1.1933. 
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 AdsD, Abteilung I, Nachlass Wilhelm Keil, Mappe 42: „Was war, was ist, was werden muss. 
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10.2. Von der Machtübernahme Hitlers bis zum Parteiverbot der SPD  
 
Der 30. Januar offenbarte eine gelähmte und ohnmächtige deutsche Sozialdemokratie: Teile 
der Parteiführung hatten seit Monaten mit einer Machtübernahme der Nationalsozialisten 
gerechnet1321, für viele Sozialdemokraten kam jedoch die Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler zumindest zu diesem Zeitpunkt überraschend. Wilhelm Keil beispielsweise 
hatte noch am 29. Januar nicht mit einem Regierungswechsel gerechnet.1322 Es gab weder 
ein wirkliches Programm noch einen Plan für diese Stunde, so dass es zu keinen 
organisierten Widerstandsaktionen kommen konnte. Solange sich die neue Regierung auf 
dem Boden der Verfassung bewege, solange wollte auch die SPD zu keinerlei 
außerparlamentarischen Mitteln greifen.1323 Dies war die Leitlinie, welche der 
Reichsparteivorstand in Berlin herausgab, und dies war gleichsam die Grundüberzeugung 
der württembergischen Sozialdemokraten, eines Wilhelm Keils ehedem und auch eines Kurt 
Schumachers. Mancher Funktionär verglich die Situation, in der sich die SPD nun befand mit 
der Zeit der Sozialistengesetze. Wilhelm Keil bezeichnete diesen Vergleich aus der 
Retrospektive als „illusionär“: Während der Sozialistengesetze, so Keil, habe sich nicht der 
ganze Staat geändert, und den Rahmen der Legalität verlassen, sondern nur die Einstellung 
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wirklich ein. Der Reiseplan musste begraben werden“, S.488, Siehe auch Jürgen Mittag: Wilhelm Keil, 
S.337. 
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 Siehe Donau-Wacht, 31.1., S. 1: „Hitlers Klassenkampfkabinett. Der Gefangene der Reaktion – 
Fünf Barone, zwei Industrielle und drei ´Sozialisten´“ 
AUFRUF 
„Arbeitendes Volk! Republikaner! 
[...] Wir führen des Kampf auf dem Boden der Verfassung [...] Jeder Versuch der Regierung, ihre 
Macht gegen die Verfassung anzuwenden oder zu behaupten, wird auf den äußersten Widerstand der 
Arbeiterklasse und aller freiheitlich gesinnten Volksteile stoßen; zu diesem Entscheidungskampf sind 
alle Kräfte bereitzuhalten! 
Undiszipliniertes Vorgehen einzelner Organisationen oder Gruppen auf eigene Faust würde der 
gesamten Arbeiterklasse zum schwersten Schaden gereichen...“ 
AUFRUF der Gewerkschaften ebenso: 
„... Um Angriffe gegen Verfassung und Volksrechte im Ernstfalle wirksam abzuwehren, ist kühles Blut 
und Besonnenheit erstes Gebot. Lasst euch nicht zu voreiligen und darum schädlichen Einzelaktionen 
verleiten“. „Die Partei“, so der offizielle Wortlaut, „lässt sich die Taktik nicht von dem Gegner 
vorschreiben", zitiert nach Donau-Wacht, 1.2.1933. 
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des Staates gegenüber einer einzigen Partei die Grenzen der Rechtsstaatlichkeit 
überschritten.1324 Aber auch Keil unterschätzte die Schlagkraft des Nationalsozialismus. 
Die wachsende Gewalt gegen den politischen Gegner auf reichsdeutschen Straßen und 
Plätzen, die zahlreichen Presseverbote sozialdemokratischer Zeitungen, kurz der Terror, 
welchen die NSDAP gegen die deutsche Sozialdemokratie in den folgenden Wochen und 
Monaten ausübte und stetig steigerte, änderten nichts an der positivistischen Haltung vieler 
Funktionäre. In der SPD-Führung schien man eher den Worten Görings zu vertrauen, 
welcher auf ein baldiges Ende jener „Maßnahmen“ hinwies und diese mit der 
augenblicklichen Situation entschuldigte, als der terroristischen Praxis der 
nationalsozialistischen Bewegung, die täglich das Gegenteil bewies. Dieses naive Vertrauen 
an die eigene Zukunft resultierte sicherlich aus der allgemeinen Ohnmacht der SPD-Führer, 
die ohne wirkliches Konzept und ohne ausreichendes Votum der deutschen Wählerschaft 
der politischen Entwicklung machtlos gegenüberstanden. Wahrscheinlich spielte  - wie auch 
am 20. Juli – die Angst vor einem blutigen und vielleicht aussichtslosen Bürgerkrieg die 
ausschlaggebende Rolle. Zudem rechnete keiner der Parteiführer mit jener aggressiven 
Schlagkraft des Nationalsozialismus, welche die Bewegung in den folgenden Monaten und 
Jahren erlangen sollte. Die SPD wurde Opfer ihrer eigenen Skrupel im Kampf gegen die 
Skrupellosigkeit des deutschen Faschismus. 
Am 1. Februar kündigte die neue Regierung, die zu diesem Zeitpunkt 35% der Sitze im 
Reichstag innehatte, Neuwahlen an.1325 Das Parlament wurde aufgelöst und die Wahlen auf 
den frühestmöglichen Termin, den 5. März festgelegt. Der Parteivorstand der SPD reagierte 
darauf mit der sofortigen Veröffentlichung des Wahlmanifestes in der folgenden Ausgabe des 
„Vorwärts“: „Verteidigt euch, verteidigt eure Unabhängigkeit als Bürger gegen eure 
Unterdrücker, gegen die oberen Zehntausend, gegen die erbärmliche Minderheit der Junker, 
gegen die Kapitalisten; brecht ihre wirtschaftliche und politische Macht! Kämpft mit uns für 
die Enteignung der Großgrundbesitzer und die Aufteilung des Landes unter die Bauern und 
landwirtschaftlichen Arbeiter! Kämpft mit uns für die Sozialisierung der Schwerindustrie und 
den Aufbau einer sozialistisch geplanten Wirtschaft“.1326 Die hier verstärkt gestellten 
marxistischen Forderungen waren Ausdruck des Konkurrenzkampfes zwischen KPD und 
SPD. Das Resultat dieses Aufrufs war ein dreitägiges Verbot der sozialdemokratischen 
Presse in Preußen, eine der ersten nationalsozialistischen Maßnahmen, welche die SPD 
zunächst in die Halblegalität und kurze Zeit später in die Illegalität drängen sollten. 
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In Württemberg ging auch nach der Machtübernahme zunächst alles seinen gewohnten 
Gang1327. Das Parlament tagte am 31. Januar sowie am 1. und 2. Februar, arbeitete also 
pflichtgemäß.1328 Zu wirklichen Radauszenen kam es im Halbmondsaal nicht, obwohl auch 
hier die nationalsozialistische Fraktion das Ihrige tat, um die politischen Gegner zu 
provozieren. So zum Beispiel als der nationalsozialistische Landtagspräsident Mergenthaler 
den kommunistischen Landtagsabgeordneten drohte, die Nationalsozialisten würden im 
Landtag demnächst „zur Selbsthilfe greifen“, d.h. mit Gewalt gegen die Kommunisten 
vorgehen.1329 Die Konsequenz dieser gegen die Geschäftsordnung verstoßenden Androhung 
war ihre Besprechung im Ältestenrat. Hier erklärte Wilhelm Keil für die SPD, mit solcherlei 
Rhetorik werde die Tätigkeit des Landtags künftig unmöglich gemacht und zweifelte 
öffentlich die Kompetenzen Mergenthalers innerhalb seines Amtes an.1330 „Im alten Landtag“, 
so Keil zu Mergenthaler, „habe es jeweils zu den Höhepunkten einer Schlusssitzung gehört, 
dass ein Abgeordneter aus einem dem Präsidenten entgegengesetzten Lager sich zu einer 
Dankesansprache an den Präsidenten erhob und dessen mustergültige Amtsführung rühmte. 
Dem Präsidenten Mergenthaler werde eine solche Anerkennung nie zuteil werden“.1331 Im 
Grunde zeigte die Kritik Keils gleichsam dessen Hoffnung auf eine weitere Tätigkeit der 
demokratischen Legislative.1332 Jedoch waren auch die Tage des württembergischen 
Parlaments gezählt. 
Insgesamt taten sich die württembergischen Nationalsozialisten schwerer als ihre 
Parteigenossen in den anderen Ländern des Deutschen Reiches. Zum einen konnten sie 
sich nicht auf jene Wahlerfolge stützen, zum anderen stießen sie im Land auf ein 
ausgeprägteres Selbstbewusstsein der Regierung, die auch nach der Machtübernahme 
durchaus souverän die nationalsozialistischen Angriffe und Schikanen parierte. Die 
Überparteilichkeit des Rundfunks blieb in Württemberg zunächst– so wie in den übrigen 
deutschen Ländern – unangetastet. Insgesamt hatte sich die württembergische NSDAP 
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weiterhin an die Ordnung des Landes zu halten und unterstand praktisch wie theoretisch den 
Anordnungen der württembergischen Regierung.1333 Dass Bolz kein Freund des deutschen 
Faschismus war, bewies er in seiner „Ulmer Rede“, die er Mitte Februar hielt:“...Wenn man 
von einem Vierjahresplan redet, muss man auch einen Vierjahresplan haben. Wenn man 
zehn Jahre das Volk verhetzt und ihm alles Gute und Wohlergehen verspricht, dann muss 
man in dem Augenblick, wo man die Regierung übernimmt, auch wissen, was man will. Dann 
muss man so weit sein, dass man dem Volk in den ersten 24 Stunden, in dem ersten Aufruf 
sagen kann: So wird es jetzt gemacht, wir haben das Rezept. Warum hat die Regierung den 
Vierjahresplan noch nicht vorgelegt? Weil sie keinen hat. Sie hat nicht so viel, was unter den 
Fingernagel geht...“ Dies waren deutliche Worte des württembergischen Regierungschefs, 
der ja, so betonte die sozialdemokratische Presse, einer der Unterhändler der 
Koalitionsgespräche zwischen Zentrum und NSDAP im Reich gewesen war und also die 
Politik der NSDAP kennen musste. „Wenn sie sagen, dass sie einen Plan haben, so sage ich 
Ihnen auf Grund unserer früheren Besprechungen mit den Nationalsozialisten... : Sie haben 
nichts. Sie sind froh, für alles, was man ihnen offeriert, sie beißen an, wie die Fliegen am 
Honig. Die nationale Einheit der Regierung besteht in 10 Prozent Einheit und 90 Prozent 
Gegensätzen. Der Plan, den man offenbar im Auge hat, ist der der Arbeitsbeschaffung von 
oben, der Kreditschaffung, um über ein paar Monate hinüberzukommen...“. 1334 Diese Rede 
war eine deutliche Absage an den deutschen Nationalsozialismus und eine Verteidigung des 
Rechtsstaates. Typisch für das württembergische Zentrum blieb die Ablehnung jeder 
Zusammenarbeit mit der deutschen Sozialdemokratie. Die Reichskanzlerschaft Hitlers nahm 
das württembergische Zentrum auch jetzt nicht zum Anlass, ein wie auch immer definiertes 
politisches Bündnis oder wenigstens eine ideelle Gemeinschaft mit der SPD einzugehen. In 
einer an den Reichsinnenminister Frick gerichteten Kampfrede wies Bolz selbstbewusst auf 
die geordneten Verhältnisse im Lande hin1335, welches „neun Jahre lang keine Regierung mit 
´Marxisten´ gehabt“ habe. „Bei uns in Württemberg herrschen geordnetere Verhältnisse in 
jeder Beziehung als woanders“.1336 Die Zentrumspolitik der letzten fünf Jahre kam an dieser 
Stelle zum Ausdruck, die ihren großen Teil dazu beigetragen hatte, dass trotz der besseren 
wirtschaftlichen Umstände und der stabilen mentalpsychologischen Voraussetzungen in der 
einheimischen Bevölkerung auch in Württemberg die parlamentarische Demokratie in der 
politischen Sackgasse einer geschäftsführenden Regierung geendet hatte. Die politische 
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Isolierung der württembergischen Sozialdemokratie seit 1928, die das Zentrum aktiv 
betrieben hatte, hatte den württembergischen Parlamentarismus zermürbt.  
Dass sich an der Einstellung des Zentrums gegenüber der SPD durch den 30. Januar nichts 
geändert hatte, bewies einmal mehr eine Verwarnung der „Schwäbischen Tagwacht“ durch 
das Landesinnenministerium. Die „Tagwacht“ hatte, so die offizielle Erklärung, in einem 
Artikel gegen die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz des deutschen Volkes vom 
4.2.1933 verstoßen, indem sie einen sozialdemokratischen Abgeordneten im sächsischen 
Landtag zitierte, der Göring beschimpft hatte.1337 Mit ihrem Vorgehen gegen das 
sozialdemokratische Zentralorgan schuf die württembergische Regierung wie auch schon zu 
Beginn des Jahres 19321338 eine politische Symbolik, die alle Republikaner desillusionieren 
musste.  
Am Sonntag den 12. Februar trat in Stuttgart der erweiterte Landesvorstand der 
württembergischen SPD zusammen, der sich ausschließlich mit dem Thema „Die politische 
Lage und die Reichstagswahl“ beschäftigte.1339 Kampf und Disziplin waren auch hier die 
Schlagworte, welche die vermeintliche Strategie der Partei charakterisierten: Kampf auf 
parlamentarischer Ebene und in Form von friedlichen Demonstrationen auf der Straße; 
Disziplin auf einer Basis, welche die Gewaltlosigkeit jenes Kampfes garantieren sollte. Das 
Hauptreferat auf der Landesversammlung hielt Kurt Schumacher. „Die große Tatsache, aus 
der grundsätzlich alles erklärt werden kann, ist die unaufhaltsame Zersetzung des 
Kapitalismus...“, so Schumacher. Das Versagen des Kapitalismus und „der 
Selbsterhaltungstrieb des großen Besitzes stehen in einem unüberbrückbaren Gegensatz“. 
Der Faschismus ist „letzte Reserve und letztes Kampfmittel der Reichen und Privilegierten ... 
Die Regierung Hitler ist zustande gekommen durch die Angst der Kapitalisten um ihre 
Schutztruppe.“ Von daher sei sie in diesem Augenblick kein Zeichen von Stärke, sondern 
von Schwäche der Gegenrevolution. Man habe mit Hitler den letzen Gaul vorzeitig aus dem 
Stall gezogen. Und Hitler habe parieren müssen wegen der Millionen von Thyssen und 
Kirdorf, von Hohenzollern und Koburg. Die Methoden der Nationalsozialisten und ihre 
Propaganda bestünden in erster Linie „in der Anwendung der den Arbeiterparteien 
abgelauschten revolutionären Propaganda, die man noch mit den Gefühlswerten einer 
lügnerisch vergoldeten Verherrlichung der alten Zeit antreibt“. So gelinge es, „die Massen 
gegen die eigenen Sehnsüchte und Interessen zu mobilisieren“. Aus seinem Versagen in der 
Wirtschaft fliehe der Kapitalismus in die Gewaltpolitik.  
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Schumachers Analyse der augenblicklichen Situation traf im Hinblick auf die Zielsetzungen 
und die Politik der konservativen Rechten um von Papen, Schleicher und Hugenberg 
zweifellos den Kern der Sache. Insgesamt schien für jene politische Interessensgruppe der 
Nationalsozialismus das geeignete Mittel zum Zweck des eigenen Machterhalts. Und 
zweifellos unterschätzten diese dabei die nationalsozialistische Bewegung. Jedoch 
argumentierte auch Schumacher in die gleiche Richtung, wenn er prognostizierte, der 
deutsche Faschismus werde „an der Anspruchspsychose seiner Nachläufer krepieren“ und 
mit dieser Interpretation ganz im Sinne der Reichsparteiführung beschwichtigend 
argumentierte, Hitler werde Episode aber nicht Epoche sein. „Der deutsche Faschismus hat 
überhaupt keine staatsbildende, staatserhaltende und politisch gestaltende Kraft. Das ganze 
System der gegenrevolutionären Parteien ist faul und krank bis ins Mark...“, urteilte 
Schumacher und teilte Hitler innerhalb jener Gegenrevolution nur eine Nebenrolle zu: Hitler 
könne noch so viel reden, „Hugenberg handelt und Papen bestimmt“. „Wenn Hitler droht, 
dass es ´in zehn Jahren keinen Marxismus in Deutschland mehr geben´  werde, antworten 
wir, dass bis in zehn Jahren der ganze Nationalsozialismus nur noch eine hässliche und 
qualvolle Erinnerung im deutschen Volk sein wird.“ Wieder war hier die NSDAP als 
vorrangiger Gegner dargestellt und wieder wurde dieser Gegner im gleichen Atemzug 
verharmlost. Zum einen rief Schumacher hier, wie im Grunde alle führenden 
Sozialdemokraten, zum Kampf, zum anderen betonte er die Zwangsläufigkeit des 
Untergangs des Nationalsozialismus als historische Tatsache und vermittelte so der Basis 
Siegeszuversicht aufgrund dieser zwangsläufigen Entwicklung. 
Die Ursachen für das Scheitern der Demokratie benannte Schumacher in der Spaltung der 
deutschen Arbeiterbewegung, deren Schuld allein die KPD trüge. „Es ist nicht wahr, dass die 
Demokratie versagt hat. Wahr ist nur, dass das deutsche Volk die Demokratie nicht zu 
nutzen verstanden hat. Es ist darum die Schuld der Kommunisten, dass auf diese Weise 
tatsächlich auf dem breiten Rücken der deutschen Proleten die Regierung Hitler-Papen-
Hugenberg zur Macht gekommen ist.“ In Württemberg hatte die KPD zur Einheitsfront 
aufgerufen, allerdings keine Gespräche mit der SPD-Führung gesucht. Dieses Verhalten 
hatte den Landesparteivorstand, der ohnehin durch Schlagworte wie  „Sozialfaschismus“ 
verbittert war, sehr verärgert. Schumacher hatte sich bereits in den vorangegangenen 
Wochen in Richtung KPD geäußert und laut sozialdemokratischen Presseberichten nur eine 
„hohnvolle Zurückweisung des Nichtangriffspakts“ erhalten.1340 So erklärte sich die 
zunehmend offene Kritik an der KPD-Führung. An die kommunistische Basis gewandt, 
erklärte Schumacher: „Auch heute rufen wir allen Arbeitern, vor allem den kommunistischen 
Proletariern, zu: Wir sind die Einheit! Wir sind für die Konzentration aller Kräfte gegen den 
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Klassenfeind! Die erste Voraussetzung ist der proletarische Nichtangriffspakt!“ Die sich 
anschließende Aussprache1341 erhob das Verhältnis zwischen KPD und SPD dann auch zum 
Themenschwerpunkt und arbeitete heraus, dass als Basis der Einheitsfront ausschließlich 
die Eiserne Front gelte. Der Parteivorsitzende Rossmann betonte jedoch am Ende, die 
Voraussetzung für eine Zusammenarbeit zwischen den beiden Arbeiterparteien seien 
Gespräche der Führungsgremien der SPD und der KPD – „Verhandlungen über ein 
gemeinsames Vorgehen können nur auf zentraler Grundlage und durch die verantwortliche 
Führerschaft geführt werden“ - und schloss also durch diesen Wink die Einheitsfront nicht 
von vornherein aus 
Hiernach beschloss der Erweiterte Landesvorstand einstimmig die Wiederaufstellung der 
Kandidaten vom 6. November für die anstehenden Reichstagswahlen, welche, so die 
allgemeine Meinung, ausschließlich deshalb auf jenen frühestmöglichen Termin 
ausgeschrieben worden waren, da die NSDAP die Siegesstimmung ihrer Anhängerschaft 
ausnutzen wollte:1342 1343 Bei der Landesliste 2 handelte es sich dabei um eine 
Listenverbindung mit der DDP, welches zunächst auf die Bedenken einiger Anwesender 
stieß. Es kandidierten Erich Rossmann, Kurt Schumacher, Fritz Ulrich und Jakob Weimer auf 
den Spitzenplätzen, und weiter Emil Schuler, Oskar Kalbfell, Johann Weisser, Christine 
Evert, August Weinstock, Karl Ruggaber, Christian Fauser und Valentin Dach, die jedoch 
keinerlei Chancen hatten, einen Platz im Reichstag zu erhalten. Die Stuttgarter 
Sozialdemokraten dominierten deutlich bei der Sitzverteilung: Rossmann, Schumacher und 
Weimer gehörten allesamt der Stuttgarter Sozialdemokratie an.1344  
In der Folgezeit blieb das Land Württemberg in seiner Haltung gegen den 
Nationalsozialismus und die Reichsregierung stabil. Diese Haltung spiegelte sich neben 
offiziellen Verlautbarungen der Regierung Bolz gleichsam in antifaschistischen Aktionen 
wieder. Das bekam der Reichskanzler persönlich zu spüren, als im Februar seine Wahlrede 
in der Stuttgarter Stadthalle sabotiert wurde. Die gegen Bolz gerichtete Rede wurde nur zur 
Hälfte vom Südfunk übertragen, dann kam „irgendetwas ´Allmächtiges´ dazwischen“.1345 
Obwohl der Südfunk mitteilte, dass sich die technischen Einrichtungen am Sender in 
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einwandfreier Ordnung befanden, dass er also keinerlei Schuld an dem Programmausfall 
habe, reagierte die NSDAP-Führung augenblicklich gegen die vermeintlich Verantwortlichen 
der Rundfunkanstalt. So schrieb Goebbels am nächsten Tag in sein Tagebuch: „Ich kaufe 
mir gleich die Herren vom Südfunk. Heute Mittag werden 2 von ihnen telegraphisch 
abgesetzt. Nun wird den anderen wohl die Lust zur Sabotage vergehen“1346. Dabei hatten die 
„Herren vom Südfunk“ keine Teilhabe an der Aktion. In Wahrheit war die postalische Leitung 
zwischen der Stadthalle und dem Telegraphenamt in der Werderstraße 20 mit einem Beil 
von Unbekannten durchtrennt worden1347. „Fast wirkt es“, so urteilte die sozialdemokratische 
Presse, als wollten die Nationalsozialisten mit jenem Vorgehen gegen die Rundfunkanstalt 
„unter allen Umständen nach außen Schneid zeigen und ´Taten´ vollbringen“.1348  
Teile der Bevölkerung stellten sich nach der Hitler-Rede in Stuttgart offiziell hinter die 
Regierung Bolz. Dem Regierungschef gingen zahlreiche Sympathiekundgebungen in Briefen 
und Telegrammen zu, welche Teile der württembergischen Presse zum Ärger der NSDAP-
Führung veröffentlichten.1349 Die „Ulmer Rede“ des Staatspräsidenten und die Sabotage der 
Hitler-Rede waren eine solche Provokation für die Nationalsozialisten, dass 
Reichsinnenminister Frick erbost drohte: „Diese Landesregierung wird sich nicht wundern 
dürfen, wenn die Reichsregierung die entsprechenden Folgerungen zöge und dann die 
Autorität dieser Länderregierung Gefahr liefe. Das will ich im Bewusstsein meiner 
Verantwortung als Reichsminister nur gesagt haben“1350. Diese Drohung wurde wenig später 
von der NSDAP konkretisiert, als Mergenthaler auf Veranstaltungen in Ludwigsburg und 
Reutlingen erklärte, eine „Säuberung“ in Württemberg sei unumgänglich. Es wurden gar 
Gerüchte um einen süddeutschen Reichskommissar laut. So wusste der württembergische 
Wirtschaftsminister Maier zu berichten, Württemberg solle das erste süddeutsche Land sein, 
welches einen Reichskommissar bekomme: „Es passiert aber im Land Württemberg zu 
wenig. Ruhe und Ordnung sind durch die Objektivität der Polizeiverwaltung des Landes 
gewährleistet. Die Wirtschaft des Landes ist noch gesund, seine Finanzen sind in Ordnung. 
Es gibt keine Gründe, nur die Bolz-Rede und die Sabotage der Hitler-Rede im Rundfunk“1351. 
Bolz erklärte zu den Gerüchten selbstsicher: „Der Reichsinnenminister hat es mir verübelt, 
dass ich in einer Rede erklärt habe, ich könnte in dem Aufruf der neuen Reichsregierung 
keinen Inhalt finden. Ich muss ganz offen sagen. Ich kann auch heute noch keinen darin 
finden“, und weiter in die Offensive gehend formulierte Bolz: „Bei uns in Württemberg 
herrschen geordnetere Verhältnisse in jeder Beziehung als wo anders ... Jetzt aber glaubt 
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man uns deshalb drohen zu dürfen, weil wir anderer Auffassung sind als die Herren in der 
Regierung ... Eine solche Art des Regierens bedeutet keinen Aufbau, sondern 
Zerstörung“1352. Die württembergischen Sozialdemokraten nahmen diesen Streit zum Anlass 
für eine Kleine Anfrage im Landtag. Hier baten Ende Februar namentlich Keil, Pflüger und 
Steinmayer die Staatsregierung um Auskunft, welche Haltung die Regierung gegenüber 
etwaigen Eingriffen des Reiches vorzunehmen gedenke.1353 Offensichtlich wollte die 
württembergische Sozialdemokratie, dass die Landesregierung, anders als in Preußen, eine 
aktivere Rolle übernehme. 
Am 27. Februar fanden sich die süddeutschen Vertreter der Eisernen Front in München 
zusammen, um über das weitere Vorgehen zu beratschlagen. Dabei kamen die anwesenden 
Funktionäre zu keinem praktischen Ergebnis. Ein Generalstreik, so erklärte Keil, war 
„aussichtslos, da sich die Kommunisten und Nationalsozialisten sofort seiner bemächtigen 
würden“. Auch ein bewaffneter Widerstand erschien den Delegierten zwecklos, da „man sich 
der Unterlegenheit bewusst war.“1354  
Am Abend dieses Tages des 27. Februar stand der Reichstag in Flammen. Der 
Brandanschlag wurde von der Reichsregierung genutzt, um aggressive Maßnahmen gegen 
die politischen Gegner zu ergreifen. SPD und KPD wurden beschuldigt, den Reichstag 
angezündet zu haben. Ein großer Teil der sozialdemokratischen Presse wurde verboten – 
die württembergische Parteipresse blieb von diesen Maßnahmen verschont1355 -, der Terror 
gegen die Kommunistische Partei und die SPD verschärft. Zahlreiche sozialdemokratische 
Funktionäre wurden verhaftet und die Berliner Zentrale der SPD wiederholt von der SA 
heimgesucht.1356 Die Nationalsozialisten begründeten diesen Schritt in der Öffentlichkeit 
damit, dass der vermeintliche Brandstifter, Marinus van der Lubbe, im Auftrag von SPD und 
KPD gehandelt habe, wobei der Reichstagsbrand das Zeichen für den Beginn eines 
Aufstands der organisierten Arbeiterschaft geben sollte.1357Auch wenn die Vorwürfe 
unhaltbar waren und sehr bald zumindest gegen die Sozialdemokratie fallengelassen 
wurden, war die preußische SPD in der letzten Woche vor der Wahl dennoch so gut wie 
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ausgeschaltet. Wilhelm Keil dokumentierte den 27. Februar mit den Worten: „Die Partei war 
endgültig verloren“.1358 
In Württemberg erging es den Sozialdemokraten dabei bei weitem nicht so schlecht, wie der 
preußischen Landespartei, da die geschäftsführende Regierung Bolz noch im Amt war. Die 
Presse durfte mit Einschränkungen1359 weiter agitieren. Die Funktionäre traten öffentlich auf 
und warben für ein gutes Wahlergebnis. Am 2. März erreichte der Wahlkampf der 
württembergischen Sozialdemokraten, die eine Vielzahl von Veranstaltungen und 
Demonstrationen organisiert hatten1360, seinen Höhepunkt mit einer Großkundgebung in 
Stuttgart, auf welcher der Parteivorsitzende Erich Rossmann sprach.1361 Bis zur Wahl war es 
den württembergischen sozialdemokratischen Presseorganen möglich, ganzseitige 
Wahlaufrufe zu veröffentlichen.1362 Dennoch hatten Spitzenfunktionäre wie Wilhelm Keil den 
Mut bereits verloren, wenn sie auch weiterhin einen verbissenen Wahlkampf gegen Hitler 
führten.1363 
Der 5. März brachte den Nationalsozialisten nicht die erhoffte absolute Mehrheit. Die SPD 
erlangte trotz der zahlreichen Schikanen während des Wahlkampfes durch die NSDAP ein 
vergleichsweise stabiles Wahlergebnis. 7,2 Millionen Wähler und damit 18,3% der 
abgegebenen Stimmen bewiesen ihr Vertrauen in die Sozialdemokratie.1364 In Württemberg 
nahm die SPD im Vergleich zu den Novemberwahlen des Vorjahres um 0,5% ab und 
erreichte ein Ergebnis von 14,7%, gewann aber, dies im Gegensatz zur Reichspartei, an 
totalen Stimmen hinzu, nämlich um knapp 33.000, sodass sie mit vier Abgeordneten in den 
Reichstag ziehen konnte.1365 Die NSDAP lag in Württemberg weiterhin, wenn auch nur leicht, 
unter dem Reichsdurchschnitt, ihr Zugewinn im Land war jedoch erheblich.1366 Der 
Reichsparteivorstand gab sich aufgrund des Wahlausganges weiteren Illusionen hin, die von 
Stampfer „in überströmenden Glücksgefühl“1367 artikuliert wurden. „Die Herren haben jetzt im 
Reich und in Preußen die Mehrheit. Sie sind vom Reichspräsidenten ernannt und vom Volke 
bestätigt. Sie brauchen nur eine legale Regierung zu sein, dann sind wir ganz 
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selbstverständlich auch eine legale Opposition“1368. Die Geschäftskommission der 
Sozialistischen Arbeiter-Internationalen verkündete: „Herr Hitler arbeitet rüstig an der 
Verwirklichung des faschistischen Programms in Deutschland. Aber dreizehn Millionen 
deutsche Proletarier warten zähneknirschend auf den Tag der Befreiung. Der Tag wird 
kommen!“1369. 
Nüchtern betrachtet enthielten die Wahlergebnisse – wenn auch die NSDAP die von 
angesteuerte absolute Mehrheit verfehlte – keinen Grund zur Hoffnung: Im Reich hatte die 
NSDAP 43,9% (Württemberg: 42%) errungen, die KPD 12,3% (Württemberg: 9,2%), das 
Zentrum 11,2% (Württemberg: 17,7%). Der Bauernbund hatte in Württemberg 5,3% erhalten, 
DDP und DVP lagen abgeschlagen mit 2,1% und 0,7% am Ende der vormals 
staatstragenden Parteien.1370   
Nach der Wahl in der Nacht vom 5. Auf den 6. März lagen Reichsbanner und Eiserne Front 
um Stuttgart verteilt und warteten auf ein Signal von der Parteiführung loszuschlagen. 
Organisiert worden war diese Mobilisierung von Schöttle, Keil, Schumacher, Rossmann und 
Ludwig Marum. Der erhoffte Befehl  blieb allerdings aus, sodass die Männer unverrichteter 
Dinge nach Hause gehen mussten.1371 
Auch in Württemberg intensivierten die Nationalsozialisten nun den Terror gegen die SPD. 
Schumacher sagte eine für den 8. März anberaumte Versammlung ab,  als er erfuhr, dass 
die SA hier einen Anschlag plante1372. Am 10. März erschien die letzte Ausgabe der 
„Schwäbischen Tagwacht“ – dann wurde das Redaktionsgebäude von der SA besetzt.13731374 
Viele führende Funktionäre der württembergischen Sozialdemokratie blieben nachts ihren 
Wohnungen fern und suchten sich unbekannte Übernachtungsmöglichkeiten.1375 In der 
Nacht vom 10. Auf den 11. März kam es in Württemberg zu Massenverhaftungen.1376 Am 15. 
März fanden sich die Abgeordneten des württembergischen Landtags – mit Ausnahme der 
Kommunisten, die bereits verboten waren – erneut im Halbmondsaal ein. In der Landes-SPD 
hatte es vorher Diskussionen um die Teilnahme der SPD-Fraktion in jener Sitzung gegeben, 
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die Mehrheit hatte sich unter Führung Keils aber dafür entschieden.1377 In der Sitzung wurde 
der Nationalsozialist Wilhelm Murr zum neuen Staatspräsidenten gewählt, der an jenem 
Tage verlauten ließ: „Wir sagen nicht Aug´ um Aug´, Zahn um Zahn; nein, wer uns ein Auge 
einschlägt, dem werden wir den Kopf abschlagen, und wer uns einen Zahn ausschlägt, dem 
werden wir den Kiefer einschlagen"1378. Einzig die SPD-Fraktion hatte ihren eigenen 
Kandidaten, nämlich Albert Pflüger aufgestellt und gewählt13791380, alle anderen Parteien 
hatten entweder für Murr gestimmt oder weiße Zettel abgegeben.1381 Fritz Ulrich erklärte im 
Namen der SPD-Fraktion: „Die Sozialdemokratische Fraktion wird der neuen 
Landesregierung gegenüber dieselbe sachliche Haltung einnehmen, die stets, auch 
gegenüber den rein bürgerlichen Regierungen der letzten 9 Jahre, ein Kennzeichen ihrer 
Politik gewesen ist. Das oberste Ziel der Sozialdemokratischen Fraktion bleibt die Hebung 
der sozialen, kulturellen und nationalen Wohlfahrt des schaffenden Volkes in Stadt und Land. 
Dieses Ziel kann jedoch nur erreicht werden auf dem Boden des Rechtsstaates, in dem die 
Achtung vor Gesetz und Verfassung höchste Pflicht von Volk und Regierung ist“.1382 
Symptomatisch und charakteristisch für die württembergische Sozialdemokratie war die 
Betonung der neunjährigen Amtsdauer der bürgerlichen Regierungen im Land. Hier war der 
Anfang für die politische Isolierung der Partei gelegt worden und hier mussten sich jene 
bürgerlichen Parteien und vor allem das Zentrum auch in dieser Situation ihrer 
Verantwortung bewusst werden, der sie innerhalb der parlamentarischen Demokratie nicht 
nachgekommen waren. Sie hatten die demokratische Arbeiter- und Angestelltenschaft von 
vornherein aus der Regierung ausgeschlossen und sie so daran gehindert, sich politisch 
wirkungsvoll zu artikulieren. Am Ende der Sitzung wurde der Landtag  einstimmig auf den 
ersten April vertagt. Vorher hatte sich allerdings die SPD-Fraktion noch vergewissert, dass 
weiterhin das Recht bestehe, den Landtag trotz Vertagung unter gewissen Bedingungen 
einzuberufen.1383 Gemeinsam sangen die Abgeordneten im Halbmondsaal den ersten Vers 
des Deutschlandliedes. Um 15 Uhr 45 wurde die Sitzung geschlossen. Im Anschluss wurde 
Ulrich unter Verletzung seiner Immunität verhaftet, wenig später jedoch auf Intervention 
Wilhelm Keils wieder freigelassen.1384     
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Wenig später erfuhr Keil in einem Gespräch mit dem nationalsozialistischen 
Landtagspräsidenten Jonathan Schmid, dass die NSDAP vorhabe, die SPD in der NSDAP 
„aufgehen“ zu lassen.1385 Ab diesem Zeitpunkt gab es für die Landespartei keinerlei Gründe 
mehr, auf einen halblegalen Schwebezustand zu hoffen. 
Hitlers nächster Schritt zur Auflösung des Weimarer Staates und zur Etablierung seiner 
faschistischen Diktatur war die Abstimmung zum Ermächtigungsgesetz im Reichstag. Die 
Rede des Parteivorsitzenden Otto Wels am 23. März, an dem die SPD als einzige Partei1386 
den Mut aufbrachte, gegen das Gesetz zu stimmen, war zwar „kein rhetorisches Glanzstück, 
wohl aber eine moralische Leistung von unvergänglichem Wert“1387. Nach einem 
Spießrutenlaufen der Sozialdemokraten durch die von der SA gebildeten Gassen  zum 
Sitzungsgebäude, sah sich die Fraktion in der Krolloper von bewaffneten SS-Männern 
umstellt.1388 Obwohl die Nationalsozialisten alle anwesenden Parteien für die 
Verabschiedung des Gesetzes gewonnen hatten und aus diesem Grund nicht auf die 
Stimmen der Sozialdemokraten angewiesen waren, wagte die einzige oppositionelle Partei 
das öffentliche Bekenntnis zur Demokratie: „Wir deutschen Sozialdemokraten bekennen uns 
in dieser geschichtlichen Stunde feierlich zu den Grundsätzen der Menschlichkeit und der 
Gerechtigkeit, der Freiheit und des Sozialismus. Kein Ermächtigungsgesetz gibt Ihnen die 
Macht, Ideen, die ewig und unzerstörbar sind, zu vernichten ... Wir grüßen die Verfolgten und 
Bedrängten. Wir grüßen unsere Freunde im Reich. Ihre Standhaftigkeit und Treue verdienen 
Bewunderung. Ihr Bekennermut, ihre ungebrochene Zuversicht verbürgen eine hellere 
Zukunft“.1389 
Das Ermächtigungsgesetz wurde angenommen, so dass Hitler mit seinen neu gewonnenen 
Vollmachten die Etablierung des totalitären Staates vorantreiben konnte. Der Terror gegen 
die sozialdemokratische Basis, gegen die Ortsgruppen, gewann jetzt so große Schlagkraft, 
dass die Organisation der SPD gesprengt wurde.1390 
In Württemberg wurde als einer der Ersten Karl Ruggaber verhaftet und trotz Interventionen 
der Parteiführung nicht wieder freigelassen1391. Die Führung der württembergischen 
Sozialdemokratie traf sich zunächst nicht mehr im Parteihaus, sondern in verschiedenen 
Lokalen. Später kehrten die Funktionäre ins Parteihaus zurück, um den Verdacht einer 
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Verschwörung zu entgegnen.1392 Der Geschäftsbetrieb der württembergischen SPD kam 
zum Stillstand. Angestellte des Zentralorgans mussten entlassen werden. Die Finanzen der 
Landespartei litten stark unter der Einstellung ihrer Geschäfte. Als ein NS-Kurier den Kauf 
des Redaktionshauses der „Schwäbischen Tagwacht“ anbot, waren sich die Unterhändler 
nach zwei Wochen einig. Die Bereitschaft der Landespartei ihr Eigentum an die NSDAP zu 
verkaufen zeigte deutlich die Hoffnungslosigkeit, mit welcher die Parteiführung ihrer Zukunft 
entgegensah. Es zeigte aber auch eine Kompromissbereitschaft der württembergischen 
Sozialdemokraten, die in anderen Landesverbänden nicht existierte oder aber nicht 
annähernd so ausgeprägt war: Die Berliner Sozialdemokratie hätte wohl kaum ihre 
Besitztümer an die NSDAP verkauft. Bevor jedoch die Verträge unterschrieben waren, wurde 
das gesamte Unternehmen durch die Nationalsozialisten „enteignet“.1393 
Im April wurde die Sitzverteilung des württembergischen Landtags den 
Reichstagswahlergebnissen vom 5. März des Jahres entsprechend umgestaltet. Die 
sozialdemokratische Fraktion erhielt nunmehr neun Mandate, für die es wegen des Terrors 
der Nationalsozialisten, mit dem die sozialdemokratischen Abgeordneten zu rechnen hatten, 
schwer war, Kandidaten zu finden.1394 Berthold Heymann, dies tat der neue 
Landtagspräsident Jonathan Schmid Wilhelm Keil kund, war als Jude im Halbmondsaal nicht 
mehr geduldet. Heymann floh wenig später in die Schweiz. 
Für den Spitzenfunktionär Keil war die Situation, in welcher sich die deutschen und 
württembergischen Sozialdemokraten befanden, zu diesem Zeitpunkt bereits klar: „Für unser 
persönliches Verhalten im nationalsozialistischen Staat stellte ich folgende Formel auf: Wir 
haben eine von drei Möglichkeiten zu wählen: 1. Selbstmord, 2. Emigration, 3. Im neuen 
Staat leben. Wer eins und zwei ablehnt, dem bleibt nur drei übrig. Ich für meinen Teil hielt es 
so. In dem Lande, in dem ich geboren bin, blieb ich und ordnete mich dem Zwang der 
Tatsachen unter, ohne meine Gesinnung preiszugeben. Illegale politische Tätigkeit hielt ich 
für sinn- und nutzlos“.1395 Diese Theorie wurde von Keil noch vor dem Parteiverbot und nicht 
allein für sich allein umgesetzt. Sozialdemokratischen Beamten riet er zum Parteiaustritt, um 
ihre Existenz nicht zu gefährden.1396 Im Landesvorstand setzte er sich in der Sitzung vom 10. 
Mai dafür ein, die Ämter niederzulegen. An die sozialdemokratischen Mandatsträger in den 
württembergischen Gemeinden richtete der Landesvorstand an jenem Tag die höchst 
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umstrittene Mahnung, „die Neugestaltung Deutschlands im Sinne der nationalen Revolution 
zu unterstützen“ und dabei „ihrer alten Gesinnung treu zu bleiben“1397.   
Im Landtag1398 stimmte die SPD-Fraktion, die aufgrund von bereits verhafteten und 
verfolgten Mitgliedern nicht vollständig anwesend war,1399 am 8. Juni nicht gegen das von 
den Nationalsozialisten eingebrachte Ermächtigungsgesetz – so wie die Reichspartei dies 
getan hatte - , sondern enthielt sich lediglich der Stimme.1400 Dass dies nach der 
Geschäftsordnung des württembergischen Landtags einer Ablehnung gleichkam, wie Keil 
später in seinen „Erlebnissen...“ betonte, änderte nichts an der opportunen Haltung, welche 
die württembergischen Sozialdemokraten in ihren letzten Wochen unter Keils und auch 
Rossmanns Führung einnahmen. Dies zumal die Stellungnahme der SPD, die von Keil 
besetzt war1401, die politische Toleranzgrenze vieler Sozialdemokraten überschritt, wenn Keil 
verlautbarte, dass sich die „sozialdemokratischen Abgeordneten (...) dabei der Bedeutung 
und der Tragweite der im Gang befindlichen revolutionären Umwälzung voll bewusst 
seien.1402     
Die fragwürdige Haltung der beiden Spitzenfunktionäre Rossmann und Keil stieß in weiten 
Kreisen der württembergischen1403 und später der deutschen Sozialdemokratie auf die 
allergrößte Kritik. Zuallererst standen die zitierten, über jedes Maß opportunen und 
anbiedernden Stellungnahmen, sowohl zum Ermächtigungsgesetz als auch zur 
Selbstauflösung des württembergischen Parteivorstands in der Kritik, welche die 
sozialdemokratische Basis demoralisiert hatten. Keil verkannte hier völlig, dass eine 
Stellungnahme im Stile Otto Wels der Basis Halt gab,  auch wenn diese keinen sogenannten 
praktischen Nutzen hatte, da sie die Entwicklung nicht aufhielt. Zudem hatte sich Keil in eine 
politische Sperrzone begeben, als er in Erwägung zog, eine neue Sozialdemokratie mit 
nationalem Charakter zu gründen1404, oder aber über die Restaurierung der Monarchie 
sinnierte14051406.Eine Stuttgarter Parteiversammlung beschloss in jenen Tagen, einen Antrag 
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an den Reichsparteivorstand zu richten, Rossmann und Keil aus der Partei 
auszuschließen.1407 Der an Schumacher übergebene Antrag wurde von Schumacher jedoch 
„aus persönlicher Rücksicht“ auf Keil und Rossmann nicht weitergegeben, sondern zerrissen 
in der Annahme, dass die beiden Funktionäre, wenn sie das Naziregime überleben sollten, 
sich nicht mehr politisch betätigen würden.1408 In der Tat erklärte Schumacher später, er 
habe so gehandelt, „weil ich nicht wollte, dass nach einem Leben voller Arbeit für die 
Sozialdemokratie ein so schimpflicher Abschluss eintreten soll. Dabei habe ich als 
selbstverständlich  vorausgesetzt, das sich Menschen, die so eindeutig das Interesse und 
die Ehre der Partei ihren persönlichen Belangen geopfert hatten, nicht mehr politisch 
bemerkbar machen würden, denn selbstverständlich ist in der Partei kein Platz für sie...“1409. 
Dass Rossmann und Keil 1945 wieder eine aktive Rolle in der SPD übernehmen wollten, 
führte zu schweren Auseinandersetzungen zwischen der Bundesparteiführung und den 
beiden ehemaligen Funktionären über deren Haltung in jenen Monaten des Jahres 1933, 
welche es an Härte nicht fehlen ließen. So urteilte Schumacher nach dem Krieg: 
„Rekonstruieren wir doch einmal den Fall vom Frühjahr 1933. Damals haben Wilhelm Keil 
und Erich Rossmann in einer für Deutschland glücklicherweise einzigen Art eine Kapitulation 
vor dem Nazi vollzogen, die selbst für das Jahr 1933 unentschuldbar ist, so schmählich und 
sinnlos war sie. Sie haben diese Kapitulation  öffentlich angeboten und haben dazu die 
oberste Instanz der Sozialdemokratischen Partei in Württemberg missbraucht ... Wir alle 
wünschen eine Massenpartei und keine Gemeinde der Heiligen. Wenn aber jemand politisch 
sichtbar herausgestellt wird, dann darf er nicht einmal einen Bruchteil von dem getan haben, 
was die beiden taten. Wir können nicht für die neue Partei erfolgreich arbeiten, wenn wir 
gleich zu Anfang bis zu dem Hals im Sumpf stecken. Es gibt eben ein Minimum an 
charakterlicher Grundlage in der Politik, das aufzugeben ein Stück politischer Selbstmord 
wäre“.1410 
Keil wehrte sich gegen den Vorwurf des opportunen Handelns und des Missbrauchs der 
Landes-SPD durch seine Person. Mit dem ihm eigenen Geltungsbedürfnis erwiderte er 
Schumacher, seine Amtsniederlegung sei kein Vergehen gewesen, sondern vielmehr 
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vergleichbar mit Wels Austritt aus der SAI1411 oder der Absage einer für den 8. März 1933 
anberaumten Versammlung durch Schumacher1412. Zudem sei es ebenso schwierig 
gewesen, in Deutschland zu bleiben1413, „als irgendwo im In- oder Ausland unterzutauchen“, 
versicherte er  und erklärte seine relativ sichere Existenz im Dritten Reich, die von jeder 
Gewaltmaßnahme durch die Nationalsozialisten verschont worden war, mit den Worten, 
„dass meine willkürliche Festnahme zu viel Staub aufwirbeln“ hätte können1414. Letztere 
Erklärung mutete geradezu unverschämt an, waren doch so viele Sozialdemokraten, welche 
sich in Weimar mindestens der gleichen Popularität hatten erfreuen können wie Wilhelm Keil, 
verfolgt worden, darunter Kurt Schumacher selbst. Sicherlich hatte Keil sich keines 
Verbrechens schuldig gemacht – im Gegenteil hatte er zwischen 1933 und 1945 immer 
wieder Freilassungen von Genossen bewirkt und wiederholt Schreiben an die zuständigen 
Behörden gerichtet, um verfolgte und inhaftierte Sozialdemokraten, darunter auch 
Schumacher, frei zu bekommen. Dennoch war die Selbstauflösung der württembergischen 
Sozialdemokratie, die unter anderem Keil und Rossmann unterstand, ein Fehler gewesen: 
So wenig wie die Enthaltung statt einer Ablehnung des Ermächtigungsgesetzes und vor allen 
Dingen die hierzu abgegebene Stellungnahme im württembergischen Landtag Sinn gemacht 
hatte, so wenig war die Ämterniederlegung – auch hier ist wiederum die zu Recht umstrittene 
Stellungnahme zu beachten - und die damit im Grunde praktizierte Selbstauflösung der 
württembergischen Sozialdemokratie politisch richtig gewesen. So war der württembergische 
Parteivorstand den Maßnahmen der Nationalsozialisten auf seine Weise vorausgekommen 
und hatte eine Verantwortung übernommen über eine Politik, die seine Sache nicht war, 
sondern die der NSDAP. Darüber hinaus musste diese opportune Haltung demoralisierend 
auf manchen Sozialdemokraten in der Basis gewirkt haben. 
Der Reichsparteivorstand hoffte in diesen Tagen trotz der Repressalien des Regimes gegen 
die Partei weiterhin, ihre Illegalisierung verhindern zu können. Legal zu bleiben war 
wichtigstes Ziel, wobei dies ausschließlich durch eine gewisse Form der Anpassungspolitik 
erreichbar schien. Aus diesem Grund versuchten führende Mitglieder, darunter auch 
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Stampfer, gegen verschiedene Pressemeldungen der Sozialistischen-Arbeiter-Internationale 
zu intervenieren, die Göring für das bestehende Verbot der sozialdemokratischen Presse 
verantwortlich gemacht hatte. Neben zuverlässigen Berichten hatte die SAI auch 
Falschmeldungen über die neuen Zustände im Dritten Reich veröffentlicht, wofür die 
deutschen Sozialdemokraten von Seiten der Regierung zur Verantwortung gezogen wurden. 
Hinzu kamen die von der SAI gefassten Beschlüsse, darunter auch die 
Einheitsfrontresolution, die ohne das Mitwirken der deutschen Sozialdemokraten erarbeitet 
worden waren, und die eine Anpassungspolitik zugunsten eines halblegalen 
Schwebezustands der Partei unmöglich machten. Das Resultat der Auseinandersetzung 
zwischen dem Vorstand der SPD und der SAI war die aus taktischen Gründen eingereichte 
Austrittserklärung von Otto Wels Ende April 1933.1415 
Immer noch hoffte die Führungsspitze auf eine Entschärfung der Situation. Auch bei der 
Reichskonferenz vom 26. April, bei der „Vertreter der Jugend“ und „Vertreter der Linken“ in 
den Vorstand gewählt wurden1416, sahen die Anwesenden noch keinen wirklichen Anlass 
über Emigration oder Auslandsvertretungen zu sprechen. Erst der 2. Mai, von dem an der 
Schlag der nationalsozialistischen Machthaber gegen die Gewerkschaften erfolgte, änderte 
bei einem Teil der Vorstandsmitglieder die Meinung über die strategischen Mittel und Wege. 
Als der Parteivorstand am 4. Mai zu einer letzten Sitzung zusammentrat, entschloss er sich, 
drei Vorstandsmitglieder ins Exil nach Saarbrücken1417 zu schicken, nämlich den ersten 
Vorsitzenden Otto Wels, den Schatzmeister Sigmund Crummenerl und Friedrich Stampfer. 
Dieser Beschluss wurde zwar zunächst insbesondere von Stampfer verurteilt1418, die 
Notwendigkeit dieser vorsorglichen Maßnahme wurde aber spätestens  am 10. Mai, als die 
Nazis das Parteivermögen der SPD beschlagnahmten, von sämtlichen Funktionären 
eingesehen. Wenige Tage nach dem 4. Mai folgten Hans Vogel, der zweite 
Parteivorsitzende, Erich Ollenhauer, der internationale Jugendsekretär und Dr. Paul Hertz, 
Sekretär der Reichstagsfraktion, nach Saarbrücken. Am 10. Mai erreichten sie alle den Ort, 
der ihnen fünf Jahre lang ein neues zu Hause bieten sollte: Prag. 
Das Verhältnis des Deutschen Reiches zu der restlichen Welt hatte sich seit der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten zunehmend verschlechtert. Hitler berief aus diesem 
Grund den Reichstag für den 17. Mai ein, um eine außenpolitische Erklärung abgeben zu 
können. Von den emigrierten Parteivorstandsmitgliedern der SPD, die in Saarbrücken zu der 
Überzeugung gelangt waren, dass sich die Sozialdemokarten im Falle einer Teilnahme an 
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dieser Sitzung hoffnungslos kompromittieren würden, entschlossen sich Stampfer und Vogel 
unter persönlichem Risiko in die Hauptstadt zu reisen, um ihre Genossen zu warnen.1419 Der 
in Berlin verbliebene Restvorstand unter der Führung Paul Löbes ließ sich jedoch nicht 
davon abbringen, der „Friedensresolution“ Hitlers beizuwohnen. Zum einen hatte die 
Drohung des Reichsinnenministers Frick ihr Ziel nicht verfehlt1420, zum anderen hoffte man, 
durch die Zustimmung das Regime zu besänftigen und gleichzeitig den Kontakt zur 
Arbeiterschaft durch die Repräsentation der Partei bei der Reichstagssitzung 
wiederherzustellen. Auch Kurt Schumacher, der sich mit den Exilführern gegen die 
Teilnahme der Reichstagsfraktion ausgesprochen  hatte, wohnte der Sitzung bei, um die 
Einheit seiner Fraktion zu wahren. Der 17. Mai wurde zu einer Demonstration 
sozialdemokratischer Anpassungsstrategie. 
Der Vorstand im Exil sah sich nun gezwungen, sich von den im Reich verbliebenen 
Genossen zu distanzieren. Er hatte eingesehen, dass der Nationalsozialismus mit legalen 
Mitteln nicht mehr zu bremsen sei, und war zu der Überzeugung gekommen, dass eine 
Parteiarbeit in Deutschland nicht mehr möglich war.1421 Auf der noch in Saarbrücken 
einberufenen Vorstandssitzung vom 21. Mai beschlossen die Mitglieder, den Sitz des 
Parteivorstands nach Prag zu verlegen. Trotz des Protestes der „Löbe-Gruppe“ in Berlin 
wurde dieser Beschluss auf der Prager Konferenz am 28. Mai bestätigt. Im Protokoll heißt 
es: „Die politische Führung der Partei befindet sich im Ausland“.1422 
Am 10. Juni fand sich die Reichstagsfraktion zu einer Sitzung zusammen, um zu den Prager 
Beschlüssen Stellung zu nehmen. Zunächst wurde ein Artikel Stampfers vorgelesen, den die 
sudetendeutschen Sozialdemokraten in ihrem Zentralorgan veröffentlicht hatten. Stampfer 
versuchte in seinem Kommentar „Schlagt sie nicht!“ das Verhalten der Reichstagsfraktion 
vom 17. Mai zu erklären: „Wenn Sozialdemokraten in die Krolloper gingen, um bei einer 
Rede Hitlers die stummen Statisten zu spielen, so ist das unter Normalverhältnissen etwas 
völlig Unvorstellbares. Aber nicht nur die Verhältnisse sind in Deutschland nicht normal – 
auch die Menschen dürfen nicht mit Maßstäben gemessen werden, die anderswo die 
selbstverständlich Gegebenen sind.“ Auch im Ausland, so Stampfer, solle man nicht 
moralische Schläge austeilen an Menschen, deren Seelenzustand jedem unverständlich 
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bleiben müsse, der das hohe Glück genieße, kein Untertan des Dritten Reiches zu sein.1423 
Diese Rechtfertigung stieß während der Sitzung auf scharfe Kritik, wurden doch die im Reich 
Verbliebenen, allen voran Paul Löbe, von den Nazis für die Zeilen Stampfers zur 
Verantwortung gezogen.1424 Die Anwesenden waren der Meinung, die SPD könne auch 
weiterhin in Deutschland agieren, waren also innerlich nicht bereit, ihre Hoffnungen 
aufzugeben. 
Die Fraktion beschloss daher, sich von den emigrierten Vorstandsmitgliedern zu distanzieren 
und verkündete: „Der Sitz des Parteivorstandes ist Deutschland.“ 
Zwölf Tage später, am 22. Juni 1933, wurde die SPD von den Nationalsozialisten verboten. 
Alleiniger Repräsentant der deutschen Sozialdemokratie war nun der Parteivorstand in Prag. 
 
10.3. Leben und Überleben im Dritten Reich und im Exil 
 
Nach dem Parteiverbot beziehungsweise der Ämterniederlegung der württembergischen 
Parteivorstandsmitglieder der SPD ergaben sich für die württembergischen 
Spitzenfunktionäre und auch für die einfachen Sozialdemokraten nach Wilhelm Keil exakt 
drei Alternativen: „Für unser persönliches Verhalten im nationalsozialistischen Staat stellte 
ich folgende Formel auf: Wir haben eine von drei Möglichkeiten zu wählen: 1. Selbstmord, 2. 
Emigration, 3. Im neuen Staat leben. Wer eins und zwei ablehnt, dem bleibt nur drei übrig. 
Ich für meinen Teil hielt es so. In dem Lande, in dem ich geboren bin, blieb ich und ordnete 
mich dem Zwang der Tatsachen unter, ohne meine Gesinnung preiszugeben. Illegale 
politische Tätigkeit hielt ich für sinn- und nutzlos“.1425 Dies war leichter gesagt denn getan. 
Der württembergische Spitzenpolitiker Keil ignorierte bei seiner Analyse die Gefahr der 
Verfolgung und Verhaftung von politisch Andersdenkenden und entstellte mit jener „Formel“ 
die nüchternen Realitäten, die sich vielen Genossen tatsächlich boten. Für manchen 
Sozialdemokraten galt allein die Emigration als wirklicher Ausweg und als einziger Schutz 
vor Verhaftung und Konzentrationslager. Eine sogenannte andere Möglichkeit bot sich 
oftmals nicht, an eine freie Wahl zwischen den genannten „Möglichkeiten“ war nicht zu 
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denken. Allein Kurt Schumachers Beispiel bezeugt die Ausweglosigkeit, in der sich 
zahlreiche Genossen befanden. 
Der Terror der Nationalsozialisten sprengte die deutsche Sozialdemokratie bis in die 
kleinsten Ortsgruppen hinein. Zahlreiche Sozialdemokraten wurden verhaftet, einige flohen 
ins Ausland, manche schlossen sich den Zirkeln des Widerstands an, wieder andere hielten 
dem seelischen Druck nicht stand und suchten den Freitod. Viele Genossen bliebenjedoch in 
Deutschland und verharrten in der inneren Emigration, zu welcher sich auch Keil 
entschlossen hatte. Dieser Entschluss, in Deutschland zu bleiben, resultierte keineswegs 
aus Opportunismus dem neuen Staat gegenüber. Emigration bedeutete immer auch die 
Aufgabe der eigenen Existenz: keine finanziellen Mittel, sondern ausschließlich karitative 
Zuwendungen ohne Rechtsanspruch, keine Arbeitserlaubnis, sondern Untätigkeit, kein 
stabiles soziales Umfeld, sondern oftmals die Vereinsamung. Demgegenüber war der 
Verbleib in der Heimat, soweit dieser nicht automatisch die Inhaftierung beinhaltete, die 
einzig praktikable Lösung für viele Sozialdemokraten. Insbesondere jenen, die nicht allein für 
sich, sondern zudem für Familienmitglieder und Kinder mitzuentscheiden hatten, blieb 
Deutschland als die alleinige Existenzgrundlage. 
Von den 22 sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten, welche die SPD nach den für sie 
erfolgreich verlaufenen Landtagswahlen des Jahres 1928 gestellt hatte, entschied sich mehr 
als die Hälfte für den Verbleib im Deutschen Reich und blieb vor dem Terror der 
Nationalsozialisten weitestgehend verschont. Dies waren Christian Fauser, Franz 
Feuerstein, Georg Geiger, Friedrich Göhring, August Gompper, Emilie Hiller, Wilhelm Keil, 
Gottlieb Mezger, Wilhelm Mößner, Karl Oster, Karl Rais, Erhard Schneckenburger und 
Friedrich Winker.1426 Dass führende Parteifunktionäre im Deutschen Reich leben konnten, 
ohne dass ihnen von den neuen Machthabern Gewalt angetan wurde, scheint im ersten 
Augenblick verwunderlich. Jedoch waren wesentlich prominentere Parteigrößen wie Paul 
Löbe, Friedrich Ebert und Carl Severing im Deutschen Reich verblieben und auch sie 
blieben, wenn auch nicht verschont von nationalsozialistischen Schikanen, so doch bei 
Gesundheit. Warum die Nationalsozialisten manchen politischen Gegner in Ruhe ließen und 
andere verfolgten und ermordeten, bleibt hierbei absolut unklar. Der Grad der Prominenz 
spielte keine Rolle, wie die Beispiele Ebert, Löbe, Severing und Keil beweisen. Auch ihr 
Verhalten, welches sie während der Weimarer Zeit gegen die Nationalsozialisten an den Tag 
gelegt hatten, war unerheblich: Sie alle hatten den Aufstieg des Nationalsozialismus zu 
verhindern versucht und ihn bekämpft. Einzig die Tatsache, dass sie versuchten, im Dritten 
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Reich zu leben, ohne sich politisch zu artikulieren oder insgesamt aufzufallen, scheint eine 
mögliche Ursache für die gemäßigte Haltung der Nationalsozialisten gegen diese 
Parteigrößen zu sein. 
Anders verfuhren die Nationalsozialisten mit den Landtagsabgeordneten Sophie Döhring, 
Albert Pflüger, Karl Ruggaber, Emil Schuler, Otto Steinmayer Jakob Weimer1427 und Kurt 
Schumacher. Sie wurden inhaftiert1428 und in Konzentrationslager, zunächst nach Heuberg 
und später nach Dachau, deportiert.1429 Ebenso wurden Mitglieder des württembergischen 
Landesvorstands der SPD verhaftet und deportiert, so der Landesvorsitzende Erich 
Rossmann, Johannes Klotzbücher und Fritz Ulrich1430.  
Berthold Heymann und Erwin Schöttle emigrierten. Heymann emigrierte in die Schweiz und 
Schöttle verbrachte die NS-Zeit ebenfalls in der Schweiz sowie in England.1431 Schöttle und 
viele andere reichsdeutsche Genossen bauten ein Netz von Widerstandsgruppen auf, 
welche die Verbreitung illegaler Schriften im Deutschen Reich unternahmen.  
Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mit diesem sogenannten inneren Exil, den 
Verhaftungen und Verfolgungen, der Emigration und dem sozialdemokratischen Widerstand 
der württembergischen Genossen. 
 
Inneres Exil 
Die in Deutschland verbleibenden Funktionäre versuchten, wie Keil es später formulierte, 
sich den Zwang der Tatsachen unterzuordnen und der eigenen Gesinnung treu zu 
bleiben.1432 Diese, welche vor dem Naziterror verschont blieben, stellten sich später die 
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Frage, weswegen ihnen nichts geschah. In seinen „Erlebnissen“ kommt Wilhelm Keil 
diesbezüglich zu keinem Ergebnis: „Ich habe mich nie um die Gunst eines Nazihäuptlings 
bemüht ... Wo ich Anlass fand, meine Gesinnung zu bekennen, ist das ungeschminkt 
geschehen. Verbeugungen und persönliche Gesten jeder Art habe ich abgelehnt...“.1433 
Allerdings vermutete Keil gleichsam in der ihm eigenen selbstbewussten Weise, seine 
Verhaftung hätte möglicherweise zu viel Staub aufgewirbelt.1434 Allein der Leidensweg Kurt 
Schumachers widerlegt diese These1435. Dabei blieb auch Keil nicht vollkommen verschont. 
Selbstverständlich wurden auch seine Pensionsansprüche, wie die vieler anderer ehemaliger 
Parteimitglieder, gestrichen. Viele Sozialdemokraten im Reich hatten schwere finanzielle 
Sorgen zu leiden. Oftmals ohne Arbeit und aufgrund ihrer ehemaligen Parteizugehörigkeit 
auch ohne Chance auf eine Wiedereinstellung ergriffen sie „kümmerliche 
Erwerbsgelegenheiten (...), um gegen die härteste Not geschützt zu sein“1436. 
Zahlreiche Sozialdemokraten hielten nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten den 
Kontakt zu ihren politischen Freunden aufrecht. Keil berichtet: „Natürlich spielt die Politik 
immerfort hinein. Aber ich stand als stiller Beobachter weit abseits und war auf die 
Unterrichtung durch Joseph Goebbels, die gleichgeschalteten Zeitungen, die ausländischen 
Sender und das politische Getuschel angewiesen. Den Kommentar zu diesen Informationen 
musste ich mir selbst liefern. Der wurde dann in der Regel in der Unterhaltung mit Freunden 
überprüft.“1437 Keils Haus in Ludwigsburg und ebenso die Wohnungen und Häuser anderer 
ehemaliger Parteifunktionäre wurden zu Treffpunkten für die daheim gebliebenen 
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Sozialdemokraten, die hier nach politischer Aussprache suchten. „Gestört sind wir nie 
worden“, formuliert Keil in seinen „Erlebnissen“ und relativiert dies sogleich in weiteren 
Beschreibungen. So fuhr Keil oft nach Stuttgart und traf sich mit „alten Kampfgenossen“, 
allerdings in Begleitung der Frauen und immer in der Öffentlichkeit, um „jeden Verdacht von 
uns ablenken zu können“.1438 Auch Fritz Ulrich berichtet von zahlreichen Treffen. Er, der 
ironisch selbsternannte „tausendjährige Weingärtner“, sei oft in seinem Weinberg in 
Heilbronn von politischen Freunden besucht worden, so u.a. von Carl Severing, Paul Löbe, 
Wilhelm Keil und Erich Rossmann: „Bei den Unterhaltungen bei einem guten Viertele hat 
man natürlich nicht nur übers Wetter, sondern vor allem über das gesprochen, was nach 
Hitler werden solle...“1439.  
An solchen Gesprächsrunden nahmen viele Personen der ehemaligen Parteiprominenz, so 
unter anderem Otto Steinmayer, Otto Härle1440, Jakob Weimer, Karl Sprenger, Karl 
Hildenbrand aus der württembergischen Partei1441 sowie insbesondere Carl Severing von der 
reichsdeutschen Funktionärsriege teil1442. „Da wurden dann die politischen Ereignisse kritisch 
besprochen, die herumschwirrenden Nachrichten über Vorkommnisse, die in der 
Öffentlichkeit verschwiegen blieben, ausgetauscht, die Schicksale gemaßregelter oder 
inhaftierter Genossen bekanntgegeben, Briefe entfernt wohnender Freunde in Umlauf 
gesetzt und Betrachtungen angestellt über unsere und des deutschen Volkes Zukunft“.1443 
Aus den Konzentrationslagern entlassene Sozialdemokraten1444 berichteten aus den Lagern, 
sodass sich die Genossen im Reich1445 ein exaktes Bild von den brutalen Behandlungen der 
KZ-Häftlinge durch die SA und SS machen konnten. 
Selbstverständlich hielten auch viele sozialdemokratische Genossen, die nicht zur 
Parteiprominanz gehörten, die einfache Parteimitgliedschaft, den Kontakt zu politischen 
Freunden. Von gemeinsamen Wanderungen wird in den Lebenserinnerungen erzählt, von 
Fahrradtouren und von Übernachtungen in ehemaligen Naturfreundehäusern.1446 Viele 
Genossen boten in ihren Häusern und Wohnungen zudem Platz für Verfolgte des Nazi-
Terrors, die in ihren eigenen Wohnungen nicht mehr sicher vor Verhaftungen waren. 
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Trotz der wiederholt artikulierten Überzeugung des sogenannten „inneren Exils“, 
organisierter Widerstand sei „sinn- und nutzlos“1447 – viele Sozialdemokraten meinten 
weiterhin, Hitler werde Episode aber nicht Epoche sein - blieb es nicht allein bei diesen 
heimlichen Treffen im privaten politischen Freundeskreis. Besondere Momente für die im 
Reich gebliebenen Genossen waren die Beerdigungen verstorbener Sozialdemokraten. Hier 
fanden sich größere Gruppen von Sozialdemokraten zusammen, die „das Wiedersehen mit 
einem guten Trunk und angeregten gegenseitigen Erlebnisberichten freudig 
unterstrichen“.1448 Die Beerdigungen wurden nicht selten zu einer Demonstration der 
verbotenen Sozialdemokratie. Durch die rege Teilnahme an den Trauerzügen zeigten die 
Genossen, wenn auch leise und zurückhaltend, dass es sie noch gab. Bei der Beerdigung 
von Karl Ruggaber, der das Konzentrationslager Heuberg nicht überlebt hatte, fanden sich 
geschätzte 1.500 Sozialdemokraten ein.1449 
Auch die zahlreichen Interventionen seitens im Reich verbliebener Sozialdemokraten für 
inhaftierte politische Freunde und Verwandte zeigen eine Form des sozialdemokratischen 
Widerstands, dessen äußere Form weder den Voraussetzungen des „aktiven“ noch des 
„passiven“ Widerstands entspricht. Vielmehr bewegten sich die Bittsteller in einer legalen 
Nische, die jedoch durch ihren legalen Charakter keineswegs weniger Risiken barg als eine 
illegale Tätigkeit. Keil intervenierte wiederholt für zahlreiche Sozialdemokraten. Die wohl 
mutigste Intervention Keils war sein Bittschreiben an Hermann Göring, „der mich von 
Reichstag her kennen muss“1450, im Jahr 1938, in dem er sich für die Freilassung Kurt 
Schumachers einsetzt: „Heute sind meine Gedanken bei meinen alten Freunden, die sich, 
ohne dass ihnen strafbare Handlungen gegen den nationalsozialistischen Staat zur Last 
gelegt werden, seit langer Zeit, zum Teil seit 5 Jahren, in Schutzhaft1451 befinden. Ich denke 
dabei in erster Linie an den schwerkriegsbeschädigten früheren Reichstagsabgeordneten Dr. 
Schumacher...“. Möglicherweise riskierte Keil damit, dies befürchteten zumindest seine 
Freunde, die das Schreiben an Göring gelesen hatten, seine Festnahme1452. Jedoch wurde 
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weder Schumacher frei gelassen noch Keil verhaftet. Ersteres war nicht anders zu erwarten 
gewesen. Später schickte Keil Schumacher Päckchen nach Dachau. 
Berta Ulrich intervenierte eindringlich für ihren Mann. Dass sie sich dabei den bürokratischen 
Zwängen unterordnen musste, war Teil der nationalsozialistischen Schikane gegen den 
politischen Gegner. Zunächst intervenierte Berta Ulrich bei der Kommandantur des 
„Schutzhaftlagers“ Heuberg direkt, die sich nicht als zuständig erachtete. Danach wendete 
sie sich an das württembergische Innenministerium, um später den Reichsstatthalter in 
Württemberg direkt anzuschreiben: „...um meiner Kinder willen“ schrieb die Mutter 
verzweifelt, „bitte ich um menschliches Verstehen und um Prüfung der Umstände, die 
meinen Mann immer noch in Schutzhaft festhalten...“1453 .  
Diese Interventionen, die Treffen mit politischen Freunden und der gemeinsame Gang zu 
den Beerdigungen ehemaliger Parteigrößen umfassten alle politische Tätigkeit des „inneren 
Exils“. Darüber hinaus kam es bei dieser Gruppe zu keinen weiteren politischen Handlungen, 
die kleineren Gesten, wie beispielsweise die Verweigerung der nationalsozialistischen 
Grußformel, außer Acht gelassen. Das Privat- und Familienleben gewann für viele ehemalige 
Funktionäre eine neue, intensivere Bedeutung. Keil führte insgesamt nach eigenen Worten 
das „weltabgeschiedene Privatleben“ eines „Altersrentners“1454, der sich um seine Memoiren 
kümmert, sich seinen zahlreichen ungelesenen Büchern widmete und mit seinem Enkelsohn 
auf Spaziergängen die Zeit verbrachte.1455 Fritz Ulrich sah sich zwischen seinen 
Verhaftungen 1933 und 1944 – er durchlitt seine Haftzeit in Heuberg und Dachau - als 
Weingärtner und Erich Rossmann kündigte nach seiner Entlassung aus dem KZ Heuberg 
1934 in einem Brief an Keil an, er wolle die Zeit nutzen und einen Roman schreiben. 1456 
Dabei war das „innere Exil“ keineswegs apolitisch. Wenn auch jene Genossen nicht mehr 
politisch aktiv waren in dem Sinne, dass sie den organisierten Widerstand der SOPADE oder 
anderer Organisationen unterstützten, blieben sie jedoch tatsächlich – wenn auch leise - 
ihrer Gesinnung treu.  
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Verhaftungen  
Zahlreiche Sozialdemokraten wurden inhaftiert und in Konzentrationslager verschleppt. Fritz 
Ulrich wurde bereits im Februar 1933 unter Verletzung seiner Immunität aus einer 
Landtagssitzung heraus verhaftet, auf Intervention aller Fraktionen, die nationalsozialistische 
Fraktion ausgenommen, jedoch am selben Tag wieder entlassen.1457 „Zweimal wurde meine 
Wohnung vom Keller bis zum Dachstuhl durchsucht. Einmal schossen verhetzte 
Nazijünglinge durch die Haustür unseres Heilbronner Heimes und drangen mit Gewalt in 
unsere Behausung ein“. Bei dem Einbruch, erfuhr Ulrich später, sollte er „auf der Flucht“ 
erschossen werden.1458 Wenig später wurde Ulrich für acht Monate nach Heuberg deportiert, 
1944 überlebte er vier Monate Dachau. 
Am 23. Juni 1933 wurde der Landesvorsitzende Erich Rossmann verhaftet. „Beim Verlassen 
des Hauses empfing mich ein Pfeifkonzert, für das man einige Hitlerjungen beordert hatte. 
Am Abend brachte ein Naziquartett meiner Familie ein ´Ständchen´. An solche ´Späße´ 
waren wir allerdings schon gewöhnt.“1459 Rossmann wurde zunächst in das Polizeigefängnis 
Büchsenstraße, die „Büchsenschmiere“ und von dort aus nach Heuberg gebracht. 
Karl Ruggaber, der die Schlusskundgebung der SPD und des Reichsbanners vor der 
Reichstagswahl am 5. März in Schwenningen organisiert und hier in seiner Rede an die 
Parteigefolgschaft das Versprechen abgeben hatte, „die nächsten, die kommen, werden wir 
sein!“1460, wurde zwei Wochen später auf offener Straße in Stuttgart verhaftet und nach 
Heuberg in sogenannte „Schutzhaft“ gebracht. Im Alter von 36 Jahren wurde er entlassen, 
drei Jahre später, noch vor seinem vierzigsten Geburtstag, starb er an den Haftfolgen. Sein 
Begräbnis wurde zu einer Demonstration der verbotenen Sozialdemokratie.  
Herbert Holtzhauer, Chefredakteur der Schwenninger „Volksstimme“ bis zu ihrem Verbot 
1933 und gemeinsam mit Ruggaber Gründer des Schwenninger Reichsbanners, tauchte 
zunächst bei Freunden unter. Als die Gestapo jedoch mit der Inhaftierung seiner 
schwangeren Frau drohte, stellte sich Holtzhauer freiwillig. Auch er wurde nach Heuberg 
deportiert1461. 
Die genannten Namen stehen exemplarisch auch für die vielen anderen verhafteten und 
verfolgten württembergischen Sozialdemokraten. 
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Im Konzentrationslager Heuberg1462, der ersten Station für politisch Verfolgte in 
Württemberg, saßen Spitzenfunktionäre der württembergischen SPD sowie anderer Parteien 
ein.1463 Erich Rossmann berichtet, er sei gemeinsam mit Albert Pflüger nach Heuberg 
verschleppt worden1464 und habe dort u.a. Kurt Schumacher1465 Fritz Ulrich und Karl 
Ruggaber1466 getroffen. Auch Fritz Bauer saß in Heuberg ein. 
Schon bei ihrer Ankunft in Heuberg wurden sich Pflüger und Rossmann gemeinsam mit dem 
DDP-Abgeordneten Johannes Fischer ihrer Situation bewusst: „Der Empfang im Lager war 
rau und brutal ... Die gesamte SA-Bewachungsmannschaft, etwa tausend Mann, war zu 
unserer Begrüßung angetreten und bildete auf dem etwa tausend Meter langen Wege zu 
den Quartieren Spalier. Der Durchgang mochte einen Meter breit sein. Der 
Landtagspräsident (gem. ist Pflüger, die Verf.) musste vorangehen, ich folgte hinter ihm und 
zuletzt kam der Demokrat Fischer. Der Weg war durch tagelange Regenfälle aufgeweicht. 
Während des ganzen Marsches wurden wir von den SA-Leuten in der rüpelhaftesten Weise 
beschimpft, gestoßen und bespuckt. Gleichzeitig stampften die Burschen mit ihren 
Kommissstiefeln in den wässrigen, lehmigen Boden, so dass uns der Dreck von den 
Knöcheln bis ins Gesicht spritzte und kaum ein kleines Stück der Kleidung unbeschmutzt 
blieb.“1467 Anschließend versuchten die Aufseher, die gemeinen Genossen gegen ihre Führer 
aufzustacheln. Rossmann zitiert den stellvertretenden Lagerkommandanten Kaufmann1468 
als dieser die Neuankömmlinge vor die politischen Häftlinge führt: „Hier sind eure Bonzen, 
der Landtagspräsident Pflüger, der Reichstagsabgeordnete und Direktor Rossmann und der 
Schriftsteller Fischer, denen ihr es zu verdanken habt, dass ihr hier auf dem Heuberg sitzt. 
Für jeden von ihnen erhalten fünf von euch die Freiheit“. Solche Aufstachelungen führten 
jedoch zu keinem Erfolg.1469  
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Rossmann berichtet, dass er am Abend seines ersten Tages in Heuberg gemeinsam mit 
Pflüger und Fischer in eine Dachkammer geführt wurde, in der die Häftlinge eine Stunde mit 
dem Gesicht gegen die Wand stehen mussten. „Während dieser Zeit stießen hinter unserem 
Rücken zwei SA-Leute dauernd heftige Drohungen gegen uns aus, sprachen von 
Erschießungen und pochten auf ihre Revolvertaschen.“1470 Hiernach wurde der ehemalige 
Parteivorsitzende einem Zusammenbruch nahe in seine Baracke gebracht. „Als die 
kommunistischen Kameraden es (seinen seelischen Zustand, die Verf.) bemerkten, nahmen 
sie sich meiner mit rührender Fürsorge an“.1471 
In Heuberg wurden alle sozialdemokratischen und kommunistischen Spitzenfunktionäre 
innerhalb der Häftlingshierarchie der Stufe 1 zugewiesen und gemeinsam untergebracht1472. 
Ihnen wurde keine regelmäßige Arbeit zugewiesen. Die gemeinen Häftlinge bildeten die 
Stufe 2. Häftlinge mit der Aussicht auf baldige Entlassung wurden der Stufe 3 zugewiesen. 
Rossmann berichtet von seinem Leben in der „Bonzenstube“.1473 Permanente Schikanen 
durch die SA-Aufseher waren trauriger Alltag. „Dabei waren unsere Quäler vielfach noch so 
jung, dass sie unsere Söhne hätten sein können“1474. „Wir drei, Pflüger, Fischer und ich, 
sollten vor den Augen zahlreicher Häftlinge ´arbeiten lernen´ ... Zu diesem Zwecke wurde ein 
großer Haufen Steine auf dem Kasernenhof aufgeschichtet. Wir mussten die Steine 
aufschütten und später in die Schotterecke des Hofes einwalzen. Mein guter Kamerad Fritz 
Ulrich ..., der etwas schwerblütige Landtagsabgeordnete Karl Ruggaber ... und ich wurden zu 
diesem Zwecke vor eine Straßenwalze gespannt, die wir über Schotter und Kies 
hinwegzuziehen hatten. Wir waren also regelrechte Zugtiere geworden.“1475, Rossmann 
berichtet von schweren Misshandlungen, von der SA und SS zu Tode gefolterten Häftlingen, 
von Erschießungen. „Tote reden nicht, war die Meinung dieser dummen Teufel aus der SS. 
Von der Lehre der Geschichte, dass Tote zu den heftigsten Anklägern werden können, 
wussten sie nichts“.1476 
Kurt Schumacher, dessen Gefangennahme in der Nazipresse geradezu gefeiert worden war, 
wurde öffentlich schikaniert und gequält: „Die Nazipresse in Stuttgart hatte nach seiner 
Verhaftung angekündigt, man werde an ihm ein Exempel statuieren. Nun wurde er hier im 
Kasernenhof herumgejagt, musste mit seinem linken Arm bei 30 Grad Hitze auf dem 
ausgedehnten Gelände des Lagers kleine Kieselsteinchen in einen Eimer sammeln oder 
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gespaltenes Holz in Eimern in die Holzkammern tragen“.1477 Schumacher verleugnete jedoch 
trotz des Terrors, der insbesondere gegen ihn unternommen wurde, offenbar zu keinem 
Zeitpunkt seine sozialistische Gesinnung. So berichtete sein Freund Schöttle aus dem Exil 
an die SOPADE, er habe die Information erhalten, die Entlassung Schumachers sei schon 
mehrfach „in Sicht“ gestanden, sei aber „stets an der ´Unverbesserlichkeit´ des Patienten 
gescheitert.1478 
Von Fritz Ulrich wusste Rossmann zu berichten, dass dessen „unversiegbarer Humor“ die 
anderen Häftlinge „oft genug aus trüben Gedanken“ riss. Karl Ruggaber dagegen hielt 
diesem psychischen Druck nicht stand. Er starb 1936 an den Haftfolgen. Zu seiner 
Beerdigung erschienen von Keil geschätzte 1500 Genossen, welche der Trauerfeier „den 
Charakter einer Demonstration gegen den Naziterror“ verliehen.1479 
Rossmann und Ruggaber wurden vor ihrer Entlassung aus Heuberg dazu gezwungen, eine 
Erklärung an den württembergischen Reichsstatthalter Murr zu unterzeichnen, in der sie jede 
weitere politische Tätigkeit ausschlossen. Die sozialdemokratischen Stuttgarter 
Gemeinderatsmitglieder Miller und Oechsle hatten gar in Heuberg unter Zwang ihren 
offiziellen Rücktritt erklärt.1480 Solche erzwungenen Erklärungen fanden bei vielen Genossen 
im Reich wie im Exil keinerlei Verständnis und wurden trotz der bekannten brutalen 
Umstände, unter denen die Unterzeichner standen, aufs schärfste kritisiert. So unterlag die 
sozialdemokratische Gemeinschaft jenem gezielten nationalsozialistischen Terror gegen 
einzelne sozialdemokratische Führer, indem die standhaft Gebliebenen solcherlei 
Kapitulationen aus Verzweiflung verurteilten statt Verständnis aufzubringen. Tatsächlich 
trugen die Nationalsozialisten mit ihren durchschaubaren Methoden zusätzlich zur Spaltung 
des sozialdemokratischen Widerstands bei.   
Das Konzentrationslager Heuberg war für viele württembergische Sozialdemokraten erst der 
Beginn ihres Leidensweges im Dritten Reich. Für manchen Genossen war bereits an diesem 
Ort die letzte grauenvolle Station erreicht. 
 
Emigration und Widerstand 
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Nach dem Verbot der Partei im Deutschen Reich hatte sich die SPD unter dem Namen 
SOPADE in Prag neu formiert.1481 1482 Hier besprach und manifestierte der Exil-Vorstand die 
offizielle Politik der deutschen Sozialdemokratie und organisierte den Aufbau 
beziehungsweise den Fortbestand ihres Exil-Apparates. Zudem organisierte sie den 
sozialdemokratischen Widerstand. Den Widerstand sahen die Spitzenfunktionäre 
hauptsächlich, wenn nicht ausschließlich, in der Aufklärungsarbeit über die Verhältnisse im 
Dritten Reich. Durch diese Aufklärung versprach sich die Parteiführung den politischen 
Umsturz von innen heraus. Eine wissende, aufgeklärte Bevölkerung musste sich irgendwann 
gegen die nationalsozialistische Diktatur stellen. Auf diesen historischen Moment arbeitete 
die Führung hin. Wichtigste Instrumente für die Partei waren hierfür das Exil-Organ, der 
„Neue Vorwärts“ und seine in Kleindruck hergestellte Deutschland-Ausgabe, die 
„Sozialistische Aktion“, sowie die „Deutschland-Berichte der SOPADE“, eine „kritische 
Analyse aller Inlandsberichte, ohne jede emotionsweckende und sensationsfördernde 
Aufmachung. Sie war in der Auslandspresse als seriös anerkannt, erschien auch in Englisch 
oder Französisch und war in Kleindruck auf Seidenpapier in der Illegalität außerordentlich 
begehrt“1483. Hinzu kamen sämtliche von der SOPADE erstellten Flugblätter, Broschüren und 
Berichte. Sämtliches Material wurde in der Tschechoslowakei produziert und gedruckt.  
Bereits in der ersten Ausgabe des Neuen Vorwärts vom 18. Juni 1933 machte die SOPADE 
ihre Ziele öffentlich. Auf der Titelseite jener Ausgabe erschien unter dem richtungsweisenden 
Titel „Zerbrecht die Ketten!“ das vor allem von Friedrich Stampfer erarbeitete Manifest der 
Partei. Primäre Aufgabe der SOPADE sei es, „der Welt die Wahrheit zu sagen und dieser 
Wahrheit auch den Weg nach Deutschland zu ebnen ... Wir rufen zum Kampf, der dem 
deutschen Volke seine Ehre und seine Freiheit, der Arbeiterklasse ihre schwer errungenen 
und nur vorübergehend1484 verlorengegangenen Rechte wiederbringen wird ... Auf neuen 
Wegen zum alten sozialistischen Ziel! Zerbrecht die Ketten! Vorwärts!“1485 Der Parteivorstand 
der SOPADE sah sich nach wie vor als Kopf der deutschen Arbeiterbewegung, die durch die 
Aufklärungsarbeit ihrer Führung auf den Kampf gegen den Nationalsozialismus 
eingeschworen werden sollte. Dass dieser Kampf ein revolutionärer sein musste, hatte die 
Parteiführung nach den Erfahrungen der letzten Monate einsehen müssen. Dies artikulierte 
sie zwei Wochen später erneut in dem Aufruf „Revolution gegen Hitler“, der zunächst im 
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Neuen Vorwärts erschien und wenig später als Broschüre vertrieben wurde. „Die neue Form 
der Sozialdemokratischen Partei und des sie tragenden Willens weiter Arbeiterschichten  zu 
Freiheit und zu Sozialismus muss ... revolutionär sein“. Eine „unversöhnliche Opposition“ 
müsse geschaffen werden, dessen oberster Satz lauten solle: „Es gibt keine 
Gemeinsamkeiten mit diesem Regime ... Mit unseren Feinden gemeinsam erklären wir nicht 
einmal, dass der Himmel blau ist: denn es gibt keine gemeinsame Basis, auf der wir uns mit 
ihnen begegnen können!“1486. Nachdem die Parteiführung sich in Prag eingerichtet und 
eingelebt hatte, formulierte der Vorstand ein halbes Jahr später, im Januar 1934, seine Ziele 
unter dem Titel „Kampf und Ziel des revolutionären Sozialismus. Die Politik der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands“, das als „Prager Manifest“ das bekannteste 
Dokument der SOPADE im tschechoslowakischen Exil darstellt. Auch hier betonen seine 
Verfasser den revolutionären Kampf als einziges strategisches Mittel gegen Hitler. „Im Kampf 
gegen die nationalsozialistische Diktatur gibt es keinen Kompromiss, ist für Reformismus und 
Legalität keine Stätte. Die sozialdemokratische Taktik ist allein bestimmt durch das Ziel der 
Eroberung der Staatsmacht, ihrer Festigung und Behauptung zur Verwirklichung der 
sozialistischen Gesellschaft.“1487  
Sämtliches Material wurde mit Unterstützung der Deutschen Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei in der Tschechoslowakei (DSAP) gedruckt. Die sudetendeutschen Genossen 
hatten hierfür die „Graphia“, ein parteieigenes Druckerei- und Verlagshaus in Karlsbad, zur 
Verfügung gestellt.1488 Hier wurden der wöchentlich erscheinende Neue Vorwärts mit einer 
anfänglichen Auflage von immerhin 14.000 Exemplaren gedruckt, die Sozialistische Aktion 
mit einer Auflage von 17.000 Stück, die „Deutschland-Berichte“, das theoretische Organ der 
SOPADE, nämlich die „Zeitschrift für Sozialismus“ sowie alle Einzelveröffentlichungen1489, 
die in der Regel eine Auflage von 6000 Stück1490 erreichten.  
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 Neuer Vorwärts, 9.7.1933. 
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 Zitiert aus „Sozialdemokrat“, 26.1.1934. 
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 Bereits im Spätherbst 1932 hatte Friedrich Stampfer Ernst Sattler, Leiter der „Graphia“ über eine 
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 Die Titel der Einzelveröffentlichungen stellen eine interessantes Gesamtwerk dar: 
1933: Revolution gegen Hitler! Die historische Aufgabe der deutschen Sozialdemokratie, Anonym 
(Curt Geyer); Neu Beginnen! Faschismus oder Sozialismus, von Miles (Walter Löwenheim); 1934: 
Volk in Ketten. Deutschlands Weg ins Chaos, von Max Klinger (Curt Geyer); Reichstagsbrand. Wer ist 
verurteilt? Von Justinian (Erich Kuttner); Oranienburg, von Gerhart Seger; Der Faschismus und die 
Intellektuellen. Untergang des deutschen Geistes, von Landgerichtsdirektor xxx, Anonym (Wilhelm 
Hoegner); Revolte und Revolution. Der Weg zur Freiheit, von Georg Decker (Georg Dennicke); Der 
Bürgerkrieg in Österreich, von Julius Deutsch; Konzentrationslager. Ein Appell an das Gewissen. Ein 
Buch der Greuel! Die Opfer klagen an! Dachau, Brandenburg, Papenburg, zusammengestellt von 
Arthur Müller und Irene Herzfeld; Grenzen der Gewalt. Aussichten und Wirkungen bewaffneter 
Erhebungen des Proletariats, Anonym (Karl Kautsky); Putsch oder Revolution, von Julius Deutsch; 
Der Faschismus als Massenbewegung. Sein Aufstieg und seine Zersetzung, von Historikus (Arthur 
Rosenberg); Adolf Hitler, deine Opfer klagen an! Anonym; Dokumente zum Wiener 
Schutzbundprozess, hrsg. v. der Kommission  zur Untersuchung der Lage der politischen 
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Aus einem Bericht der Staatspolizeileitstelle Dresden, der an die Gestapo nach Berlin 
weitergeleitet wurde, geht hervor, dass die „Graphia die „Herausgabe des gesamten illegalen 
Hetzmaterials der SPD“ unternahm1491. Auch die „enge Fühlungnahme und 
Zusammenarbeit“ zwischen SOPADE und DSAP wurde hier betont und in der Tat hatten die 
reichsdeutschen Flüchtlinge in ihren sudetendeutschen Genossen einen außerordentlich 
loyalen und hilfsbereiten Freund gefunden.  
Die Verbreitung der illegalen Literatur im Reich wurde von sogenannten „Grenzsekretariaten“ 
aus organisiert. Ob „auf knitterfreiem Dünndruckpapier in Kleidern von Kurieren eingenäht ... 
oder mit Hilfe von Seeleuten per Schiff in die Heimat gebracht...“, vielfältige Methoden 
wurden von den Grenzgängern angewandt, um die verbotenen Zeitungen und Broschüren, 
oft getarnt durch Titel wie „Die Kunst des Selbstrasierens“, in Umlauf zu bringen.1492 Die 
Grenzsekretariate hatten dabei aber nicht ausschließlich die Aufgabe, die antifaschistischen 
Schriften in Umlauf zu bringen, sondern fungierten zudem als Nachrichtendienst. So waren 
die Grenzsekretariate verantwortlich sowohl für die Übermittlung von Agitations- und 
Schulungsmaterial nach Deutschland, als auch für die Sammlung von Berichten aus 
Deutschland. Aus einem Rundschreiben des Parteivorstandes „An die Grenzsekretariate“ 
vom 18. April 1934 geht hervor, welches System bei der Erstellung der 
Nachrichtensammlungen angewandt wurde. Sämtliche Informationen aus dem Deutschen 
Reich wurden den Rubriken 1. Allgemeine Situation in Deutschland, 2. Wirtschaft, 
Sozialpolitik, Landwirtschaft, 3. Korruption, 4. Wehrmacht und Polizei, 5. Verwaltung, 6. 
Gegnerische Organisationen, 7. Die Bewegung in anderen illegalen Organisationen, 8. 
Vorgänge bei den Kirchen, 9. Rüstungen, 10. Verhaftungen und Verurteilungen, 
untergeordnet.1493 Demgemäß ergab sich eine schlüssige Arbeitsteilung. Die Grenzgänger 
                                                                                                                                                                                     
Gefangenen; Selbstmord einer Demokratie, Anonym; 1935: Die Gewerkschaften in der Demokratie 
und in der Diktatur, von Leopold Franz (Franz Leopold Neumann); Geschichte der Deutschen 
Republik, von Arthur Rosenberg; Verse der Emigration, gesammelt von Heinz Wielek; Deutsche 
Flüsterwitze. Das Dritte Reich unterm Brennglas, gesammelt von Jörg Willenbacher (Franz Osterroth); 
1936: Die 14 Jahre der ersten deutschen Republik, von Friedrich Stampfer; Adolf Hitler, Schüler der 
„Weisen von Zion“, von Alexander Stein; Europa und die Weltpolitik. Die Zonen der Kriegsgefahr, von 
Gregor Bienstock; Ihr Kampf. Studie über die Henleinbewegung, Anonym; Aus Lacina, Evelyn: 
Emigration 1933-1945, S.251f; Matthias, Erich: Sozialdemokratie und Nation. Ein Beitrag zur 
Ideengeschichte der sozialdemokratischen Emigration in der Prager Zeit des Parteivorstands, 
Stuttgart 1952, S.21f; Kampf, Widerstand, Verfolgung der sudetendeutschen Sozialdemokraten. 
Dokumentation der deutschen Sozialdemokraten aus der Tschechoslowakei im Kampf gegen Henlein 
und Hitler, hrsg. v. Adolf Hasenöhrl, Stuttgart 1983, S.60; Matthias, Erich: Mit dem Gesicht, S.81f. 
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 Ausnahme hier war Gerhart Segers Schilderung über seine Leidenszeit in dem 
Konzentrationslager Oranienburg, der als erster authentischer KZ-Bericht gilt. Seger erreichte eine 
Vervielfältigung von 200.000 Stück, Siehe Buchholz / Rother: Der Parteivorstand der SPD im Exil. 
Protokolle der Sopade 1933-1940, Bonn 1995, S.XXXVIII. 
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 Kühn, Heinz: Emigration und Widerstand, S.129. 
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 AdsD, Bestand Emigration SOPADE, Siehe auch Stöver, Bernd: Volksgemeinschaft im Dritten 
Reich. Die Konsensbereitschaft der Deutschen aus der Sicht sozialistischer Exilberichte, Düsseldorf 
1993, S.67ff. 
  
354
sammelten in Deutschland, oftmals in Firmen, Fabriken und Betrieben, von Vertrauensleuten 
Informationen und Stimmungsberichte ein, die in den verschiedenen  Grenzsekretariaten 
nach dem oben genannten Schema geordnet wurden. Hiernach wurden alle Informationen 
aus sämtlichen Sekretariaten an den Parteivorstand weitergegeben, dessen Mitglieder eine 
gezielte Verarbeitung des Materials unternahmen. Auf diese Weise entstanden die von Erich 
Rinner redigierten Deutschland-Berichte. 
Insgesamt wurden von den beiden deutschen sozialdemokratischen Parteien, von der 
SOPADE und der DSAP, sechs Grenzsekretariate in der Tschechoslowakei eingerichtet, 
nämlich in Neuern, in Mies bzw. Pilsen, in Reichenberg, in Karlsbad, in Trautenau und in 
Bodenbach. Zudem entstanden die Grenzsekretariate St. Gallen, Luxemburg / Straßburg, 
Saarbrücken / Forbach / Mulhouse, Brüssel, Arnheim / Antwerpen und Kopenhagen.1494 Für 
Württemberg spielten vor allen Dingen das von Erwin Schöttle geleitete Sekretariat in St. 
Gallen und das von Georg Reinbold geleitete Sekretariat Luxemburg / Straßburg die 
herausragende Rolle. Schöttle versorgte hierbei ausschließlich Württemberg, Reinbold, 
ehemaliger Vorsitzende der badischen SPD versorgte zudem sein Stammland sowie die 
Pfalz und Hessen.1495 Schöttle merkte aus der Retrospektive an, dass es „an der Schweizer 
Grenze nicht das gab, was man als Grenzsekretariat verstehen könnte“. Um eine tatsächlich 
organisierte Arbeit habe es sich nicht gehandelt.1496 Jedoch gab Schöttle gegenüber der 
Sopade zu Protokoll, habe es in Württemberg von Beginn an einen sozialdemokratischen 
Widerstand gegeben: Verärgert über die Aussage eines Parteivorstandsmitgliedes der 
Prager SOPADE auf einer Konferenz in Saarlouis 1934, in Württemberg werde nicht illegal 
gearbeitet, schrieb Schöttle wenig später an die Prager Adresse: „Vermutlich ist der 
Genosse, der diese Äußerung tat, nicht recht im Bilde gewesen... Wir hielten es bisher nicht 
für notwendig, bei jeder Gelegenheit Eindruck zu schinden, aber auf die Länge möchten wir 
nicht den Anschein erwecken, als ob unser Sektor absolut schlafe.1497 Gleichzeitig stellte 
Schöttle in seinem Schreiben nochmals klar, dass insbesondere die Stuttgarter 
Sozialdemokratie sich von der „alten Sozialdemokratie“ und damit auch von dem Prager 
Parteivorstand distanziert habe und die Schöttle Gruppe aus diesem Grunde und wie 
Schöttle es formulierte aus dem Grund, da seine Widerstandsgruppe sich nicht als bloße 
„Materialvertriebsorganisation“ der SOPADE, sondern als „Kampftruppe“ verstehe, eigene 
Schriften herausgebe.1498 So gab die Schöttle. Gruppe den „Roten Kurier“ heraus, der vom 
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1933 bis 1937 monatlich verbreitet wurde, zeitweise in einer Auflage von 500 Stück.1499 Die 
Stuttgarter Gruppe umfasste dabei 50 aktive Genossen und einen etwa zehnmal größeren 
Einflusskreis, zudem gehörten weitere württembergische Gruppen zu Schöttles Kreis.1500 
Neben den aus Nachlässen stammenden Informationen über den sozialdemokratischen 
Widerstand in Württemberg dokumentieren die nicht durch Kriegseinwirkung vernichteten 
oder durch die Nationalsozialisten zerstörten Bestände  der Gerichtsakten, welche die 
zahlreichen Prozesse gegen sozialdemokratische Widerstandskämpfer im Dritten Reich 
protokollieren1501,  zum Teil sehr ausführlich, wie die sozialdemokratischen 
Widerstandsgruppen arbeiteten und wie die Verbreitung der illegalen Literatur abgewickelt 
wurde. Zeugenaussagen und Urteilsbegründungen geben detaillierte Beschreibungen der 
Vorgehensweise des sozialdemokratischen Widerstands wieder, selbstverständlich 
manipuliert durch nationalsozialistische Ankläger, beeinflusst durch die Angst der 
Angeklagten und verzerrt durch den Umstand, dass die angeklagten Genossen aus reinem 
Selbstschutz ihre Arbeit herunter zu spielen versuchten. Die Prozessakten bezeugen auch, 
dass die kleinste Betätigung für die SOPADE, ja bereits der Besitz auch nur einer Nummer 
des „Neuen Vorwärts“ die Verurteilung durch die nationalsozialistischen Gerichte bedeuten 
konnte. 1936, spätestens 1937 ist der Widerstand in Württemberg nahezu gebrochen.1502  
Vor allen Dingen Georg Reinbold riskierte wiederholt Freiheit und Leben für den Schmuggel 
sozialdemokratischer illegaler Literatur in das Deutsche Reich. Reinbold, ehemaliger 
Parteivorsitzender der Landes-SPD Baden und Mitglied des Landtags wurde von der Leitung 
der SOPADE als Grenzsekretär für die Bereiche Baden, Pfalz, Hessen und Württemberg 
eingesetzt.1503 Er organisierte seine Arbeit vor allen Dingen über Mannheim1504, das sich 
unter Hans Heilig zum Schriftenlager der SOPADE für den süddeutschen Raum entwickelte. 
Hier hielt Reinbold Kontakt zu den anderen sozialdemokratischen Widerstandskämpfern, die 
für die SOPADE arbeiteten. Verbindungsmann in Mannheim war Wilhelm Weis. Über ihn 
sollte der Schriftentransfer abgewickelt werden. Reinbold trat auch in Verbindung mit 
Wilhelm Braun, der von den Nationalsozialisten später als der Leiter der illegalen Arbeit in 
Württemberg verurteilt wurde.1505 Bei einem Treffen, das im August 1934 in Saargemünd in 
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Anwesenheit der SOPADE-Vorstandsmitglieder Wels und Ollenhauer stattfand, wurden 
Reinbold, Weis und Braun näher zusammengeführt.1506 
Braun war durch die von der Schweiz aus agierenden reichsdeutschen Genossen Georg 
Dietrich1507, ehemaliger Reichstagsabgeordneter, und Paul Schlotter, ehemaliger Stuttgarter 
Kriminalkommissar, für die illegale Arbeit geworben worden.1508 „Zu ihrem Arbeitsgebiet“, so 
ist in den Prozessakten zu lesen, „gehört die Wiederherstellung einer sozialdemokratischen 
Organisation in Südwestdeutschland, insbesondere in Baden und Württemberg. Im Laufe 
des Jahres 1934 gelang es der Zentralstelle in Basel, Verbindungen mit früheren Genossen 
im Inland zu erhalten, die illegale Gruppen insbesondere in Freiburg, Mannheim und 
Stuttgart zu bilden versuchten“.1509 Für Württemberg war Wilhelm Braun zuständig. „Er nahm 
in der Zeit von August 1934 bis zu seiner Verhaftung im März 1935 an einer Reihe von 
Besprechungen mit sozialdemokratischen Funktionären im Ausland ... teil und erhielt teils 
unmittelbar von Basel, teils von der Mannheimer Gruppe1510 Flugblätter, illegale Zeitschriften 
u. dergl. zum Zwecke der Weiterverbreitung“, so lautet die Anklageschrift.1511 Insbesondere 
die „Sozialistische Aktion“ wurde in erheblichem Umfang nach Deutschland geschmuggelt 
und hier verbreitet, „teils durch die Niederlegung an öffentlichen Straßen und Plätzen, teils 
durch Weitergeben an vertrauenswürdige Genossen“.1512  
Auch Erwin Schöttle, einer der aktivsten Widerstandskämpfer Württembergs,  arbeitete von 
der Schweiz aus. Zusammen mit den ehemaligen reichsdeutschen Gewerkschaftssekretären 
Anton Döring, August Fraatz und Ottmar Schmidt organisierte er den Schmuggel der 
illegalen Literatur der SOPADE wie auch eigener Schriften – den „Roten Kurier“ - über die 
Grenze. Für Württemberg, so geben die Prozessakten wieder, erhielt der für die 
Widerstandsarbeit gewonnene Ernst Bärtschi monatlich ein bis zwei Pakete „mit 
durchschnittlich 500 Stücken der Hetzschrift ´Neuer Vorwärts´. Hiervon brachte er etwa 300 
Stück nach und nach auf 5 bis 6 Grenzgängen über Kreuzlingen zu Durst nach 
Deutschland.“1513 Der zweite Mann in Kreuzlingen war Andreas Fleig. Karl Durst hielt die 
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Verbindung zwischen den Schweizer Emigranten und den reichsdeutschen Genossen in 
Württemberg aufrecht. Durst dirigierte hierbei von Schwenningen aus die Weiterverbreitung 
des „Neuen Vorwärts“. Vor allen Dingen der Sozialdemokrat Karl Schäfer, der in 
Schwenningen eine Fahrradwerkstatt unterhielt, sorgte für die weitere Verbreitung des 
„Neuen Vorwärts“ und anderer Schriften.1514 Da sich das Risiko einer Festnahme an der 
schweizerisch-deutschen Grenze zusehends erhöhte, ging die Widerstandsgruppe um Erwin 
Schöttle sehr schnell, bereits im Jahr 1934, dazu über, Filme des Exil-Organs über die 
Grenze zu bringen, um sie dann im Deutschen Reich zu vervielfältigen. Diese Filme wurden 
von Schöttle selbst hergestellt.1515 Da Schöttle sich zunehmend von der SOPADE absetzte, 
entfremdete er sich auch im Laufe der Zeit von Georg Reinbold, sodass ihre 
Zusammenarbeit nach und nach einschlief. 
Die Verbreitung des Exil-Organs im Deutschen Reich, u.a. durch Sozialdemokraten wie Karl 
Schäfer und Wilhelm Braun1516 gestaltete sich als zunehmend schwieriger. Zum einen wurde 
das Risiko und damit verbunden die Angst, entdeckt zu werden, immer größer: 1934 hatte es 
in Württemberg eine Verhaftungswelle gegeben, der zahlreiche Kommunisten aber auch 
Sozialdemokraten zum Opfer fielen. Zum anderen sahen viele reichsdeutsche Genossen 
nach Monaten der illegalen Arbeit keinen Sinn, diese weiterzuführen, da ein Ende des Dritten 
Reiches keineswegs in Aussicht stand. So dokumentieren verschiedene Treffen einzelner 
Widerstandsgruppen der SOPADE, wiederum wiedergegeben in den Prozessakten 
nationalsozialistischer Gerichte, die von den Widerstandskämpfern empfundene Ohnmacht 
und Aussichtslosigkeit ihres Unternehmens. Als Wilhelm Braun beispielsweise für den 16. 
Dezember 1934 eine Versammlung in Stammheim einberief, „in der über die Frage der 
Fortsetzung der illegalen Arbeit beraten und einem von der Zentrale in Basel entsandten 
Beauftragten Gelegenheit gegeben werden sollte, über die Aussichten und Ziele der illegalen 
Tätigkeit zu berichten“1517, erklärten einige der anwesenden Genossen, keinen Sinn mehr in 
der illegalen Tätigkeit zu sehen.1518 Ebenso ergab ein Treffen im Sommer 1935 unter 
Führung Karl Schäfers in einer Gastwirtschaft namens „Rössle“ bei Schwenningen, dass 
viele sozialdemokratische Widerstandskämpfer nicht mehr bereit waren, Freiheit und Leben 
für den Schmuggel illegaler Schriften zu riskieren. „Schäfer fing wieder davon, er habe sie 
zusammenkommen lassen, um ihnen zu sagen, dass er Verbindung habe und eine Zeitung 
bekommen könne ... Holtzhauer wandte sich wieder dagegen, warnte leidenschaftlich vor 
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jeder illegalen Betätigung, schimpfte auch über die Emigranten, die, wenn sie den Mut 
hätten, wieder nach Deutschland zurückkommen sollten. Auch hier fand er bei den anderen 
Zustimmung...“1519. Selbst wenn man die aus den Gerichtsakten entnommene Aussagen in 
den Kontext der Gerichtsverhandlungen des Dritten Reiches stellt, in dem die Angeklagten 
sicherlich versuchten, ihre Strafe durch solcherlei Kritik an der Parteiführung und Emigration 
abzumildern, so scheint doch bei vielen Genossen im Laufe der Zeit dem Willen zum 
Widerstand tatsächlich eine Art Zermürbung zu weichen, diese sicherlich gespeist durch die 
Dauer der nationalsozialistischen Herrschaft und damit einhergehend durch die 
Ergebnislosigkeit ihrer Widerstandsarbeit zum einen, und zum anderen durch die Angst, 
dasselbe Schicksal zu erleiden wie bereits inhaftierte Genossen.1520  
So zeigen die Personalakten, die von den einzelnen verurteilten sozialdemokratischen 
Widerstandskämpfern während ihrer Haftzeit angelegt wurden, die Resultate des 
nationalsozialistischen Systems des Terrors. Mancher Widerstandskämpfer verlor 
spätestens in seiner Gefängniszelle jede Hoffnung auf einen Erfolg seiner Arbeit, ja sogar 
auf ein Ende des Dritten Reiches. Tiefe Resignation und die innere Kapitulation waren 
oftmals die Folgen, so auch bei dem Sozialdemokraten Josef Anselm. Anselm hatte 4 Jahre 
zu der Kreuzlinger Gruppe um Bärtschi, Fleig und Durst gehört. In dem durch die 
Nationalsozialisten erzwungenen handschriftlichen Lebenslauf schreibt Anselm unter Punkt 
35, „Straftat“, er habe den Schmuggel illegaler Literatur aus reiner „Gefälligkeit“ und 
„Gutmütigkeit“ unternommen. Sein „fester Wille“ sei es, „diese aufgrund meiner Gutmütigkeit 
begangene Tat nach Möglichkeit wieder gut zu machen“.1521 Noch erschütternder ist die 
Kapitulation Bruno Schlegels, ebenfalls Mitarbeiter in der Kreuzlinger Gruppe, der in seinem 
Lebenslauf festhält: „...Ich bin verurteilt wegen Vorbereitung zum Hochverrat, insbesondere 
wegen Beförderung von Briefen mit illegalem Inhalt, die ich auf meinem Arbeitsweg mitnahm. 
In gutem Glauben, dass es sich um Privatpost handelt, wurde ich ungefragt in eine Sache 
hineingerissen, die mir zum Verhängnis wurde, denn niemals war ich willens, illegal 
mitzuarbeiten...“1522 Dass Schlegel selbstverständlich von seinen Verbindungsleuten 
eingeweiht worden war und also wissend im sozialdemokratischen Widerstand arbeitete, 
steht dabei außer Frager. Ein nicht von seiner Arbeit inhaltlich in Kenntnis gesetzter 
Mitarbeiter hätte ein viel zu hohes Risiko für die gesamte Gruppe dargestellt. 
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Aber nicht nur Angst und Resignation hielten zahlreiche Sozialdemokraten davon ab, 
dauerhaft im Widerstand oder überhaupt im Widerstand zu arbeiten. Die Arbeit der SOPADE 
geriet zudem bei vielen aktiven Genossen in die Kritik, sodass auch intern eine einheitliche 
Widerstandsarbeit – ob zurecht oder zuunrecht – gestört wurde. Dabei spielte zum einen der 
artikulierte alleinige Führungsanspruch des Prager Parteivorstands, und zum anderen 
dessen Weigerung zu einer öffentlichen selbstkritischen Auseinandersetzung mit der 
sozialdemokratischen Politik nach 1930 die herausragende Rolle. Der überwiegende Teil des 
Vorstands vertrat weiterhin die Meinung, die Weimarer SPD habe zwar nach 1930 Fehler 
gemacht, jedoch sei der politische Kurs der Partei nicht ausschließlich falsch gewesen. „Die 
Vergangenheit ist tot“, verlautbarte Friedrich Stampfer 19341523, „aber sie war nicht in allen 
Punkten schlecht. Die Sozialdemokratie hat in den 14 Jahren nach der Revolution Großes 
geleistet. Eine Niederlage ist kein Beweis für die Unrichtigkeit einer Politik.“ Diese Haltung 
empfanden viele enttäuschte Genossen als ignorant gegenüber den politischen Tatsachen. 
Nicht wenige Sozialdemokraten sahen in dem 30. Januar 1933 den Beweis für das 
grundlegende Versagen der Weimarer SPD und wünschten einen radikalen Neuanfang, dem 
eine Abrechnung mit der alten Sozialdemokratie vorausgehen sollte. Zu einem solchen 
Neuanfang fanden sich die führenden Köpfe der SOPADE nicht bereit und im Grunde hätte 
eine solche Selbstkritik möglicherweise ohnehin in kontrafaktischen Darstellungsversuchen 
geendet, deren Resultate wenig Befriedigung hätten verschaffen können. Was wäre 
gewesen, wenn die deutsche Sozialdemokratie nicht Hindenburg gestützt, nicht Brüning 
toleriert und eine autarke Politik gemacht hätte? Hätte dies Hitler verhindern können? 
Der Stuttgarter Kreis um Erwin Schöttle verweigerte nahezu von Beginn an die Annahme des 
„Neuen Vorwärts“ oder der „Sozialistischen Aktion“ in Stuttgart. Als die von Walter 
Löwenheim (Deckname Miles) verfasste Schrift unter dem Titel „Neu Beginnen“ Faschismus 
oder Sozialismus“ erschien, die eine klare Opposition zum Prager Parteivorstand formulierte, 
schlossen viele Sozialdemokraten, unter anderem Schöttle, sich der Gruppe, „Neu 
Beginnen“ an. „Diejenigen, die von 1918 bis 1933 die bürgerliche Republik angebetet, die die 
weißen Garden begründet oder gefördert haben, HINDENBURG gewählt, BRÜNING 
toleriert, unter HITLER noch die vorbereitende Sicherung der illegalen Parteiarbeit verboten 
und dann sogar HITLER toleriert, können sich nicht plötzlich in revolutionäre Kämpfer gegen 
den faschistischen Staat verwandeln und mit einem Schlag aus dem Nichts alle Tugenden, 
Erfahrungen, Einsichten, Erkenntnisse hervorbringen, die dieser Kampf im reichsten Maße 
fordert.“1524 Diese Kritik konnte deutlicher nicht die Legitimation des Exil-Vorstands der 
                                                          
1523
 Dies während einer Diskussion um die ersten Entwürfe des sogenannten Prager Manifests, 
20.1.1934, Buchholz / Rother, S. 33. 
1524
 Löwenheim, Walter (Miles): Neu Beginnen! Faschismus oder Sozialismus, Prag 1933, In: 
Klotzbach, Peter (Hg.) Drei Schriften aus dem Exil, Berlin 1974, S.1-88 (Hervorhebungen im Original). 
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deutschen Sozialdemokratie anzweifeln. Neu Beginnen arbeitete vor allem – neben Berlin 
als dem Zentrum jeder Widerstandstätigkeit - in Württemberg, Baden und Bayern.15251526 
Neben „Neu Beginnen!“ agierten weitere Widerstandsgruppen, welche von 
Sozialdemokraten mitgestaltet wurden, die sich von der offiziellen Parteiführung der 
SOPADE losgesagt hatten. Die Gruppe „G“ beispielsweise beteiligte sich an der Verbreitung 
illegaler Literatur und sammelte Gelder zur Unterstützung der Familien von 
Schutzhafthäftlingen.1527 Ebenso verbreitete die Widerstandsgruppe „Neckarland“, bestehend 
aus ehemaligen SPD- und KPD-Mitgliedern, ilegale Schriften und Broschüren. 
Arbeitersportler organisierten sich und nahmen teil an der Verbreitung freiheitlicher Literatur. 
Die Kaiser-Riegraf-Gruppe unternahm von Heilbronn aus die Verteilung von Flugblättern und 
beteiligte sich an antifaschistischen Aktionen, beispielsweise an einer anlässlich 
bevorstehender Reichstagswahlen durchgeführten Klebeaktion, bei der Zettel mit der 
Aufschrift „Hitler bedeutet Krieg“ in Württemberg geklebt wurden.1528 
1936 war nach zahlreichen Verhaftungswellen der sozialdemokratische Widerstand, geführt 
durch die SOPADE,  in Württemberg bis auf wenige Ausnahmen1529 nahezu zum Erliegen 
gekommen. 
 
10.4 Zusammenfassung 
 
Die Ereignisse des Jahres 1933 überführten die ehemals stärkste Partei der Weimarer 
Republik  aus der politischen Isolation in die politische Illegalität. 
Nach der Abdankung von Papens wurde Schleicher am 3. Dezember 1932 zum 
Reichskanzler berufen. Schleichers Versuch, die dringlichsten Probleme des Weimarer 
Staates auf der Basis einer politischen Querfront aller Parteien zu lösen, scheiterte an den 
widersprüchlichen, sich gegenseitig ausschließenden ideologischen Staatsvorstellungen 
beziehungsweise Systemvorstellungen der Parteien und der hinter ihr stehenden 
gesellschaftlichen Schichten und Milieus. Statt zur Tolerierung des Präsidialkabinetts 
                                                          
1525
 Dähn, Horst: SPD im Widerstand und Wiederaufbau (1933-1952), In: Die SPD in Baden-
Württemberg und ihre Geschichte, S. 209. 
1526
 Siehe hierzu auch: Formen des Widerstands im Südwesten, S. 41 ff. 
1527
 StALu, E 356 g III, Bü. 2165 und Fricke, 197. 
1528
 Siehe zur Kaiser-Riegraf-Gruppe ausführlich: Dieterich, Markus: Es kann uns den Kopf kosten. 
Antifaschismus und Widerstand in Heilbronn 1930-1939, Heilbronn 1992, S. 85-116. 
1529
 So Beispielsweise der Kreis der früheren Stuttgarter Eisenbahnerverbandsmitglieder um Karl Molt, 
Formen des Widerstands, 46ff. 
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entschloss sich die SPD-Führung zu einer kompromisslosen Oppositionspolitik. Allein 
Schleichers Biographie – Schleicher hatte während des Preußenschlags das Amt des 
Reichswehrministers bekleidet – und die personelle Besetzung seines Kabinetts mit 
Männern wie Franz Bracht, sowie die geplante Entmündigung des Reichstages schlossen 
eine gemeinsame Arbeit mit der deutschen Sozialdemokratie aus.  
Diese Haltung entsprach auch der Einstellung der württembergischen Parteiführer. 
Schumacher und Keil sprachen sich deutlich gegen Schleicher  „als Stück der 
Gegenrevolution“ aus, in der er „die Braunen und die Blauen zusammenführen“ wolle. 1530 
Der 30. Januar offenbarte eine gelähmte und ohnmächtige deutsche Sozialdemokratie, die 
auf die aggressiven Ausschreitungen der Nationalsozialisten gegen ihre politischen Gegner 
ausschließlich mit den Möglichkeiten der parlamentarischen Oppositionen und des 
Instrumentariums der Weimarer Verfassung reagierte und eben nicht agierte. Vor 
außerparlamentarischen Aktionen gegen die Machtübernahme Hitlers schreckte sie aus 
Furcht vor einem Bürgerkrieg und aus ihrer Sicht unnötigen Blutvergießen zurück. 
Nachwievor glaubte die Parteiführung und auch zahlreiche Parteimitglieder, Hitler werde 
Episode bleiben, aber nicht Epoche machen. Allein dieser Irrtum  verbot den 
sozialdemokratischen Führern den Kampf auf der Straße auszurufen. Der Gang der 
Geschichte würde nach ihren Vorstellungen zwangsläufig und auch ohne Gewalt den 
Nationalsozialismus liquidieren. 
Die deutschen und auch die württembergischen Sozialdemokraten wurden in den folgenden 
Jahren einem anderen Gang der Geschichte gegenübergestellt. Die Partei wurde verboten, 
zahlreiche Führer und Mitglieder verfolgt und ermordet. Nach Wilhelm Keil gab es lediglich 
den Selbstmord, die Emigration und das innere Exil als mögliche Wege, dem Dritten Reich 
zu begegnen. Darüber hinaus formierte sich der sozialdemokratische Widerstand abhängig 
und unabhängig von dem Prager Exilvorstand der SOPADE. Die große Zahl der 
sozialdemokratischen Opfer des Nationalsozialismus belegt zudem, dass viele 
Sozialdemokraten, darunter auch Kurt Schumacher, eine „Wahl“ zwischen den von Keil 
dargestellten „Möglichkeiten“ versagt blieb. 
Die württembergischen Sozialdemokraten, die im Deutschen Reich blieben und den 
organisierten Widerstand als zu riskant und zudem sinnlos ablehnten, versuchten sich nach 
Wilhelm Keil den Zwang der Tatsachen unterzuordnen und ihrer Gesinnung treu zu bleiben. 
Viele Parteimitglieder hielten untereinander Kontakt und diskutierten bei heimlichen Treffen 
im privaten und politischen Freundeskreis über das, was war, und das, was kommen werde.  
                                                          
1530
 Donau-Wacht, 20.12.1932. 
  
362
Zahllosen Sozialdemokraten blieb es versagt, unbehelligt im Deutschen Reich zu leben. Kurt 
Schumacher, Erich Rossmann, Fritz Ulrich, Karl Ruggaber und tausende andere durchlitten 
furchtbare Tage, Monate und Jahre in den  nationalsozialistischen Konzentrationslagern, die 
viele Genossen nicht überlebten.  
Der Widerstand der deutschen Sozialdemokratie gegen den Nationalsozialismus war ein 
Widerstand des geschriebenen Wortes. Egal welche der verschiedenen 
sozialdemokratischen Widerstandsgruppen agierte und wie sie sich von der offiziellen Linie 
der SOPADE lossagte, sämtliche, von Sozialdemokraten geleisteten Widerstandsaktionen 
waren fokussiert auf die Verbreitung freiheitlicher, im engeren Sinne sozialdemokratischer 
Schriften im Deutschen Reich. Hier sah die deutsche Sozialdemokratie (gemeint sind hier 
sowohl SOPADE als auch Gruppen wie „Neu Beginnen!“ etc.) den einzigen effektiven Weg 
zur Beendigung der nationalsozialistischen Diktatur. Die Aufklärung des Volkes über den 
nationalsozialistischen Unrechtsstaat sollte zwingend das Ende dieses Regimes 
herbeiführen, ebenso die Aufklärung des Auslands.1531 Damit bewegte sich die deutsche 
Sozialdemokratie auch nach 1933 weiter – entgegen aller verbalradikalen Aufrufe und 
Manifeste – auf dem Weg, der seit jeher der Ihre gewesen war1532. Gewalttätige Aktionen 
zugunsten eines Umbruchs lehnte sie ab und hatte sie im Grunde immer abgelehnt. Sie war 
keine Partei der Revolution – der Kampf auf der Straße und damit einhergehend ein 
mögliches Blutvergießen, ein Bürgerkrieg - war ihr immer zu riskant gewesen -, sondern 
vielmehr favorisierte sie eine sich langsam vollziehende Entwicklung, die sie ideologisch und 
aufklärerisch zu beeinflussten suchte. Sie konnte und wollte nur Führerin einer 
emanzipierten Mehrheit sein, die ihre Entscheidung für ein bestimmtes System getroffen 
hatte. Sich an die Spitze einer Bewegung zu stellen, die diese Entscheidung noch nicht 
getroffen hatte, dazu war sie nicht bereit. So erklärt sich dann auch der Charakter des 
sozialdemokratischen Widerstands: stattfindend auf dem Boden einer Verfassung, die nicht 
mehr existierte, konzentrierte sich die Parteiführung auf die Unterrichtung und Belehrung der 
deutschen Bevölkerung oder zumindest Teile von ihr ohne jede Form der Ausübung  direkter 
Gewaltanwendung.    
 
 
 
                                                          
1531
 Einige Schriften der Sopade wurden aus diesem Grund in die wichtigsten europäischen Sprachen 
übersetzt. 
1532
 Hier muss von Einzelkämpfern abgesehen werde. 
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11. „Wehrlos ist aber nicht ehrlos“. Die württembergische Sozialdemokratie 1928-
1933/34 
 
 
Die Geschichte der Weimarer Republik ist Forschungsgegenstand zahlreicher historischer 
und politikwissenschaftlicher Studien. Die Betrachtung Weimars aus der Retrospektive 
erfolgt naturgemäß aus der Kenntnis dessen, was Weimar folgte: Das Dritte Reich, der 2. 
Weltkrieg und Auschwitz. Dabei wurde in der bundesdeutschen Forschung oftmals die 
Tatsache vernachlässigt, dass die Menschen, die die Weimarer Republik vertraten und in ihr 
lebten, um die Zukunft des Deutschen Reiches nichts wussten. Eine Vorhersage über 
Geschehnisse dieses gewaltigen Ausmaßes zu treffen, über die Brutalität des 
nationalsozialistischen Regimes, über 6 Millionen ermordete Juden, machte allein die 
Endlichkeit der menschlichen Vorstellungskraft unmöglich. Weimar war keine wehrhafte 
Demokratie. Seine Wehrhaftigkeit wurde zugunsten einer gewollten freiheitlichen Ordnung 
aufgegeben, die auch ihre Gegner respektierte. Die Gegner der Republik regierten seit 1930 
den Staat, den sie ablehnten. So steht Weimar bis heute für die Wehrlosigkeit einer 
Demokratie und für deren „verspielte Freiheit“.  
Die Unterschiede zwischen den einzelnen Bevölkerungsgruppen, ob politisch, wirtschaftlich, 
religiös oder kulturell motiviert, konnten größer nicht sein. Die fortschrittliche städtische 
Gesellschaft, die weitentwickelte Kulturszene und das hohe Bildungsniveau verloren sich am 
Ende ihrer Epoche in freiem Fall. Niemals hatten und haben deutsche Wissenschaftler so 
viele internationale Preise erhalten wie in diesen Jahren. Nie wieder war die deutsche Kunst- 
und Literaturszene so lebendig und avantgardistisch wie in Weimar. Berlin als eine der 
größten Städte der Welt galt als innovative Metropole. Das vielfältige Berliner Nachtleben, 
seine Varietés und Kabaretts, waren Spiegelbild einer freien Gesellschaft. Demgegenüber 
positionierte sich die Provinz. Die ländliche Bevölkerung lebte auch nach dem Ende des 
Kaiserreiches weiter in ihren traditionellen Mustern, die geprägt waren von postfeudalen 
bäuerlichen Strukturen in Ostpreußen, von religiösen Denk- und Verhaltensweisen in 
Süddeutschland und reichsweit von der Ablehnung gesellschaftlicher Veränderungen.  
Allein die Unterschiede im Verhalten und Denken der Stadtbevölkerung einerseits und der 
Landbevölkerung andererseits negieren die Existenz einer homogenen Gesellschaft. Dazu 
treten die religiösen Konfliktzonen zwischen den verschiedenen Konfessionen, die 
Unterschiede zwischen arm und reich, Bürgertum und Arbeiterschaft und die 
unterschiedlichen, sich gegenseitig ausgrenzenden politischen Grundhaltungen der 
einzelnen gesellschaftlichen Gruppen. Ein einheitliches Bild der Weimarer Republik zu 
zeichnen, ist damit unmöglich und ebenso unmöglich ist aus diesem Grund, lediglich eine 
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Dominante für das Scheitern der Republik anzuführen. So viele gesellschaftliche Gruppen 
und politische Kulturen die Weimarer Republik präsentierte, so viele Erklärungsmodelle 
müssen auch für ihr Scheitern herangezogen werden. Der erlittene Schiffbruch der ersten 
deutschen Republik ist das Ergebnis einer Kausalkette, die von den Parteien und ihren 
Anhängern, vom Reichstag und der Reichsregierung sowie vom Staatsapparat selbst 
erzeugt wurde. Zu den inneren Ursachen des Scheiterns kamen die äußeren Ursachen 
hinzu. Bereits zu Beginn hatte die politische Führung des Landes  mit Problemen zu 
kämpfen, deren Intensität die Republik seit 1919 auf einen falschen Kurs brachte: Die 
Abhängigkeit der Demokraten von den alten Eliten, die allzu viele Kompromisse forderte, und 
die außenpolitische Isolierung machten einen guten Start unmöglich. In ihrer Endphase zog 
zudem der Sturm der Weltwirtschaftskrise auf, der die ohnehin überforderte politische 
Führung vor Aufgaben stellte, denen sie nicht gewachsen war, und der das Staatsschiff in 
weitere Untiefen führte.  
War das Scheitern der Republik die Folge von Ursachen, die miteinander verknüpft waren 
und die also mit einer gewissen Zwangsläufigkeit auf ihr Ende hinsteuerten? Oder erschließt 
sich das Scheitern der Republik aus dem zufälligen Zusammentreffen verschiedener 
Faktoren, die unglücklicherweise zeitlich und räumlich zusammenfielen? Wie für andere 
Themenbereiche, so gilt auch hier: „Der Teufel steckt im Detail“. Ein Weg der 
Ursachenbestimmung ist der geschichtswissenschaftliche Vergleich. Welche Entwicklung 
durchlief die Republik in den einzelnen Ländern des Deutschen Reiches? Wenn in 
Württemberg andere politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Voraussetzungen 
gegeben waren, dann waren möglicherweise auch andere, von der Geschichte des 
Deutschen Reiches abweichende Ursachen für den Aufstieg der Nationalsozialisten und den 
Verlust der demokratischen Grundordnung verantwortlich. Die Beschäftigung mit den 
reichsdeutschen Regionen und Ländern zeigt, dass Weimar nicht nur an den Problemen 
scheiterte, die anhand der politischen Entwicklung des Deutschen Reiches ausgemacht und 
analysiert wurden. Neben den bekannten Ursachen treten bei einer komparatistischen 
Geschichtsbetrachtung weitere Probleme  ans Tageslicht, denen die Geschichtswissenschaft 
bis heute wenig Bedeutung zugemessen hat und die daher eine neue Perspektive 
erschließen. So widerspricht beispielsweise eine soziostrukturelle Analyse der 
württembergischen Gesellschaft der anhand reichsdeutscher Erfahrungen formulierten 
Wohlstandsbindung der Demokratie. In der Wirtschaftsoase Württemberg wurde ganz im 
Gegenteil schon sehr viel früher eine Abkehr der Parlamentsmehrheit und seiner Regierung 
von demokratischen Grundsätzen ihrer Politik deutlich. Landesgeschichtliche Studien 
beleuchten im Detail den Facettenreichtum der Weimarer Republik. Die Gesamtheit dieser 
Studien bildet dabei im Idealfall ein homogenes Ganzes, das ein vielschichtiges 
Erklärungsmodell für den Untergang Weimars liefert. 
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Die Entscheidung gegen Republik und Demokratie wurde in Württemberg bereits 1928 
getroffen. Die württembergische Bevölkerung hatte sich zwar bei den Landtagswahlen von 
1928 klar für die Bildung einer Weimarer Koalition ausgesprochen, die politische Führung 
des Zentrums jedoch verweigerte sich einer Regierungskoalition mit den Sozialdemokraten. 
Stattdessen favorisierten die Zentrumsführer eine Minderheitsregierung mit dem Bauernbund 
und der Bürgerpartei, zwei Parteien, die offensiv antirepublikanisch ausgerichtet waren.  
Dabei wäre eine Koalition mit der SPD für das Zentrum voraussichtlich nahezu 
komplikationslos verlaufen. Die württembergische Sozialdemokratie war von jeher eine 
gemäßigte und zu Kompromissen bereite Landespartei gewesen. Sie hatte nie die leisesten 
Anzeichen von revolutionären Zielsetzungen und politischen Aktivitäten außerhalb der 
parlamentarischen Demokratie gezeigt. Ihre Mitglied- und Anhängerschaft bestand aus 
gemäßigten Arbeitern, die oftmals durch die bäuerliche Erbfolge ein kleines Stück Land ihr 
Eigen nennen konnten und also den Interessen des Landbundes nicht völlig fremd 
gegenüberstanden. Zudem wurden jene Arbeiterbauern durch die dezentrale 
Wirtschaftsstruktur des Landes nicht in urbane Arbeiterbezirke gezwungen. Sie blieben 
Bestandteil einer traditionellen Dorfgemeinschaft mit all ihren sozialen und gesellschaftlichen 
Sicherheiten. Der schwäbische Pietismus, die Lebendigkeit evangelischer 
Glaubenstraditionen und das Leben in der katholischen Diaspora behinderten ebenfalls die 
Bildung einer klassischen Arbeiterbewegung nach nord- und westdeutschem Muster. Auch 
hatte die liberale Gedankenwelt des Bürgertums und der württembergischen Obrigkeit 
bereits zu Zeiten des Königreichs den neuen revolutionären Ideen ihre eigene tolerante 
Staatsidee entgegengesetzt und entspannte das Verhältnis zwischen Arbeiterbewegung und 
Staatsführung. In Württemberg, dem Zufluchtsland für reichsdeutsche Sozialdemokraten 
während der Sozialistengesetze, gab es wenig Reibung und wenig politische Provokation. 
Bereits 1907 stimmte die sozialdemokratische Fraktion im württembergischen Landtag dem 
Landeshaushalt zu. Innerparteiliche Kämpfe vor und im Ersten Weltkrieg konnte der 
gemäßigte Flügel für sich entscheiden. In den sozialdemokratischen Kreisen und Zirkeln und 
in ihren Führungsebenen vertrat die Mehrheit eine gemäßigte, dem Staat gegenüber 
konstruktive und zur Mitarbeit bereite Politik, die radikale Orientierungen ausschloss und 
ablehnte.  
Die gemäßigte Grundhaltung der württembergischen Sozialdemokratie hatte keinerlei 
positive Auswirkungen in Bezug auf die Regierungsbildung von 1928. Das Zentrum, nach der 
SPD die zweitstärkste Kraft im Land, entschied sich gegen die demokratischen Parteien. 
Dies geschah von Seiten der Zentrumsführung ohne jeden politischen Zwang und gegen den 
Willen seiner Reichsführung. Die Gründe für die politische Isolierung der SPD durch das 
Zentrum lagen außerhalb jeder politisch-praktischen Argumentation. Offensichtlich war die 
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Abkehr von der Weimarer Koalition und damit von der Weimarer Demokratie eine 
persönliche Entscheidung der führenden Zentrumspolitiker im Land. 
Die Forschungsliteratur nimmt zu diesem Komplex bislang kaum Stellung. Das Zentrum 
habe sich dem Landbund zugewandt, um die katholischen Bauern zu binden, zitiert der  
Landeshistoriker Thomas Schnabel den Zentrumsführer Bolz in seinem Werk „Württemberg 
zwischen Weimar und Bonn. Dies ist zweifelsfrei richtig, vernachlässigt aber die Tatsache, 
dass das Zentrum mit seiner Hinwendung zu den konservativen Parteien die katholischen 
Arbeiter vor den Kopf stieß. Die Tragweite der Regierungsbildung von 1928 wird im Grunde 
in sämtlichen Studien, die sich mit der Weimarer Republik in Württemberg befassen, 
unterschätzt. Stattdessen herrscht allgemeiner Konsens, dass die Entscheidung des 
Zentrums gleichsam ein nicht unübliches parlamentarisches Vorgehen innerhalb der 
parlamentarischen Demokratie darstellte. Die Reaktion der württembergischen 
Sozialdemokratie, welche die Regierungsbildung mit Misstrauensvoten und einer 
Verfassungsklage beim Staatsgerichtshof beantwortete, war dabei die logische, den 
parlamentarischen Regeln folgende Konsequenz. Diese Sichtweise schloss bislang eine 
differenzierte Beurteilung dieses Komplexes aus. Dass Eugen Bolz im Januar 1945 von den 
Nationalsozialisten hingerichtet wurde, erschwert zudem eine kritische Betrachtung seiner 
Rolle beim Scheitern der Weimarer Demokratie. Gleichwohl stellt die Isolierung der 
württembergischen SPD, die seit 1928 offensiv betrieben wurde, einen Scheitelpunkt des 
württembergischen Parlamentarismus dar: Die Abkehr des Zentrums von der 
Sozialdemokratie als der größten demokratischen Kraft des Landes war gleichbedeutend mit 
der Abkehr von der Demokratie insgesamt. Das württembergische Zentrum hatte sich mit 
seiner Entscheidung außerhalb des Kreises der republikanischen Parteien gestellt. Die 
Isolierung der demokratischen Kräfte geschah dabei in einer Phase, in der eine 
demokratische Regierungskoalition problemlos hätte agieren können und wurde ohne innere 
und äußere Zwänge vorgenommen. 
Dabei hatte das Jahr 1928 recht erfolgversprechend für die Sozialdemokraten begonnen. Die 
herausragenden Themen der Landespolitik vor den Maiwahlen waren die Einführung des 8. 
Schuljahres in Württemberg sowie die neue Gemeindeordnung. Zwar konnte die 
sozialdemokratische Fraktion im Landtag faktisch nahezu keinen ihrer Zielpunkte 
durchsetzen, dennoch warb sie in den Debatten für ihre politische Haltung. So trugen, 
möglicherweise gerade weil die politischen Ziele der SPD von der Regierung verweigert 
wurden, beide Themenkomplexe – Gemeindeordnung und Schulpolitik – zu ihrer 
Popularisierung innerhalb der Bevölkerung bei. Während die Landtagsfraktion im Landtag 
also völlig ignoriert und damit gleichbedeutend auch isoliert wurde, wurde die Landespartei 
wegen der wachsenden Popularität in der Wahlbevölkerung in das parlamentarische System 
  
367
integriert. Zu diesem Zeitpunkt oblag das Verhältnis zwischen Koalition und Opposition einer 
den parlamentarischen Gepflogenheiten entsprechenden Form.  
Die parlamentarische Debatte um die Einführung des 8. Schuljahres in Württemberg erlaubte 
den Wählern einen guten Einblick in das politische Programm und in die 
Grundüberzeugungen der einzelnen Parteien. Die württembergische Bürgerpartei mit 
Wilhelm Bazille als Staatspräsidenten – die wohl umstrittenste Figur der lokalen Politik – 
versuchte alles, um die von der Reichsverfassung garantierte 8. Klasse zu blockieren. 
Überhaupt galt für alle konservativen Parteien, dass die allgemeine Schulbildung für sie nicht 
von Interesse war. Warum sollten sie einer Erweiterung der Volksschulbildung auch 
zustimmen? Dem Landbund waren die älteren Kinder wichtiger auf Hof und Feld, die 
Bürgerpartei vertrat eine ehedem gebildete Klientel, die eine verbesserte Schulbildung der 
unteren Klassen für überflüssig erachtete. Für die Sozialdemokraten zeigte sich innerhalb 
dieses Themenfeldes die außerordentliche Möglichkeit, die eigenen Standpunkte zu 
verdeutlichen und sich dem Wähler als echte Volkspartei vorzustellen. Schulbildung und 
Bildung überhaupt als erste Voraussetzung für die Emanzipation nicht nur der Arbeiter, 
sondern aller unteren Einkommens- und Gehaltsklassen, waren seit den Anfängen der 
Sozialdemokratie stets ein herausragendes Thema der Bewegung gewesen.  
Aber es ging den Sozialdemokraten in dieser Diskussion nicht allein um eine konstruktive 
und nachhaltige Bildungspolitik. Der Boykott der zusätzlichen Klasse durch die Regierung 
war verfassungsrechtlich strittig. Im Grunde handelte es sich hierbei schlichtweg um eine 
politische Handlung, die nichts weiter bewirkte als die politische Demontage der Republik. 
Dass sich das Zentrum hinter die Republikgegner stellte, war dabei nicht etwa in einer 
politischen Schwäche der Partei angelegt, sondern tatsächliche Überzeugung. Warum sonst 
hätte das Zentrum wenig später die Weimarer Koalition ablehnen sollen, mit der sie eine 
republikanische Bildungspolitik zweifelsohne hätte durchsetzen können.  
Ebenso wie die Diskussion um die erweiterte Volksschule erwies sich die Debatte um die 
neue Besoldungsordnung als hervorragendes Wahlkampfthema. Wortführer für die SPD im 
Stuttgarter Landtag war zu diesem Thema Friedrich Winker, der die unteren 
Besoldungsgruppen in Abhängigkeit zu einem für Württemberg errechneten 
Existenzminimum eingestuft wissen wollte, dies aber durch die Regierungsvorlage nicht 
gegeben sah. Demgegenüber argumentierte die Regierung, solange die Nachfrage stimme 
und sie für die von ihr angebotenen Gehälter die erforderlichen Arbeitskräfte bekomme, sei 
eine Aufstockung der unteren Besoldungsgruppen gemäß dem Existenzminimum nicht 
erforderlich. Ebenso kamen die oberen Besoldungsgruppen zur Diskussion. Hatte Winker für 
die Klein- und Kleinstverdiener einen Mindestlohn erstreiten wollen, so argumentierte er nun 
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für eine Art Höchstlohn, ohne diesen Begriff explizit zu verwenden. Die Gehaltsschere klaffe 
zu weit auseinander, die Löhne der oberen Besoldungsgruppen und auch der Minister seien 
unverhältnismäßig hoch. Ebenso seien die Aufstiegschancen der unteren Beamten dürftig 
und damit die Chancengleichheit nicht gewährleistet. Die Gleichstellung der weiblichen mit 
den männlichen Beamten sei ebenfalls nicht durchgesetzt. Die sozialdemokratische Fraktion 
lehnte die Regierungsvorlage ab, im Gegenzug strich die Regierungskoalition sämtliche 
Anliegen der SPD-Fraktion aus ihrem Katalog und stellte den ursprünglichen Vorlagentext 
wieder her.   
Die unterschiedlichen Vorstellungen und Zielsetzungen der Regierung sowie der 
sozialdemokratischen Opposition hinsichtlich der Bemessung der Beamtengehälter und der 
Modifikation der Aufstiegsmöglichkeiten kleinerer und mittlerer Beamten zeigen auch hier ein 
grundsätzliches Problem Weimars. Die politischen Einstellungen der Parteien gegenüber 
den verschiedenen sozialen Gruppen und Schichten divergierten so stark, dass eine 
Einigung nicht zu erzielen war. Dabei stellten sich die konservativen Parteien, aber auch das 
württembergische Zentrum gegen eine Politik des sozialen Ausgleichs. Das Ergebnis war 
eine soziale Divergenz, die große Teile der Bevölkerung antagonisierte. 
Diese repressive Dynamik wurde auch im Wahlkampf sichtbar. Von den sieben Parteien, die 
im württembergischen Parlament eine Rolle spielten, waren drei offensiv antirepublikanisch 
eingestellt: Die württembergische Bürgerpartei, eine Landesorganisation der DNVP, warb für 
die Entparlamentarisierung des Deutschen Reiches und für eine umfassende Erweiterung 
der Machtbefugnisse Hindenburgs. In der Sozialdemokratie sah sie naturgemäß den 
politischen Hauptgegner. Auch der Landbund richtete sich gegen die Republik und gegen die 
Sozialdemokratie als deren stärkste Vertreterin. Ganze Wahlzeitungen waren gefüllt mit 
Angriffen auf die SPD. Die dritte Kraft in jenem antirepublikanischen Bund, der sich die SPD 
zum Fokus seiner Offensiven gewählt hatte, war die KPD. Ihre Wahlschlacht verlor sich in 
aggressiven Beschimpfungen und Verleumdungen des politischen Gegners und hetzte die 
Anhängerschaft gegen Weimar und dessen Vertreter auf. 
Anders gestalteten das Zentrum, die DVP und die DDP ihren Wahlkampf. Sachlich und die 
eigenen Positionen hervorhebend argumentierten diese Parteien für die von ihnen 
angestrebte Politik. Dabei betonte die DDP, dass sie die Politik der derzeitigen 
Regierungskoalition, von Bazille geführt, von dem Zentrum getragen, ablehnte und stellte 
sich als einzige Partei an die Seite der Sozialdemokraten. 
Die württembergische Sozialdemokratie hatte sich zum Ziel gesetzt, aus den Wahlen als 
stärkste Partei hervorzugehen, um dann die Regierungsgeschäfte zu übernehmen. Dieses 
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Ziel war keineswegs unrealistisch, da sich spätestens seit Wahlkampfbeginn nahezu alle 
württembergischen Parteien gegen den amtierenden Staatspräsidenten Wilhelm Bazille 
gestellt hatten. Der Themenkanon der SPD richtete sich dementsprechend intensiv gegen 
die aktuelle Landespolitik und gleichsam gegen die Person Bazille als deren oberster 
Vertreter und Initiator. Die Einführung des 8. Schuljahres war vornehmlich von Bazille 
blockiert worden. Ebenso waren bei der Diskussion um die Beamtenbesoldung die unteren 
Lohngruppen von der Regierungspartei benachteiligt worden. Die Steuerpolitik der 
württembergischen Regierung bevorzugte ebenfalls die oberen Schichten: Die 
Lohnsteuersenkung war verhindert, die Aufsichtsratssteuer aufgehoben und die 
Vermögenssteuer gesenkt worden. Selbstverständlich nutzte die Partei auch dieses 
Themenfeld für ihren Wahlkampf. Wilhelm Keil, der sich in diesen Wochen sehr aktiv zeigte, 
setzte sich für eine adäquate Versorgung der Kleinrentner ein und die Forderung, den 
sogenannten Kleinwohnungsbau, eine Weimarer Form des sozialen Wohnungsbaus, zu 
fördern, rundete das Bild einer engagierten Arbeiter- beziehungsweise Arbeitnehmerpartei 
ab. 
Die württembergischen Sozialdemokraten erreichten am 20. Mai 1928 23,8% der Stimmen 
und wurden tatsächlich stärkste Partei. Dass sie nach wie vor weit hinter den 
reichsdeutschen Ergebnissen lagen, tat diesem Erfolg keinen Abbruch: In Württemberg 
waren die übrigen Weimarer Parteien so stark, dass das Wahlergebnis einen klaren Auftrag 
zu einer Weimarer Koalition gab. Im Reich hatte diese Verbindung, welche die einzige 
tatsächlich republikanische Koalition bilden konnte, keine Mehrheit erhalten. 
Die sozialdemokratischen Parteiführer traten sofort als Vertreter der stärksten Fraktion an 
das Zentrum heran, um über die Modalitäten einer gemeinsamen Regierung zu sprechen. 
Das Zentrum aber fand sich zu Koalitionsverhandlungen nicht bereit, da es, wie es die 
sozialdemokratischen Politiker zu vertrösten wusste, zunächst parteiinterne Entscheidungen 
treffen musste. Allerdings gab das Zentrum auch nach der Zusammenkunft seines 
Landessausschusses keine Informationen an die SPD heraus. Die Parteiführung erhielt 
weder eine definitive Zusage noch eine definitive Absage. Erst am Tage der konstituierenden 
Landtagssitzung wurde die sozialdemokratische Parteiführung lediglich vier Stunden vor der 
Zusammenkunft des neu gewählten Landtags darüber informiert, dass das Zentrum einer 
Mitte-Rechts-Koalition den Vorzug geben werde. Die späte Nachricht des Zentrums kam 
einem politischen Affront gleich. Der SPD als der stärksten Partei im Landtag war damit nicht 
nur die Führung des Landes verweigert worden, sondern sie war durch die Haltung des 
Zentrums zudem als politische Kraft bis auf weiteres ausgeschaltet. Dass es die 
Zentrumsführer nicht einmal für nötig befunden hatten, der SPD eine den republikanischen 
Gepflogenheiten entsprechende Absage zu erteilen und sich darüber hinaus für eine 
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Fortführung der Koalition mit Bazille entschieden hatten, demontierte das parlamentarische 
System Württembergs. Eine von drei Weimarer Parteien hatte sich gegen die Weimarer 
Koalition entschieden und war damit aus dem Bund der republiktragenden Parteien 
ausgestiegen. 
Diesen Weg beging das Zentrum trotz einiger schwerwiegender Probleme, die auf die 
Parteiführer und auf den designierten Staatspräsidenten Eugen Bolz – Bazille sollte nunmehr 
lediglich das Amt des Kultministers bekleiden - zukamen. Da sich die DDP weigerte, 
gemeinsam mit Bazille die Regierungsgeschäfte zu übernehmen, blieben Bürgerpartei und 
Zentrum zunächst lediglich die Bildung einer Minderheitsregierung mit dem Landbund. Auch 
die diversen Misstrauensvoten gegen die Regierung und gegen Bazille, die lediglich mit einer 
besonderen Geschäftsordnung des württembergischen Landtags abgewehrt werden 
konnten, veranlassten niemanden im Zentrum, die eingeschlagene Richtung zu überdenken. 
Selbst das Zentrum im Reich reagierte auf die Haltung der süddeutschen Kollegen mit 
Unverständnis.  
Das letzte große Thema des Jahres 1928 war die Haltung der reichsdeutschen Regierung 
zum Bau des Panzerkreuzers A. Obwohl sich die SPD im Wahlkampf gegen den Bau 
ausgesprochen hatte, sprachen sich nun der sozialdemokratische Reichskanzler Hermann 
Müller und auch die sozialdemokratischen Minister Severing, Wissell und Hilferding für die 
Unterstützung des Militärprojekts aus, um die Regierungskoalition nicht zu gefährden. Diese 
Kompromissbereitschaft stieß in weiten Teilen der Partei auf heftige Opposition. Die 
Stuttgarter Landesorganisation wie auch viele andere Landesverbände stellten sich eindeutig 
gegen den Bau und damit gegen die eigene Regierung. Kurt Schumacher, entschiedener 
Gegner des Panzerkreuzers, forderte in diesem Zusammenhang eine offensive, 
kompromisslose und eindeutige Positionierung der deutschen Sozialdemokratie. Das 
Nachgeben des Reichskanzlers und der Minister sei, so Schumacher, „ein politischer 
„Selbstmordversuch“: unter diesen Umständen könne „das Bürgertum uns jeden Augenblich 
die Koalitionsfrage stellen“.  
Der parteiinterne Aufstand gegen die sozialdemokratischen Regierungsmitglieder zeigte 
Wirkung. Müller, Severing, Wissell und Hilferding stimmten gegen den Bau und also gegen 
die eigene Regierungsvorlage. Die Vertreter einer offensiven Politik der SPD stellten noch zu 
diesem Zeitpunkt die Mehrheit und setzten ihren strategischen Kurs durch. Die taktischen 
Gründe eines Hermann Müllers waren von der Basis und von führenden Landespolitikern 
eindeutig abgelehnt worden. Die endgültige Richtung der Partei war hier allerdings 
keineswegs festgelegt worden. Die Frage, mit welchen strategischen Mitteln die Republik zu 
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führen und später zu verteidigen war, blieb bis zu ihrem Ende ein grundsätzliches Problem 
der deutschen Sozialdemokratie. 
Im  Jahr 1929 stritt die württembergische Sozialdemokratie mit mehreren Misstrauensvoten 
und einer Verfassungsklage gegen die Regierung Bolz. Diese blieben zwar insofern 
ergebnislos, da die Oppositionsparteien über keine Stimmenmehrheit verfügten, mit der die 
Regierung hätte gestürzt werden können, dennoch war es richtig, die parlamentarischen 
Möglichkeiten zu nutzen und die eigenen Kräfte zu positionieren. Liberale und 
Sozialdemokraten zeigten, dass es sie gab und dass die württembergische 
Minderheitsregierung das Votum des Wählers missachtet hatte und nun dafür die 
Verantwortung übernehmen musste.  
Im Kontext der württembergischen Regierungsbildung standen sämtliche landespolitische 
Debatten und Entscheidungen des Jahres 1929: so etwa die Debatte um die neue 
Gemeindeordnung ebenso wie die Diskussion um die Auflösung der Fideikommisse in 
Württemberg, um nur die Wichtigsten zu nennen. In den Abstimmungen wurde erneut 
deutlich, dass der SPD die parlamentarische Einflussnahme bis auf Weiteres versagt blieb, 
jede außerparlamentarische Einflussnahme zu diesem Zeitpunkt jedoch überzogen gewesen 
wäre und der Republik womöglich mehr geschadet als genutzt hätte. Was hätten 
großangelegte Demonstrationen gegen das Zentrum auf dem Stuttgarter Schlossplatz  in 
Berlin provoziert und was hätten sie unterm Strich für Württemberg gebracht? 
Zudem wurde die innerwürttembergische Politik überschattet von einem reichspolitischen 
Thema, das schwere Folgen für die Weimarer Gesellschaft haben sollte und die 
württembergische Regierung in ihre erste Krise stürzte: das Volksbegehren gegen den 
Young-Plan. Das Ergebnis eines solchen Begehrens stand dabei von Beginn an außer 
Frage. Die damit entfachte Propagandaschlacht gegen die Republik jedoch wurde für die 
Nationalsozialisten zum Sprungbrett für ihren rasanten Aufstieg und leitete das Ende 
Weimars ein. 
In Württemberg ergab sich für Zentrum und DNVP eine besonders prekäre Situation. Sollte 
sich die DNVP gegen das Begehren stellen, so wandte sie sich gegen die eigene Partei im 
Reich. Sprach sie sich für das Begehren aus, gefährdete sie die württembergische Koalition, 
da sich das Zentrum auf die Seite der republikanischen Parteien stellte und also gegen den 
Hugenbergschen Antrag stimmte. Dieses Problem war aufgrund der unterschiedlichen 
Positionen beider Parteien zur Republik hausgemacht: Weder in Preußen noch im Reich 
mussten die Regierungen mit solchen Unstimmigkeiten jonglieren. Da das Zentrum die Lage 
seines Koalitionspartners nicht weiter erschweren wollte, verhielt es sich in jenen Monaten 
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auffällig passiv. Diese Passivität ging so weit, dass Bolz den öffentlichen Aushang eines von 
der Reichsregierung entworfenen Plakates gegen das Begehren untersagte und auch die 
Unterschrift zu einem Aufruf der Reichsregierung verweigerte. Hierauf warf die 
württembergische Sozialdemokratie dem Zentrum vor, es sündige aus koalitionspolitischen 
Rücksichten aufs Schwerste gegen seine staatspolitischen Pflichten. Kurt Schumacher sah 
einen möglichen Erfolg Hugenbergs gleichbedeutend mit einem Sieg der Nationalsozialisten 
und damit zwangsläufig einer Niederlage der Republik.  
Die Rücksichtnahme des Zentrums konnte die folgende Regierungskrise nicht verhindern. 
Selbstverständlich musste die katholische Partei – spätestens im Reichsrat – eine klare 
Position beziehen. Dass die Stellungnahme auch des württembergischen Landesverbandes 
zuungunsten des Hugenberg-Antrags ausfallen werde, stand trotz aller Passivität und 
koalitionspolitischer Gründe außer Frage.  
Die Abstimmungen zum Begehren wie auch zum Entscheid über den Young-Plan zeigten, 
dass in Württemberg wesentlich weniger Wähler von Hugenberg mobilisiert worden waren 
als im Reich. Eineinhalb Jahre nach der Landtagswahl hatte die württembergische 
Bevölkerung erneut ihre Bereitschaft gezeigt, den Weimarer Staat zu unterstützen. Dies 
stand im Gegensatz zum württembergischen Zentrum, das zwar gleichfalls gegen 
Hugenberg gestimmt hatte, seine Stimme aber so leise wie möglich hatte verlauten lassen 
und eben keinen aktiven Einsatz für die Republik gezeigt hatte. 
Die Diskussion um den Young-Plan hatte – wenn sie auch die Stärke der republikanischen 
Parteien zeigte – den antirepublikanischen Kräften des Deutschen Reiches zugespielt. Die 
Abstimmungsergebnisse waren zwar ein Misserfolg für Hugenberg und seine Freunde 
gewesen, doch konnten sie, allen voran die Nationalsozialisten, die gesamte Aktion als 
großen Erfolg feiern. Die NSDAP hatte eine Propagandaschlacht initiiert, in der sie zu einer 
politischen Kraft geworden war. Obwohl in Württemberg die Nationalsozialisten bis zu 
diesem Zeitpunkt relativ bedeutungslos waren, avancierten sie in jenen Tagen zum 
Intimfeind der württembergischen Sozialdemokratie. Kurt Schumacher wurde ihr 
profiliertester Gegner und beschwor auf sozialdemokratischen Kundgebungen, die brutale 
Gewalt des Nationalsozialismus könne für die europäische Demokratie verhängnisvolle 
Folgen haben. Die Intensität, mit der sich die württembergischen Sozialdemokraten diesem 
Thema stellten, die große Anzahl der von der SPD organisierten antifaschistischen 
Kundgebungen, bezeugen das Engagement der Parteiführung, den Gefahren der 
zunehmend stärker werdenden nationalsozialistischen Bewegung entgegenzutreten. 
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Der Hugenberg-Antrag hatte aber nicht allein dem Nationalsozialismus den Rücken gestärkt 
und die antifaschistischen Kräfte Württembergs gesammelt. Er hatte der Regierungskoalition 
in Stuttgart vor Augen geführt, dass eine Regierungsumbildung unerlässlich war, wenn man 
sich im Reichsrat bei der Abstimmung über den Young-Plan nicht blamieren wollte. 
Tatsächlich konnte die Regierungskrise nur durch eine Regierungserweiterung gelöst 
werden. Vor der Abstimmung im Reichsrat traten daher die württembergischen Liberalen in 
die Regierung ein.    
Der Eintritt der DDP in die württembergische Regierung war für die Sozialdemokraten ein 
tiefer politischer Einschnitt. Sie verblieb nun als einzige republiktreue Partei in der 
Opposition. Die DDP war in sich gespalten: Sowohl der Reichsvorstand der DDP als auch 
führende Köpfe des württembergischen Landesverbandes hatten sich eindeutig gegen eine 
Regierungsbeteiligung ausgesprochen. Fritz Ulrich, Fraktionsmitglied der SPD, urteilte, das 
Experiment einer Bürgerblockregierung sei für die DDP „der sichere und schnelle 
Selbstmord“.      
Insgesamt war die Neubildung der württembergischen Koalition ein weiterer Schritt hinaus 
aus dem System der parlamentarischen Demokratie. Die SPD war isoliert und hatte keinen 
Oppositionspartner mehr an ihrer Seite. Die Liberalen zeigten eine gefährliche 
Kompromissbereitschaft für die Teilnahme an der Staatsmacht. Das Zentrum, zumindest in 
Württemberg, hatte sich bereits eineinhalb Jahre zuvor aus dem Kreis der Weimarer 
Parteien losgesagt. Kurt Schumacher fand für diese Situation eine Analyse, die bereits zu 
diesem Zeitpunkt, noch bevor der Nationalsozialismus eine wesentliche Rolle spielte, das 
Dilemma der Sozialdemokratie wie aller Republikaner insgesamt formulierte: „Weil wir an der 
parlamentarischen Demokratie mehr interessiert sind als die anderen, spekulieren diese 
Kreise auf unser Verantwortungsgefühl und muten uns schließlich zu, uns mit dem Schein 
der Demokratie zu begnügen“. Dies war exakt das Problem der württembergischen und auch 
der reichsdeutschen Sozialdemokratie: Wie viel Demokratie war man bereit aufzugeben, um 
welches Maß an Demokratie zu retten? 
In jenen Tagen senkte sich für die Große Koalition in Berlin langsam der Vorhang. Der New 
Yorker Börsencrash im Oktober 1929, der sogenannte Schwarze Freitag, hatte die 
Weltwirtschaft in eine schwere Krise gestürzt. Die Auswirkungen in Deutschland waren nicht 
nur für die deutsche Wirtschaft erschütternd: Die Arbeitslosigkeit stieg in den folgenden 
Monaten und Jahren so stark, dass das Arbeitslosenversicherungssystem der jungen 
Republik schon sehr früh völlig überfordert wurde. 1927 in einer konjunkturellen Hochphase 
als Reichsgesetz durch den Reichstag eingeführt, mussten in der Weltwirtschaftskrise 
wichtige Modalitäten der Arbeitslosenversicherung wieder geändert werden. Die Frage der 
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Höhe des Beitrags- und auch des Unterstützungssatzes ließ die Große Koalition neben 
vielen anderen Faktoren scheitern. Hermann Müller reichte, gesundheitlich schwer 
angeschlagen, seinen Rücktritt ein. Er übernahm durch diesen formalen Akt eine persönliche 
Verantwortung, die faktisch auf allen Koalitionsparteien lastete. Der neue Mann, der unter 
Hindenburg künftig die Geschicke des Reiches leiten sollte, war der in der Bevölkerung noch 
relativ unbekannte Heinrich Brüning. Er hatte bereits Wochen zuvor den Reichspräsidenten 
wissen lassen, dass das Zentrum sich eine Regierung auch ohne die Sozialdemokraten 
vorstellen könne. Dieses war nun Realität geworden. Brüning machte sehr schnell deutlich, 
dass die parlamentarische Behandlung dringender politischer Themen nicht seinem 
Interesse und seiner Vorstellung einer effektiven Politik entsprach. Unter dem Gespann 
Hindenburg-Brüning  trat die Republik in ihre autoritäre präsidiale Phase, in der nunmehr 
verfassungsmäßig garantierte Rechte des Reichstages schlicht ausgesetzt wurden. Der 
Reichstag wurde aufgelöst und Neuwahlen für den 14. September anberaumt. Der 
Reichsparteivorstand der deutschen Sozialdemokratie urteilte über die neue Situation, der 
Bürgerblock habe in diesen Tagen eine Diktatur aufgerichtet, und agitierte fortan gegen das 
eigenmächtig handelnde Zentrum. Sowohl im Reich als auch in Württemberg war die 
katholische Partei die starke Kraft einer bürgerlichen Regierung, die nicht davor 
zurückschreckte, grundlegende republikanische Prinzipien zu unterwandern. 
Dementsprechend scharf und unerbittlich gestaltete sich der Wahlkampf. Die 
württembergischen Sozialdemokraten betonten wieder und wieder die neue Situation: Es 
gehe bei dieser Wahl um die Sicherung der demokratischen Volksrechte, die bürgerliche 
Regierung habe den Weg des Verfassungsbruchs eingeschlagen und werde ihn auch weiter 
beschreiten, solange ihr die Möglichkeit hierzu gelassen werde. Erstmalig in der 
württembergischen Partei wurde der Vergleich zwischen dem Bismarckschen 
Sozialistengesetz und der augenblicklichen Lage der Sozialdemokratie gezogen. Ebenso 
war die Androhung des Kampfes mit allen Mitteln zu hören, die aber verzerrt wurde durch die 
gleichzeitige Aussage, jener Kampf werde auf dem Boden der Verfassung geführt werden. 
Aber nicht nur das Zentrum und die anderen bürgerlichen Parteien standen in der Kritik der 
Sozialdemokraten. Zum eigentlichen Gegenstand in den Wahlkampfveranstaltungen der 
SPD und auch in der Parteipresse avancierten die Nationalsozialisten. Wilhelm Keil betonte 
in der Landesversammlung die Gefahren, die von der NSDAP für Deutschland und Europa 
ausgingen. Eine nationalsozialistische Diktatur würde Deutschland erneut das Misstrauen 
der ganzen Welt zuziehen und einen neuen Weltkrieg vorbereiten. 
Das Besondere an jenem Wahlkampf für die Sozialdemokraten war, dass sie von allen 
übrigen Parteien, ausgenommen der Liberalen, als der hauptsächliche politische Gegner 
attackiert wurden. Die Nationalsozialisten ebenso wie die Kommunisten aber auch die 
Konservativen führten einen offenen und aggressiven Wahlkampf gegen die SPD. Die 
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deutsche Sozialdemokratie führte also einen Mehrfrontenkrieg und stand für ihre Gegner und 
für sich selbst als einzige Partei der Republik zur Seite. 
Wie erschüttert die Republik im Jahr 1930 war, zeigten die Wahlergebnisse der 
Septemberwahl. 18% der Wähler im Reich stimmten für die Nationalsozialisten. In 
Württemberg unterstützten demgegenüber nur 9% der Wahlberechtigten die NSDAP. Damit 
fuhren die württembergischen Nationalsozialisten das schlechteste Ergebnis von allen 
Landesverbänden ein. Die Liberalen, die SPD und das Zentrum mobilisierten in Württemberg 
zusammen knapp 50% der Wähler. Die württembergische Bevölkerung hatte bei diesen 
Wahlen also gezeigt, dass die Mehrheit des Landes der Republik zugetan war. Die 
Regierung blieb davon unbeeindruckt. Heinrich Mann sollte recht behalten, wenn er später 
schrieb: „Skeptiker wollten wissen, dies sei eine Republik ohne Republikaner. Gerade 
umgekehrt. Ich habe Republikaner gekannt, nur keine Republik“ (H. Mann: Ein Zeitalter wird 
besichtigt, Gesammelte Werke, Bd. 24, Berlin Ost 1982, S.335).  
Brüning führte in den folgenden Monaten und Jahren die Regierungsgeschäfte des 
Deutschen Reiches mit Hilfe von Notverordnungen. Er wurde dabei von der reichsdeutschen 
Sozialdemokratie insofern unterstützt, da sie zugunsten der Regierungskoalition in Preußen 
und zur Abwehr des erstarkenden Nationalsozialismus die Politik der Reichsregierung 
zumindest tolerierte. Diesem Zwang unterstand die württembergische Landesfraktion nicht. 
Dennoch unterstützten auch hier führende Politiker wie Rossmann und Keil diesen Kurs. 
Überdies hatte Bolz eine Mehrheit im Landtag und bedurfte nicht der Zustimmung der 
sozialdemokratischen Fraktion. Dies war der Unterschied zwischen Bolz und Brüning: der 
politische Kontext, innerhalb dessen sie regierten. Ihre Gemeinsamkeit bestand in der 
Einstellung zur parlamentarischen Demokratie: Beide Männer unterwanderten in ihrem 
politischen Gebaren die Republik. Brüning offen und halblegal, indem er Notverordnungen 
erneut erließ, nachdem der Reichstag diese abgelehnt hatte; Bolz legal, indem er sich zur 
Koalition mit republikfeindlichen Parteien entschlossen hatte. 
Neben dieser politischen Krise, die in Württemberg ohne eine inzwischen erstarkte 
nationalsozialistische Partei geschaffen worden war, machte sich immer mehr die 
wirtschaftliche Krise bemerkbar. Ein Heer von Arbeitslosen überforderte das Sozialsystem 
der jungen Republik und schwächte das Vertrauen der reichsdeutschen Bevölkerung zu 
Regierung und Parlament. In Württemberg zeigte die Weltwirtschaftskrise vergleichsweise 
moderate Auswirkungen. Dennoch war sie für die Sozialdemokraten auch in Württemberg 
ein zentrales Thema. Während die Parteipresse auffallend emotional die Schicksale 
einzelner Arbeiterfamilien thematisierte, stellte die sozialdemokratische Fraktion im Landtag 
ein sachliches Programm zur Lösung der sozialen Probleme vor: Der Binnenmarkt sollte 
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staatlich angekurbelt werden, um die Arbeitslosigkeit zu senken. Jedoch blieb die 
württembergische Regierung auch in der Krise ihrem Grundsatz „Keine Ausgaben ohne 
Deckung“ treu.  
Die wachsende Arbeitslosigkeit, Brünings Notverordnungspolitik, die immer mächtiger 
werdende Nationalsozialistische Partei dominierten das politische Tagesgeschäft und ließen 
nahezu keinen Raum für Probleme, die außerhalb dieser Themenbereiche lagen. Eine 
Ausnahme war die Diskussion um den Paragraphen 218. Der Paragraph 218 regelte den 
Schwangerschaftsabbruch im Deutschen Reich. Dieser war nach geltendem Recht strafbar, 
sowohl für den behandelnden Arzt als  auch für die werdende Mutter. Eine medizinische 
Indikation war zwar möglich, stellte aber eine rechtliche Grauzone dar, und konnte also 
gleichsam folgenschwer für Schwangere und Arzt ausgehen. Die Konsequenzen aus dieser 
Regelung ergaben sich naturgemäß vornehmlich für die Arbeiterfamilien. Sie konnten sich 
oftmals einen zusätzlichen Esser nicht leisten und ebenso wenig einen illegalen Abbruch. Im 
Deutschen Reich starben geschätzt zwischen 10.000 und 25.000 Frauen pro Jahr an den 
Folgen illegaler und unter schlechtesten Bedingungen durchgeführter Abtreibungen. Als 
1931 zwei Stuttgarter Gynäkologen verhaftet wurden, die sich sehr engagiert für eine 
Lockerung des Paragraphen 218 stark gemacht und illegal Abtreibungen durchgeführt 
hatten, kam es zu großen Protestaktionen in Stuttgart, die sich auf das gesamte Reich 
ausdehnten. Die öffentliche Diskussion dokumentiert dabei auf eine sehr eigene Art die 
gesellschaftlichen Gräben der Weimarer Republik. Das groteske Bild, welches die Stuttgarter 
Abtreibungsaffäre von der Weimarer Gesellschaft zeichnete, spiegelte auf der einen Seite 
die in ländlichen Regionen tradierten Werte und Normen wider, auf der anderen Seite und im 
Gegensatz hierzu die Enttabuisierung der Sexualität wie auch anderer Themenkataloge in 
der Stadt. Deutlich zeigt sich hier eine Gesellschaft, die zwischen Fortschritt und Rückschritt 
pendelte, die in Teilen die allgemeine Entwicklung als zu langsam empfand und für 
Modernisierungen auf die Straße ging, und deren anderer Teil von der Schnelligkeit der 
Veränderungen völlig überfordert war.  
Diese Irritationen, die sowohl politisch und wirtschaftlich wie auch gesellschaftlich fundiert 
waren, spielten der nationalsozialistischen Bewegung in die Hände. Die außerordentlichen 
Wahlerfolge der NSDAP im Vorjahr hatten die Sozialdemokraten alarmiert. In der SPD war 
man sich zwar weitestgehend darüber einig, dass die NSDAP nur ein kurzes politisches 
Zwischenspiel sein werde, Hitler also Episode, aber nicht Epoche sein werde. Einigkeit 
herrschte aber gleichfalls in der Sorge, auch eine Episode könne zu einer Verfolgung der 
Demokraten führen und letztlich Krieg in Europa bedeuten. Mit diesen Prognosen lagen die 
Parteiführer sicherlich richtig, dennoch lähmte die Vorhersage, eine nationalsozialistische 
Herrschaft sei auf jeden Fall zeitlich begrenzt, die Schlagkraft des antifaschistischen 
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Kampfes. So mobilisierte die SPD einerseits Tausende von Genossen zu Demonstrationen 
auf der Straße, erstickte aber eine radikale Vorgehensweise im Keim. Dies nicht nur, weil sie 
den Nationalsozialismus nicht als bleibendes Phänomen sah, sondern auch aus Angst vor 
Gewalt und Bürgerkrieg und aus der Irritation heraus, den Willen des Volkes, der sich in den 
Wahlen für die NSDAP artikulierte, nicht unterwandern zu dürfen. 
Ein Umstand, der den antifaschistischen Kampf der württembergischen Sozialdemokratie 
zusätzlich erschwerte, war die neutrale Regierungspraxis des Staatspräsidenten Bolz. Zwar 
sprach auch er sich offensiv gegen den Nationalsozialismus aus, allerdings nahezu 
ausschließlich auf parteiinternen Veranstaltungen. In seiner Funktion als Landeschef wahrte 
Bolz unter Rücksichtnahme auf die ultrakonservativen Teile seines Kabinetts Zurückhaltung. 
Die opportune Haltung des Staatspräsidenten gipfelte zu Beginn des Jahres 1932 in der 
Beschlagnahme des Zentralorgans der SPD. Die „Schwäbische Tagwacht“ hatte in einem 
Artikel auf die wohlwollende juristische Behandlung des NS-Juristen Dr. Werner Best 
aufmerksam gemacht, der in den sogenannten „Boxheimer Dokumenten“ mögliche 
Maßnahmen und Richtlinien im Falle einer nationalsozialistischen Machtergreifung 
aufgelistet hatte. So sollten nach Best unter anderem der politische Gegner beseitigt und 
Streikende erschossen werden. Die „Tagwacht“ hatte einen entsprechenden Kommentar 
veröffentlicht, in dem sie die nationalsozialistischen Pläne als verfassungsfeindlich und 
republikgefährdend verurteilte und dem Reichsgerichtshof vorwarf, die Ermittlungen in 
diesem Fall im „Schneckentempo“ zu verfolgen. Die entsprechende Ausgabe des Organs 
wurde daraufhin beschlagnahmt. Verantwortlich für die Beschlagnahme war das 
württembergische Innenministerium mit Bolz an der Spitze, der sowohl das 
Staatsministerium als auch das Ministerium für Inneres anführte. 
Die SPD-Fraktion stellte folgerichtig eine Große Anfrage im Landtag. Die anschließende 
Debatte zu dieser Frage wurde in drei Landtagssitzungen geführt. Dabei wurde die 
Beschlagnahme als das ursprüngliche Thema abgelöst von einer Grundsatzdebatte, in der 
die Positionen der einzelnen Fraktionen zur Republik und zum Staat erneut deutlich wurden. 
Einmal mehr zeigte sich hier das Dilemma, in dem sich die Republik zu diesem Zeitpunkt 
befand. Der Vorwurf der sozialdemokratischen Fraktion wurde von Keil formuliert: Die 
Regierungskoalition begünstige die Rechte und richte ihre Politik gegen die demokratischen 
Parteien und deren Organe. In Zeiten der Monarchie sei es selbstverständlich gewesen, 
dass Beamte sich zum Staat bekennen, in Weimar jedoch nicht. Bolz müsse die 
Unterwanderung des Staatsapparates bekämpfen und die Beamten auf ihre 
Verfassungstreue hin kontrollieren. Eine solche Kontrolle würde die Beschlagnahme 
demokratischer Blätter verhindern, da die hierfür verantwortlichen Beamten sich in der 
Verantwortung für die Republik positionieren müssten. Auch wenn Bolz die Beschlagnahme 
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nicht selbst veranlasst hatte und offenbar erst im Nachhinein hiervon in Kenntnis gesetzt 
worden war, oblag ihm, so Keil, doch als Innenminister die Verantwortung. 
Wenn Bolz sich später von der Beschlagnahme der „Tagwacht“ distanzierte, so hieß dies 
doch nichts anderes, als dass ihm die Zügel seines eigenen Ministeriums aus der Hand 
geglitten waren. Dass zudem seine eigene Fraktion die Aktion des Ministeriums öffentlich im 
Landtag verurteilte, ließ die Uneinigkeit innerhalb des Zentrums zu Tage treten. Der 
Zentrumsabgeordnete Bock fand die richtigen Worte:  Juristisch sei die Beschlagnahme 
zulässig, politisch aber absolut unzweckmäßig gewesen. Die Regierung habe sich gegen 
jene Kräfte gestellt, welche die Republik trügen. Bolz´ Antwort auf diese Vorwürfe zeigten 
erneut den württembergischen Charakter der politischen Selbstwahrnehmung höherer 
Regierungsbeamter, wenn er sagte, er sei als Staatsoberhaupt zur Neutralität verpflichtet. 
Jene Neutralität wurde von Bolz´ Koalitionspartner nicht gewahrt, wenn  Hölscher für die 
DNVP feststellte, „Herr Keil hat hier ein sterbendes System noch einmal verteidigen wollen“, 
wohingegen die DNVP ein Drittes Reich aktiv stützen werde.  
Die Liberalen argumentierten demgegenüber im Sinne der Zentrumsfraktion, waren aber als 
Regierungspartei gleichsam mit in der Verantwortung. Offenbar glaubten die ehemaligen 
Weimarer Parteien der württembergischen Regierung tatsächlich, sie könnten mit den 
Anhängern der Republik – also mit der SPD – die Republik verteidigen, auch wenn sie mit 
den Republikgegnern regierten. In Ablehnung der klaren Mehrheit einer Weimarer Koalition 
unter Inkaufnahme einer Minderheitsregierung hatte sich das Zentrum, später folgte auch 
auch die DDP, in eine politische Sackgasse hineinmanövriert, in der sie mit dem Landbund 
und der DNVP an ihrer Seite aktionsunfähig werden musste. Die eindeutigen 
Stellungnahmen der einzelnen Fraktionen, welche die SPD in jener Debatte provoziert hatte, 
machten diese Problematik nochmals transparent  
Die politischen Aktivitäten der reichsdeutschen wie auch der württembergischen 
Sozialdemokraten  wurden zunehmend bestimmt durch taktische Motivationen. Die 
Tolerierungspolitik der Reichstagsfraktion, die sich selbstverständlich auch auf die Politik der 
württembergischen Landtagsfraktion auswirkte, lähmte jede Politik in eigener Sache. Die 
württembergischen Sozialdemokraten zeigten sich zwar in Landesangelegenheiten zur 
Tolerierung nicht bereit – warum hätten sie dies auch tun sollen? – in 
Reichsangelegenheiten blieben sie aber auf parteioffiziellem Kurs. Dies zeigte sich während 
der Reichspräsidentenwahlen, in denen die Landesparteien zwangsläufig den vom 
Parteivorstand favorisierten Kandidaten stützen mussten, nämlich den amtierenden 
Präsidenten Hindenburg. Das Kernproblem lag in dem Umstand, dass die deutsche 
Sozialdemokratie überzeugt war, die Republik gegen den Nationalsozialismus mit einem 
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Monarchisten an der Spitze verteidigen zu können, dieses gemeinsam mit den 
antirepublikanischen Parteien. Das machte jede inhaltliche These unglaubhaft und reduzierte 
ihren Wahlkampf auf rein negative Argumentationsmuster. Die Mehrheit der Partei versuchte 
eine positive Stellungnahme für Hindenburg durch negative Stellungnahmen gegen Hitler 
und Thälmann zu umgehen. Dies gelang nicht immer. Otto Braun äußerte sich deutlich für 
den konservativen Kandidaten und hob dessen Leistungen für die Weimarer Demokratie 
hervor. Das Paradox jener Politik kannte keine Grenzen. Sicher war Hindenburg das kleinere 
Übel. Dennoch hätte die deutsche Sozialdemokratie zumindest im ersten Wahlgang einen 
eigenen Kandidaten aufstellen müssen, um die Chance zu nutzen, Wahlkampf in eigener 
Sache zu machen. Kritische Stimmen in den eigenen Reihen wurden geflissentlich überhört.  
Im ersten Wahlgang scheiterte Hindenburg im Reich an der 50 Prozent-Hürde und musste 
sich also einem zweiten Wahlgang stellen. In Württemberg hatte der amtierende Präsident 
59% der Stimmen erhalten und war also von der württembergischen Bevölkerung bereits im 
ersten Wahlgang legitimiert worden. Hitler hatte im Reichsdurchschnitt 30% erhalten, in 
Württemberg lediglich 25%. Die württembergischen Ergebnisse waren dabei keine 
Ausnahme: In 16 von 35 Wahlkreisen hatte Hindenburg bereits bei der ersten Abstimmung 
die absolute Mehrheit erhalten. Die Ergebnisse in den sozialdemokratischen Hochburgen 
des Landes hatten dabei das eindeutige Votum für den Reichspräsidenten gezeigt. In 
Heilbronn beispielsweise war Hindenburg mit 70% der Stimmen gewählt worden. Die 
Parteibasis folgte also der Parteiführung und zeigte sich ähnlich kompromissbereit, was die 
politische Taktik und die Wahl des „kleineren Übels“ anbelangte. Für die Parteispitze war 
dies sicherlich ein beruhigendes Moment.  
Der zweite Wahlgang stellte die württembergische Landespartei trotz der Treue ihrer 
Anhängerschaft vor schwerwiegende Probleme. Der anberaumte Termin lag gerade mal 
zwei Wochen vor den anstehenden Landtagswahlen. Die württembergische 
Sozialdemokratie musste also nun einerseits gemeinsam mit Zentrum und Demokraten den 
Reichspräsidenten stützen und andererseits gegen die genannte Koalition zu Felde ziehen. 
Die „Donau-Wacht“ artikulierte: „Ist die Präsidentenwahl vorbei, so rollen wir unsere Front 
neu auf“. Dass dieser Vorsatz mit der Wirklichkeit kollidierte, stand dabei außer Frage: Die 
politik-taktischen Manöver der Partei erlangten in Württemberg bereits zu diesem Zeitpunkt 
jenen widersprüchlichen Charakter, der symptomatisch für die deutsche Sozialdemokratie 
werden sollte. Der Reichsparteivorstand war mit solchen Problemen noch nicht konfrontiert. 
Die Tolerierungspolitik gegenüber Brüning zugunsten der Koalition in Preußen ließ seinen 
Wahlkampf weniger widersprüchlich erscheinen. Ebenso hatte die preußische 
Sozialdemokratie als Regierungspartei keinen solchen politischen Spagat zu meistern. Die 
sozialdemokratische Basis hielt der Parteiführung in Württemberg dennoch die Treue, sogar 
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mehr noch als im Reich. 63% der Württemberger unterstützten im zweiten Wahlgang 
Hindenburg, im Reich dagegen ausreichende 53%. Auch Hitler schnitt in Württemberg mit 
29% der Stimmen deutlich schlechter als im Reich mit fast 37%. 
Der Wahlkampf der württembergischen Sozialdemokraten zu den anstehenden 
Landtagswahlen gestaltete sich nach den Reichspräsidentenwahlen naturgemäß 
aggressiver. Hatten zuvor positive und negative Argumentationsmuster zugunsten und 
zuungunsten des politischen Partners und eben auch Gegners ein insgesamt paradoxes Bild 
geboten, konnte die Landespartei nun freier agieren. Auf der Landesversammlung ernannte 
die Parteiführung die NSDAP zum direktesten politischen Gegner. Dabei wurde leider 
deutlich, dass sich die strategischen Mittel der SPD auf radikal-rhetorische Polemiken und 
Ankündigungen reduzierten, ein echter Plan für den antifaschistischen Kampf jedoch nicht 
formuliert werden konnte. Dem Aufruf zum Kampf mit allen Mitteln folgte regelmäßig der 
Aufruf, den Boden der Verfassung nicht zu verlassen und Ruhe zu bewahren. Die 
sozialdemokratische Fraktion hatte ein Programm zur Stabilisierung der Republik 
ausgearbeitet, das, von Winker vorgestellt, tatsächliche Alternativen zur Regierungspolitik 
aufzeigte und positive Argumente zur Disposition stellte: Die Verbesserung der sozialen und 
wirtschaftlichen Situation sollte die Entschärfung der politischen Situation und die 
Schwächung des Nationalsozialismus herbeiführen. Definitive Vorschläge Winkers betrafen 
die erhöhte Kontrolle von Polizei und Justiz, eine kontrazyklische Ausrichtung der 
württembergischen Wirtschaftspolitik, ein aktiver Wohnungsbau, eine liberalere 
Bildungspolitik, eine sozialere Lohnpolitik und als Antwort auf den New Yorker Börsencrash 
eine staatliche Kontrolle der Banken. Zentrum und DDP wurden in der SPD weiterhin als 
potentielle Koalitionspartner gehandelt. Das erstrebte Ziel war die sozialdemokratische 
Regierungsbeteiligung. Trotz der eindeutigen Koalitionsabsichten seitens der SPD kam es 
jedoch nicht zu einer „demokratischen Einheitsfront“ der Weimarer Parteien gegen die 
aufstrebende NSDAP. Der Kampf für die Republik und gegen den Nationalsozialismus 
gewann in Württemberg immer mehr den Charakter vieler Einzelner gegen den Einen. Die 
angeheizte Atmosphäre, forciert durch die Haltung des Zentrums, das der Weimarer 
Koalition nach wie vor keine führende Rolle im Land zutraute, ließ die Parteien im 
Wahlkampf ineinander verkeilt nach politischen Lösungen suchen. Das einheitliche Streben 
der „Hindenburgkoalition“ während der Reichspräsidentenwahl war aufgehoben zugunsten 
eines Wahlkampfes für die eigene Sache der einzelnen Parteien und zuungunsten der 
gemeinsamen Sache für die Republik.  
Mitten im Wahlkampf erließ Brüning per Notverordnung das Verbot der SA und SS. Die 
Beurteilung der SPD fiel naturgemäß positiv aus. Kurt Schumacher ergänzte diese 
Beurteilung mit der Erklärung, das Verbot der nationalsozialistischen Kampforganisationen 
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sei so sinnvoll, wie ein Verbot der NSDAP selbst töricht wäre. Dies entsprach der Einstellung 
der deutschen Sozialdemokratie insgesamt zur Republik und dem Umgang mit dem 
politischen Gegner. Das SA- und SS-Verbot zeigte jedoch nicht nur positive Auswirkungen. 
Das Verbot lähmte gleichsam auch die Eiserne Front und den Reichsbanner, da auch sie 
aufgrund der nationalsozialistischen Propaganda verstärkt unter Beobachtung standen. Mit 
der Aufforderung an die eigenen Verbände zur Defensive sicherte sich die Partei 
schlüssigerweise zwar deren Legalität, um im richtigen Augenblick bereitzustehen. Das 
Problem, das der Arbeiterschaft jedoch erhalten blieb, war, dass keiner ihrer Führer wusste, 
welcher der richtige Moment sein werde.  
Aus den Landtagswahlen ging die NSDAP als klare Gewinnerin hervor. Das Zentrum hatte 
seine Ergebnisse von 1928 halten können, die restlichen Parteien hatten verloren. Wenn 
auch das Ergebnis der Nationalsozialisten in Württemberg im Vergleich zu anderen 
Landesparteien schwächer ausgefallen war, so war doch der Stuttgarter Landtag nicht mehr 
imstande, koalitionsfähige Mehrheiten zu bilden. 
Die Koalitionsverhandlungen wurden zur Demonstration der inneren Zerrüttung des 
Weimarer Parteiensystems. Die DDP favorisierte zunächst ein evangelisches Bündnis, dem 
die NSDAP angehören sollte. Mit dieser Offerte wurden die Nationalsozialisten innerhalb der 
württembergischen Politik zu einer quasi salonfähigen Kraft. Trotz der Annäherung an die 
NSDAP seitens der Liberalen waren sich die württembergischen Parteien allerdings einig, 
der NSDAP keine zu große Rolle im Landtag übertragen zu wollen. Aus diesem Grund 
entschied der Landtag, seine Geschäftsordnung zu ändern: Für die Wahl des 
Staatspräsidenten war nicht mehr nur eine relative, sondern eine absolute Mehrheit nötig. 
Damit wurde der NSDAP der Zutritt zu dem höchsten württembergischen Amt vorerst 
verwehrt. Das Amt des Landtagspräsidenten dagegen wurde mit den Stimmen des Zentrums 
dem Nationalsozialisten Christian Mergenthaler übertragen. Lediglich SPD und KPD 
stimmten für einen eigenen Kandidaten, 7 Abgeordnete der DDP enthielten sich der Stimme. 
In die laufenden Koalitionsverhandlungen, in denen sich zeigte, dass ein rein evangelisches 
Bündnis nicht zustande kommen werde, wurde das Zentrum miteinbezogen und nahm 
ebenfalls Verhandlungen mit den Nationalsozialisten auf. Selbst wenn DDP und Zentrum 
keinerlei Ambitionen hatten, der NSDAP eine größere Rolle in einer künftigen Regierung 
zuzubilligen und überzeugt davon waren, sie könnten die Nationalsozialisten auf Dauer 
kontrollieren, so steht das moralische Versagen beider Parteien doch außer Frage. Dieses 
moralische Versagen äußerte sich auch in der Tatsache, dass die württembergische 
Sozialdemokratie von keiner der beiden Parteien zu Verhandlungen gebeten wurde. Damit 
gehörte die SPD in Württemberg gemeinsam mit der KPD zu den einzigen Fraktionen im 
Landtag, denen jede Chance auf eine aktive Gestaltung der Politik versagt blieb. Die 
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Koalitionsverhandlungen scheiterten. Die Regierung Bolz blieb als geschäftsführende 
Regierung im Amt. 
In den folgenden Monaten wurden ebenfalls die reichsdeutschen und auch die preußischen 
Sozialdemokraten in die Knie gezwungen. Nach der Entlassung Brünings ernannte der 
alternde Reichspräsident Franz von Papen zum Reichskanzler. Am 16. Juni 1932 hob die 
Regierung Papen das SA-Verbot auf und stürzte damit das Deutsche Reich in blutige 
Auseinandersetzungen zwischen den erstarkenden Kommunisten und der NSDAP. Der 
„Altonaer Blutsonntag“, der 18 Tote forderte, war Papen dann willkommener Anlass zum 
sogenannten „Preußenschlag“. Am 20. Juli setzte die Reichsregierung einen 
Reichskommissar für Preußen ein. Der preußische Ministerpräsident Otto Braun sowie der 
preußische Innenminister Severing und der Polizeipräsident Grzesinski wurden ihrer Ämter 
enthoben. Dies geschah ohne jede Gegenwehr. Otto Braun rechtfertigte dies mit der 
Begründung, die Demokratie sei abgewählt, die Mehrheit der preußischen Bevölkerung 
stehe nicht mehr hinter der Republik. Das Amt ohne die Unterstützung des Wählervotums zu 
halten, widersprach seiner politischen Grundüberzeugung. Friedrich Stampfer, 
Chefredakteur des „Vorwärts“ und Parteivorstandsmitglied, äußerte, dass die Basis im 
Grunde gegen eine aktive Gegenwehr der deutschen Sozialdemokratie gewesen sei und 
suchte diese Meinung zu belegen, indem er erklärte, die Arbeiterschaft hätte zum Kampf 
gegen die Nationalsozialisten durchaus auf eigene Initiative und ohne ihre Führung rüsten 
können. Kein Parteivorstand hätte einen solchen Weg versperren können. Eine 
Verselbständigung aber habe nicht stattgefunden. Zudem sei die deutsche 
Arbeiterbewegung gespalten gewesen: Während die Sozialdemokraten den „Preußenschlag“ 
einhellig verurteilten, reagierte die kommunistische Basis auf die Amtsenthebung der 
preußischen Minister mit Beifall. 
Sicherlich konnte sich die deutsche Sozialdemokratie keine Schuld vorwerfen. Diese lag bei 
den Initiatoren des Konfliktes. Dennoch hatte sie versagt. Die Gründe für das Versagen der 
deutschen Sozialdemokratie am 20. Juli lagen in der tiefen Angst der Parteiführung vor 
Gewalt und Bürgerkrieg. Weite Teile der Bevölkerung waren antirepublikanisch eingestellt 
und standen der parlamentarischen Demokratie und ihren Vertretern misstrauisch und 
feindlich gegenüber. Der Kampf auf der Straße hätte vermutlich in diesem Stadium, in dem 
sich das Deutsche Reich befand, zahlreiche Tote und Verletzte gefordert, ohne die Republik 
zu retten.  
In Württemberg verlief der 20. Juli sehr ruhig. Der württembergische Staatssekretär Rudolf 
Widmann wurde am 19. Juli mit der Information über ein baldiges Eingreifen in Preußen 
nach Stuttgart geschickt. Papen war, was die reichsdeutschen Länder anbelangte, sehr 
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darauf bedacht, deren Regierungschefs zu beschwichtigen und schloss jedes mögliche 
Eingreifen auch in anderen Landesregierungen aus. Wenn Bolz auf den „Preußenschlag“ 
dennoch mit größter Sorge reagierte und eine Verwahrung beim Reichspräsidenten und 
Reichskanzler einlegte, so entsprach dies sicherlich den Vorbehalten vieler Länderchefs 
gegenüber dem Eingreifen der Reichsregierung. Bazille dagegen zeigte sich einvernehmlich 
mit Hindenburg und Papen und ließ in einer Sitzung des Staatsministeriums verlautbaren, für 
Papen sei eine sozialdemokratisch geführte preußische Regierung eben nicht duldbar 
gewesen. Zur Beruhigung der reichsdeutschen Länderchefs organisierte Papen ein Treffen 
mit den Staatspräsidenten in Stuttgart. Hindenburg ließ Bolz am folgenden Tag wissen, er 
hoffe, Bolz sei nach dieser Aussprache davon überzeugt, „dass eine Auswirkung dieser 
Maßnahme auf andere Länder, insbesondere auf Württemberg, nicht zu besorgen ist“. 
Die württembergischen Sozialdemokraten gaben sich zurückhaltend und blieben auf 
parteioffiziellem Kurs. Keil und Schumacher sprachen sich gegen spontane Aktionen aus. 
Schumacher erklärte hierzu: „Wir werden, wenn die Demokratie angetastet und gegen uns 
mit Gewalt vorgegangen wird, mit gegebenen Mitteln zu antworten wissen. Aber unsere 
Taktik lassen wir uns vom Gegner nicht vorschreiben“. Dies bedeutete nichts anderes, als 
dass die Parteiführer sich auch zu diesem Zeitpunkt nicht zu einem Bürgerkrieg wollten 
provozieren lassen und ihre Legitimation weiterhin im Wählervotum sahen. Der 
außerparlamentarische Kampf konnte ihnen nach ihrem Verständnis keine politische 
Legitimation übertragen. 
So wurden auch die von Papen auf den 31. Juli festgelegten Reichstagswahlen für die 
deutsche Sozialdemokratie erneut zu dem alles entscheidenden Votum gegen oder für die 
Republik. Nach Brünings Entlassung hatte Breitscheid festgestellt, dass offenbar das 
Schicksal Weimars von der „Gunst oder Ungunst des Mannes an der Spitze des Reiches“ 
entschieden werde. Hindenburg mache bei seinen Entscheidungen dabei „persönliche 
Einflüsse“ geltend. Die sozialdemokratische Presse urteilte über den neuen Reichskanzler, 
dieser sei nur eine Etappe auf dem Weg zu Hitler. Der Wahlkampf wurde zu einer erbitterten 
Wahlschlacht. Da auch die reichsdeutsche Sozialdemokratie nach Brünings Entlassung ohne 
die Fesseln der Tolerierungspolitik agieren konnte, waren sowohl dem Reichs- als auch dem 
Landesparteivorstand alle Möglichkeiten zu einem kompromisslosen Vorgehen in eigner 
Sache gegeben. Die württembergische Sozialdemokratie organisierte in allen Teilen des 
Landes Großkundgebungen für die eigene Partei und gegen Papen und Hitler. Keil sprach 
von einem „Versammlungskampf“, der auf den Straßen und Plätzen des Landes 
ausgetragen wurde. Die Wahlen wurden zu einer verheerenden Demonstration der 
antirepublikanischen Parteien, die sowohl in Württemberg als auch im Reich die absolute 
Mehrheit erzielten.  
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Die folgenden Wochen entwickelten sich trotz der hervorragenden Wahlergebnisse der 
NSDAP ausgesprochen ungünstig für die nationalsozialistische Bewegung. Hindenburg hatte 
sich wiederholt gegen Hitler ausgesprochen. Die Ergebnisse der Lausanner 
Reparationskonferenz entspannten die innenpolitische Situation und spielten also der 
nationalsozialistischen Propaganda entgegen. Ebenso arbeitete die sich langsam erholende 
Wirtschaft des Deutschen Reiches gegen Hitlers Aufstiegspläne. Papens politisches Nahziel 
war dementsprechend die Ausschaltung der nationalsozialistischen Macht zugunsten seiner 
eigenen Politik. Diese wollte er durchsetzen mit Hilfe eines Verbotes der NSDAP, der 
Erklärung des Staatsnotstands und der Verschiebung von Neuwahlen auf unbestimmte Zeit. 
Hitler selbst sollte in Schutzhaft genommen werden. Die deutsche Sozialdemokratie wurde in 
seine Pläne nicht eingeweiht und spielte also für die Staatsführung keine entscheidende 
Rolle mehr.  
Doch Papens Pläne scheiterten, als ihm der Reichstag vor der vom Reichskanzler geplanten 
Auflösung des Parlaments das Misstrauen aussprach. Hier hatte Göring mit „politischen 
Taschenspielertricks“, wie Hans Mommsen urteilte, die Geschäftsordnung ignorierend, sehr 
effektiv gearbeitet. Die Neuwahlen, die von Papen auf unbestimmte Zeit verschoben werden 
sollten, wurden auf den 6. November festgelegt. Papen war entmachtet. 
Der Wahlkampf entwickelte sich zu einem Fiasko für die Würde und das Ansehen jeder 
republikanischen politischen Kultur. Die Zielsetzungen der Weimarer Parteien waren nahezu 
ausschließlich negativ und konzentrierten sich auf die Abwehr einer nationalsozialistischen 
Diktatur beziehungsweise eines neuen Staates nach Papenschem Muster. Die Propaganda 
für ein politisches System blieb allein der Agitation der NSDAP und der KPD vorbehalten. 
Zudem waren die demokratisch-republikanischen Parteien derart weit voneinander 
abgerückt, dass die Weimarer Koalition auch innerhalb jener Parteien keine Mehrheit hätte 
finden können. Vor allem das Zentrum, insbesondere das württembergische Landeszentrum, 
hatte sich zu sehr von der Republik entfremdet. 
Die württembergischen Sozialdemokraten hatten sich in diesem Reichstagswahlkampf, dem 
Wilhelm Keil nicht mehr als Kandidat zur Verfügung stand, ungewöhnlich stark 
landespolitischen Themen verschrieben: Die Schlachtsteuer war ebenso ein Thema wie die 
Einwohnersteuer, das 8. Schuljahr und die Gehälter der höheren Beamten. Zudem hatte sich 
die sozialdemokratische Fraktion bereit gefunden, gemeinsam mit der KPD einem Antrag 
zuzustimmen, der die Regierung Bolz zu einer Erklärung ihrer politischen Ziele zwingen 
sollte. Diese sicherlich ungewollte Zusammenarbeit mit der gegnerischen kommunistischen 
Fraktion zeigte eine neue positive Qualität sozialdemokratischer Kompromissbereitschaft. Mit 
jenem Verhalten offenbarte die württembergische SPD einen Grad der Verinnerlichung einer 
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politischen parlamentarischen Kultur, die dem Zentrum wie auch den Demokraten abhanden 
gekommen war. Sie hatten sich bereits im Vorfeld zu einer politischen Zusammenarbeit mit 
anderen Parteien nicht mehr bereit erklären wollen. Diese fehlende Bereitschaft zur 
Koalitionsbildung nahm dem Parlamentarismus eine wichtige Voraussetzung, ohne die eine 
Regierungsbildung unmöglich gemacht wurde. Daher äußerte Schumacher, die Krise der 
Weimarer Republik sei unter anderem in dem Umfallen der bürgerlichen Parteien begründet. 
Und in der Tat war die württembergische Demokratie nicht wie im Reich und in Preußen 
abgewählt, sondern trotz vorhandener Mehrheiten in der Bevölkerung durch die Politik des 
Zentrums demontiert worden. Trotz der scharfsinnigen Analyse Schumachers war er aber 
nicht fähig, einen Weg aus der Krise zu weisen. Auch Schumacher verlor sich in verbal-
radikalen Polemiken. Die Reichstagswahlen vom 6. November brachten keine Entscheidung. 
Zwar hatten die Nationalsozialisten an Stimmen verloren, die Möglichkeit zu einer 
koalitionsfähigen Mehrheit war jedoch, wie zu erwarten, ausgeblieben.  
Der Republik blieben nach den Novemberwahlen nur drei Monate, in denen die 
Nationalsozialisten, die Monarchisten und auch die bürgerlichen Parteien ihr Ende geradezu 
systematisch vorbereiteten. Das Zentrum stellte sich nach den Wahlen gegen Papen und 
unterstützte Hitler. Die DNVP und die DVP blieben weiterhin dem gescheiterten 
Reichskanzler treu. Hitler war zu einem Regierungseintritt mit Papen als Reichskanzler nicht 
bereit. Konsequenterweise wollte er sich mit einem Teil der Macht nicht zufrieden geben und 
pochte auf das Amt des Reichskanzlers. Dies war die einzige folgerichtige Taktik, welche die 
NSDAP zur alleinigen Macht verhelfen konnte. Am 17. November 1932 gab das Kabinett 
Papen seine Gesamtdemission bekannt. Zwei Tage später lehnte Hindenburg in einem 
Gespräch mit Hitler diesen als Reichskanzler ab. Auch ein weiteres Gespräch zwischen 
Hitler und dem Reichspräsidenten wiederum zwei Tage später erbrachte keine Einigung: 
Hindenburg war noch nicht bereit, den „österreichischen Gefreiten“ zum Reichskanzler zu 
ernennen.  
Der neue Mann an der Spitze der untergehenden Republik war General von Schleicher. Sein 
politisches Nahziel war die Bildung einer parlamentarischen Tolerierungsmehrheit, die alle 
politischen Richtungen einbeziehen sollte. Hierzu umwarb Schleicher die Gewerkschaften 
auf der einen Seite und den nationalsozialistischen Flügel unter Strasser auf der anderen 
Seite. Dieser hatte sich für einen Regierungseintritt der Nationalsozialisten unter Verzicht auf 
das Amt des Reichskanzlers ausgesprochen. Der neu berufene Reichskanzler setzte nun auf 
eine Spaltung der NSDAP und einen innerparteilichen Führungswechsel zugunsten 
Strassers. Teile der NSDAP waren durchaus für die Pläne Schleichers zugänglich, ebenso 
standen führende Gewerkschaftler zu dieser sogenannten „Querfront“ bereit. Die 
Zugeständnisse, die Schleicher der SPD unterbreitete, liefen allerdings ins Leere. Die 
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sozialdemokratische Führung beharrte weiterhin auf der Unantastbarkeit des Reichstages, 
die sie durch Schleicher gefährdet sah. Zudem hatte der Reichskanzler Franz Bracht, eine 
führende Kraft im „Preußenschlag“, als Innenminister in sein Kabinett berufen und sich damit 
von vornherein eine Mitarbeit seitens der deutschen Sozialdemokratie verbaut. Nur wenige 
Sozialdemokraten waren hiernach bereit, in Schleicher eine letzte Möglichkeit zur Rettung 
der Republik zu sehen. Otto Braun war einer der wenigen von ihnen und zugleich ihr 
prominentester Vertreter. 
Auch in Württemberg war man sich innerhalb der Landesparteiführung einig, Schleichers 
Offerten abzulehnen. Schumacher urteilte, die „Gegenrevolution hat kein Interesse daran, 
die Nazis zu beseitigen, sondern sie nur zu zähmen und an ihren Karren zu spannen“. 
Ebenso ermahnte Keil: „Neben der faschistischen steht die monarchistische Gefahr. 
Niemand kann wissen, ob nicht die heute gegeneinander stehenden feindlichen Brüder sich 
bald wiederfinden und gemeinsam die Bastion der Republik bestürmen werden.“ 
Schleicher scheiterte ebenso rasch wie Papen gescheitert war. Der Parteivorstand der SPD 
setzte sich durch und brachte die Gewerkschaften auf Linie. Hitler gewann den 
innerparteilichen Machtkampf gegen Strasser. Als Schleicher den Staatsnotstand erklären 
wollte, verweigerte Hindenburg seine Einwilligung. Der Reichspräsident hatte sich nach der 
sogenannten Herrenklub-Rede Papens, in deren Anschluss Papen zwischen führenden 
Männern der Wirtschaft und Hitler vermittelt hatte, erneut seinem vormaligen Reichskanzler 
zugewandt. Papen hatte Hitler am 16. Dezember ein Bündnisangebot unterbreitet, das 
dieser nicht ablehnen konnte. In einem Duumvirat sollten beide Männer an der Spitze des 
Staates stehen und die Regierungsgeschäfte gemeinsam leiten. Hitler sah hierin den 
Wegbereiter für seine Alleinherrschaft. Am 30. Januar 1933 ernannte der 85-Jährige 
Reichspräsident Hitler zum Reichskanzler. Der Vorhang war gefallen.     
Für die württembergischen Sozialdemokraten blieb die Lage zunächst vergleichsweise 
entspannt. Schumacher und Keil unterstützten den Legalitätskurs des 
Reichsparteivorstands. Der Boden der Verfassung, die seit Brünings Amtsantritt 
systematisch unterwandert worden war, galt den sozialdemokratischen Führern auch in 
diesen Tagen als Grundlage ihrer eigenen Politik. Zudem hatte sich die Angst, durch 
außerparlamentarische Aktionen einen Bürgerkrieg zu provozieren und hierfür die 
Verantwortung übernehmen zu müssen, im Führungskader so verinnerlicht, dass der Aufruf 
zum Kampf auf der Straße nie ernsthaft in Erwägung gezogen wurde.  
Der württembergische Landtag tagte auch nach dem 30. Januar. Die nationalsozialistische 
Fraktion tat sich auch zu diesem Zeitpunkt im Halbmondsaal außerordentlich schwer. Die 
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württembergische Regierung zeigte sich selbstsicher und Bolz machte in seiner sogenannten 
„Ulmer Rede“ sein Verhältnis zum Nationalsozialismus deutlich: „Warum hat die Regierung 
[im Reich, die Verf.] den Vierjahresplan noch nicht vorgelegt? Weil sie keinen hat. Sie hat 
nicht so viel, was unter den Fingernagel geht.“ Dies waren deutliche Worte, die jedoch den 
Staatspräsidenten keineswegs an die Seite der republiktragenden Parteien stellten. In einem 
Schreiben an Reichsinnenminister Frick betonte Bolz, Württemberg sei  neun Jahre „ohne 
Marxisten“ regiert worden, was zu „geordneteren Verhältnissen“ geführt habe als anderswo. 
Zudem verwarnte er die „Schwäbische Tagwacht“ wegen ihrer Gangart gegen Göring. Diese 
politische und moralische Kompromissbereitschaft musste auf sämtliche Republikaner 
Württembergs desillusionierend wirken. 
Im Februar 1933 – die Neuwahlen des Reichstags waren auf den 5. März festgelegt - hielten 
die württembergischen Sozialdemokraten zahlreiche Versammlungen und Veranstaltungen 
ab, in denen die Redner wiederholt betonten, Hitler werde in der deutschen Geschichte eine 
Episode sein, nicht aber Epoche machen. Auch Kurt Schumacher stützte diese Formel und 
sah in der faschistischen Bewegung die „letzte Reserve des Kapitalismus“. Diese Haltung 
war zwar analytisch nachvollziehbar, hemmte jedoch die antifaschistische Schlagkraft, da sie 
den 30. Januar relativierte und im Grunde verharmloste. Bereits während des Wahlkampfes 
und vor allen Dingen nach dem Reichstagsbrand waren zahlreiche sozialdemokratische 
Zeitungen verboten worden. Die württembergische Parteipresse blieb davon zunächst 
verschont und konnte also agieren. Die Reichstagswahlen ergaben trotz des ungleichen 
Wahlkampfes der Parteien keine absolute Mehrheit für die NSDAP. In Stuttgart rüsteten sich 
in der Folgenacht Reichsbanner und Eiserne Front auf Initiative Erwin Schöttles, Keils und 
Schumachers zum gewaltsamen Widerstand. Hierzu kam es allerdings nicht, da das Signal 
zum Losschlagen seitens der Parteiführung ausblieb. Immerhin hatten Schumacher und 
sogar Keil ein gewaltsames Vorgehen nicht von vornherein boykottiert, wenn sie die 
Mobilmachung ihrer Männer organisierten.  Am 8. März sagte Schumacher eine 
Versammlung ab, da ihm Anschlagspläne der SA gegen seine Person zugetragen worden 
waren. Die Agitation des herausragenden Redners der württembergischen Sozialdemokratie 
war damit eingestellt. Zwei Tage später erschien die letzte Ausgabe der „Schwäbischen 
Tagwacht“, am 10. März erfolgte ihr Verbot. In der Nacht vom 10. auf den 11. März kam es in 
Württemberg zu Massenverhaftungen, denen zahlreiche Sozialdemokraten zum Opfer fielen. 
Keil riet den sozialdemokratischen Beamten öffentlich zum Austritt aus der Partei, um ihre 
berufliche Stellung zu schützen. Dieser Aufruf kam im Grunde einer Selbstauflösung gleich 
und zeigte eine gefährliche Kompromissbereitschaft des Parteiführers. Die Niederlegung der 
Parteiämter von Keil und Rossman am 10. Mai und deren Mahnung an die 
sozialdemokratischen Abgeordneten, die „Neugestaltung Deutschlands im Sinne der 
nationalen Revolution zu unterstützen“, kamen nicht nur einer totalen Kapitulation gleich, 
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sondern galten darüber hinaus vielen Genossen als Gipfel einer feigen Opportunität. Auch 
die Enthaltung der SPD-Fraktion im württembergischen Landtag bei der Abstimmung zum 
Ermächtigungsgesetz – die Reichstagsfraktion hatte trotz schwierigster Umstände gegen das 
Gesetz gestimmt -  war ein politischer Akt, der für viele Sozialdemokraten unentschuldbar 
war. Kurt Schumacher urteilte 1945, als Keil und Rossmann erneut eine tragende Rolle in 
der Partei beanspruchten: „Rekonstruieren wir doch einmal den Fall vom Frühjahr 1933. 
Damals haben Wilhelm Keil und Erich Rossmann in einer für Deutschland glücklicherweise 
einzigen Art eine Kapitulation vor dem Nazi vollzogen, die selbst für das Jahr 1933 
unentschuldbar ist, so schmählich und sinnlos war sie … Wir wünschen eine Massenpartei 
und keine Gemeinde der Heiligen. Wenn aber jemand politisch sichtbar herausgestellt wird, 
dann darf er nicht einmal einen Bruchteil von dem getan haben, was die beiden taten … Es 
gibt eben ein Minimum an charakterlicher Grundlage in der Politik…“    
Wenn Schumacher 1945 ein solch vernichtendes Urteil aussprach, so geschah dies 
sicherlich unter den unmittelbaren seelischen Auswirkungen seines jahrelangen 
Leidensweges durch die nationalsozialistischen Konzentrationslager. Tatsächlich hatten Keil 
und Rossmann jeden Widerstand verweigert. Dennoch blieben sie Demokraten. Die 
gegenseitigen Beschuldigungen und Schuldzuweisungen nach dem Ende des Dritten 
Reiches ließen leider viele in dieser Diskussion vergessen, dass keiner der 
sozialdemokratischen Führer Schuld auf sich geladen hatte. Die Weimarer Republik war am 
allerwenigsten an der SPD gescheitert. Ein von den Sozialdemokraten gestützter 
gewaltsamer Widerstand hätte Weimar nicht retten können. Mit Ausnahme der KPD war 
neben der SPD keine Partei eindeutig antifaschistisch ausgerichtet. Sowohl das Zentrum als 
auch die Liberalen hatten sich zu Koalitionsverhandlungen mit den Nationalsozialisten bereit 
gefunden. Das Zentrum hatte im Reich seit 1930 und in Württemberg seit 1928 das 
parlamentarische System unterwandert und systematisch demontiert. Da auch die 
Kommunisten das parlamentarische System bekämpften, war die deutsche Sozialdemokratie 
schließlich die einzige republikanische Kraft am Ende der Weimarer Republik. Was also 
hätte der Kampf auf der Straße ausrichten sollen? Hätten in diesem Fall nicht zahlreiche 
Arbeiter ihr Leben gelassen, um am Ende vor der Tatsache einer wie auch immer gearteten 
bürgerlich-konservativ restaurierten Staatsform zu stehen, die ihnen ein wirkliches 
Mitspracherecht verweigerte?  Die Verweigerung jedes gewaltsamen Widerstands zeigte im 
Grunde nichts anderes als ein intaktes Verantwortungsbewusstsein der Parteiführung für ihre 
Mitglieder. Die Träger der Weimarer Demokratie wurden also durch ihre eigenen Skrupel 
ausgebremst, und scheiterten zudem an der Skrupellosigkeit ihrer politischen Gegner. 
Von den 22 sozialdemokratischen Abgeordneten des württembergischen Landtags entschied 
sich mehr als die Hälfte für den Verbleib im Deutschen Reich und blieb vor dem Terror der 
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Nationalsozialisten weitestgehend verschont, darunter auch Wilhelm Keil, der jeden 
organisierten Widerstand als zwecklos erachtete. In den nächsten Jahren schrieb er zwar 
wiederholt Fürschreiben für inhaftierte Genossen – so auch für Kurt Schumacher -, eine 
illegale Tätigkeit kam aber für ihn nicht in Frage. Zahlreiche württembergische 
Sozialdemokraten wurden bereits 1933 verhaftet und deportiert, so Kurt Schumacher und 
auch Erich Rossmann. Für manchen Genossen waren die nationalsozialistischen 
Konzentrationslager die letzte furchtbare Station. Karl Ruggaber starb 1936 an den 
Haftfolgen. Seine Trauerfeier wurde zu einer Demonstration der Republikaner gegen das 
Dritte Reich. 
Erwin Schöttle emigrierte in die Schweiz und später nach England und war die treibende 
Kraft des württembergischen Widerstands. Der Widerstand der deutschen Sozialdemokratie 
gegen den Nationalsozialismus war ein Widerstand des geschriebenen Wortes. Sämtliche 
sozialdemokratische Widerstandsgruppen, ob unter der Führung der Sopade oder autonom, 
fokussierten ihre Arbeit auf die Aufklärung der deutschen Bevölkerung wie des Auslands 
über das nationalsozialistische Regime. Gewaltsame Aktionen wurden auch in den 
Folgejahren von der Parteiführung verweigert.  
Die Beschäftigung mit der württembergischen Sozialdemokratie in den Jahren 1928 bis 
1933/34 führt zu einem von der Reichsgeschichte deutlich abweichenden Urteil über den 
Untergang der Weimarer Republik. Die SPD wurde in Württemberg unabhängig ihrer 
gemäßigten Haltung, den Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise und dem Erstarken des 
Nationalsozialismus entmachtet. Das Zentrum hatte sich 1928, trotz der Möglichkeit zur 
Bildung einer Weimarer Koalition, für die Konstituierung einer Minderheitsregierung 
gemeinsam mit dem Landbund und der reaktionären Bürgerpartei entschieden. Durch diese 
richtungsweisende Koalitionspolitik schied das Zentrum in Württemberg aus dem Kreise der 
republiktragenden Parteien aus und bewirkte die Isolation der württembergischen 
Sozialdemokratie, der stärksten Fraktion im württembergischen Landtag. Die 
kompromisslose Ablehnung der Sozialdemokratie als potentiellen Koalitionspartner durch 
das Zentrum zeigte dabei unmissverständlich den hohen Grad ihrer politischen 
Entmachtung. Wenig später traten jener Bürgerblockregierung die Liberalen bei. Im 
württembergischen Landtag war nun nach dem Eintritt von DDP und DVP in die Regierung 
keine Partei mehr vertreten, mit der die SPD hätte zusammen arbeiten können. Im Gegenteil 
fokussierte sich alle Kritik der übrigen Parteien, der bürgerlichen wie der linken und auch der 
konservativen Fraktionen, auf die Sozialdemokraten. Betrachtet man die deutsche 
Sozialdemokratie als die Weimarer Partei schlechthin, so bedeutete ihre Isolation in 
Württemberg nichts anderes, als dass die Republik zwar bei den Landtagswahlen von 1928 
durch das Wählervotum eine Mehrheit erhalten hatte, das Zentrum jedoch seine 
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Zusammenarbeit verweigerte und damit das Weimarer parlamentarische System in 
Württemberg demontierte.  
Die Konzeptionen, welche die württembergische SPD-Führung gegen ihre zunehmende 
Isolation entwickelte, basierten auf der tiefen Überzeugung, allein das Volk könne durch sein 
Votum über das Schicksal der Republik entscheiden. Ihre Aufgabe sahen die Parteiführer 
zunächst lediglich in ihrer Oppositionsrolle, die Koalition zu kontrollieren und den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Regierungspolitik zu überwachen. Diese Aufgabe nahm die 
sozialdemokratische Fraktion durchaus wahr. Mit der Verfassungsklage gegen die 
württembergische Regierung und einer aktiven Rolle auf den Oppositionsbänken kam sie 
dieser Pflicht nach. Die parlamentarischen Möglichkeiten der sozialdemokratischen Fraktion 
waren damit gleichsam ausgeschöpft. Was hätte sie darüber hinaus auch tun können? Dies 
zumal Eugen Bolz seit 1929 mit dem Eintritt der Liberalen in seine Regierung eine Mehrheit 
auf sich vereinigen konnte und von daher jede außerparlamentarische Maßnahme einer 
Nichtachtung des Wählervotums gleichgekommen wäre. 
Die Unterstützung Brünings glich einem ohnmächtigen Jonglieren gegen die reaktionären 
Kräfte. Durch die Tolerierungspolitik gegenüber Brüning zugunsten des kleineren Übels und 
zur Bewahrung der sozialdemokratischen Bastion in Preußen geriet die SPD mehr und mehr 
in den Strudel von Immobilismus und Attentismus. Doch welche Alternativen blieben der 
Parteiführung? Auch bei einer konsequenten Oppositionspolitik, dies zeigt das Beispiel 
Württembergs, hätte die deutsche Sozialdemokratie keine entscheidende Weiche für die 
Republik gestellt. 
Die parlamentarische Grundhaltung änderte sich bei den Parteiführern auch nicht am 20. Juli 
1932. Die preußische Regierung war lediglich geschäftsführend im Amt gewesen und hatte 
demzufolge, so Otto Braun, seitens der Bevölkerung nicht die Legitimation, derer sie für 
einen eventuellen außerparlamentarischen Kampf auf der Straße bedurft hätte. Brauns 
Argumentation war exemplarisch für die gesamte Führungsspitze der Partei: Die Wähler 
hatten mit demokratischen Mitteln die Demokratie abgewählt. Damit fehlte der deutschen 
Sozialdemokratie in ihrer eigenen Beurteilung jede Berechtigung, den Kampf für die Republik 
auf die Straße zu verlagern. 
Der 30. Januar 1933, die letzte Möglichkeit für alle antifaschistischen Kräfte loszuschlagen, 
bedeutete für die SPD keine tatsächlich veränderte Situation. Hitler war zum Reichskanzler 
ernannt, jedoch hatten bereits Papen und Schleicher demonstriert, dass Weimar ihre Sache 
nicht war. Die NSDAP zählte nach den Reichstagswahlen vom 5. März 1933 deutlich mehr 
Stimmen als SPD, Liberale und Zentrum gemeinsam. Was hätte der Kampf auf der Straße 
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bewirken können? Möglicherweise eine Rückkehr des Volkes zur Republik oder die 
Errichtung eines basisdemokratischen Staates? So sicher waren die NSDAP-Wähler ihrer 
Sache nicht, dies hatten die Novemberwahlen von 1932 gezeigt. Der Kampf auf der Straße 
hätte also durchaus dem Nationalsozialismus eine entscheidende Niederlage beibringen 
können und sicherlich wäre jedes System besser gewesen als das nationalsozialistische 
Regime. Doch blieb nicht die Grundformel der deutschen Sozialdemokraten, Hitler werde 
Episode sein und nicht Epoche machen, realistischer als die Annahme einer zwölf Jahre 
währenden Diktatur? Die Wahlversprechen der NSDAP waren ohne einen anschließenden 
Staatsbankrott nicht zu realisieren. Die Hoffnungen der Bevölkerung, so die Prognose der 
Republikaner, mussten nach kurzer Zeit einer allgemeinen Ernüchterung weichen und damit 
das Ende Hitlers vorzeichnen. Die Skrupellosigkeit, mit der die Nationalsozialisten in den 
kommenden Jahren ihre Ziele verfolgten, übertraf  noch zu diesem Zeitpunkt jede 
Vorstellungskraft. Im Gegensatz dazu verboten die Skrupel der demokratischen Kräfte den 
Aufruf zu einem blutigen Bürgerkrieg mit ungewissem Ausgang.  
Weimar scheiterte in seinen letzten Tagen an der Skrupellosigkeit seiner Gegner und an den 
Skrupeln seiner Befürworter. Otto Wels rief in seiner Rede zum Ermächtigungsgesetz am 23. 
März 1933 den Nationalsozialisten und seiner eigenen Fraktion zu: „Wir sind wehrlos, 
wehrlos ist aber nicht ehrlos“. Die Republik von Württemberg war keine wehrhafte 
Demokratie gewesen wie die der Bundesrepublik. Die freiheitliche Grundidee der Weimarer 
Verfassung hatte ihren Gegnern Raum für die Zerstörung des parlamentarischen Systems 
gegeben und ihren Befürwortern zu wenig Fundament, um die Republik zu schützen.  
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12. The SPD of Württemberg 1928-1933/34 
 
The present assignment deals with the social democracy in Württemberg during the last 
years of the "Weimarer Republik", starting with the year 1928. While the national SPD (Social 
Democratic Party) formed the grand coalition under the social democratic chancellor 
Hermann Müller after the Reichstag election in 1928 and also took active charge of the 
government, the SPD of Württemberg, although being the main force in parliament,  was 
excluded from the government formation after the parliamentary elections. The Zentrum 
(Center Party) decided against the creation of the so called "Weimarer Koalition" (Coalition of 
Weimar), which would have had a majority after the elections in Württemberg but formed a 
minority government including the ultraconservative National Rural League (Landbund) 
instead. Therefore the Zentrum, under the leadership of Egon Bolz initiated a process that 
carried the SPD more and more towards political isolation. The SPD of Württemberg tried to 
fight against this isolation through various votes of no confidence in parliament and a 
constitutional challenge at the state court of justice against the "unconstitutional government 
in office", without any success. When the Liberal Party helped the governing coalition to 
obtain a majority by entering the government in 1930, the SPD remained the only real 
republican force in parliament. The state Württemberg was actually damaged by the 
willingness shown by Zentrum and Liberal party to find a compromise with the anti republican 
Landbund in order to maintain the governmental coalition. 
There are several reasons why the Zentrum relentlessly rejected the SPD. The fact that the 
social democracy of Württemberg had a rather moderated orientation which could allow this 
party to become a pleasant potential coalition partner shows that the refusal to form a 
coalition must be due to personal interests of the Zentrum´s leaders. 
Nevertheless the SPD tried to demonstrate its political aims through its voices in parliament 
and the party´s own press, although without success, as the government of Württemberg 
ignored almost all petitions and proposals. During the election campaign in 1928 the SPD of 
Württemberg had proposed issues such as the introduction of the 8th grade of middle school 
and the payment of civil workers. Also after its exclusion from the government, in the years 
that followed,  the SPD made itself heard in political discussions related to the Panzerkreuzer 
A, the petition for a referendum against the Young-plan, the dissolution of the 
fideicommissum, the paragraph 218, the new municipal code in Württemberg, the increasing 
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unemployment, ecc, therefore dealing with national and regional politics as well as social and 
sociopolitical issues. 
The party´s leadership and basis focused more and more on the growing strength of the 
National Socialism. Wilhelm Keil and Kurt Schumacher, the party´s leaders, spoke against 
fascism and National Socialism on public meetings and the party´s press published daily 
comments and arguments against the NSDAP. Therefore the social democrats became the 
national socialists ´most aggressive opponent and Kurt Schumacher their intimate enemy. 
Schumacher shouted at the Reichstag in 1932, that "The whole national socialist agitation is 
a continuous appeal to men´s weaker self", and that the NSDAP has "managed the complete 
mobilisation of stupidity".  
 
However, the social democrats fought the national socialism just with words and refused an 
extra parliamentary battle. The social democracy in Germany and also in Württemberg 
possessed a political identity about democracy and the republic  that excluded street battles 
as a political tool against the enemies of the republic from the very beginning and this fact 
diminished and hindered the party´s ability to fight. 
The dichotomy of the party was immersed and became evident in 1932. This year the 
elections to the parliament of Württemberg, two Reichstag elections and the election of the 
Reichspräsident were held.  The election campaign of the social democrats in Württemberg 
was directed against all other anti republican parties, but at the same time they supported the 
reelection of the ultraconservative Reichspräsident Hindenburg.  
The election campaign was also influenced by the fact that the Zentrum as a potential 
political partner could not be openly attacked. This was a political balancing act for the 
protection of a republic which not longer existed. Reichskanzler Brüning had already 
dismantled the republic through his Notverordnungspolitik. Even in this context the social 
democrats had avoided confrontation and had tolerated Brüning´s policy to save the republic. 
In July 20th of 1932, the so called "Preußenschlag", also became a demonstration of the 
social democratic immobilism. The fear of a civil war hung heavily over the party´s 
leadership. This political attentism and immobilism of the SPD in Württemberg had been the 
consequence of the Zentrum´s coalition refusal since 1928 and the result of the political 
isolation. For the national SPD, this imposed immobilism started with Brüning´s 
Notverordnungspolitik. 
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 The Growth of the Nazi-Power did not change the attitude of the social democracy in 
Württemberg and in Germany. Due to the belief that Hitler would only be an episode, but not 
an epoch, the leadership in Stuttgart as well as in Berlin was afraid of provoking a civil war. 
They were stopped by their own scruples and they were defeated by their unscrupulous 
opponents. The social democrats reacted with helplessness and dismay when Hitler became 
chancellor in January 30th  off 1933 and when he proclaimed the Ermächtigungsgesetz in 
March 23rd of 1933. " We are defenceless, but defenceless is not honourless," the party 
leader Otto Wels shouted at the Kroll Opera House, as well as "They can take away our 
freedom and our life, but not our honour." The leadership of Württemberg decided on the 
self-dissolution of the party in order to protect its members and therefore fatally assumed the 
responsibility for a policy that the party had not made. The national SPD refused to do the 
same in June 22nd of 1933 the SPD was banned by the national socialists. After the ban on 
the party some members fled abroad and organised the resistance against Hitler. The 
leaders of the exiled SPD, the Sopade, were in Prague. The fight against the Third Reich, 
organised abroad, was almost exclusively a "battle of words", too. Many party members were 
arrested and murdered. Kurt Schumacher, who passed through various concentration 
camps, survived. Some social democrats decided on the inner exile: they stayed in Germany 
and kept quiet, for example Wilhelm Keil, who remained largely unnoticed by  the national 
socialists. 
The history of the social democratic party of Germany in the Weimar Republic is also the 
history of the political development and of the defence of the German democracy. The study 
of the state Württemberg gives new insights into the grounds why the republic failed. The 
reasons for the failure of the republic in Württemberg were different to the reasons in Berlin 
and offer new ways to interpret the question: How was Hitler possible? 
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Anhang: Statistik 
Abb.1: Mitgliederanteil der zehn größten Ortsvereine an der Gesamtmitgliedschaft der SPD 
in Württemberg 1921,1925, 1928 
Abb.2: Die Reichstagswahlergebnisse der SPD 1928 in den zehn größten Städten 
Württembergs 
Abb.3: Landtagswahlergebnisse in Württemberg 1928 
Abb.4: Landtagswahlergebnisse in Württemberg 1932 
Abb.5: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1928-1933 
Abb.6: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1928 
Abb.7: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1930 
Abb.8: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1932-I 
Abb.9: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1932-II 
Abb.10: Reichstagswahlergebnisse in Württemberg und im Reich 1933 
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